
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruhe
Geschichte der Stadt und ihrer Verwaltung

1852 - 1874

Weech, Friedrich

Karlsruhe, 1904

Innere Verhältnisse und Zustände

urn:nbn:de:bsz:31-17294

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-17294


— 2 ETTTTETTTTTGbbTTGTbTTTTTTTrTcccbb

RRRRRRPRD

E N NEFEPERRR

Innere Verhältniſſe und Zuſtände .

Jine der wichtigſten Aufgaben , die im Laufe der letzten
Jahre dieſes Zeitabſchnittes der ſtädtiſchen Verwal —

tung geſtellt waren , beſtand in der Erweiterung der

ſtädtiſchen Gemarkung . Es waren allerdings zunächſt
nur Anfänge , denen erſt nach 1874 ſolche Erweiterungen planmäßig
und in größerem Umfange folgten .

Es hing mit der Art , wie die Reſidenzſtadt Karlsruhe mitten im

Waldgelände entſtand , zuſammen , daß ihre Gemarkung ſehr klein war .

Ihr Flächeninhalt betrug im Jahre 1715 nur 158 Hektar . Von da

bis zum Schluſſe des 18 . Jahrhunderts wurden der Stadt nur ein

kleiner Platz (1 ha 84 a) , den ſie 1779 zum Zwecke der Verlegung
des Friedhofes erhielt , ſowie im Jahre 1795 der Kloſteracker und die

Hardwinkelgärten ( 18 ha 82 a) aus herrſchaftlichem Beſitz über⸗

wieſen , dieſes alles Feld - und Wieſengelände im Banne des Kammer⸗

gutes Gottesaue . Hier erwarben viele Einwohner von Karlsruhe
Gärten , da die in der bisherigen Gemarkung gelegenen Hausgärten
in Folge der fortſchreitenden Ueberbauung mehr und mehr verſchwanden .
Dazu kam im Jahre 1800 eine größere Erweiterung des ſtädtiſchen

„) Vergl . Chronik der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Karlsruhe für das

Jahr 1891 , wo eine Darſtellung der Entwicklung der Karlsruher Gemarkung
von Stadtbaumeiſter H. Schück benützt iſt .
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Bannes durch die Erwerbung des Beiertheimer Wäldchens und zweier
kleinerer Geländeſtriche ( 24 ha 7 a) von der Gemeinde Beiertheim ,
wodurch die Anlage der Kriegsſtraße und die Durchführung der

Ettlingerſtraße möglich wurde , ſowie in den Jahren 1804 , 1806 ,
1808 und 1809 durch verſchiedene Grundſtücke ( zuſammen 30 ha 55 a) ,
teils zur Vergrößerung der 1795 erworbenen Gärten , teils zur

Abrundung des neuen Stadtgebietes im Süden . Durch die Vereinigung
von Klein - Karlsruhe , das bis dahin eine beſondere Gemarkung ge —
bildet hatte , mit der Stadt im Jahre 1810 wurde deren Flächen —
inhalt um 8 ha 25 a vermehrt . Hiezu kamen im Laufe der

Jahre 1812 bis 1858 verſchiedene kleinere Geländeparzellen , davon

3 zur Erweiterung des Friedhofes .
Im Jahre 1867 begannen erſt Erweiterungen des Stadtgebietes

in größerem Umfang . In dieſem Jahre ging das ( 11 ha 11 à 11ͤ qm

große ) Sallenwäldchen in Karlsruher Gemarkung über . Dieſes war

im Jahre 1800 von der herrſchaftlichen Verwaltung aus dem Güter⸗

beſtande des Kammergutes Gottesaue als Entſchädigung für das

an Karlsruhe abgetretene Gelände an die Gemeinde Beiertheim über —

wieſen und 1823 vom Staate „ zum Zweck der Verſchönerung der

Umgebung der Reſidenz “ erworben worden , die Stadt Karlsruhe hatte
die Umgeſtaltung des Wäldchens zu einer Anlage mit einem Auf⸗
wande von etwas mehr als 3000 Gulden und die Unterhaltungskoſten
übernehmen müſſen . Die ſchon damals beſchloſſene Vereinigung des

Wäldchens mit dem Stadtbanne konnte aber aus verſchiedenen Gründen ,
zum großen Teil wegen des dieſer Vereinigung entgegengeſtellten⸗
Widerſtandes der Gemeinde Beiertheim , erſt 1867 erfolgen . 1870 er⸗

folgte der Übergang eines Teiles des Gottesauer Bannes und 1873

des ganzen Kammergutes Gottesaue in die Gemarkung der Stadt

Karlsruhe . Die zu dieſem Ergebniſſe führenden Verhandlungen
zwiſchen dem Gemeinderat und der Domänendirektion , bei welchen
Oberbürgermeiſter Lauter nebſt den Gemeinderäten Wielandt und

Lang als ſtädtiſche Vertreter thätig waren , begannen ſchon im Jahre
1871 und fanden ihren Abſchluß in einem Vertrage , welcher die

Stadt zur Bezahlung einer Entſchädigung von 12000 Gulden an

das Domänenärar verpflichtete .
neuen Erwerbung betrug 253 ha 38 qm . Im Jahre 1874

genehmigte der Bürgerausſchuß den Erwerb des Eigentums - und des

Der geſamte Flächeninhalt dieſer
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J. Grossſierxogl . Residenx Schloss . 2. Hofbibliothelh und Naturalientabinet . 3. Hofhiichie.
Nöndliche Seitèe d . Langen Strasse .

Strassenbau Direcin . 17 . Kadettenpiaus . 18 . Münzxe . 19 . Malerschelle . 20 . Pfründnerhaus .
7 . Durlacher Nhior . S. Veteninùrschuile . Y. Lorgelitisches Gemeinde Haus . 10 . Metscu⁴,n. , II . Minisim , d. Innern . 12. Kriegs Minisin . 18. Kunsthinlle .

( Gasthäte I. Englischien Hof . II . Erbprinaen . II . HRöm. Kaiser .

4. Marställe . 5. Ho,f Nhieater . 6. Vinana Mintstertum .
21 . Meihilburgen Llior .

Id . Hotantschen Ganten . I5 . Eyrang . Sehiu ' llehnen Seminar . 16. Vassen d.
22 . Linſteneimer NMor .

I . Vyiedrichs Thon . 9. Blirgen Hospital . 3. Evang . Stadt Kirche . 4. Lijfceum .
13 . Meseumsgarten .

Sũudliehe Seitèe den Langen Strasse .
3. Palais I . GG . HH . d. Hrn . Marlern . Milhelm it. Macimelian . 6. Etilingen or . F. Fathaus . S. Garten Sr. , Kgl . Holit , des Grossſieraohιss , Y. Landstands Gehdude . J10. Kathiolisct,,Wͤ [ b( reſie .

I4 . Palais Ili Kgl . Holit den Fra Urossſieræchin Sopliie . Iõ. Karlsthior . 16 . Watsenhants . I7 . Diaconissen - Anstalt . 18 . Molitàn Spital . 19. Al. Frang . Garn . Kinche . ( Gasthiùfe ) L Grunen Hof . II . Krel

II . Ministenium d. au,sötdint . Angelegenhε¹TVL .
Il Haliningen Hof . IV . Fariser Hof . V. x.

I2 . Palais &Sr. Diereſilt , d. Finsten . Nirstenberg .
Peissen Badren .
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Gemarkungsrechtes eines Teils der Schieß⸗ und Reuthewieſen ( 7 ha

53 à 92 qm ) von der Gemeinde Beiertheim . Gleichzeitig wurde

eine bereits im Beſitze der Stadt befindliche Parzelle der Gemarkung

Beiertheim in den Langbruchwieſen ( 39 àa 6 qm) , in die ſtädtiſche

Gemarkung aufgenommen . Als Erſatz erhielt die Gemeinde Beiertheim

domänenärariſche Wieſen , welche die Stadt aus ihrer Gemarkung

ausſchied , und für die ſie der Domänendirektion die Summe von

68 019 fl. 30 kr. bezahlte . Durch dieſes Tauſchgeſchäft , welches

erſt im Jahre 1875 vollſtändig zum Abſch luſſe kam , verringerte ſich

der Flächeninhalt der ſtädtiſchen Gemarkung um 7 ha 45 à 34 qm ,

den Umfang , um welchen dieſe Wieſen jenen der erworbenen übertrafen .

Bewegung der Vevölkerung .

Vom Jahre 1852 an ſehen wir in Karlsruhe eine fortwährende

Zunahme der Bevölkerung , wie die — — Tabelle —.

1852 . 1 8⁵511858 . 1861 1864 1867 . 1871 . iem1875 .

—-— — —
5 1 — — E

Familien bezw . Haus⸗

haltungen . . . 4231/4273 4 574 44581 5 691/6159 7039 , 8551

Perſonen . . 2429925 16325 762 . 27 103. 30 367%35 004.36 582

Männliche . . . 12 374 ( 12 867 1333914 243 15 813016 334 19 154 21 793

Weibliche . .. 11 925,12 296 12423 ( 12 860 . 14 554%5 661 17 428 20
946

Evangeliſche . . . . 14 11414167,14 416 ( 14 993 16 810 1762419 86122 887

Katholiten 9 108 9 962 10 32211 0²³ 12 349 13 1 2915 32318 158

aen 073 10330 1 024 1 1 1 1 108 1 329 1487

Von 1852 bis 1875 ergibt ſich eine Zunahme der Bevölkerung

um 18 440 Perſonen .

Der Plan der Stadterweiterung von 1857 .

Die erhebliche - und vorausſichtlich von Jahr zu Jahr ſich noch

erhöhende Zunahme der Bevölkerung Karlsruhes machte eine Er⸗

) Aus den Beiträgen zur Statiſtik der inneren Verwaltung Heft 1, 4,

10 . 13 , 20 , 28 , 35 und 39. Von obigen Ziffern weichen jene , die auf der

2 . lungsweiſe des Zollvereins beruhen , etwas ab .
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weiterung der Stadt dringend nötig und erheiſchte die Aufſtellung
eines neuen Bauplanes , der allen an die Gemeindeverwaltung heran —
tretenden Anforderungen auf abſehbare Zeit genügen ſollte . Nach

längeren Verhandlungen im Gemeinderat und mit den zuſtändigen
Staats⸗ und Hofbehörden wurde dieſer Bauplan im Auguſt 1857

genehmigt . Danach bildeten nunmehr die Grenzen des Stadtbau —

bezirkes neben dem Schloßbezirk gegen Norden die Mühlburger
Allee von der Linkenheimer Straße an in gerader Richtung bis zur

verlängerten Kriegsſtraße , gegen Weſten die Kriegsſtraße , welche
am Mühlburger Thore vorüber zum Promenadehauſe führte , gegen

Süden die Kriegsſtraße vom Promenadehauſe am Ettlinger - und

Friedrichsthore vorüber bis zum Militärwaſchhauſe , gegen Oſten
die Linie von hier in einem rechten Winkel auf die ſüdweſtliche Ecke

der Friedhofmauer und von da längs des Steinſchiffkanals an das

Durlacher Thor . Die unbebauten Grundſtücke dieſes Stadtbaubezirkes

ſollten nach Bedürfnis diſtriktweiſe zum Überbauen eröffnet werden ,

wobei das Zwangsabtretungsgeſetz zur Anwendung kommen würde .

Vorerſt wurde der Baubezirk zwiſchen der Amalienſtraße , der

Karlsſtraße und der vom Karls - bis zum Mühlburgerthor hinziehende
Teil der Kriegsſtraße zum Überbauen beſtimmt . Es wurde die An⸗

lage einer neuen Straße vom Karls - bis zum Mühlburgerthore längs
der Kriegsſtraße , in der Breite der Lindenſtraße , die Verlängerung
der Schlachthausſtraße und der Hirſchſtraße bis zur Kriegsſtraße und

die Herſtellung einer zweiten neuen Straße beſchloſſen , welche 100

Fuß oberhalb des Landgrabens von der Kriegsſtraße mit der Langen

Straße parallel in die Schlachthausſtraße hinziehen ſollte .

Es wurde beſtimmt , daß ſämtliche Abteilungen zwiſchen der

Amalien⸗ und Neuthorſtraße die geſchloſſene Bauweiſe ( Giebel an

Giebel ſtoßend ) erhalten und daß Hinterhäuſer nur dann , aber ſtets

in ſymmetriſch architektoniſchen Formen , an den Faſſaden der Straßen

aufgeführt werden ſollten , wenn ein Hausplatz vorn und hinten an

eine Straße ſtößt und nur 120 Fuß tief iſt , in welchem Falle auch
ein mit einem ſchönen Geländer verſehener Garten an die Straße

gelegt werden konnte .

Nur auf der ganzen Gemarkung außerhalb der Stadt , in dem

Beiertheimer Feldbezirk und auf dem Felde längs der Beiertheimer
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Promenade bis 150 Fuß von derſelben , wurde die Aufführung
von größeren Fabrik - und Gewerbsanlagen , Gartenhäuſern , Land⸗

häuſern ſowie der zum Betrieb eines für das Publikum unangenehmen
oder gefährlichen Gewerbes oder einer größeren Gärtnerei oder Land —

wirtſchaft nötigen Gebäude geſtattet , wobei die Front des Hauſes

gegen einen das Gut begrenzenden Weg gerichtet ſein mußte . Immer

aber wurde dabei vorausgeſetzt , daß der Bauplan den Forderungen

entſpreche , welche nach den Regeln der Baukunſt zur Verſchönerung
der Umgebung der Stadt erhoben werden können . Auch die Ein⸗

faſſung von Gärten — gegen die Straßen in Gitterwerk beſtehend —

wurde der öffentlichen Aufſicht und Genehmigung unterſtellt .

Beſondere Beſtimmungen handelten von den Gartenbezirken der

Augärten , der Kriegsſtraße und vom Beiertheimer Feldbezirke . Im

erſteren wurden die zwei hinteren , auf die Rüppurrer und Ettlinger
Landſtraße führenden Alleen auf 40 Fuß verbreitert und die erſte
Allee hinter dem Bahnhofe erhielt eine gerade , mit dieſem gleichlaufende

Richtung und eine Breite von 60 Fuß . Die Verbindung obiger
drei Gartenalleen in ſüdlicher Richtung ſollte durch zwei 40 Fuß
breite Straßen erfolgen , ſo daß in dieſem Bezirk ſechs Abteilungen
entſtehen ſollten . Zuerſt wurde die Herſtellung einer Allee hinter
dem Bahnhof (die ſpätere Bahnhofſtraße ) in ' s Auge gefaßt . Der

Gartenbezirk der Kriegsſtraße vom Ettlingerthor bis zum Promenade⸗

haus und von da bis zum Beiertheimer Felde ſollte drei Queralleen

als Fortſetzung der Kirſchenallee ( verlängerte Ritterſtraße ) , der Karls⸗

und der Schlachthausſtraße erhalten . Demnächſt ſollte die Anlegung
des Beiertheimer Viehtriebweges (heutige Gartenſtraße ) von dem

Punkte an , wo er mit der verlängerten Karlsſtraße zuſammentrifft ,
in gerader , mit der Kriegsſtraße parallel laufender Richtung bis

zum Beiertheimer Promenadeweg erfolgen . Für ſpäter war die Fort⸗

ſetzung der Karlsſtraße von da an , wo ſie den Beiertheimer Vieh⸗

triebweg trifft , in gerader Linie in das Beiertheimer Feld auf eine

Länge von 124 Ruthen vorgeſehen . Von da an ſollte ſie in einem

rechten Winkel gegen Oſten bis zum Beiertheimer Promenadeweg
und gegen Weſten bis zu der vom Mühlburger Thor zum Promenade⸗
haus ziehenden und von da über das Beiertheimer Feld verlängerten

Kriegsſtraße führen .
Durch dieſen Bauplan war auch eine bedeutende Verſchönerung

15 *



der Umgebungen der Stadt und eine anſehnliche Vermehrung der

angenehmen Spazierwege geſichert .

Die Crage der Stadterweiterung im Anfange
der 1870er Zahre .

Der wirtſchaftliche Aufſchwung , der alsbald nach dem Friedens —

ſchluſſe überall in Deutſchland ſich beobachten ließ , deutlicher vielleicht

noch in den ehemaligen Grenzlanden , die nun von der Befürchtung

befreit waren , bei einem Kriege mit den weſtlichen Nachbarn in erſter

Reihe bedroht zu ſein, machte es der Gemeindebehörde zur Pflicht ,

dafür Sorge zu tragen , daß die Baubezirke der Stadt weiter aus⸗

gedehnt würden .

Am 19 . April 1871 trat auf Anregung des Oberbürgermeiſters

Lauter und unter ſeinem Vorſitz eine Anzahl von ſachkundigen

Männern zuſammen und beſchloß die Aufſtellung eines neuen Bau —
0

bezw. Erweiterungsplanes für die Stadt Karlsruhe . Es waren

Oberingenieur Obermüller , Bezirksbauinſpektor Serger , Wieſenbau⸗

meiſter Kilian , die Bürgermeiſter von Mühlburg , Ganſer , und von

Beiertheim , Weber , die Karlsruher Gemeinderäte Lang und Meeß ,

Stadtbaumeiſter Gambs und der Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer —

und Straßenbauamtes , Gasdirektor Lang .

Am 14 . November vereinigten ſich die nämlichen abermals , um

im Anſchluß an die in der Zwiſchenzeit vorgenommenen Erhebungen

die Grundzüge für einen neuen Bebauungsplan endgiltig feſtzuſtellen .

Dabei wurden in einem Schlußprotokoll folgende Anordnungen

vereinbart :

1. Anlage einer Hauptſtraße von der Ettlingerſtraße , der

Augartenſtraße gegenüber , durch das Sallenwäldchen , über die

Schießwieſe und das Beiertheimer Feld gegen Weſten , parallel mit

der Langen - bezw. Mühlburger Landſtraße ;

2. Fortſetzung der ſüdlichen Kriegsſtraße vom Militärſpital

gegen Weſten ;
3. Fortführung der Karlsſtraße von dem Promenadeweg an

gegen Süden ; —

4. Fortſetzung der weſtlichen Kriegsſtraße vom Militärſpital⸗

gegen Süden ;
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5. Anlage einer Straße , 10 Meter von der weſtlichen Grenze
des Clever ' ſchen Bierkellergeländes ſenkrecht auf die Mühlburger

Landſtraße ſtoßend , gegen Süden . “

Durch dieſe 5 je 30 Meter breiten Hauptſtraßen zuſammen mit

der Ettlingerſtraße und der weſtlichen Kriegsſtraße ſollen 4 große
Baubezirke geſchaffen werden ;

6. Beſeitigung der zwiſchen dem Eiſenbahnverkehr 5
den Bedürfniſſen des erſten Baubezirkes , des Augartenſtadt⸗

teiles , beim Eiſenbahnübergang an der Ettlingerſtraße zunächſt durch
einen ſtets offenen Übergang für Fußgänger und Wagen , mit der

Zeit durch Herſtellung einer Überfahrt , Entfernung der während des

Krieges entſtandenen Verbindungsbahn über das Beiertheimer Feld ,

Umwandlung des Sallenwäldchens in eine Parkanlage , Auffüllung
der Schießwieſe , Erſtellung eines Saalbaues zu landwirtſchaftlichen ,

gewerblichen und Kunſtausſtellungen , zu Turn - und Sängerfeſten , zu

großen Konzerten , Landesverſammlungen von Vereinen , Feuerwehren
u ſ. f. auf der Schießwieſe ;

7. Verbindung des durch die Rheinbahn in zwei getrennte

Gruppen geteilten zweiten Baubezirkes durch eine in der

Richtung der verlängerten Hirſchſtraße zu erſtellende Überbrückung
dieſer Bahn .

Beſtimmung des der Stadt gehörigen Geländes weſtlich vom

W̃

5 zu einem öffentlichen Platze ( Marktplatz ) .

8. Bildung eines dritten Baubezirkes durch die weſtliche
und ſüdliche Kriegsſtraße und die unter 1 u. 5 genannten Haupt⸗

ſtraßen gebildet , der in 15 Bauquadrate auf bis jetzt ganz unbe⸗

bauten Flächen zerfällt .
9. Im vierten , an ſeinem öſtlichen Ende beinahe parallel

mit der weſtlichen Kriegsſtraße von der Eiſenbahn durchzogenen

Baubezirk kann öſtlich von der Bahn gerade noch eine Häuſerreihe
an der Kriegsſtraße angelegt werden . Teilung des weſtlich von der

Bahn gelegenen Geländes durch 2 von Nord nach Süd und 1 von

Oſt nach Weſt ziehende Straßen in 6 Quadrate . Fortführung der

Sophienſtraße parallel mit der Mühlburger Straße und dereinſtige

Mündung derſelben in ihrer geraden Verläugerung in Mühlburg .

Überwölbung des teilweiſe in die Mitte dieſer Hauptſtraße zu ver⸗

legenden Landgrabens ;
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10 . Keine Straße unter 15 , die Hirſchſtraße 18 Meter breit ;
11 . In den 30 Meter breiten 4 Hauptſtraßen Alleeanlagen in

der Mitte mit beiderſeitiger Fahrbahn und Gehwegen oder Fahrbahn
in der Mitte mit breiten Gehwegen und Vorgärten vor den Häuſern ,

Behandlung der Kreuzungen in Form von kleinen Plätzen ;
12 . In den Augärten Einlegung von Parallelſtraßen ( Wilhelm⸗

und Marienſtraße ) zwiſchen Schützen - und Bleichſtraße ſowie zwiſchen .

dieſer und der Augartenſtraße , Anlage eines offenen Platzes von

36 Meter Breite , zwiſchen Wilhelm - und Marienſtraße , Verlängerung

dieſer Straßen bei ſpäterer Überbauung der Auäcker , mit der Zeit

Einlegung zweier weiteren Querſtraßen zwiſchen dieſe von Nord nach.

Süd , und eben ſo vieler jene ſchneidenden von Oſt nach Weſt ;
13 . Für ein etwaiges Bauquartier öſtlich des Floßgrabens und

der Rüppurrer Landſtraße Inausſichtnahme einer Fortſetzung der

Schützen⸗ , Bleich - und Augartenſtraße mit entſprechenden Zwiſchen —

ſtraßen . Der ärariſche Gütercomplex , den die Großh . Landwirtſchafts⸗

ſchule benützt , bleibt vorerſt außer Berechnung . Verbeſſerung der

Verhältniſſe des Bahnübergangs am Friedrichsthor anzuſtreben ;
14 . Geringe Bauthätigkeit in dem durch Waldhorn - und Zäh⸗

ringerſtraße und den Steinſchiffkanal gebildeten Dreieck , bedauerlich⸗

wegen des Bedürfniſſes eines Erſatzes der dortigen kleinen , niederen ,

ungeſunden Häuſer durch beſſer gebaute höhere Häuſer . Mangel
eines bequemen Ausgangs dieſes Stadtteiles , beſonders der ſog. Inſel

nach dem Bahnhofe . Verlegung des Friedhofes deshalb anzuſtreben .

Zunächſt Überwölbung des Steinkanals bis zur Friedrichsthorbrücke
und Herſtellung einer Straße auf der Überwölbung ( 850 m lange

Baufront ) in ' s Auge zu faſſen ;
15 . Verlängerung der Kreuzſtraße nach dem Bahnhof erwünſcht ;
16 . Aufſtellung des weiteren Bauplanes — trotz dem Wunſche

nach Neubau und Höherbau der vielen kleinen Häuſer der inneren

Stadt — notwendig wegen Verſtändigung mit der Gemeinde Beiert⸗

heim über Beſtimmung der Baufluchten auf dem Beiertheimer Felde

nach denſelben Grundſätzen unter Vorbehalt ſpäterer Aufnahme dieſes

Feldes in Karlsruher Gemarkung .
Am Schluſſe des Jahres 1871 gab Oberbürgermeiſter Lauter

zu dem Protokoll vom 14 . November in einer öffentlichen Sitzung
des Bürgerausſchuſſes eine Reihe von Erläuterungen . Zunächſt teilte

üS
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er mit , daß im Intereſſe der Durchführung des neuen Stadterweite⸗

rungsplanes mit der Gemeinde Beiertheim ein Abkommen getroffen
worden ſei , wonach die Baugeſuche für die dortige Gemarkung nach
den Beſtimmungen dieſes Planes und zwar im Einverſtändnis mit

dem Gemeinderat Karlsruhe zu verbeſcheiden ſeien. Durch dieſes
unter kräftiger Mitwirkung des Bezirksamts getroffene Abkommen ſei
die Erwerbung eines Teiles jener Gemarkung , die man früher an⸗

ſtreben zu müſſen glaubte , nicht mehr ſo dringend , daß man hiefür
namhafte Opfer bringen müſſe , man könne vielmehr ohne Schaden
für die Entwickelung der Stadt nach Süden den Zeitpunkt abwarten ,
in welchem die Gemeinde Beiertheim einen bezüglichen Wunſch hegen
werde . Es ſei überhaupt keine all zu erhebliche Vergrößerung der

Stadt beabſichtigt . Die Feſtſetzung des Bebauungsplanes in der zu
Grunde gelegten Ausdehnung ſollte nur dazu dienen , daß nicht
regellos gebaut werde , nicht aber die Stadt verpflichten , die Straßen ,
welche der Plan annimmt , ſofort herzuſtellen . Eine Herſtellung
ſolcher auf fremder Gemarkung ſei überhaupt nicht beabſichtigt . Zunächſt
werde man im Innern der Stadt , auch wenn man von Überbauung
der vielen Gärten abſehe , durch Aufbau zweiſtöckiger Häuſer in drei⸗

und vierſtöckige die Dichtigkeit der Bewohnung um mindeſtens ein

Viertel vermehren und dadurch eine weſentliche Förderung des ſtädtiſchen
Gewerbes und Handels erzielen . Der Mittel - und Schwerpunkt der

Stadt ſolle nicht von dem jetzigen Marktplatze weg verlegt werden .

Man müſſe deshalb den Aufbau der vielen kleinen Häuſer in der

Langen - und in der Karl - Friedrichſtraße anſtreben . Um das Gleich⸗
gewicht in der Bebauung des von der Stadt eingenommenen Flächen⸗
raumes herzuſtellen , ſei dem Augarten - Stadtteil die beſondere Auf—
merkſamkeit zuzuwenden , namentlich weil er zur ſtädtiſchen Gemarkung
gehöre . Den Bauplan über die ſtädtiſche Gemarkung auszudehnen ,
empfehle ſich nicht. Für die Verbindung der inneren Stadt mit dem

Augarten - Stadtteil ſei bei den Bahnübergängen an der Ettlinger⸗
und Rüppurrerſtraße eine beſſere Verbindung für Fußgänger und

Wagen anzuſtreben . Außerdem ſei darauf hinzuarbeiten , daß Staats⸗

gebäude , welche , ihrer Zweckbeſtimmung nach , einen werterhöhenden
Einfluß auf die umliegenden Liegenſchaften ausüben , in die Mitte

der Stadt verlegt , und die bereits dort vorhandenen daſelbſt erhalten
werden . Daher könne ſeitens der Stadt nicht gewünſcht werden , daß
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der Wert des Grundes und Bodens im Hardtwald , welcher Staats —

domäne iſt , auf ihre Koſten und zum Nachteil ihrer Einwohner
geſteigert werde , indem man derartige Bauten auf Hardtwaldgemarkung
aufführe .

Dieſe Darlegungen fanden wohl im Allgemeinen den Beifall
der im Bürgerausſchuß vertretenen Kreiſe , aber es fehlte doch auch

nicht an Stimmen , welche ſich für die beſondere Bevorzugung des

Augarten - Stadtteils nicht erklären wollten und auch der Ausdehnung
der Stadt gegen Süden ( Beiertheim ) und Weſten ( Mühlburg ) keine

erhebliche Bedeutung beimaßen , dagegen zugunſten der Anlage eines

Stadtteils im Norden der Stadt , auf der Hardtwaldgemarkung , die

zahlreichen Geſuche , Nachfragen von Bauunternehmern und bauluſtigen

Privaten , von wohlhabenden und hochgeſtellten Perſonen anführten
und dabei die Vorteile dieſer Lage zur Erbauung ſchöner Häuſer

hervorhoben , da hier noch keine Eiſenbahn den Weg zur Stadt

kreuze , kein Fabrikkamin rauche und keine Kneipe Vorübergehenden

läſtig falle .

Straßen und Plätze .

Aufgrund dieſer Bebauungspläne vermehrte ſich bald in nicht

unerheblichem Maße die Zahl der Straßen . Neue Straßen entſtanden ,

beſtehende wurden verlängert .
Im September 1861 ſtellten viele Bewohner der Adlerſtraße

das Geſuch an den Gemeinderat , dieſe Straße bis zur Kriegsſtraße

fortzuführen , um dadurch eine weitere Verbindung der inneren Stadt

mit dem Bahnhofgebäude herzuſtellen . Dieſes Geſuch wurde von

Bewohnern der Kronenſtraße , beſonders Gewerbetreibenden , unterſtützt
und im Oktober beſchloß der große Bürgerausſchuß , demſelben ſtatt —

zugeben . Aber es währte , nachdem im Dezember die erforderliche

Staatsgenehmigung erteilt worden war , noch ein halbes Jahr , bis

—im Juni 1862 —die Eröffnung der Verbindung der Adler - mit

der Kriegsſtraße thatſächlich erfolgte . Im Jahre 1861 wurde auch
die Ritterſtraße bis zur Kriegsſtraße verlängert , und die Inten —

danz der Hofdomänen öffnete auf Antrag des Gemeinderates das

den Durchgang zur Kriegsſtraße abſchließende Thor dem allgemeinen

Verkehre . Jedoch erhielt der Aufſeher im Erbprinzengarten den Auf —
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trag , das Thor jeden Abend mit dem Nachtwacheſignal zu ſchließen
und erſt mit der Tagreveille wieder zu öffnen .

Im Jahre 1863 wurde den Bewohnern der Lindenſtraße ,
der durch einen ſogenannten Ahagraben von der Kriegsſtraße ge —

trennten Parallelſtraße , geſtattet , durch Überbrückung dieſes Grabens

in der Nähe des Gothiſchen Turmes einen Übergang zur Kriegs⸗
ſtraße herzuſtellen , die Überbrückung mußte jedoch ein Thor erhalten ,
welches zur Nachtzeit abgeſchloſſen wurde . Von 1866 bis 1870

wurden die Rinnen der Kriegsſtraße gepflaſtert , es wurden Waſſer⸗
abzugsrinnen und Dohlen angebracht , auch vom Ettlinger bis zum

Mühlburger Thore Gas - und Waſſerleitung hergeſtellt . 1872

erfolgte die Beſtimmung der Bauflucht zwiſchen dem Ettlinger - und dem

Friedrichsthore auf 21 Fuß hinter den Bordſteinen . 1864 vollzog
ſich auch die Verlängerung der Hirſchſtraße bis zur Kriegsſtraße .

Im Jahre vorher hatte im Namen der Bewohner der aus un —

ſcheinbaren Anfängen zu einer der ſtattlichſten Straßen Karlsruhes ge —

wordenen Neuthorſtraße Reviſor Koelitz um die Erlaubnis nach—
geſucht , ſie zu Ehren der Großherzogin Sophie , deren Witwenſitz an dieſe
Straße grenzte , Sophienſtraße zu benennen , was der Gemeinde —

rat , nachdem er die Zuſtimmung der Großherzogin eingeholt hatte ,

genehmigte . Am Namenstage der Großherzogin erfolgte die feierliche
Einweihung der Straße , an deren Eingang ſich eine Ehrenpforte
erhob und deren Häuſer reich beflaggt waren . Ein Feſtzug bewegte
ſich zum Schlößchen der Großherzogin Sophie , um ihr die Glück —

wünſche zum Namenstage darzubringen ; die in der Straße wohnenden
jungen Mädchen überreichten einen Blumenſtrauß . Abends wurde

die Straße beleuchtet , was eine große Menſchenmenge anzog . 1874

wurde die Sophienſtraße in weſtlicher Richtung bis zum Anweſen
des Bierbrauers Moninger verlängert . Im gleichen Jahre wurden

die beiden durch die Sophien - und Kriegsſtraße eingeſchloſſenen
Baudiſtrikte für eröffnet erklärt und die Schlachthausſtraße ,
welche die Sophienſtraße in der Richtung nach Süden durchkreuzte ,
auf Anſuchen der Bewohner , dem Großherzog Leopold zu Ehren ,
Leopoldſtraße genannt . 1866 erklärte ſich der Maler Aders

zur unengeltlichen Abgabe eines Geländeſtreifens zwiſchen Leopold —
und weſtlicher Kriegsſtraße bereit , auf welchem die Viktoriaſtraße

angelegt wurde , 1869 erkaufte die Stadt das nötige Gelände , um
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die Leopoldſtraße ſüdlich der Kriegsſtraße bis zum Promenadeweg

( ſpäter Gartenſtraße genannt ) fortzuführen .
Im Jahre 1864 erhielten die 2. , 3. und 4. Allee hinter dem

Bahnhof die Namen Schützenſtraße , Bleichſtraße und Au —

gartenſtraße , und in dieſem Jahre und den folgenden Jahren
wurden die Schützen - und Bleichſtraße auch hergeſtellt , die Augarten —

ſtraße wurde teilweiſe bebaut , aber auch 1874 gelang es noch nicht,

die Schwierigkeiten zu beſeitigen , die ſich deren vollſtändiger Herſtellung

entgegenſtellten . Die Bleichſtraße erhielt 1874 , auf Antrag der
Bewohner und mit höchſter Genehmigung , den Namen Luiſen —

ſtraße . Im Jahre 1866 wurde die weſtliche Querſtraße des

Augartenſtadtteiles , mit Genehmigung des Prinzen Wilhelm , Wil —

helmſtraße benannt . Im Frühjahr 1867 wurde die Lamm —

ſtraße von der Erbprinzen - zur Kriegsſtraße durchgeführt , in welche

ſie beim Gothiſchen Turm mündete . Aber erſt 1874 wurde dieſer

Teil der Straße aus dem Eigentum der Hofverwaltung in jenes

der Stadtgemeinde übernommen .

Im Jahre 1868 kaufte die Stadt zur Anlage einer Verbindungs —

ſtraße zwiſchen der Stephanienſtraße und der Grünwinkler Allee das

Anweſen des Schieferdeckermeiſters Becker ( Wohnhaus , Seitenbau und

Garten ) Stephanienſtraße 32 , und im gleichen Jahre genehmigte das

Miniſterium des Innern , daß die Stadtgemeinde die Koſten zur Eröff⸗

nung dieſer Straße aus den Oktroigefällen entnehme . 1869 kaufte

die Stadtgemeinde zu dieſem Zwecke noch weiter ein zum Hauſe des

Freifräuleins von Adelsheim - Sennfeld , Stephanienſtraße 74 , gehöriges
und ein anderes an der Grünwinkler Allee gelegenes Stück Garten ,

Eigentum des Hofmuſikers Mohr . Der Geſamtankaufspreis betrug
21886 fl. 40 kr . Der Straßendurchbruch erfolgte an dieſer Stelle

infolge einer Auflage des Miniſteriums des Innern anläßlich des

Baues des evangeliſchen Schullehrerſeminars im April 1867 . Zu⸗

nächſt blieb das Haus Nr . 32 der Stephanienſtraße noch ſtehen und

deſſen Hofeinfahrt diente bis 1871 als Zugang zu dieſer Straße .

Erſt im Auguſt dieſes Jahres wurde das Haus auf Abbruch ver —

ſteigert und der Eingang zu dem ſchon 1870 Seminarſtraße

genannten Verbindungswege auf Straßenbreite erweitert . Endlich im

Jahre 1872 wurde die Straße und die Waſſerleitung in derſelben

hergeſtellt .
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Zu den in weiten Kreiſen der Einwohnerſchaft längſt gehegten

Wünſchen gehörte die Überwölbung der noch im Innern der Stadt

offen liegenden Strecken des Landgrabens , die nicht nur in äſthe⸗

tiſcher Hinſicht einzelne Teile der Stadt verunzierten und abſcheuliche

Gerüche verbreiteten , ſondern auch in geſundheitlicher Beziehung zu

ernſten Beſchwerden Anlaß gaben . Die Strecke zwiſchen der Lamm⸗

und Ritterſtraße wurde 1865 , jene zwiſchen Ritter - und Herrenſtraße

längs des Ständehauſes im Laufe des Jahres 1871 überwölbt , 1874 folgte
die Strecke von der Brücke am Friedrichsthor längs der Steinſtraße ;
im gleichen Jahre wurde der Steinſchiffkanal vor dem Durlacher⸗
thor von der Brücke nach dem Gießhauſe bis zur Schließe überwölbt ,

der Platz eingeebnet und mit Bäumen bepflanzt . Im Jahre 1871

erhielt die Rüppurrerthorſtraße den Namen Schwanenſtraße und

wurde der kleine Teil dieſer Straße bis zum Gaſthaus „ zur Schwane “

alſo bis zur Kronenſtraße , der Schwanenſtraße zugeteilt . Im gleichen
Jahre wurde der bisher ſogenannte „ äußere “ oder „ vordere “ Zirkel
mit dem Namen Schloßplatz bezeichnet und der ſogenannte „ innere “

Zirkel erhielt die einfache Benennung „Zirkel “ . Desgleichen gab der

Gemeinderat auf Antrag der Hauseigentümer der Verbindungsſtraße
zwiſchen Grünwinkler und Mühlburger Allee den Namen Wörth —
ſtraße zur Erinnerung an die ſiegreiche Schlacht vom 6. Auguſt
1870 , deren glücklicher Ausgang die zur Bebauung dieſer Straße mit

Einfamilienhäuſern gegründete Baugeſellſchaft von ſchweren Sorgen
befreit hatte .

Ebenfalls im Jahre 1871 wurde die mit der Wilhelmſtraße
parallel laufende Marienſtraße auf der Strecke zwiſchen Bahn⸗
hof- und Schützenſtraße hergeſtellt , 1874 erfolgte die weitere Her⸗
ſtellung bis zur Werderſtraße . Dieſe Straße , zwiſchen Schützen⸗
und Luiſen - ( damals noch Bleich - ) Straße gelegen , war ſchon im

Jahre 1872 von den Eigentümern der dortigen Grundſtücke geplant
worden und der Volksmund gab ihr ſchon, im Einklang mit jenen

Eigentümern , nach dem ruhmreichen Führer der badiſchen Truppen
den Namen geraume Zeit bevor ihre Herſtellung beſchloſſen wurde .

Da einige der Angrenzer gegen dieſe , wie ſie vom Gemeinderat be —

antragt worden war , Einſprache erhoben , mußte ein Erkenntnis des

Bezirksrates herbeigeführt werden , welches ſich im Einklang mit den

ſchon erwähnten , von den Gemeindebehörden aufgeſtellten Grundſätzen
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für die Herſtellung der Straße ausſprach , da es ſich empfehle , Bau —

plätze auf eigener Gemarkung der Stadt zu gewinnen und zwar in

dem ſog. Augarten - Stadtteil , da das ebenfalls in ſtädtiſcher Gemarkung

gelegene Gelände in der Richtung gegen Mühlburg gegenwärtig zu

Bauplätzen nicht geſucht werde , insbeſondere aber weil es ſich empfehle ,

ſtatt einer weiteren Verlängerung der Stadt von Oſten nach Weſten

derſelben in der Gegend des Hauptbahnhofes mehr Ausdehnung zu

geben. Aber erſt im Jahre 1874 erfolgte die Herſtellung der Straße ,

nachdem gegen einige der widerwilligen Angrenzer das Enteignungs —

verfahren hatte zur Anwendung gebracht werden müſſen . Am Geburts —

tage des Generals von Werder erbat eine ihn beglückwünſchende

Abordnung des Gemeinderates deſſen Ermächtigung , die neue Straße
nach ihm zu benennen , welche der General gern erteilte . Auf der

Strecke zwiſchen Wilhelm - und Marienſtraße wurde die Straße zu

einem freien Platz erweitert , der zur Abhaltung von Wochenmärkten

beſtimmt war . Im September 1871 richtete der Gemeinderat an

die Domänendirektion die Anfrage , ob und zu welchem Preiſe das

Sallenwäldchen und der ärariſche Teil der Schießwieſe von

der Stadt käuflich erworben werden könne . Auf einen Verkauf ging

die Staatsbehörde nicht ein , wohl aber kam nach längeren Verhand —⸗

lungen ein Vertrag über den Pacht der Schießwieſe und des Sallen —

wäldchens einſchließlich des Thiergartens zuſtande , welche zu Beginn

des Jahres 1872 die Genehmigung des Gemeinderates und des Finanz⸗

miniſteriums erhielten .
Der am 11 . Juni 1872 erfolgte Tod des Grafen von Langen —

ſtein führte zum Verkaufe des dieſem zugehörigen großen Gartens

zwiſchen der Langen - , Stephanien⸗ , Karls⸗ und Hirſchſtraße .

Dieſes bedeutende Grundſtück wurde mit Ausnahme eines Stückes ,

an der Ecke der Stephanien - und Hirſchſtraße , welches der Erbe des

Dahingeſchiedenen , Graf Douglas , ſich zur ſpäteren Erbauung

eines Palais vorbehielt , um den Preis von 650 000 Gulden von

der Rheiniſchen Baugeſellſchaft angekauft und in 4 Bauquadrate ein⸗

geteilt , welche durch die genannten Straßen und die Verlängerung

der Akademie - und der Kaſernenſtraße gebildet werden ſollten .

Auf dieſem Gelände , deſſen prachtvolle alten Baumgruppen der Über⸗

bauung weichen mußten , wurde die Abgrenzung von Bauplätzen mit

Häuſerfronten von 30 bis 50 Fuß Länge in ' s Auge gefaßt . Die

ie
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Parzellierung des Langenſtein ' ſchen Gartens wurde von Vielen be —

klagt , welche wenigſtens einen Teil desſelben als Gartenanlage und

zur Errichtung eines oder des anderen öffentlichen Gebäudes von der

Überbauung durch Privathäuſer ausgeſchloſſen zu ſehen wünſchten .
In dankbarer Anerkennung der freundlichen Geſinnung , die Graf

Douglas bei Verkauf des Langenſtein ' ſchen Gartens der Stadt Karls —

ruhe durch namhafte Schenkungen bewieſen hatte , wurde ihm zu Ehren
die Kaſernenſtraße Douglasſtraße benannt .

Im Juli 1873 kaufte die Stadt das ſogenannte Promenade —
oder Glashüttenwäldchen beim Militärlazarett im Flächengehalte
von 1 ha 44,09 aͤ ſamt Holz vom Domänenärar um den Preis
von 2601 fl. Im gleichen Jahre trat das Domänenärar ſeine An⸗

ſprüche an den Landgraben von der Brücke beim Durlacher Thor
bis zum Schwimmſchulweg ( in der Gemarkung Mühlburg ) an die

Stadt Karlsruhe ab , welche die dem Domänenärar bezüglich der In⸗

ſtandhaltung des Landgrabens obliegenden Laſten übernahm ; ebenſo

verkaufte das Domänenärar an die Stadtgemeinde im Jahre 1873

den Floßgraben längs der Rüppurrerſtraße von der Eiſenbahn bis

zur Brücke beim Augarten und zwar Waſſerfläche und Böſchung

zum Preiſe von 2 fl. 30 kr . für die Ruthe . Im Jahre 1872

erhielt , auf Antrag des Gemeinderates Morſtadt , die im Bau be —

griffene Straße , welche von der weſtlichen Kriegsſtraße nach der

Leopoldſtraße geführt werden ſollte , zur Erinnerung an die heldenhaften
Kämpfe an der Liſaine , den Namen Belfortſtraße . Die Durch⸗

führung der Straße konnte aber erſt 1873 erfolgen , da der Wider —

ſtand verſchiedener Grundeigentümer , teilweiſe unter Anwendung des

Enteignungsverfahrens , zu überwinden war , und auch 1874 — ob —

wohl die Straße faſt vollſtändig ausgebaut und die Mehrzahl der

Wohnungen in den neuen Häuſern ſchon bezogen war — befand
ſie ſich , da jenes Hindernis zumteile fortbeſtand , noch in einem

höchſt unzulänglichen Zuſtande und entbehrte der Zuleitung von

Waſſer und Gas ſowie der Herſtellung des Straßenkörpers . Die

nach dem Kanzleirat Nowack , der in ſeinen hinter der Ettlingerſtraße
gelegenen , an die Bahnhofſtraße anſtoßenden Gärten ein kleines Bau⸗

quartier eröffnet hatte , benannte Nowacksanlage wurde 1872

durch Erſtellung einiger großen drei - und vierſtöckigen Häuſer aus⸗

gebaut .
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Im Februar 1872 richteten Bewohner der Grünwinkler Allee

an den Gemeinderat das Anſuchen , dieſe Straßenbenennung in

Bismarckſtraße abzuändern . Doch mußte dieſes Anſinnen zunächſt

zurückgewieſen werden , da nur eine kleine Strecke dieſer Allee auf

ſtädtiſcher Gemarkung liege , demnach die Bitte an den Großherzog
als Eigentümer der Gemarkung , auf welcher der größere Teil der⸗

ſelben ſich befinde , zu richten ſei. Bevor dieſes geſchehen konnte ,

tauchte in der Preſſe der Vorſchlag auf , den Namen des Reichs⸗

kanzlers einer anderen Straße zu geben, die Grünwinkler Allee aber ,

in Erinnerung an die friedliche Thätigkeit , die während des Krieges

in ihr geherrſcht ( Lazarette in den Friedrichsbaracken , in der Turn⸗

halle , im Seminar ) Friedenſtraße zu benennen . Ehe aber dieſer

Vorſchlag weiter erörtet werden konnte , hatte der Großherzog ſeine

Genehmigung erteilt , der Grünwinkler Allee , ſoweit dieſelbe auf der

Hardtgemarkung liege , bis zur Kriegsſtraße den Namen Bismarck⸗

ſtraße zu geben und die Stadtbehörde hatte ſich für ihren Gemarkungsteil
mit dieſer Bezeichnung einverſtanden erklärt . Im Zuſammenhange

mit dieſen Beſchlüſſen ließ der Bauunternehmer Kuſterer den Fries

unter dem Dachgeſimſe eines der Vollendung entgegengehenden Neu —

baues ( heute im Beſitze des Herrn Ferdinand Reiß ) in dieſer Straße

durch ein über Lebensgröße ausgeführtes Relief⸗Porträt des Fürſten

Bismarck ſchmücken. Dieſes war nach einem Modell des Bildhauers

Hermann Volz in der Werkſtätte des Thonwaarenfabrikanten Fr . Mayer

ausgeführt worden . Bis 1874 war neben einer Reihe ſtattlicher

Privathäuſer eine Anzahl von Staatsgebäuden in dieſer Straße ent⸗

ſtanden , welche ihr einen ſchönen und vornehmen Charakter verliehen .

Im November 1873 erhielt der in der Überbauung begriffene

„ Reutelweg “ am ehemaligen Schützenplatze den Namen Wielandt —

ſtraße zum ehrenden Andenken an den verſtorbenen Kanzleirat
Wielandt , welcher an drei hieſige Wohlthätigkeitsanſtalten über

150000 fl. vermachte , 1874 wurde dieſe Straße um 600 fl. für

36 a dem Großh . Domänenärar abgekauft .

Im Jahre 1873 wurde ein Eiſenbahnübergang für Fußgänger

an der Ettlinger Landſtraße durch die Eiſenbahnverwaltung hergeſtellt .

Er begegnete bei der Einwohnerſchaft hinſichtlich ſeiner Zweckmäßigkeit

einer ſehr geteilten Beurteilung . 1874 wurde an der Ecke der

Spital⸗ und Brunnenſtraße durch die Sadtgemeinde das Haus des
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Abraham Homburger angekauft , um durch deſſen teilweiſen Abbruch
der Brunnenſtraße die längſt gewünſchte Verbreiterung zu geben ,
während der Reſt des Gebäudes zur Aufnahme einer Polizeiſtation
beſtimmt wurde . Im gleichen Jahre wurde inbetreff der Planlegung
des Geländes öſtlich der Rüppurrer Landſtraße in Ausſicht
genommen , daß die von Nord nach Süd ziehende Straße eine Breite

von 18 m erhalten und ſoweit möglich in der Mitte höher gelegt
werden ſolle , wodurch gleichzeitig der von den Bewohnern der

Rüppurrer Landſtraße gehegte Wunſch nach Überwölbung des Bleich —
grabens der Erfüllung näher gerückt wurde . Dagegen ſtanden den

von Bewohnern des öſtlichen Stadtteils vorgetragenen Geſuchen um

Fortſetzung der Faſanenſtraße nach der Durlacherthorſtraße und

um Verlängerung der Waldhornſtraße durch den alten Friedhof
nach der Kriegsſtraße Hinderniſſe entgegen , die vorerſt noch nicht
beſeitigt werden konnten .

Von großer Bedeutung für den Ausbau der inneren Stadt war
der Entſchluß des Großherzogs , den Erbprinzengarten dem Verkehr
zu öffnen . Es wurden in den 1860er Jahren die Ahagräben , welche
zu beiden Seiten der Erbprinzenſtraße die zwei Hälften dieſer großen
und ſchönen Parkanlage von dem Straßenkörper trennten , zugeworfen ,
auf der Nord - und Oſtſeite des nördlichen Teiles Wohnhäuſer , in
dem ſüdlichen Teile ein Gebäude für die Großherzogliche Hofbibliothek ,
die Altertumsſammlung und das Naturalienkabinet erbaut . Die beiden
in einem rechten Winkel auf einander ſtoßenden Häuſerreihen in dem

nördlichen Teile , die eine längs des zu überwölbenden Landgrabens ,
die andere längs der zu verlängernden Lammſtraße , ſollten mit Ar⸗
kaden verſehen und durch einen dieſe Straße nach der Tiefe der

Arkaden überbauenden Thorweg mit einander verbunden werden , ihre
Faſſaden ſollten ſich gegen den Garten kehren und zu deren Zufahrt
der erforderliche Straßenraum abgegeben werden . Für dieſe drei⸗

ſtöckig aufzuführenden Häuſer wurde ein gleicher Bauſtil vorgeſchrieben.
Im Juni 1864 wurden von der Intendanz der Hofdomänen die

luſttragenden Bauunternehmer zur Beſichtigung des von dem Hof⸗
bauamt gefertigten , in der Hauptſache einzuhaltenden Planes und zu
weiteren Verhandlungen über Erwerbung der Bauplätze eingeladen .
Für Pläne zu dieſen Häuſern war im Jahre 1862 ein Wettbewerb

ausgeſchrieben worden , doch hatte keiner der gekrönten Pläne un⸗
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verändert angenommen werden können . Bei der Verſteigerung im

November 1864 wurden die meiſten Bauplätze und die übrigen bald

darauf im Privatwege verkauft , und im Frühjahr 1865 begann die

Ausführung dieſer Häuſer . Der geſamte ehemalige Erbprinzengarten ,

deſſen durch dieſe Häuſerreihe und das Sammlungsgebäude begrenzte

Teil den Namen Friedrichsplatz erhielt , blieb auch weiterhin im

Eigentum der Großh . Cuvilliſte , doch übernahm die Stadt Karlsruhe

die Unterhaltung der gärtneriſchen Anlagen . Im Jahre 1870 wurde

in der Mitte des nördlichen Friedrichsplatzes ein großes Becken mit

einem von der ſtädtiſchen Waſſerleitung geſpeiſten Springbrunnen

angelegt und die Gärten auf beiden Seiten der Erbprinzenſtraße

wurden bis zum Jahre 1874 durch ſchöne eiſerne Geländer ein —

gefriedigt . Schon 1861 war die den Einblick in einen andern der

Hofverwaltung zugehörigen Gärten — den Garten beim Mark —

gräflichen Palais — verbietende Mauer gegenüber dem Bahn —

hof abgeriſſen und durch ein eiſernes Geländer erſetzt worden .

Zu den Straßen , in welchen Schatten ſpendende Baumreihen

gepflanzt wurden , traten neu hinzu die Karlsſtraße , die Linkenheimer⸗

ſtraße von der Wald - bis zur Stefanienſtraße und die Stefanienſtraße

ſelbſt . Der Beſchluß , ſolche — ſpäterhin meiſt ſehr dankbar be⸗

grüßte — Pflanzungen anzulegen , wurde faſt immer erſt nach Über⸗

windung mehr oder weniger heftiger Einſprache ſeitens eines Teiles

der Anwohner gefaßt .
Im Jahre 1871 wurden beim Mühlburger Thore zwei ſchöne

Raſenplätze mit Springbrunnen angelegt und am Abend des 8. Sep⸗

tember veranſtalteten Bewohner des dortigen Stadtteils eine feierliche

Einweihung dieſer , eine Zierde der Stadt bildenden Anlagen , die man

den eifrigen Bemühungen des Gemeinderates Däſchner verdankte ,

durch Beleuchtung derſelben mit farbigen Laternen , unter den Klängen

der Grenadiermuſik und dem Abbrennen eines Feuerwerkes .

Im Februar 1872 wurde mit der Ausſchmückung des mit der

Schießwieſe gegen eine Pachtſumme von jährlich 171 fl. 30 kr . in

die Hand der Stadt gelangten Sallenwäldchens begonnnen , nach⸗

dem der Großh . Gartendirektor Mayer aufgrund der von Ober⸗

bürgermeiſter Lauter angegebenen Geſichtspunkte über deſſen Neu⸗

anlage einen Plan ausgearbeitet hatte . Im Mai waren die Arbeiten

der Hauptſache nach vollendet .
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Eine hervorragende Zierde dieſer Anlagen bildete ein Spring⸗
brunnen mit einer in dem Waſſerbecken aufgeſtellten Figur , einem mit

einer Nymphe ſpielenden Triton , einem trefflichen Werke des Bild⸗

hauers C. F. Moeſt , von der Cementfabrik von Dyckerhoff und Wid⸗

mann in Cement geformt . Der Künſtler hatte ihm den Namen

„ Triumph der Galathea “ gegeben. An anderer Stelle der Anlagen
hatte ein von Profeſſor Durm entworfener und von Zimmermeiſter
L. Meeß ausgeführter Muſikkiosk ſeinen Platz gefunden . Am 9. Mai

wurde die neue Parkanlage durch ein Konzert des Stadtorcheſters und

einige Vorträge der hieſigen Geſangvereine eröffnet , und ein ſehr
zahlreiches Publikum erging ſich in dem verjüngten und verſchönerten
Sallenwäldchen und freute ſich der überaus wohlgelungenen neueſten
Schöpfung des raſtlos für das Wohl der Stadt thätigen Oberbürger⸗
meiſters .

In den Jahren 1872 und 1873 wurde der mittlere Teil des

Schloßplatzes nach Plänen des Großh . Gartendirektors Mayer
mit geſchmackvollen Anlagen bepflanzt und mit einer größeren Zahl
von Gaskandelabern ausgeſtattet , vier neue Waſſerbecken wurden

errichtet , welche von der Hofwaſſerleitung geſpeiſt werden , das Denk —

mal des Großherzogs Karl Friedrich wurde mit einem Waſſerbecken
umgeben , in welches aus vier Löwenköpfen das Waſſer fällt . Dieſe
wurden nach einem Modell des Bildhauers Profeſſor Moeſt in der

Werkſtätte von Dölling und Wunder dahier gegoſſen und von dem

jüngeren Wunder in Metall auseifeliert .
Im Jahre 1872 wurden auch auf dem Platz vor der katholiſchen

Stadtpfarrkirche Büume angeflanzt . Und nun wandten ſich auch die

Anwohner des Spitalplatzes mit der Bitte an den Stadtrat , etwas

für deſſen Verſchönerung zu thun . Es wurde denn auch im März 1872

in Ausſicht geſtellt , daß der an der nordöſtlichen Ecke dieſes Platzes
ſtehende Röhrenbrunnen in deſſen Mitte verſetzt und der Platz mit

Bäumen bepflanzt werde , unbeſchadet ſeiner Benützung als Holz⸗ und

Heumarkt . Aber erſt im Laufe der zwei folgenden Jahre wurde

dieſer Beſchluß zur Ausführung gebracht . Bei dieſer Gelegenheit
erhielt der Platz eine wertvolle Zierde durch einen aus franzöſiſchem
Juramarmor ausgeführten Brunnen mit der Büſte des Geheimen
Rates Lidell , der ſeiner Zeit das Bürgerſpital mit einem bedeutenden

Vermächtnis bedacht hatte .
16



Die Hauptſtraße des alten und neuen Karlsruhe , die Lange

Straße , in ihrer äußeren Erſcheinung immer mehr zu verſchönern,

war das ſtete Beſtreben der Gemeindebehörden , die ſich hiebei von

den Hauseigentümern unter der Einwirkung des ſteigenden Wohl —

ſtandes der Einwohnerſchaft kräftig unterſtützt ſahen . Wie denn über⸗

haupt allenthalben in Karlsruhe das Streben nach einer Verſchöne⸗

rung der Stadt , einer Verbeſſerung des Straßenpflaſters und der Geh⸗

wege immer lebhafter hervortrat .

Im Jahre 1871 beſchloß auf Antrag der Baukommiſſion der

Gemeinderat , die neuen Straßen mit Straßenſchildern von blau —

emailliertem Grunde mit weißer Schrift verſehen und auch die übrigen

Straßenſchilde im Verlaufe der nächſten Jahre durch neue erſetzen

zu laſſen . 1873 ſah ſich der Gemeinderat durch die große Zahl von

Neubauten und die neue Einſchätzung ſämtlicher hieſigen Gebäude zur

Feuerverſicherung veranlaßt , eine neue Nummerierung der

Häuſer anzuordnen . Dieſe erfolgte durch das ſtädtiſche Waſſer⸗

und Straßenbauamt in alphabetiſcher Reihenfolge der Straßen auf

Koſten der Gemeinde .

Daß an dem Aufſchwung der Stadt Karlsruhe ſeit 1870 ein

großer — wenn nicht der größte — Anteil dem Oberbürgermeiſter

Lauter gebührt , iſt ſchon an anderer Stelle geſagt worden . So ließ

er ſich denn auch den Anlaß der Erwerbung der Schießwieſe

und eines Teiles der Reutewieſen im Jahre 1874 nicht entgehen,

ohne ihn zur Aufſtellung eines Bebauungsplanes dieſes neueſten

Stadtteiles zu benutzen . Es war „Zukunftsmuſik “, und dieſes

Gelände hat weiterhin , wieder unter Führung Lauters , eine ganz

andere Art der Verwendung gefunden . Aber es iſt doch wohl der

Mühe wert , in kurzen Zügen darzulegen , in welcher Weiſe der unter —⸗

nehmungsluſtige und wagemutige Oberbürgermeiſter ſich die Geſtaltung

dieſer Wieſen in ſpäteren Jahren ausmalte .
Die Umwandlung des Schloßplatzes in Anlagen geſtattete ferner

nicht mehr die Abhaltung der Meſſen und die Veranſtaltung von

Volksfeſten auf dieſem Platze vor der fürſtlichen Reſidenz . Lauter

ſuchte alsbald einen neuen Platz als Erſatz für den Schloßplatz zu

gewinnen . Und er glaubte ihn gefunden zu haben in der aufzu⸗

füllenden Schießwieſe , unmittelbar an der Eiſenbahn und dem Haupt⸗

bahnhof gelegen , ſüdlich von dem Mittelpunkte der Stadt nicht
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erheblich weiter entfernt als der Schloßplatz nördlich . Er gewann

Profeſſor Durm , den hochbegabten Karlsruher Architekten , zur Aus⸗

arbeitung von Plänen . Es ſollte ein großer , freier Platz in der

Breite des Vierordtbades zwiſchem dieſem und der Eiſenbahn längs
der Ettlinger Straße angelegt werden und weſtlich von einem

Häuſerviereck mit Bogengängen begrenzt ſein . Längs der Eiſen⸗

bahn war eine breite Allee in Ausſicht genommen , der übrige Teil

des Geländes war für Villen beſtimmt , die als Gegenüber das

Sallenwäldchen und das Beiertheimer Wäldchen , teilweiſe in weiterer

Ferne das Gebirge erhalten ſollten . Der von Durm vorgelegte
Plan ordnete 15 große Bauplätze und eben ſo viele Plätze für Er⸗

ſtellung von Villen an , die von Gärten umgeben gedacht waren .

Der ganze Plan , auch nach Lauters Meinung erſt dann zur

Ausführung zu bringen , wenn die in der Altſtadt neu eröffneten
Bauviertel überbaut und recht viele der alten ſogenannten „Holländer⸗
häuschen “ umgebaut wären , zeigte ohne Zweifel , beſonders durch das

Verdienſt des genialen Architekten , einen großen Zug, wie er in keiner

der ſeither zur Ausführung gebrachten Bauanlagen wieder zu Tage

getreten iſt . Seine Hauptbedeutung in Lauters Berechnungen ſollte
er dadurch haben , daß er die Erweiterung der Stadt in ſüdlicher

ſtatt in nördlicher und weſtlicher Richtung begünſtigte . Aber die

Verhältniſſe ſind zumeiſt doch ſtärker als die Menſchen . Und ſo
ließ ſich eben ſchließlich auch die weitere Geſtaltung von Neu - Karls⸗

ruhe ihre Geſetze doch nicht vorſchreiben , und der Lauter ' ſche Plan der

Bebauung der Schießwieſe blieb unausgeführt . Immerhin iſt nicht
ausgeſchloſſen , daß in einem weiteren Abſchnitt in der Entwickelung
der Stadterweiterung die Grundlagen dieſes Planes in einer den

inzwiſchen neu geſtalteten Bedingungen und Bedürfniſſen entſprechenden
abgeänderten Form doch noch wieder aufgegriffen werden könnten .

Die Stadtthore ) .
Die allmähliche Erweiterung führte auch den Wunſch zur Ent⸗

fernung der Stadtthore herbei , welche dem wachſenden Verkehre
hinderlich zu werden begannen .

Das erſte Thor , welches dieſen Intereſſen zum Opfer fallen mußte ,
war das Ettlinger Thor , das einen ſchönen monumentalen

) Nach Akten des Großh . General⸗Landesarchivs .
16 *



— 244 —

Abſchluß und , von der vorderen Seite geſehen , einen impoſanten Zugang
zu der über den Marktplatz nach dem Großherzoglichen Schloſſe
führenden Karl - Friedrichſtraße bildete , auch, ſeiner Zeit als Denkmal

der Annahme der Kurwürde durch den Markgrafen Karl Friedrich
und der Einverleibung der Pfalz erbaut , eines der wenigen geſchicht —
lichen Wahrzeichen der badiſchen Haupt - und Reſidenzſtadt darſtellte .

Im Jahre 1858 war eine Wiederherſtellung des Thores , trotz
des ſehr ungenügenden zum Baue verwendeten Materiales eines der

ſchönſten Werke Weinbrenners , erfolgt . Elf Jahre ſpäter , im

Jahre 1869 , wurde beim Gemeinderathe zum erſten Male Klage
geführt , daß das Ettlinger Thor als ein Hinderniß des Ver —

kehres vom Bahnhofe nach dem Inneren der Stadt betrachtet
werden müſſe und dabei als geeignete Abhilfe zunächſt die Beſeiti —

gung der beiden eiſernen Seitenthüren bezeichnet . Das bauver —

ſtändige Mitglied des Gemeinderates betrachtete jedoch dieſe Maß —

regel als ungenügend , und am 28 . Juni 1869 verlangte eine an

den Gemeinderat gerichtete Eingabe vieler Einwohner den Abbruch
des Thores unter Erhaltung der als Wachtgebäude und Oktroiein —

nehmerei dienenden Nebengebäude desſelben . Nach verſchiedenen
Verhandlungen und Vorſchlägen , von denen einer — um „ dem Haupt⸗
eingang der Reſidenzſtadt ein würdiges Außere zu verſchaffen “ —

die Erſtellung eines neuen erweiterten Thorabſchluſſes , vielleicht in

Verbindung mit entſprechend geſtellten neuen Wach - und Einnahme⸗
gebäuden zu beiden Seiten , anregte , ein anderer die gänzliche Be —

ſeitigung des Thores ſamt ſeinen Nebeügebäuden , die Errichtung
eines neuen Oktroihäuschens und die Verlegung der Militärwache
in den Bahnhof oder an das Karls - oder Friedrichsthor verlangte ,
entſchloß ſich der Gemeinderat , die Mißſtände , die vom Standpunkte
des Verkehrs aus unleugbar beſtanden , den in äſthetiſcher Hinſicht
geltend gemachten Bedenken vorläufig unterzuordnen und die Sache
einſtweilen ruhen zu laſſen .

Da das Ettlinger Thor Staatseigentum war , hattein letzter

Inſtanz das Finanzminiſterium über das Schickſal des Thores zu

entſcheiden , das ſich am Schluſſe des großen ſiegreichen Krieges den

Einwohnern und den in großer Zahl nach Karlsruhe ſtrömenden
Fremden beim Einzuge der Truppen und bei der Friedensfeier noch
einmal in reichem Schmucke gezeigt hatte . Am 2. September 1871
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eröffnete das Finanzminiſterium dem Gemeinderat , daß nunmehr der

endgiltige Beſchluß gefaßt ſei, das Ettlinger Thor ſamt deſſen Neben⸗

gebäuden ganz beſeitigen zu laſſen , und daß deshalb dem Gemeinde —

rat überlaſſen werde , eine andere Räumlichkeit für die Oktroierhebung
zu beſchaffen . Gleichzeitig erging das Erſuchen an das Kriegs⸗
miniſterium , die Wache künftig im Gebäude des Friedrichsthores
unterzubringen .

Der Gemeinderat erklärte ſich am 13 . September mit dieſen
Beſtimmungen einverſtanden , ordnete die nötigen Arbeiten zum Ab —

bruche an und brachte vorerſt den Verbrauchsſteuererheber in einer

Bretterbude zwiſchen dem Thore und der Lindenſtraße unter . Am

21 . Februar 1872 erklärte ſich ſodann der Gemeinderat bereit , den

durch die Abtragung des Ettlinger Thores gewonnenen freien Platz
als öffentliche Anlage zu unterhalten , wenn dieſer ſeitens des Fiskus
der Stadtgemeinde als Eigentum überlaſſen werde , was am 9. April
geſchah.

Durch eine Entſchließung des Großherzogs vom 25 . September
1828 war verfügt worden , daß die Unterhaltung der bereits ſtehenden
Thore in Karlsruhe , die bis dahin allein aus Staatsmitteln bezahlt
worden war , für die Zukunft nur mit ¼ aus der Staatskaſſe , mit

aus der Stadtkaſſe beſtritten werden ſolle . Bei Neubauten ſollten
die Wachthäuſer zu 6 von der Staats⸗ , zu ½ von der Stadtkaſſe ,
die Thore ( mit Eiſengittern ) und die Zollhäuſer zur Hälfte von jeder
dieſer Kaſſen bezahlt werden und dieſer Maßſtab auch fortan für die

Unterhaltung neuer Thore und ihrer Nebengebäude dienen .

Am 3. April 1846 wurde die Entſchließung vom 25 . September
1828 aufgehoben . Hinſichtlich der Zollhäuſer an den Thoren —

ausſchließlich des Karlsthores — wurde nunmehr der Stadt deren

Räumung und die anderweitige Unterbringung der dort wohnenden
ſtädtiſchen Angeſtellten aufgegeben . Nach erfolgter Räumung ſollten
dieſe Gebäude gleich den Wachthäuſern von der Staatskaſſe allein

unterhalten , aber auch für ſie nutzbringend verwendet werden .
Am Karlsthore ſollte hinſichtlich des Wacht⸗ und Zollhauſes

das ſeitherige Verhältnis der Teilnahme an den Unterhaltungskoſten
aufrecht erhalten bleiben . Für beide Gebäude ſei ein angemeſſener
Mietzins zu beſtimmen und den beiden Beitragenden nach Maßgabe
des Verhältniſſes der Baukoſtenbeiträge zuzuweiſen.

„



Da gegen dieſe Entſchließung der Gemeinderat vorſtellig wurde ,

beſchloß das Staatsminiſterium am 27 . Juli 1846 , daß von dem

Vollzug dieſer Verfügung Umgang zu nehmen ſei , und beſtimmte ,

daß die Entſchließung vom 25 . September 1828 außer Wirkſamkeit

bleibe , dagegen an den Koſten der Unterhaltung und Wiederaufbauung

aller zur Zeit beſtehenden hieſigen Stadtthore ſamt zugehörigen

Gebäuden von nun an und bis auf weitere Anordnung die Hälfte

auf die Staatskaſſe zu übernehmen , der Stadtgemeinde dagegen die

andere Hälfte zuzuweiſen , ihr aber auch die freie Benützung der Thor⸗

wartswohnungen fernerhin zuzugeſtehen ſei.

Auch bezüglich anderer Stadtthore , von denen indes nur das

Durlacher Thor in architektoniſcher Hinſicht bemerkenswert war , wurde

im Intereſſe des wachſenden Verkehres der Wunſch laut , ſie ganz

oder teilweiſe zu entfernen .
Den Abbruch des Mühlburger Thores regte , auf Grund

einer dieſes Verlangen äußernden Eingabe vieler hieſigen Einwohner ,

im Jahre 1872 das Finanzminiſterium beim Gemeinderate an .

Dieſes Thor , welches urſprünglich beim heutigen Hauſe Nr . 136 der

Kaiſerſtraße ſtand , war im Jahre 1819 an die Kreuzung der Langen —

ſtraße und der heutigen Weſtendſtraße — von wo ſüdlich bis zum

Landgraben ein Ahagraben ſich hinzog , während nördlich der Wald

bis zum Thore heranreichte — verſetzt und 1847 von Baumeiſter

Fiſcher umgebaut worden . Der Anregung des Finanzminiſteriums

gegenüber beſchränkte der Gemeinderat ſich zunächſt darauf , zu em⸗

pfehlen , man möge das eigentliche Thor abreißen , die beiden Wohn⸗

häuſer aber vorerſt ſtehen laſſen . Im Jahre 1873 aber ließ , auf

eine vom Gemeinderat im Einvernehmen mit der Bezirksbauinſpektion

ergangene Anordung , das Stadtbauamt die eiſernen Thorflügel an

dieſem Thore aushängen und in Verwahrung nehmen .

Im gleichen Jahre erfolgte der Abbruch des in den Jahren 1829

bis 1830 von Heiurich Hübſch erbauten Karlsthores . Doch

blieben die beiden Seitengebände ſtehen und ſind bis heute erhalten .

Am 9. Juni 1874 wurde , ſoweit wir ſehen , zum erſten Male

in einer Verſammlung von Bewohnern des öſtlichen Stadtteiles die

Entfernung des Durlacher⸗ und des Friedrichsthores ver⸗

langt . Als dieſer Wunſch dem Gemeinderat vorgetragen wurde ,

beſchloß er am 20 . Juni wegen des Durlacher Thores Bericht der
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Baukommiſſion einzuverlangen und wegen des Friedrichsthores beim

Finanzminiſterium die Erlaubnis zum Abbruch des Thores nachzu⸗

ſuchen , während die beiden Thorhäuschen ſtehen bleiben ſollten , da

der Verkehr an dieſem Thore in der That ſehr gehemmt ſei . In

der Sitzung vom 1. Juli wurde anerkannt , daß die ſehr ſtark benützte

Paſſage durch das Durlacher Thor für Fuhrwerk und Fußgänger
einer Verbeſſerung bedürfe , und beſchloſſen , beim Finanzminiſterium
die Ermächtigung zu erwirken , die Abſperrgeländer und Thorflügel

entfernen zu laſſen . In der Gemeinderatsſitzung vom 22 . Juli wurde ,

veranlaßt durch Veröffentlichung dieſes Beſchluſſes , eine von hervor —

ragenden Architekten und anderen Einwohnern unterzeichnete Eingabe

verleſen , welche die Erhaltung des Durlacher Thores „als eines geſchicht —

lichen und architektoniſch wertvollen Denkmales unſerer Stadt “ befür⸗
wortete . Der Gemeinderat hatte inzwiſchen ſchon am 1. Juli im Sinne

der Geſuchſteller gehandelt , als er den Beſchluß faßte , das Durlacher

Thor „ als ein ſchönes Baudenkmal der erſten Jahre der Stadt

Karlsruhe “ zu erhalten , zu reſtaurieren und die Entfernung der Ver⸗

kehrshinderniſſe auf das notwendigſte Maß zu beſchränken . Leider

änderte der Gemeinderat ſpäter die damals ausgeſprochene Anſicht
und willigte in die Beſeitigung des Durlacher Thores ein .

Mit dem Abbruch des Friedrichsthores wurde am 17 . No⸗

vember 1874 begonnen . Dieſes war im Jahre 1854 jenſeits des

ſpäter überwölbten Landgrabens , zum Erſatze des ſeit 1779 am Ende

der Kronenſtraße vor deren Einmündung in die Steinſtraße geſtandenen ,
1852 abgebrochenen alten Rüppurrer Thores , erbaut worden .

Im Juli 1874 hatte das Finanzminiſterium die Beſeitigung der

Thorflügel , der Steinpfeiler und des Gitterwerkes an ſämtlichen noch

beſtehenden Stadtthoren genehmigt und die Bezirksbauinſpektion mit

dem Vollzug dieſer Anordnung beauftragt . Im Einklange mit dieſer

Verfügung beſchloß der Gemeinderat die Entfernung des eiſernen

Thores am Ausgange der im Jahre 1861 von der Stein - bis zur

Kriegsſtraße verlängerten Adlerſtraße und deſſen Verwendung am

Eingang des neuen Friedhofes .

Bauthätigkeit .

Mit der Zunahme der Bevölkerung hielt die Vermehrung der

Wohnungen nicht gleichen Schritt . In den Jahren 1857 und 1858

—
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wird über dieſen Mißſtand in der Preſſe ernſtlich geklagt und dabei

namentlich der Mangel an kleineren Wohnungen hervor⸗

gehoben . Man brachte damit in Verbindung , daß die beabſichtigte

Gründung einiger Fabriken verſchoben wurde . Auch als ſich durch

die Errichtung eines Füſilierbataillons im Jahre 1857 weiterer

Bedarf an Wohnungen für das Offizierkorps zeigte , wurden dieſe

Klagen laut .

Auf dem Gebiete induſtrieller Bauten ſehen wir doch im Jahre
1858 , neben den bereits ſeit längerer Zeit beſtehenden Bierkellern

von Hack und Clever , Neubauten der Bierbrauer Reble und Geiger

entſtehen . 1859 kam dazu ein größeres Gebäude des Bierbrauers

Seyfried und in der Neuthor - ( ſpäter Sophien⸗ ) ſtraße entſtand eine

Anzahl anſehnlicher Wohnhäuſer .

In dieſem Jahre richtete der Gewerbeverein eine Eingabe an

den Gemeinderat , in welcher darum nachgeſucht wurde , dem großen

Mangel , welchen die Stadt in den letzten Jahren an — neuerdings

auch größeren — Wohnungen hatte , abzuhelfen durch Aufſetzen

von dritten Stockwerken auf maſſive zweiſtöckige Häuſer , durch

Erbauung von neuen und ſchönen Häuſern an Stelle der alten

unanſehnlichen , größtenteils hölzernen Häuſer und von neuen

Wohngebäuden auf bisher unbebauten Plätzen .

Ein ſehr großer , wenn nicht der größte Teil der Karlsruher

Häuſer beſtand , wie ſeit der Gründung der Stadt , damals noch aus

einſtöckigen Gebäuden mit einem aufgeſetzten Manſardenſtockwerk oder

einzelnen Manſarden , wie wir ſie ja auch heute noch in vielen

Straßen , ſelbſt im Mittelpunkte der Stadt , vertreten und erſt all⸗

mählich verſchwinden ſehen ) . “

Zur Erhöhung der Bauthätigkeit in den angeführten Richtungen

wurde vorgeſchlagen , die Gemeinde möge unbemittelten Bauherrn

4*) Unſere Abbildungen zeigen ſolche Alt⸗Karlsruher Häuſer , die eine drei

Häuſer der Spital⸗ (jetzt Markgrafen - ) Straße , Nr . 11 , 13 und 15 von der

ganz primitiven Form , wie ſie in der älteſten Zeit der Reſidenzſtadt die Regel

war , die andere ein beſſeres Haus , Kreuzſtraße 5 , vermuthlich in den erſten

Jahrzehnten des 19 . Jahrhunderts an Stelle eines ſolchen erbaut , mit der

Zierde eines erkerartigen Vorbaues im 2. Stockwerk . Die Häuſer Spital⸗

ſtraße 11 und Kreuzſtraße 5ſind jetzt durch ſtattliche Gebäude erſetzt , die kleinen

Häuſer Spitalſtraße 13 und 15 ſtehen heute ( Februar 1900 ) noch unverändert .
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Gelder vorſtrecken , ſo daß jeder Bauherr den Betrag , dener ſich nicht
von Kapitaliſten verſchaffen könne , gegen 3 - bis 3½prozentige Ver⸗

zinſung auf Nachhypothek erhielte , unter Nachlaß der Verzinſung
während der Bauzeit , Befreiung des Betrages , den der Aufwand
des Neubaues über den Wert des alten Baues darſtelle , von den

ſtädtiſcheu Steuern auf die Dauer von fünf Jahren und Heim⸗
zahlung des dargeliehenen Kapitales in 10⸗- bis 15jährigen Raten .

Zu dieſem Zwecke wurde die Gründung einer Baukaſſe und Aus⸗

gabe von Obligationen derſelben angeregt .
Der Gemeinderat konnte indes ein dringendes Bedürfnis zur

Ergreifung ſolcher Maßnahmen nicht anerkennen , die er für einen

Verſuch hielt , deſſen Erfolg ſehr zweifelhaft ſei , und lehnte daher
dieſe Vorſchläge ab .

Als jedoch im Jahre 1860 das Stadtamt dem Gemeinderat

mitteilte , daß auch ſeiner Wahrnehmung nach Wohnungsmangel
vorhanden ſei , und auf Freiburg hinwies , wo auf ſtädtiſche Koſten
Miethäuſer gebaut worden ſeien, beſchloß der Gemeinderat in ſeiner

Sitzung vom 12 . Dezember , beim großen Bürgerausſchuß einen An⸗

trag einzubringen auf Bewilligung einer Summe von 10000 fl.

zu Prämien für ſolche Bauliebhaber , welche innerhalb dreier Jahre
in der Langen Straße ſchöne drei - oder vierſtöckige Häuſer , wozu

der Plan jeweils von der Gemeindebehörde genehmigt ſein müſſe ,

herſtellen . Die Prämien ſollten 20 bis 25 fl. für den Fuß Front⸗

länge betragen . Der engere Ausſchuß ſtimmte dieſem Antrage am

19 . Dezember bei . Eine Eingabe Bauluſtiger , Bauprämien auch

für Häuſer an Seitenſtraßen zu bewilligen , wurde ablehnend be —

ſchieden .

Nachdem zu Beginn des Jahres 1861 der Vorſchlag zur Bild —

ung einer Aktiengeſellſchaft für Neubauten in der Langen Straße

gemacht worden war , ohne daß jedoch die Bildung einer ſolchen Ge —

ſellſchaft gelang , faßte der große Ausſchuß am 7. Mai dieſes Jahres
einen dem Antrag des Gemeinderats entſprechenden Beſchluß , unter

Feſtſetzung der Bauprämie auf den einheitlichen Satz von 25 fl.

für den Fuß Frontlänge , und bewilligte hierzu einen Kredit von

10000 fl. Einen weitergehenden Vorſchlag aus der Mitte der

Verſammlung , bei 1⸗- bis 2jähriger Baufriſt die Prämien auf 30

bis 50 fl. zu erhöhen und die Summe von 100 000 fl. zur Ver⸗



abfolgung an Bauluſtige auf Nachhypothek bis zu zwei Drittel des

Baukapitals zu bewilligen , wurde vom großen Ausſchuß abgelehnt.
Der Beſchluß des großen Ausſchuſſes wurde vom Gemeinderat an —

genommen und vom Stadtamt genehmigt . Nach Ablauf der erſten

drei Jahre wurde die Bewilligung der Prämien auf einen weiteren

Zeitraum und weiterhin wiederholt verlängert und erſt im Jahre 1888

eingeſtelltt . Doch wurde von dieſer Vergünſtigung in den nächſten

Jahren nicht in dem erwarteten ausgedehnten Maße Gebrauch gemacht .

In dem Werke „ Karlsruhe im Jahre 1870 . Baugeſchichtliche

und Ingenieurwiſſenſchaftliche Mittheilungen “ iſt angeführt , daß im

Zeitraum von 6 Jahren nur 7 Häuſer in der Langen Straße

gebaut wurden , das Volz' ſche und Muntz ſche , die Eckhäuſer der

Herren D. Meyer und Wolf , die Wohnhäuſer der Herren Schnabel ,

Huber und Schweizer . „ In dieſen — heißt es weiter — iſt ein

Stück modernſter Baugeſchichte verkörpert , ſie geben Zeugnis , daß

man mit dem ſeither üblichen reinen Utilitätsbau gebrochen , daß das

der Kunſt zugänglicher gewordene Bürgertum ſich nicht mehr mit

dem Allernötigſten zufrieden giebt , ſondern ſein Beſitztum durch

dieſelbe geadelt verlangt . “ Das „fſichtliche Aufblühen “ Karlsruhes

in dieſen Jahren und die erhöhte Bauthätigkeit betont auch der im

Jahre 1869 erſchienene Jahresbericht des Großherzoglichen Landes⸗

kommiſſärs , der als weitere Symptome dieſes Fortſchrittes auch die

vermehrte Nachfrage nach Arbeitern und das außerordentliche
Steigen der Arbeitslöhne hervorhebt .

Abgeſehen von den erwähnten ſtattlichen und architektoniſch
hervorragenden Neubauten in der Langen Straße entſtanden auch

in anderen Stadtteilen bemerkenswerte Privatgebäude , ſo z. B . die

ſchon früher erwähnten Häuſer auf dem Friedrichsplatze , darunter

das Haßlinger ' ſche Haus , die Villa des Medizinalrats Schenk in

der verlängerten Lammſtraße , die Villa St . André in der Kriegs⸗

ſtraße , die Freimaurerloge , die Villa Schmieder in der verlängerten

Karlſtraße ) .
Schon im Jahre 1858 hatte die Fabrik verſilberter und ver⸗

) Einige dieſer Häuſer , von Baurat Hochſtetter , von den Architekten

Knoderer , Haunz und Durm , von Oberbaurat Berckmüller und Bauinſpektor

Heinrich erbaut , ſind auf Seite 81 und 95 —100 des oben angeführtenWerkes
abgebildet .
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goldeter Waren von Chriſtofle u. Co . Wohnungen für ihre
70 männlichen Arbeiter an der Augartenſtraße unter Leitung des

Architekten Rau erbauen laſſen . Die oberen Räume der Häuſer
waren für die ledigen , die unteren für die verheirateten Arbeiter

beſtimmt . Ein eigenes Gebäude zu Wohnungen für die Herren und

Meiſter der Fabrik wurde an der Ettlingerſtraße erbaut .

Am 16 . Mai 1870 beſchloß der Gewerbeverein , zum Baue von

Arbeiterwohnungen die Summe von 5000 fl. vorzuſchießen , und am

1. Juni bildete ſich eine gewerbliche Baugenoſſenſchaft zum Zweck
der Erwerbung und Veräußerung von Wohnhäuſern und deren Ver⸗

kauf oder Vermietung . Zu Vorſtandsmitgliedern wurden die Ge —

meinderäte Heinrich Lang und Karl Himmelheber und Stadtbaumeiſter

Karl Gambs gewählt . Im Mai 1873 ließ die Maſchinenfabrik

Karlsruhe auf ihrem Grundſtücke am Beiertheimer Wege verſchiedene

Wohnhäuſer für die in ihrer Wagenfabrik beſchäftigten Arbeiter

erbauen .

Im Jahre 1871 wurde in der Preſſe abermals auf den Mangel

an Wohnungen und zwar ſowohl großen für Reiche als auch kleinen

für weniger bemittelte Familien hingewieſen und betont , daß es

nicht genüge, wie es ſeitens des Gemeinderates noch neuerdings

geſchehen ſei, den armen Leuten zu einſtweiligen , wenn auch ganz

dürftigen Wohnungen zu verhelfen . Die Stadtbehörde habe die

Verpflichtung , mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln für Be⸗

ſchaffung von Wohnungen zu ſorgen , denn davon hänge jetzt das

Wohl und Gedeihen des ganzen Gemeinweſens ab . Sie ſollte

eine große Summe ausgeben und ſelbſt Wohnhäuſer bauen , nament⸗

lich kleine Häuſer ankaufen und zu drei⸗- und vierſtöckigen aufbauen .

Aber auch der Staat ſollte hier eingreifen und nicht dadurch die

Wohnungsnot , unter der auch ſeine eigenen Beamten und Angeſtellten

leiden , vermehren , daß er ganze Privathäuſer und einzelne Wohn⸗

ungen , ſei es durch Ankauf , ſei es durch Miete wegnehme . Es

wurde auch das Gerücht verbreitet , der Gemeinderat beabſichtige , bei

dem Bürgerausſchuß die Aufnahme eines Darlehens von 500000 fl.

zu beantragen , um damit zu Neu - bezw. Aufbauten innerhalb der Stadt

Kapitalien an Bauunternehmer auf zweite Hypothek , zu mäßigem Zins⸗

fuß und unter ſehr günſtigen Bedingungen darleihen zu können . Auch

der Bau eines Armen - Gewerbehauſes ſei in ' s Auge gefaßt .



Zunächſt wurde aus der Mitte der Bürgerſchaft ein Verein für

Erbauung billiger Wohnhäuſer in Form einer Aktiengeſellſchaft
gebildet mit einem Kapital von 70000 fl. — 40000 Thaler in 400

Aktien von je 100 Th. , und ein zu dieſem Zweck zuſammen—⸗
getretener Ausſchuß ( Oberbürgermeiſter Malſch , Privatmann Lautz,
Bankier Homburger , Privatmann Morſtadt , Apotheker Riegel , Bau —

rat Lang , Gemeinderat S . Meeß , Fabrikant K. Schmieder , Privat —

mann Küenzle , Hoffinanzdirektor Kreidel und Gemeinderat Himmel —
heber ) lud , nachdem alsbald 53 000 fl. gezeichnet waren , zu fernerer
Beteiligung an den Aktienzeichnungen ein. Ein nach den Grund —

ſätzen des Vereines erbautes Haus mit Vorgarten würde ſich auf

etwa 1500 bis 2600 fl. Kaufwert berechnen und bei mäßigen Ab —

zahlungen in 14 Jahren ſchuldenfrei ſein. Aus Arbeiterkreiſen und

dem Stande der unteren Bedienſteten lagen Ende Mai 1871 ſchon
60 Anmeldungen mit Anzahlungen von je 100 bis 1000 fl. und

darüber vor . Der Verein erbaute binnen kurzer Zeit eine Anzahl
Häuſer an der Ecke der Rüppurrer - und Augartenſtraße . In der

Generalverſammlung dieſes Vereines am 14 . Juli 1873 wurde be⸗

richtet , daß ſämtliche bis dahin erbauten 30 Häuſer über 300
Perſonen Unterkunft bietn . Ein Haus war bereits verkauft ,
bezüglich der übrigen 29 Häuſer ſeien die Verkäufe ſchon ſo gut
wie geſichert . Der Verein hatte mit großer Uneigennützigkeit ge —

handelt und nur auf Wiedererlangung des Kapitals und der Zinſen
abgezielt , wodurch es den künftigen Eigentümern möglich gemacht
wurde , zu billigen Wohnhäuſern zu gelangen . Es wurde in der

Generalverſammlung dankbar anerkannt , daß der Vorſtand durch
ſeine ſehr thätige und unentgeltliche Geſchäftsführung der Stadt einen

ſehr weſentlichen Dienſt geleiſtet habe.
Am 11 . Oktober 1871 wurde ſodann im Gemeinderat über die

Ausdehnung der für neu erbaute dreiſtöckige architektoniſch ſchöne Häuſer
bewilligten Bauprämie auf Häuſer der nördlich der Langen Straße
gelegenen Fächerſtraßen von der Wald - bis zur Waldhornſtraße , ein⸗ —
ſchließlich des inneren Zirkels , durch Gemeinderat Lang Bericht
erſtattet und beſchloſſen , dem Bürgerausſchuß entſprechende Vorlage

zu machen und zur allmählichen Verwendung einen Kredit von

15000 fl. zu beantragen . Dieſer Antrag fand in der Sitzung des

Bürgerausſchuſſes vom 30 . Oktober Annahme mit dem Zuſatz , der
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Gemeinderat möge die Ausdehnung der Bauprämie noch auf die

übrigen Teile der Stadt ausdehnen , für welchen namentlich Ober⸗

bürgermeiſter Malſch eingetreten war . Dieſer Zuſatz fand jedoch die

Zuſtimmung des Gemeinderates nicht.
Dieſer trat inzwiſchen in anderer Art der Löſung der Frage

näher , indem er beim Bürgerausſchuß die Aufnahme eines Kapitals
von 500000 fl. beantragte , aber nicht , wie früher das Gerücht
gegangen war , um ſeitens der Stadt Häuſer zu erbauen , ſondern

zur Gründung einer ſtädtiſchen Hypothekenbank .
Nachdem der Bürgerausſchuß dem ihm vorgelegten Projekt

zugeſtimmt und die Großherzogliche Regierung demſelben ihre Ge⸗

nehmigung erteilt hatte , wurde im Jahre 1872 dieſes Inſtitut
gegründet . Als deſſen Zweck wurde bezeichnet , denjenigen hieſigen
Häuſerbeſitzern , welche innerhalb der Stadt ( zwiſchen der Kriegsſtraße
und dem Hofdomänenbezirk ) alte Häuſer abreißen und an deren

Stelle neue erbauen , inſofern ſie ſich die Mittel bis zum halben

Werte des Neubaues in anderer Weiſe beſchaffen , weitere 25 bis

höchſtens 30 % des Schätzungswertes auf Nachpfand darzuleihen .
In der Regel ſoll , nach den Satzungen , das Darlehen erſt nach

Vollendung des Neubaues gegeben werden , unter gewiſſen Voraus⸗

ſetzungen kann dasſelbe auch ſchon während der Bauzeit ratenweiſe zur

Auszahlung kommen . Das Darlehen iſt zunächſt nur mit 5 / zu ver⸗

zinſen , vom beginnenden zweiten Jahre nach Fertigſtellung des Neubaues

an müſſen aber behufs Tilgung des Darlehens noch zwei weitere Pro —
zent bezahlt werden , ſo daß alsdann aus der ganzen urſprünglichen
Anlehensſumme eine Annuität von 7 %/ auf die Dauer von 26 Jahren
entrichtet wird . Werden die Darlehensbedingungen pünktlich ein —

gehalten , ſo iſt das Darlehen ſeitens der Hypothekenbank unkündbar ;

dagegen ſteht dem Schuldner jederzeit das Recht zu , unter Einhaltung
einer dreimonatlichen Kündigungsfriſt , außer der feſtgeſetzten Annuität

noch beſondere Abſchlagszahlungen zu leiſten oder die Schuld ganz

abzutragen . Die zur Vollziehung dieſer Darlehen erforderlichen
Mittel verſchafft ſich die Hypothekenbank je nach Bedarf bis zum

Betrage von 500000 fl. bezw. 857 100 Mark durch Ausgabe von

4½ % Partialobligationen , zu deren Ausſtellung durch das Groß —

herzogliche Miniſterium des Innern die Ermächtigung gegeben worden

iſt . Die auszugebenden Partialobligationen ſind eingeteilt in Stücke
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à 1500 Mark , à 900 Mark und à 300 Mark und werden mit

4½ , halbjährlich auf 1. Februar und 1. Auguſt verzinſt . Für

die Sicherheit der Partialobligationen haftet außer den pfandrechtlich

verbrieften Kapitalanlagen der Hypothekenbank , über deren Betrag

hinaus keine Obligationen ausgegeben werden dürfen , die Stadtgemeinde

Karlsruhe mit ihrem ganzen Vermögen .
Die ſtädtiſche Hypothekenbank bildete , eine beſondere Anſtalt ,

welche dem ſtädtiſchen Leihhauſe zur getrennten Verwaltung über —

wieſen wurde . Ihre Thätigkeit konnte ſie erſt in der zweiten Hälfte
des Jahres 1872 beginnen , weshalb auch ihr Geſchäftsverkehr in

dieſem Jahr von keinem großen Umfange war ; aber auch in den

beiden nächſten Jahren wurde ihre Hilfe nur in verhältnismäßig

wenigen Fällen in Anſpruch genommen

Die ſtädtiſche Hypothekenbank bewilligte 1872 an 7 Perſonen

Darlehen im Geſamtbetrage von 66 300 , 1873 an 8 Perſonen von

110 150 fl. , 1874 an 6 Perſonen von 56 950 fl.
Ein lediglich privater Verſuch , neuerdings wieder in der Zeit

der großen und mittelgroßen Miethäuſer , wie es in den Alt⸗Karls⸗

ruher Tagen die Regel geweſen war , eine Anzahl von Einfami⸗

lienhäuſern zu erbauen , war von einer kleinen Genoſſenſchaft mit

ſamtverbindlicher Haftpflicht , auf Anregung und unter Leitung des

Dr . A. Emminghaus , Profeſſors der Volkswirtſchaft am Polytech⸗
nikum , im Jahre 1870 mit gutem Erfolge unternommen worden .

Es waren 12 Häuſer , 2 davon in der ſpäter Moltkeſtraße genannten

Mühlburger Allee , 8 in einer auf dem Gelände des ehemaligen

Holzhofes neu entſtandenen Straße , 2 an der Grünwinkler Allee , die

ſpäter den Namen Bismarckſtraße erhielt . Am Tage der Kriegs⸗

erklärung unterzeichneten die Teilnehmer , nicht ohne ſchwere Sorgen
über das Gelingen ihres Unternehmens in einem ſo gefahrdrohenden

Augenblick, den auf die Dauer von 15 Jahren abgeſchloſſenen Ge⸗

noſſenſchaftsvertrag . Und in dankbarer Geſinnung für die Befreiung

von dieſen Sorgen durch den Sieg der deutſchen Waffen bei Wörth
am 6. Auguſt beantragten ſie , als der Bau der Häuſer vollendet

war , beim Gemeinderat , der neuen Straße den Namen Wörthſtraße

zu geben , ein Antrag , dem der Gemeinderat gerne ſtattgab ?) . Die

) Vergl . oben S . 235 .
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hübſchen Häuſer entſtanden nach den Plänen und unter der Bau⸗

leitung des Architekten Dr . Thomas Cathiau .
Eine Unternehmung im großen Stil , die im Jahre 1872 in ' s

Leben trat , war die am 12 . April durch eine Generalverſammlung
mit einem Grundkapital von vorerſt 2½ Millionen Thaler be⸗

gründete Rheiniſche Baugeſellſchaft mit dem Sitze in

Karlsruhe . Bedeutende Kräfte , wie die Rheiniſche Kreditbank in

Mannheim , die Württembergiſche Vereinsbank , die Baſeler Handels —
bank , das Stuttgarter Bau - und Immobiliengeſchäft nebſt hervor —

ragenden Bankhäuſern in Mannheim , Stuttgart , Freiburg , Karls⸗

ruhe u. a. waren an der Gründung beteiligt . Eine größere Zahl

angeſehener Perſönlichkeiten Karlsruhes aus verſchiedenen Ständen

trat dem Aufſichtsrate bei . Nach ihren Satzungen hatte ſie ſich
mit der Ausführung von Bauten , mit der Erwerbung und Ver —

äußerung von Gebäuden und Grundſtücken und mit der Fabrikation

von Baumaterialien aller Art zu befaſſen . Die Sektion Karlsruhe

hatte in erſter Reihe die Fabrikation von guten Backſteinen in Aus⸗

ſicht genommen , erwarb ein zur Anlage einer Dampfziegelei vorzüg —

lich geeignetes Gelände oberhalb Durlach und begann alsbald mit

dem Bau der Fabrikräumlichkeiten . Sie erwarb ferner ſofort und in

den nächſten Jahren eine Reihe von Bauplätzen . Von dieſen wurde

—nach einem im März 1873 veröffentlichten Berichte — auf dem

Wilſer ' ſchen Bauplatz an der Ecke der Lamm - und Zähringerſtraße

nach Plänen des Profeſſors Durm das Direktionsgebäude der Ge —

ſellſchaft erbaut , ein Bauplatz in der Steinſtraße und ein anderer in

der Kriegsſtraße gegenüber dem Grünen Hof wurde in 9 , einer an

der Kriegsſtraße , Ecke der Leopoldſtraße , in 3 Bauplätze eingeteilt , das

Kuſel ' ſche Haus in der Langen Straße mit Hof, nebſt Haus mit Hof
und Bauplatz in der Zähringerſtraße , teilweiſe an einen Angrenzer

verkauft , teilweiſe zum Bau eines größeren Geſchäftshauſes zurück⸗

behalten . Endlich wurde der gräflich Langenſtein ' ſche Garten mit Raum

zu 81 Hausplätzen angekauft und durch 2 Straßen , die verlängerte

Akademie - und die Douglas⸗Straße , durchquert . Von dieſen Plätzen
wurden die in die Lange Straße fallenden und nicht verkauften

Plätze in eigener Regie und mit einheitlicher Faſſade überbaut ,

alle übrigen zu feſtgeſetzten Preiſen veräußert . Bis Mitte

März 1873 waren 37 Bauplätze verkauft . Die Baupläne
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wurden auf dem Bureau der Geſellſchaft durch deren Angeſtellte

unter Leitung ihres Architekten Kendrick angefertigt . Am Ende

des Jahres 1874 waren an der Hirſchſtraße noch 4 , an der

Stephanienſtraße 7 , an der verlängerten Akademieſtraße 29 , an der

Douglasſtraße 13 , an der Langen Straße 10 Bauplätze Aibehaut
Die rege Bauthätigkeit , die ſich in den Jahren ſeit dem

Regierungsantritt des Großherzogs Friedrich allmählich zu entwickeln

begann , auf dem Gebiete der Privatbauten in größerem Umfang erſt

in der Zeit , welche dem deutſch⸗franzöſiſchen Kriege folgte , da ſich die

Erhöhung des Wohlſtandes auch in dieſer Richtung fühlbar machte , trat

beſonders in den Neubauten hervor , welche die Staats - und

die Hofverwaltung aufführen ließ . Das Hoftheater , das Miniſte —

rium der auswärtigen Angelegenheiten , das Orangeriegebäude , der

zwiſchen dieſem und dem Schloß neu entſtandene Wintergarten , die

Kunſtſchule , der Anbau des Polytechnikums , das evangeliſche Lehrer —

ſeminar mit Turnhalle , die Artilleriekaſerne Gottesaue geben Zeugnis

von dem künſtleriſchen Geſchmack und der Opulenz , mit welcher Hof

und Staat neuerdings die Stätten ausbilden ließen , welche in früheren

Tagen nur in ſehr beſcheidenen Formen in die Erſcheinung traten .

Zu dieſen in den Jahren 1853 bis 1870 entſtandenen Bauwerken

trat nun das Gebäude der Großherzoglichen Sammlungen auf dem

Friedrichsplatze hinzu , welches die Bibliothek , das Münzkabinet , das

Naturalienkabinet , die ethnographiſchen und Altertümer - Sammlungen

aufnahm . Für Erſtellung des Baues war eine Preisbewerbung aus⸗

geſchrieben , jedoch der erſte Preis keinem der Bewerber zuerkannt
worden . Den zweiten Preis hatte Architekt Oscar Pichler in

Frankfurt , den dritten Preis F . Bluntſchli in Zürich erhalten . Die

Ausführnng des Baues wurde aber , da auch die preisgekrönten Ent⸗

würfe den vollen Beifall des Bauherrn nicht gefunden hatten , dem

Oberbaurat Berckmüller übertragen , welcher ein Werk ſchuf, das eine

der vorzüglichſten baulichen Zierden der Reſidenzſtadt bildet .

Nach dem Übergang der Poſt an das Reich und der Errichtung

einer Oberpoſtdirektion in Karlsruhe⸗ hatte die neue Verwaltung von

einem Neubau abgeſehen , vielmehr einen der ſtattlichſten Privatbauten

der Stadt , das Haßlinger ' ſche Haus an der Ecke des Friedrichsplatzes

und der Ritterſtraße käuflich erworben , unter der Vorausſetzung , daß

ſie auch das Gebäude dazu erwerben könne , in welchem ſich früher
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die höhere Töchterſchule befand , da jenes nicht genügenden Raum ,

namentlich zu wenig Hofraum bot . Verhandlungen , welche die Reichs⸗

poſtverwaltung mit der Gemeindebehörde anknüpfte , führten im No⸗

vember 1871 zum Ankauf dieſes Hauſes um den Preis von 36 000 fl.

Die Abſicht, dieſes ſehr unſcheinbare Haus abzureißen und an ſeiner

Stelle einen mit dem Haßlinger ' ſchen Hauſe zu verbindenden Neubau

zu erſtellen , wurde indes nicht verwirklicht , da , wie es ſcheint , bald

darauf ſchon der Plan gehegt wurde , ein monumentales Poſtgebäude
zu errichten , der aber erſt nahezu drei Jahrzehnte ſpäter ſeine Ver⸗

wirklichung fand .
In dem Gebäude der Landesgewerbehalle kam im Jahre 1873

ein Erweiterungsbau zur Ausführung , welcher im unteren Stock

Räume für die Ausſtellung , im oberen für den kunſtgewerblichen

Unterricht bot .

Das fürſtlich Fürſtenbergiſche Palais wurde 1874 reſtauriert

und erhielt einen ſchönen und würdigen Schmuck durch das oberhalb

des Balkons angebtachte Fürſtliche Hauswappen .

Im gleichen Jahre wurden am ehemaligen Kadettenhauſe , nun⸗

mehr Sitz der Amtsräume des Generalkommandos des XIV . Armee —

korps und der Kommandantur , Bauveränderungen vorgenommen . Bei

dieſen wurde u. a. das große Bogenfenſter in der Mitte des Ge⸗

bäudes beſeitigt , der dabei ausgebrochene Schlußſtein aber an der

alten Stelle wiedereingeſetzt . Er iſt mit dem badiſchen Wappen

geziert und trägt eine Inſchrift , welche die Namen des zur Zeit der

Erbauung ( 1820 ) im Dienſte befindlichen Kriegsminiſters ( General —

leutnant Freiherrn v. Schäffer ) , der Militärbaukommiſſion und der

beim Bau thätigen Werkmeiſter und Steinhauer enthält . Auch die

Inſchrift , welche auf die Erbauung des Kadettenhauſes durch Groß⸗

herzog Ludwig Bezug hat , wurde aufgefriſcht . Dieſe Pietät der

k. preußiſchen Militärbehörde wurde von der Einwohnerſchaft , beſonders

den Altkarlsruhern , freudig begrüßt .
Am Friedrichsplatz nahte ſich im Jahre 1874 das neue Gebäude

der Generaldirektion der Verkehrsanſtalten der Vollendung , an dem

Neubau für das Kreis⸗ und Hofgericht an der Ecke der Linkenheimer⸗

und Stefanienſtraße wurde eifrig gearbeitet , die Oberdirektion des

Waſſer⸗ und Straßenbaues , deren Amtsgebäude in dieſen Neubau ein⸗

bezogen wurde , war in den ſüdlichen Flügel des alten Gymnaſiums⸗
17
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gebäudes neben der evangeliſchen Stadtkirche verlegt worden , das

bisherige Direktionsgebäude der Verkehrsanſtalten in der Kreuzſtraße
war für den Verwaltungshof beſtimmt .

Auch die Stadtbehörde ſah der Zeit entgegen , in der es ihr

obliegen würde , durch Neu - und Erweiterungsbauten den An⸗

forderungen gerecht zu werden , welche die Zunahme der Bevölkerung
und die wachſende Ausdehnung der Stadt an ſie ſtellen würde . Im

Jahre 1871 erwarb ſie um den Preis von 34000 Gulden das

Haus Waldhornſtraße Nr . 9 , Eigentum der freiherrl . v. Gayling —

ſchen Familie ; es war womöglich deſſen Verwendung zu Schulzwecken
in ' s Auge gefaßt . Ferner wurde das Anweſen des Kaufmanns Glock an

der Ecke der Bahnhof - und der Rüppurrerlandſtraße mit einem

Flächengehalt von 19 Ar und 26 Meter um den Preis von 29500

Gulden von der Stadt angekauft , in einem der Gebäude wurden 8 Lehr—⸗

ſäle für eine gemiſchte Volksſchule hergeſtellt , die alten Gebäude auf
den Abbruch veräußert .

Die Frage wegen des Schlachthausbaues , angeregt durch
eine Beratung über die Fleiſchbeſchau , wurde im April 1874 der

Baukommiſſion zur Prüfung zugewieſen . Urſprünglich war die

„Metzig “ im alten Rathauſe untergebracht . Bei Erbauung des

neuen Rathauſes erhielt die Metzgerzunft in dieſem eine neue

Metzig mit Platz für 32 Ochſenmetzger , deren Einrichtung 16000

Gulden koſtete . Im Jahre 1837 wurde ſie auf Anſuchen der

Metzger gegen den Willen des Gemeinderats aufgehoben . Neben

dieſer Metzig beſtand ſchon vor 1809 , vermutlich in der Nähe des

Rathauſes , am Landgraben ein Schlachthaus , deſſen Bau etwa 8000

Gulden gekoſtet hatte . Dieſes wurde im Jahre 1818 an Maurer⸗

meiſter J . M . Müller um 3500 Gulden verſteigert unter der Be⸗

dingung , daß es den Metzgern bis zur Fertigſtellung des neuen Schlacht⸗

hauſes zur Benutzung überlaſſen bleibe . Zur Erbauung dieſes neuen

Schlachthauſes trat im Jahre 1817 der Staat einen 117 Quadrat⸗

ruthen großen Bauplatz unweit der Hirſchgaſſe beim Landgraben

unentgeltlich an die Stadt ab und verzichtete auf den Erſatz von

133 Gulden 20 Kreuzer und 98 Gulden für Quader - und Mauer⸗

ſteine aus den herrſchaftlichen Steinbrüchen . Der Bau des Schlacht⸗

hauſes wurde in öffentlicher Verdingung an die Maurermeiſter

Schwindt und Weilbier um 12 570 Gulden vergeben . Im Jahre
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1819 wurde der Bau fertiggeſtellt , welcher der von der Amalien⸗

ſtraße gegen Süden ziehenden Straße — Schlachthausſtraße —

den Namen gab. Im Jahre 1873 , als dieſe Straße ſchon ſeit

längerer Zeit den Namen Leopoldſtraße führte , wurde das füdlich
von dem Schlachthauſe liegende Anweſen des Küblers Lueger⸗

Ettlinger für etwaige Erweiterung des Schlachthauſes um den Preis
von 15000 Gulden erworben . Es währte aber mehr als 10 Jahre ,
bis ſtatt einer Erweiterung , die nach dem oben angeführten Be —

ſchluſſe im Jahre 1874 in ' s Auge gefaßt worden war , der Bau

eines neuen Schlachthauſes an anderer Stelle beſchloſſen wurde .

Die Stadtbehörde zeigte im Jahre 1874 auch ſchon ihr lebhaftes

Intereſſe an der Erbauung eines großen Gaſthofes . Nachdem die

ſchon früher gepflogenen Verhandlungen mit einem Mannheimer

Gaſthofsbeſitzer zu keinem Ergebnis geführt hatten , wurde die

Erbauung eines ſolchen Gaſthofes auf dem Platze des ehemals

Männing ' ſchen Anweſens (einſt das Wohnhaus des Oberbaudirektors

Weinbrenner ) weſtlich vom früheren Ettlinger Thore betrieben und

zu dieſem Zwecke die Bildung einer Aktiengeſellſchaft in Betracht

gezogen . Die Verwirklichung des Planes in anderer Geſtalt erfolgte
aber erſt im Jahre 1875 .

Von Seiten der Stadtbehörde war man auch beſtrebt , ſtädtiſchen
Gebäuden eine künſtleriſche Ausſchmückung zu geben. Im

Oktober 1872 wurde vom Gemeinderat der Plan des Architekten Gambs

über die Ausmalung des Treppenhauſes und des Hausflures des Rat⸗

hauſes , in welchem eine Gedenktafel zu Ehren der im deutſch - franzöſiſchen

Kriege gefallenen Karlsruher angebracht werden ſollte , genehmigt .

Die Enthüllung der Tafel fand am 6. Auguſt 1873 ſtattk ) . Das

Treppenhaus machte nach Vollendung dieſer Arbeit einen ſehr vorteil⸗

haften Eindruck . Die MWalerei an den Wänden beſorgte Dekorations⸗

maler Müller , die ſchönen Eckgemälde der Decke ſind ein Werk des

Malers Rudolf Gleichauf , die Gedenktafel in ſchwarzem Marmor

iſt von Bildhauer Leile in Baden ausgearbeitet .
Von der Errichtung des monumentalen Malſchbrunnens

an dem öſtlichen Eingang der Karl⸗Friedrichſtraße wurde ſchon an

anderer Stelle berichtet “) . Am Morgen des 22 . September 1874

) Oben S . 210 .

0 Oben S . 218 .
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wurde er in Thätigkeit geſetzt, und die Geſamtanlage mit den ſchönen

Ruhebänken , Lorbeerbäumen und Blumenrondells bot ein ſehr an⸗

mutiges Bild . Die Architektur des Brunnens ſtammt von den Ober⸗

bauräten Lang und Warth , die Aufſtellung der zur Zierde der beiden

Niſchen beſtimmten Figuren wurde für das nächſte Jahr in Ausſicht

genommen .

Die ſtädtiſche Waſſerleitung ) .

Im Jahre 1822 war nach den Plänen des Waſſerbautechnikers

Haberſtroyß von der Stadt Karlsruhe in Gemeinſchaft mit dem

Domänenärar eine Waſſerleitung erbaut worden , um der Stadt

und dem Hofbezirke , die bis dahin Trink - und Gebrauchswaſſer ledig⸗

lich aus Pumpbrunnen bezogen hatten , friſches gutes Trinkwaſſer

zuzuführen . Dieſe Leitung brachte ſeitdem Quellwaſſer in die Stadt ,

welches am Fuße des Gebirges bei Durlach , 4½ km von Karls⸗

ruhe , entſpringt .

Der auf die Dauer und nach neueren Anſchauungen durchaus

ungenügende Zuſtand dieſer Waſſerleitung wurde mit der Zeit all —

gemein als Übelſtand gefühlt und gab im Jahre 1854 die erſte An⸗

regung zur Erbauung einer neuen Waſſerleitung neben der Durlacher

Leitung . Aber erſt in den erſten Tagen des Jahres 1856 wurde

eine Kommiſſion aus Vertretern der Intereſſenten ( Hofetat , Domänen⸗

ärar und Stadt ) gebildet , um dieſe Frage zu ſtudieren . Auf Ver⸗

anlaſſung dieſer Kommiſſion wurde Baurat Robert Gerwig als

techniſcher Berater beigezogen , und nun begannen vom 16 . Februar 1856

an Beratungen und Vorarbeiten , infolge deren Gerwig am 14 . Ok⸗

tober 1856 ein ſehr eingehendes Gutachten in Form eines Projektes

mit Berechnungen in 13 Beilagen der Kommiſſion vorlegte .

In dieſem Gutachten war die Möglichkeit nachgewieſen , die

Leiſtungsfähigkeit der Durlacher Waſſerleitung zu erhöhen und als

Ort , wo das für eine neue Waſſerleitung zu gewinnende Waſſer zu

ſuchen ſei , der Rüppurrer Wald bezeichnet . Für das ganze

„) Vgl . Die Großh . Badiſche Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Karlsruhe in

ihren Maßregeln für Geſundheitspflege und Rettungsweſen . Bei Veranlaſſung

der Internationalen Ausſtellung für Rettungsweſen und Geſundheitspflege zu

Brüſſel 1876 im Auftrage des Stadtrates bearbeitet , I. Abteilung S . 80 ff.
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Unternehmen , welches allen Bedürfniſſen auf längere Zeit genügend ent⸗

ſprach , wurde der Geſamtaufwand auf 423500 fl. berechnet , wovon

den Hofetat 191 800 fl. , die Stadt 240 555 fl. treffen würden ; bei

Ausdehnung der Leitung auf die vorerſt noch von der Durlacher

Waſſerleitung allein geſpeiſten Stadtteile war für Leitungen und

Betriebseinrichtuurgen der Stadt noch ein weiterer Betrag von

115 450 fl. angeſonnen .

Nachdem gegen dieſes Projekt verſchiedene Bedenken erhoben

worden waren , legte Gerwig am 24 . März 1857 ein zweites

Gutachten vor , welches die Geſamtkoſten der Waſſerleitung bei aus⸗

ſchließlicher Verwendung von Dampfkraft zu 395 000 und bei Be⸗

nützung der Waſſerkraft durch die Alb zu 444000 fl. veranſchlagte,
an welcher Summe im erſten Falle das Großherzogliche Hofärar

für ſeinen verhältnismäßigen Waſſerbezug etwa 114000 und im

anderen Fall etwa 126 250 fl. zu beſtreiten hätte , ſo daß auf das

ſtädtiſche Unternehmen ein Aufwand von 281000 bezw. 317750 fl.

käme .

Dieſem Gutachten trat die Kommiſſion am 4. Mai 1857 bei

und beſchloß , dem Gemeinderat wegen ſofortiger Verbeſſerung der

Durlacher Leitung Vorlage zu machen und bei dem Großherzoglichen

Hofe bezw. dem Domänenärar wegen deren Beteiligung an dem Unter⸗

nehmen die nötigen Schritte zu thun . Am 20 . Juli beſchloß ſodann

die Kommiſſion auf Gerwigs Antrag , an der Stelle , wo das Waſſer⸗

werk erbaut werden ſolle , Pumpverſuche zu machen und die nötigen

Mittel vom Gemeinderat und Bürgerausſchuß zu verlangen , auch

das Finanzminiſterium zur Beteiligung an der Aufbringung dieſer

Mittel anzugehen . Die zu dieſem Zweck eingeleiteten Schritte führten

zum Ziele , und am 12 . Auguſt erhielt das Stadtbauamt den Auftrag ,

die Arbeiten im Rüppurrer Walde zu beginnen .

Am 26 . November 1857 veröffentlichte der Gemeinderat eine

Bekanntmachung ( Tagblatt Nr . 326 ) , welche die Einwohnerſchaft

benachrichtigte , daß , infolge des mangelhaften Zuſtandes der Durlacher

Waſſerleitung mit ihrer dem Bedürfniſſe nicht mehr genügenden

Waſſermenge und der vielfach wahrgenommenen Verſchlechterung des

hieſigen Pumpbrunnenwaſſers , der Gemeinderat in Gemeinſchaft mit

der Großherzoglichen Hofdomänen⸗Intendanz die Frage einer voll⸗
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kommeneren Waſſerverſorgung in ernſtliche Erwägung gezogen und

daß auch der Großherzogliche Hof ein größeres Waſſerbedürfnis

für das Schloß ſelbſt und für anzulegende Springbrunnen und

Waſſerwerke im Schloß - und botaniſchen Garten habe . Die Bekannt⸗

machung teilte ferner mit : Nachdem nachgewieſen war , daß alle in

der Nähe von Durlach zu Tage tretenden Quellen in trockener

Jahreszeit zuſammengenommen nicht hinreichen , um den ganzen

Waſſerbedarf zu decken , wurde ein anderer Bezugsort zu finden ge —

ſucht und von Baurat Robert Gerwig eine höhere Lage des Rüp —

purrer Waldes in der Nähe des ſogenannten roten Häuschens zur

Aufſuchung von Quellen gewählt . Die von ihm angeſtellten Verſuche

beſtätigten ſeine Vorausſetzungen , und ein geologiſches Gutachten des

Profeſſors Sandberger ſowie eine chemiſche Analyſe des Hofrats
Dr . Weltzien unterſtützten ſie. Bei einer vortrefflichen Boden —

beſchaffenheit ergaben ſich ein ſehr großer Waſſerreichtum und ſehr

günſtige Eigenſchaften des Waſſers , indem dieſes von jeder Ver —

unreinigung frei , wohlſchmeckend und weicher iſt als jenes von der

Durlacher Quelle . Während ( nach einer Berechnung von Profeſſor

Dr . Karl Seubert ) das Durlacher Waſſer in 100000 Teilen

15,62 Teile an hartmachenden Salzen ( Kalk, Gyps , Bittererde ) ent —

hält , führt das Waſſer des Rüppurrer Waldes deren in der gleichen

Menge nur 13,45 Teile . Als Temperatur des Waſſers wurde etwa

80 R . ermittelt . Nachdem dieſe Feſtſtellungen erfolgt waren , wurde

ein kleines Stück der geplanten Waſſerfaſſung im Rüppurrer Wald

ausgeführt und von dieſer eine Röhrenleitung bis an den Rand der

Wieſen gelegt , wo nun das Waſſer in einer ſtarken klaren Quelle

hervortritt . Die Bekanntmachung lud ſchließlich die Einwohnerſchaft ein ,

ſich von der Güte und Brauchbarkeit dieſes Waſſers auch für gewerb⸗

liche Zwecke durch eigene Prüfung zu überzeugen und deren Ergeb —

niſſe dem Gemeinderate mitzuteilen .
In Folge dieſer Aufforderung fanden vielfache Verſuche

ſtatt , welche alle , ſowohl inbetreff der Eigenſchaft des neuen

Waſſers als eines vorzüglichen Trinkwaſſers , wie hinſichtlich ſeiner

Benützung zu gewerblichen und häuslichen Zwecken , ein durchaus

günſtiges Ergebnis hatten . Es wurden ſodann auch über die für

die Waſſerleitung notwendige und nachhaltige Waſſermenge

ſorgfältige wiederholte Unterſuchungen vorgenommen und Gut⸗



— — — — —

—

achten von Profeſſor Sandberger hier und Profeſſor Blum in

Heidelberg erbeten , welche alle dieſe Ergebniſſe beſtätigten .

Nunmehr wurde am 19 . April 1858 die wichtige Frage der

Anlage einer Waſſerleitung dem großen Bürgerausſchuß zur

Prüfung und Beſchlußnahme mit einer vom 28 . Januar 1858 datierten

Denkſchrift Gerwigs über die Anlage einer neuen Waſſerleitung für

die Reſidenzſtadt Karlsruhes ) vorgelegt . Der Vortrag des Gemeinde⸗

rates empfahl , unter eingehender Begründung und Erörterung

aller dabei in Betracht kommenden Punkte , in warmen Worten das

zeitgemäße , nützliche und im Intereſſe der Einwohnerſchaft liegende

Unternehmen , er wies insbeſondere auch auf den günſtigen Umſtand

eines Zuſammenwirkens des Hofes und der Stadt hin und betonte ,

daß der Zeitpunkt ein ſolcher ſei , der , einmal verſäumt , nicht

wiederkehre , daß durch das Unternehmen Arbeit und Verdienſt

geſchaffen werde , der zum großen Teil dem hieſigen Gewerbe

zufalle , und daß die Stadt in ihrem äußeren Gepräge durch Ver⸗

ſchönerungen und Annehmlichkeiten für Einwohner und Fremde an

Bedeutung gewinne .

Am Schluſſe beantragte der Gemeinderat ſieben Reſolutionen

über die Errichtung einer Waſſerleitung in der Reſidenzſtadt Karls⸗

ruhe in Gemeinſchaft mit dem Großherzoglichen Domänenärar nach

dem von Baurat Gerwig entworfenen , durch weitere techniſche

Erhebungen im Einzelnen noch näher feſtzuſtellenden Plane . Vor

der Ausführung ſollten Vereinbarungen mit den beteiligten Gemeinden

rechtsgiltig abgeſchloſſen und durch länger fortgeſetzte , in größerem

Umfange angeſtellte Pumpverſuche außer Zweifel geſtellt werden , daß

die ſogenannte neue Quelle in qualitativer und quantitativer Be⸗

ziehung den gehegten Erwartungen entſpreche . Zur Beſchaffung der

Koſten ( 281000 - 317 750 fl. für den ſtädtiſchen Anteil ) ſolle

ein billig zu verzinſendes , nach einem Amortiſationsplane in

längſtens 25 Jahren heimzubezahlendes Kapital aufgenommen

werden ; die Mittel zur Schuldentilgung ſeien — mit Genehmigung
der Regierung — aus den ſtädtiſchen Verbrauchsſteuer - Einnahmen

„) Dieſe iſt mit dem Vortrage des Gemeinderates an den großen

Bürgerausſchuß im Buchhandel erſchienen . Karlsruhe , Chr . Fr . Müller ' ſche

Hofbuchhandlung 1858 .
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der zu errichtenden Waſſerleitungs - Amortiſationskaſſe zuzuweiſen .
Nach erfolgter Schuldentilgung ſeien die im Vortrage des Gemeinde⸗

rates feſtgeſetzten Preiſe entſprechend herabzuſetzen ; endlich ſei der

Gemeinderat zu ermächtigen , zum Vollzuge dieſes Unternehmens
alle Handlungen vorzunehmen , welche das Zuſtandekommen desſelben
erfordern .

Dieſe Reſolutionen wurden vom Bürgerausſchuß angenommen , und

damit ſchien die baldige Herſtellung der neuen Waſſerleitung geſichert .
Aber dieſer ſtellten ſich mancherlei Schwierigkeiten entgegen . Zunächſt
verlangte ein von der Staatsbehörde eingeholtes Gutachten der

Oberdirektion des Waſſer - und Straßenbaues die Anſtellung von

Pumpverſuchen für längere Zeit und zu verſchiedenen Jahreszeiten .
Nachdem die Koſten für dieſe auf 17700 fl. berechnet und über

die Verteilung derſelben auf Domäne und Stadt im Laufe des

Jahres 1859 Verhandlungen gepflogen waren , nachdem ferner ein

neuer Plan über den Bau einer beſonderen Waſſerleitung für den

Hofbezirk aufgetaucht und geprüft , aber vom Großherzog mit

Rückſicht auf die Stadt verworfen worden war , entſchied ſich endlich
die Hofdomänenkammer am 1. Auguſt 1860 dafür , ſich mit 114½95
an den Koſten der Pumpverſuche zu beteiligen . Daraufhin wurde

unter Oberleitung des Baurats Gerwig mit den Arbeiten begonnen .
Inzwiſchen hatte der Gemeinderat mit Zuſtimmung des Stadtamts

beſchloſſen , vom Quellenhaus in Durlach eine zweite Leitung in das

dortige Brunnenhaus zu legen , da , wenn die Maſchinen in dieſem
Brunnenhauſe in gutem Gange ſeien, das Waſſer raſcher fortgeführt
werde als es zufließe , weil die Rohrweiten der Zuleitung geringer
ſeien , als die der Fortleitung ; dieſer Plan war aber nach langen
Verhandlungen an den unerfüllbaren Forderungen der Stadt Durlach
und der beteiligten Grundbeſitzer geſcheitert .

Ueber die Ergebniſſe der Pumpverſuche erſtattete am 23 . Mai

1861 Baurat Gerwig einen ausführlichen Bericht an die Waſſer⸗
leitungskommiſſioun und erklärte es aus techniſchen Gründen für
wünſchenswert , daß nunmehr eine raſche Entſcheidung darüber

getroffen werde , ob das neue Waſſerleitungsunternehmen alsbald aus⸗

geführt werden ſolle oder nicht. Da die Staatsbehörden ſich jetzt
mit der Ausführung des Projektes einverſtanden erklärten und auch
das Domänenärar am 5. Oktober 1861 die grundſätzliche Zu —
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ſtimmung zur Errichtung einer für den Hofbezirk und die Stadt

gemeinſamen Waſſerleitung erteilte , beſchloſſen die Gemeindekollegien
am 21 . Oktober mit 71 von 75 Stimmen , „ daß nach ſtattgehabter
Vereinbarung mit Großherzoglichem Domänenfiskus über die gegen⸗

ſeitigen Verbindlichkeiten wegen des Koſtenpunktes die Waſſerleitung
in Angriff genommen werde . “ Am 8. November erfolgte ſodann die

Staatsgenehmigung zur Aufnahme einer Anleihe von 300000 fl.

für den Bau des Waſſerwerkes .

Die alsbald über die Quoten der Koſtenverteilung zwiſchen
Domäne und Stadt eingeleiteten Verhandlungen führten jedoch zu

keiner Einigung , und da nunmehr das frühere Projekt der Er —

richtung eines beſonderen Waſſerwerkes für den Hofbezirk wieder

aufgenommen und deſſen Ausführung beſchloſſen wurde , entſchieden

ſich am 21 . Auguſt 1862 die Gemeindekollegien , die Angelegenheit

wegen Errichtung einer neuen Waſſerleitung zu vertagen . Am

21 . Juli 1863 lehnte dann auch der Gemeinderat das Anerbieten ,

ſtädtiſche Röhren an die Hofwaſſerleitung anzuſchließen , als unzweck⸗

mäßig ab , und damit fand dieſe Frage zunächſt eine negative

Erledigung .
Die Beendigung des Baues der Hofwaſſerleitung geſtattete es ,

für die auch nach dem Beſchluſſe vom 12 . Auguſt 1862 immer

noch beabſichtigte Ausführung des ſtädtiſchen Waſſerleitungsunter —

nehmens mehrfache und nützliche Erfahrungen und Beobachtungen zu

machen. Da ſich die Wünſche der Einwohnerſchaft für Erbauung

der Waſſerleitung von Zeit zu Zeit lebhafter kundgaben , beſchloß
der Gemeinderat am 19 . November — unter Ablehnung der An—⸗

erbietungen verſchiedener auswärtigen Unternehmer , die Waſſerver —

ſorgung der Stadt Karlsruhe auszuführen und allenfalls auch ſelbſt

zu betreiben — dieſe Frage in Anlehnung an die früheren , den

jetzigen Verhältniſſen anzupaſſenden Pläne , zu möglichſt baldigem

Abſchluſſe zu bringen , und Oberbaurat Gerwig wurde demgemäß um

Ausarbeitung eines neuen Planes erſucht . Dieſe Arbeit wurde

dem Gemeinderat am 1. Mai 1866 vorgelegt “) . Nach dieſem war die

„) Gutachten des Großherzoglichen Oberbaurats Gerwig über die Er⸗

richtung einer neuen Waſſerleitung für die Reſidenzſtadt Karlsruhe . Buch —

druckerei von Malſch und Vogel 1866 .



für die Stadt zu beſchaffende Waſſermenge nahezu die doppelte , als

ſolche bei dem früheren Entwurfe angenommen war ( 3 Kubikfuß in

der Sekunde ) , das Röhrennetz war ein Jurch die ganze Stadt und

die neuen Stadtteile ) ausgedehnteres mit größerem Umfang der

Röhren , ein Hochreſervoir , welches man früher nicht geplant hatte ,
war in den Koſten⸗Überſchlag aufgenommen worden . Dieſer berech —

nete ſich auf 400000 fl . , während die Beteiligung der Stadt bei

dem früheren Entwurfe auf 281000 fl. angenommen war . In

einem an den Bürgerausſchuß gerichteten Vortrag legte Oberbürger —

meiſter Malſch dieſe Angaben vor und bezeichnete gleichzeitig als

Deckungsmittel für dieſe Erforderniſſe die aus dem Anlehen der

Stadt Karlsruhe für die Waſſerleitung beſtimmte Summe von

300000 fl . , den Betrag von 88 444 fl . , der für die Hafen⸗
bauten bei Maxau rückerſetzt werde , ferner die ſich ergebenden

Überſchüſſe der Verbrauchsſteuer und die Mehreinnahmen aus dem

Betriebe der Maxau⸗Eiſenbahn — ſämtlich Einnahmen , die ſich auf

einige Jahre verteilen würden . Er verkannte dabei nicht , daß dieſe

Vorausſetzungen und die Ausführung dieſes für die Stadt Karls —

ruhe großen Unternehmens nur eintreten könnten , wenn der Friede

erhalten bleibe .

Der Ausbruch des Krieges ließ natürlich auch für dieſe Pläne
eine Unterbrechung eintreten , aber deſſen raſches Ende machte doch
bald eine Wiederaufnahme derſelben möglich . Am 15 . November

1866 erhielt der neue Gerwig ' ſche Entwurf die einſtimmige

Genehmigung beider Gemeindekollegien mit der Maßgabe , daß das

Waſſerleitungsunternehmen im Laufe des Winters in der Weiſe vor⸗

bereitet werden ſolle , daß im kommenden Frühjahre mit demſelben

begonnen werden könne , ſoweit die Zeitverhältniſſe vertrauenerweckend

ſeien und der Geldmarkt den Verkauf der ſtädtiſchen Partialobliga⸗
tionen im Betrage von 260000 fl. ohne zu große Verluſte

geſtatte .
Dieſer Beſchluß ſicherte endlich die Anlage des Waſſer —

werkes , und Ingenieur Gerſtner wurde zur Ausführung der Arbeit

unter Oberleitung des Oberbaurats Gerwig gewonnen . Da die

Vorarbeiten längere Zeit in Anſpruch nahmen als vorgeſehen war ,

konnte mit dem Bau ſelbſt erſt im Frühjahr 1868 begonnen werden ,

von nun an nahm er einen ungeſtörten Fortgang . Am 5. März

FREEA
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1869 machte Oberbürgermeiſter Malſch im großen Bürgerausſchuß
eine Vorlage über die Bedingungen , unter welchen die Lieferung von

Waſſer von der ſtädtiſchen Waſſerleitung an die Einwohner über⸗

nommen werden ſolle . Zu Anfang 1870 waren die Maſchinen

fertig , das Reſervoir auf dem Waſſerturm wurde zu Ende dieſes

Jahres , der größte Teil des Röhrennetzes 1871 , das Gegenreſervoir
in der Gartenſtraße 1872 vollendet .

Im Mai 1871 war das Werk von der Bauverwaltung in

Betrieb genommen worden und wurde von dieſer bis zur Vollendung
des Baues betrieben . Von da an wurden die öffentlichen Brunnen

und die bereits angeſchloſſenen Privathäuſer mit Waſſer verſorgt .

Im Juli erfolgte die Einführung der neuen Waſſerleitung in das

Rathaus und die Aufſtellung eines Hahnenbrunnens am Rathaus⸗
turme . Im Dezember trat der erſte Waſſermeſſer , in der von dem

Inſtallateur Emil Schmidt ausgeführten Waſſerleitung des Miniſte⸗

riums des Innern geſetzt , in Thätigkeit , ihm folgte alsbald ein

zweiter in der Gartenbauſchule . Mit der Vollendung des

Baues , zu Ende des Jahres 1872 wurde das Baubureau auf⸗

gelöſt , und die Verwaltung des Waſſerwerkes ging vom Ingenieur

Gerſtner an den Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer - und Straßen⸗

baues , Direktor Lang , über .

Der Betrieb der erſten Jahre ergab bald eine alle Erwartungen

übertreffende Beteiligung des Privatpublikums . Im Mai 1871

waren 57 Grundſtücke , Ende des Jahres ſchon 249 Grundſtücke

angeſchloſſen , Ende 1872 waren es 639 , Ende 1873 : 845 , 1874 :

977 . 1873 wurden 916788 , 1874 aber 1212 879 Kubikmeter

Waſſer gefördert .
Im Juni 1874 erſtattete die Stadtverrechnung einen Bericht über

den Geſamtaufwand für Erſtellung der Waſſerleitung , welcher
814974 fl. 5 kr . betrug .

Das ſtädtiſche Gaswerk .

Der Geſchäftsgang der Ende 1847 begründeten und im Februar
1850 neu organiſierten Aktiengeſellſchaft für Gasbeleuchtung ' ) war

in den erſten Jahren , bei dem in der Bürgerſchaft noch beſtehenden

*) Vgl . Bd . 2 S . 86f . , 97 und 414f .
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Mißtrauen gegen das vermeintlich gefährliche Gas und bei den

ungünſtigen wirtſchaftlichen Folgen der Revolutionszeit , ein recht

mäßiger , ſo daß z. B . am Beginne des Jahres 1852 erſt 261 Gas⸗

abonnenten in Karlsruhe waren . Erſt von dieſem Jahre an , in

welchem die Beleuchtung des Schloſſes und des Hoftheaters mit

Gas erfolgte , nahm das Geſchäft einen größeren Aufſchwung , ſo daß

Herr J . N. Spreng ſchon im folgenden Jahre wagen konnte , die

ſämtlichen Aktien der engliſchen Beſitzer des Gaswerkes mit Unter —

ſtützung vertrauender Freunde anzukaufen und damit ſeine Firma

ſicher zu fundieren .
Die von ihm mit Friedrich Sonntag im Jahre 1857 begründete

Geſellſchaft für Gasbereitung von Spreng und Sonntag dehnte in

raſcher Folge das Geſchäft immer weiter aus . Zu den im Groß⸗

herzogtum Baden erbauten oder gepachteten Gaswerken kamen auch

außerhalb der Landesgrenzen ſolche hinzu , von denen hier nur jene

in Mainz und Nürnberg genannt ſeien.

Im Jahre 1859 teilten Spreng und Sonntag ihre Geſchäfts —

betriebe und löſten ihren Geſellſchaftsvertrag auf, während die Handels —

firma beibehalten wurde .

Der Betrieb des Gaswerkes in Karlsruhe blieb dadurch unter

J . N. Sprengs Leitung . Als dieſer am 5. November 1861 ſtarb ,

übernahmen ſeine Kinder das Geſchäft unter der Firma J . N. Sprengs

Erben . Am 20 . Dezember wurde ſein Schwiegerſohn , Wilhelm

Morſtadt , zum Direktor des Gaswerkes ernannt .

In jenen erſten Jahren der Herrſchaft des Leuchtgaſes kamen

häufig Störungen in der Beleuchtung vor . Beſonders

lebhaft wurde am 17 . November 1859 über ſolche Störungen auf

den Straßen und in den Häuſern geklagt . Auf die erhobenen Be —

ſchwerden machte die Badiſche Geſellſchaft für Gasbereitung öffentlich
im Tagblatt bekannt , daß ihr der Grund dieſer Störungen vorerſt

noch unbekannt ſei. Eine eingehende Unterſuchung ergab , daß infolge

von Stürmen in den Kaminen Riſſe entſtanden waren , wodurch der

Feuerkanal mit kalter Luft gefüllt wurde , die Ofen erkalteten und

wenig Gas erzeugten . Schon am 20 . November war die Störung

gehoben und die Beleuchtung wieder in regelmäßigem Stande . Im

Jahre 1860 wurde die vergrößerte Gasleitung mit der beſtehenden

Kanaliſation verbunden , ſo daß wegen der hierzu nötigen Arbeiten die
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Gaszuleitung während einiger Tagesſtunden unterbrochen werden

mußte .

Im Jahre 1861 führten abermals Störungen in der Fabri⸗

kation Unzuträglichkeiten herbei , ſo daß , um den Privatabonnenten

ihren vollen Gasbedarf liefern zu können , an der Dauer der öffent⸗

lichen Beleuchtung etwas abgebrochen werden mußte .

Da ſich die Klagen der Einwohnerſchaft über angeblich un —

genügende Helligkeit des Gaslichtes vermehrten , ordnete die Gemeinde —

behörde an , daß in jeder Woche eine Unterſuchung der Lichtſtärke
des Leuchtgaſes der ſtädtiſchen Leitung nach der Bunſen ' ſchen Methode

vorzunehmen ſei . Nach Artikel 13 des zwiſchen der Stadt und der

Gasgeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages mußte eine Straßenlaterne bei

ſtündlichem Verbrauche von 4½ engliſchen Kubikfuß die Lichtſtärke von

7 Wachskerzen ( wovon 4 auf 1 Pfund gehen) zeigen. Den Ungrund
der Beſchwerden erwies eine am 3. , 4. und 6. Dezember 1861 vor⸗

genommene Unterſuchung , welche eine Lichtſtärke von 8, 7,5 und 10

Normalkerzen ergab . Aus der großen Menge der veröffentlichten

Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen heben wir nur noch zwei hervor ,
aus den Tagen vom 22 . —28 . September 1862 mit der Durch —

ſchnittszahl von 10 —11,5 und vom 28 . —31 . Dezember 1863 mit

12,5 , 12 , 11,5 und 10,6 Normalkerzen - Lichtſtärke . Vom 1. Ok⸗

tober d. J . an war der Preis für 1000 engliſche Kubikfuß von

6 auf 5 fl . , ſpäter auf 4 fl. 50 kr . ermäßigt worden .

Mit der Zeit machte ſich die Anſchauung geltend , daß der Gas —

preis immer noch zu hoch ſei, und da die Verwaltung des Gaswerkes

auf eine weitere Herabſetzung nicht eingehen zu können erklärte , trat

ein Ausſchuß von Gasverbrauchern zuſammen und beantragte am

14 . März 1868 , alle Gasverbraucher der Stadt ſollten ſich durch

Unterſchrift verpflichten , die Gasbeleuchtung durch anderes Licht zu

erſetzen , bis der Gaspreis von 4 fl. 50 kr . für 1000 engliſche

Kubikfuß auf 3 fl. herabgeſetzt ſei . Es wurde in der von

dieſem Ausſchuß zuſammenberufenen Verſammlung beſchloſſen , den

1. April als Friſt für die Herabſetzung feſtzuſtellen ; außerdem

ſollten ſich die Unterzeichner der zu erlaſſenden Erklärung auf Ehren—⸗

wort verpflichten , wenn dieſe Herabſetzung nicht am 1. April erfolge ,

bis zu Bewilligung derſelben in ihren Räumen kein Gas mehr zu

brennen . Die Zahl der in dieſem Sinne ſofort gegebenen Unter —



ſchriften belief ſich auf 70 . Dieſem Vorgehen lag die Abſicht zu

Grunde , durch Herabſetzung des Gaspreiſes das übergroße Erträgnis

des Gaswerkes ſo zu vermindern , daß die Stadt bei etwaigem An⸗

kauf desſelben im Jahre 1870 , in welchem der Pachtvertrag vom

Jahre 1845 mit der Geſellſchaft zu Ende ging , erheblich weniger

bezahlen müſſe. Am 17 . März war die Zahl der Unterſchriften

ſchon auf 300 angewachfen , unter denen ſich 80 Namen der größten

Gasverbraucher befanden . Am 19 . März begaben ſich 6 Mitglieder

des Ausſchuſſes zu Gasdirektor Lang , um ihm dieſe Beſchlüſſe nebſt

deren Begründung mitzuteilen . Die Forderung einer Herabſetzung

des Gaspreiſes wurde zunächſt abgelehnt , jedoch für den Fall in

Ausſicht geſtellt , wenn man den Gemeinderat zu einer Verlängerung

des Vertrages auf eine größere Reihe von Jahren zu bewegen ver⸗

möge , worauf jedoch die Abordnung nicht einging . Am 26 . März

erging ſodann an alle noch nicht unterzeichneten Gasverbraucher die

Aufforderung , ſich der Bewegung anzuſchließen , wobei die Friſt vom

1. April aufgegeben und die Verpflichtung dahin feſtgeſtellt wurde ,

die Beziehungen zum Gaswerk in möglichſt kurzer Zeit abzubrechen .

Auf eine nunmehr auf Wunſch mehrerer Mitglieder von dem

Ausſchuß der Gasverbraucher an den Gemeinderat gerichtete An —

frage , ob er geneigt geweſen wäre , eine Vermittlung bei der Gas⸗

anſtalt eintreten zu laſſen , und wie hoch ſich zur Zeit die Koſten

der ſtädtiſchen Beleuchtung ſtellten , erfolgte am 1. April der Beſcheid ,

der Gemeinderat habe den Verſuch einer Vermittlung für unfrucht⸗

bar gehalten , da er eine Verlängerung des Vertragsverhältniſſes

nicht beabſichtige . Für die ſtädtiſche Beleuchtung belaufe ſich der

Preis auf 2 fl. 415¾ kr . für 1000 engliſche Kubikfuß .

Dieſer Beſcheid , welcher die Errichtung eines ſtädtiſchen

Gaswerkes in ſichere Ausſicht ſtellte , fand den lebhafteſten Beifall in

einer am 5. April im Eintrachtſaale abgehaltenen Verſammlung von

Gasverbrauchern . Auf Antrag des Fabrikanten Weiß wurde

beſchloſſen , Liſten aufzulegen , deren Unterzeichner ſich verpflichten

ſollten , vom November 1870 ( dem Erlöſchen des Gasvertrages von

1845 ) an ihr Gas nur noch von dem zu errichtenden ſtädtiſchen

Gaswerke zu beziehen .
Am 15 . April 1868 war die Gasfrage für Karlsruhe entſchieden .

Obwohl einige Miteigentümer des Gaswerks , beſonders auf Andringen
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des Herrn Morſtadt , für Herabſetzung des Gaspreiſes geſtimmt

hatten , war , namentlich unter dem Einfluß des Herrn Purieelli in

Trier , dieſes Anſinnen endgiltig abgelehnt worden . Noch einmal

verſuchte der Ausſchuß der Gasverbraucher einen Druck auf die

Geſellſchaft auszuüben , indem er die Verpflichtung der Unterzeichner

zur Einführung einer anderen Beleuchtung auf den 1. Mai feſtſtellte
und eine Kontrole der Befolgung dieſer Verpflichtung unter Straf⸗

androhung einzuführen beſchloß . Aber bei der Stellung , die der

Gemeinderat von jetzt an zu der Gasfrage einnahm , ſchien der

Mehrzahl der Gasverbraucher ein ſolches Vorgehen nicht mehr an⸗

gemeſſen zu ſein .

Im Juli 1868 beſchloß der Gemeinderat den Vertrag mit der

Gasgeſellſchaft zu kündigen und die Einleitungen zur Errichtung eines

ſtädtiſchen Gaswerkes für November 1870 zu treffen , deſſen

Koſten vorläufig auf etwa 400000 fl. veranſchlagt wurden , oder

aber das jetzige Gaswerk käuflich zu erwerben . Da die Herſtellung
des Leuchtgaſes durch die Stadt ſichergeſtellt zu ſein ſchien , nachdem

mehr als 600 Gasabonnenten ſich verpflichtet hatten , das Gas von

der Stadt zu beziehen , traten die bisher an der Bewegung beteiligten

Gasverbraucher am 4. Auguſt in der Kilber ' ſchen Brauerei unter

dem Vorſitze des Kaufmanns Wilhelm Hofmann zuſammen und

faßten auf Antrag des Schriftſtellers Roys mit großer Mehrheit den

Beſchluß , daß der Ausſchuß ſeine Aufgabe vollendet habe und daß —

nach Lage der Dinge — die ehrenwortliche Verpflichtung der Unter⸗

zeichner der Erkläuung vom 14 . März , ohne Preisherabſetzung kein

Gas mehr von der beſtehenden Gasfabrik zu beziehen , nicht weiter

aufrecht zu erhalten ſei.

Schon im Jahre 1851 war von der Gasgeſellſchaft das Gaswerk

um den Betrag von 150 000 fl. der Stadt zum Kaufe angeboten

worden , doch hatten die Verhandlungen damals ebenſo wenig zum Ziele

geführt , wie im Jahre 1854 , als dieſer Antrag , jetzt mit Feſtſetzung
des Kaufpreiſes auf 170000 fl., wiederholt wurde . 1854 hatte

namentlich Oberbürgermeiſter Malſch ſich gegen den Ankauf unter

dieſen Bedingungen erklärt . Im Juli 1868 machte der Gemeinderat

ſeinerſeits dem Gaswerk Karlsruhe ein Kaufanerbieten um den Betrag

von 200000 fl. Dieſes lehnte jetzt das Gaswerk ab .

Nachdem die Verhandlung ohne Ergebnis geblieben war , erklärte



der Gemeinderat dem Gaswerk (ſeit 1864 unter Firma Spreng und

Puricelli ) durch notarielle Eröffnung , daß er beſchloſſen habe , ein

neues Gaswerk zu erbauen . Am nächſten Tage veröffentlichte der

Gemeinderat eine Einladung an die noch nicht unterzeichneten Gas —

verbraucher , binnen 14 Tagen ihre Namen ebenfalls in die auf⸗

gelegte , ſchon 800 Unterſchriften enthaltenden Liſten einzuzeichnen ,

um die Erbauung des ſtädtiſchen Gaswerkes völlig ſicherzuſtellen .

Nach dem zwiſchen der Stadt und dem Gaswerk beſtehenden

Vertrage ſicherte dieſe Erklärung des Gemeinderates die Firma

Spreng und Puricelli im Beſitze ihres Werkes , das nunmehr den

Karlsruher Einwohnern , welche davon Gebrauch zu machen wünſchten ,
1000 Kubikfuß Gas zu 2 fl . 54 kr . ſofort , vom Tage eines Ver⸗

tragsabſchluſſes mit ihr , unter der Bedingung anbot , daß ihr die

Abnahme des ganzen Bedarfes für die nächſten 5 Jahre zugeſichert
werde , und weitere Erleichterungen für die Abonnenten inbetreff der

Gaszuführung und der Gasmeſſer zuſagte .

Auf dieſer Grundlage erklärte ſich die Verwaltung des Bahn⸗

hofes zum Abſchluß eines Vertrages bereit , und auch eine Anzahl

von Privatabonnenten zeigten ſich geneigt , auf die Anerbietungen der

Firma Spreng und Puricelli einzugehen . Dieſe Thatſache und eine

Zeitungsfehde , in welcher ſich Pr . Stengel , Profeſſor am Poly⸗

technikum , gegen , der ſachkundige Gemeinderat H. Rauppefür die

Erbauung eines ſtädtiſchen Gaswerkes unter dem Wettbewerb der

beſtehenden Gasanſtalt ausſprach , wurde in den weiteſten Kreiſen

der Einwohnerſchaft lebhaft beſprochen . Schon trat dieſer Wett⸗

bewerb in die Erſcheinung durch eine am 12 . Januar 1869 ver⸗

öffentlichte Erklärung der Firma Spreng und Puricelli , daß ſie ,
wenn der Gemeinderat kein eigenes Gaswerk erbaue , auch nach Ab⸗

lauf von 5 Jahren den Gaspreis nicht erhöhen werde , und die

Gegenerklärung des Gemeinderates , daß er den Gaspreis noch

niedriger als 2 fl. 54 kr . ſtellen könne und daß der Preisunterſchied
von 4 fl. 50 kr . zu 2 fl. 54 kr . bis zum 25 . November 1870 in

wenigen Jahren ausgeglichen ſein werde .

Unter dieſen Umſtänden entſprach es wohl dem allgemeinen

Intereſſe , daß zwiſchen jener Firma und dem Gemeinderat neue

Verhandlungen eröffnet wurden . Sie fanden ihren Abſchluß in

einem am 26 . Januar unterzeichneten Vertrage , durch welchen die
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Stadt das Gaswerk von den bisherigen Eigentümern käuflich
erwarb . Am 5. Februar fand dieſer Vertrag die Zuſtimmung des

großen Ausſchuſſes , und die Regierung genehmigte die Aufnahme eines

Anlehens von 400000 fl. zum Ankauf und zur Erweiterung des

Gaswerkes .

Am 7. April 1869 machte der Gemeinderat bekannt , daß vom

1. Mai an die Verwaltung und der Betrieb des Werkes nach den von

ihm früher veröffentlichten Grundſätzen eintreten werde und ſetzte den

Gaspreis von dieſem Tage an auf 2fl . 50 kr . herab . Er ſprach
dabei die Erwartung aus , daß der Gasverbrauch in hieſiger Stadt ,
der — andern Städten gegenüber — noch nicht die Bedeutung und

Ausdehnung gewonnen habe , wie dieſes bei einer Bevölkerung von

über 32000 Seelen vermutet werden ſollte , ſich bei den durch den

Selbſtbetrieb ſeitens der Stadt möglich gewordenen niedrigeren
Preiſen weſentlich erhöhen werde . Künftighin werde das Gaslicht
billiger ſein als jede andere Beleuchtungsart , da ein Licht bei einem

Gasverbrauch von 3 Kubikfuß in der Stunde einer Lichtſtärke von

etwa 4 Stearinkerzen ( 6 auf 1 Pfund ) gleichkomme und nicht mehr
als einen halben Kreuzer koſte . Auch werde es ſich bei größeren
Betrieben in vielen Fällen als haushälteriſch erweiſen , das Gasfeuer
ſtatt Holz oder Kohlen in den Küchen zu verwenden . Durch die

erhebliche Verminderung der Koſten für Gaseinrichtungen der

Privaten (unentgeltliche Übernahme der Leitungen vom Gaswerk

bis an die Häuſer und koſtenloſe Überlaſſung der Gasmeſſer an die

Gasabonnenten ) ſei eine allgemeine Beteiligung der Einwohner —
ſchaft zu erwarten und damit — entſprechend einem großen Ver —⸗

brauche — eine weitere Herabſetzung des Gaspreiſes in ſichere Aus -

ſicht zu nehmen .
Im Jahre 1871 ergab ſich , insbeſondere bei der nach Be⸗

endigung des deutſch - franzöſiſchen Krieges ſich zeigenden raſchen Ent —

wickelung der Stadt , die ſchon beim Kaufe des Gaswerkes vorgeſehene
Notwendigkeit einer Erweiterung des ſtädtiſchen Gaswerkes .

Während ſich die ſtädtiſchen Behörden mit den hierzu nötigen Vor⸗

arbeiten und Erhebungen beſchäftigten , entſpann ſich in der Ortspreſſe
ein lebhafter Streit darüber , ob dieſer Anlaß nicht etwa zu einer

Verlegung des Gaswerkes von ſeiner jetzigen Stelle in der

Mühlburger Allee und zur Errichtung eines Neubaues an einem

18
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entlegeneren Platze benützt werden ſolle , um dieſe Stelle und ihre

Nachbarſchaft zur Anlage eines eleganten Stadtteils in der Richtung

gegen Mühlburg zu verwenden . Der Wunſch nach einer Verlegung
des Gaswerkes fand auch im Bürgerausſchuß ſehr entſchiedene Ver —

tretung und wurde in öffentlichen Verſammlungen auf das Lebhafteſte

unterſtützt . Der Gemeinderat und die Mehrheit des Bürgerausſchuſſes
hielt aber in einer Sitzung vom 8. Juni , auf Grund eingeholter

Gutachten über die angeblichen geſundheitlichen Schädigungen , die

durch eine Erweiterung des Gaswerkes an der bisherigen Stelle

drohten , ihre Beſchlüſſe aufrecht , das Gaswerk an ſeiner jetzigen
Stelle zu belaſſen und daſelbſt mit einem Aufwand von 242000 fl.

im Laufe der nächſten Jahre zu erweitern “) .

Am Entſchiedenſten hatten ſich für Verlegung des Gaswerkes

die Eigentümer der in deſſen Nähe liegenden Grundſtücke verwendet .

Sie beſchloſſen , ſich bei dem Beſchluſſe des Gemeinderates und

Bürgerausſchuſſes nicht zu beruhigen , traten unter einander in Ver⸗

bindung und reichten beim Miniſterium des Innern eine Beſchwerde
ein . Dieſe wurde zwar im Juni 1872 vom Miniſterium verworfen

und die Erweiterung des Gaswerkes auf ſeinem gegenwärtigen Platze

genehmigt , aber die Beſchwerdeführer verſuchten nunmehr ihre

Wünſche durch Unterhandlungen mit der Gemeindebehörde der Er —

füllung entgegenzuführen . Am 10 . Juli nahm der Gemeinderat die

Vorſchläge derſelben behufs Verlegung des Gaswerkes in den Hardt⸗

wald nächſt den Gruben der Düngerabfuhrgeſellſchaft als geeignete Grund —

lagen zu näheren Verhandlungen an , die denn auch alsbald mit den

von jenen Beauftragten , Ad . Römhildt , Frh . von Cornberg und A Printz

eröffnet wurden . In der Mitte des Auguſt verlautete indes in der

Preſſe , daß dieſe wieder abgebrochen und die anſehnlichen Anerbiet⸗

ungen zurückgezogen worden ſeien , weil man ſeitens des Gemeinde⸗

rates durchaus unannehmbare Auflagen gemacht habe. Am 4. Sep⸗

tember wurde dem Gemeinderate eine Eingabe von 53 Mitgliedern

des Bürgerausſchuſſes mit dem Erſuchen vorgelegt , daß die Gas⸗

frage nochmals zur Beratung und Beſchlußfaſſung vor den Bürger⸗

) Eine eingehende aktenmäßige Darſtellung der Streitfrage findet ſich in

dem Werke : Die Großherzogliche Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe in

ihren Maßregeln für Geſundheitspflege und Rettungsweſen . Karlsruhe 1876

I . Abteilung S . 30 ff.
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ausſchuß gebracht werde . Nun folgte , nachdem in der Preſſe eifrig
das Für und Wider der ſich entgegenſtehenden Anſichten erörtert

worden war , am 20 . September eine überaus ſtürmiſche Sitzung
des Bürgerausſchuſſes . Der Oberbürgermeiſter eröffnete dieſe
mit einem eingehenden Vortrage , an deſſen Schluß er erklärte , es liege
zwar ein allerdings erſt kurz vor Eröffnung der Sitzung Namens

der Angrenzer eingereichtes Gebot zur Unterſtützung der Gaswerk —

verlegung ( 50000 fl. baar , Beſchaffung eines Platzes im Wert von

20000 fl. , Angebot für den bisherigen Platz : 120000 fl . ) vor ,

hiebei verbleibe aber immerhin noch bei Ausführung der Verlegung
ein Opfer von 163 —170000 fl. Der Gemeinderat habe daher
keinen Anlaß , einen den Beſchluß vom 7. Juni 1871 abändernden

Antrag einzubringen .
An der Verhandlung beteiligten ſich Privatmann Küentzle , Hof—

lieferant Römhildt , Anwalt Kuſel , Bürgermeiſter Günther und Gaſt⸗
hofbeſitzer Groſſe , welche für , und Oberbürgermeiſter Lauter , Alt⸗

oberbürgermeiſter Malſch , die Gemeinderäte Morſtadt , Gutman und

Bielefeld , Hofbankier Müller und Bankier Koelle , welche gegen die

Verlegung des Gaswerkes waren . Der Oberbürgermeiſter machte ins⸗

beſondere geltend , daß die dem Gaswerke benachbarten Grundbeſitzer
den geſamten Mehraufwand übernehmen müßten , da ihnen allein

deſſen Verlegung Vorteil bringe , und daß die Gemeindevertretung
der übrigen Bürgerſchaft ein ſo großes Opfer von etwa 166000 fl.

nicht aufbürden dürfe .
Der Gaſthofbeſitzer Groſſe brachte ſchließlich den Antrag ein ,

den Gemeinderat zu ermächtigen , das Angebot der Grundbeſitzer
nächſt dem Gaswerk anzunehmen und auf dem angebotenen Platze
ein neues Gaswerk erbauen zu laſſen ; ferner möge der Ausſchuß die

zur Ausführung des Neubaues erforderlichen Mittel im Geſamt —
betrage von 664000 fl. — von dem die angebotenen Beiträge und

die Summe für den alten Gaswerkplatz , zuſammen 190000 fl. in

Abzug zu bringen ſeien — bewilligen .
Auf Grund des § 32 der Gemeindeordnung bezeichnete

Gemeinderat Gutman dieſen Antrag nur dann als zur Abſtimmung
zuläſſig , wenn der Gemeinderat , der ſelbſt keinen Antrag geſtellt
habe , ſich ihn aneigne . Er wurde in dieſer Rechtsanſchauung durch
Altoberbürgermeiſter Malſch unterſtützt , der übrigens auch aus

18 *
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anderen Gründen den Antrag Groſſe , der in der Hauptſache lediglich

die Sache der bei der Verlegung Beteiligten vertrete , bekämpfte .

Sodann zog ſich der Gemeinderat in ſein Sitzungszimmer zur Be⸗

ratung über den Groſſe ' ſchen Antrag zurück , worauf er nach einer

Viertelſtunde wieder in der Verſammlung erſchien , der Oberbürger⸗

meiſter die Sitzung wieder eröffnete , die am Schluſſe ſeines Vortrages

verleſene Erklärung als Beſchluß des Gemeinderates verkündigte und

damit die Sitzung für geſchloſſen erklärte .

Wenn der Faſſung dieſes Beſchluſſes ohne Zweifel in erſter

Reihe finanzielle Erwägungen zu Grunde lagen , ſo hing dieſer

doch auch mit der — hauptſächlich unter dem Einfluſſe des Ober⸗

bürgermeiſters Lauter — in den ſtädtiſchen Behörden zur Geltung

gelangten , ſchon früher erwähnten Anſchauung zuſammen , daß es

im wohlverſtandenen Intereſſe der Reſidenzſtadt gelegen ſei , deren

Erweiterung in ſüdlicher Richtung zu begünſtigen . Es war ein für

die Zukunft des weſtlichen Stadtteils ſchwerwiegender Beſchluß , der

auch heute noch von vielen Einwohnern Karlsruhes bedauert wird .

Er führte im weſentlichen die Geſtaltung und Überbauung des Ge⸗

ländes zu beiden Seiten der Mühlburger - (jetzt Kaiſer - ) Allee herbei ,

wie ſie ſich im Laufe der Jahre herausgebildet hat , wodurch aller —

dings das gerade Gegenteil eines eleganten Stadtteiles , zu welchem

alle Vorbedingungen vorhanden waren , hier entſtanden iſt .

Dieſer Sitzung folgte von Neuem in der Ortspreſſe eine von

beiden Seiten nicht leidenſchaftslos geführte Erörterung , welche aber

nur die Gemüter erhitzte , jedoch ohne Wirkung blieb , da die Ent —

ſcheidung am 20 . September unwiderruflich gefallen war .

Eine Erweiterung der Gasbeleuchtung erfolgte durch die Fort —

führung der Gasleitung nach Mühlburg im Jahre 1871 , in den

ſüdlich des Bahnhofes gelegenen Stadtteil (die damals ſogenannte

Bahnhofvorſtadt ) und in den Tiergarten im Jahre 1872 . Im

Monat November ſah ſich der Gemeinderat nach langer Beratung

gezwungen , den Gaspreis auf 3 fl. 20 kr . für 1000 Kubikfuß zu

erhöhen . Es war dieſes ein Aufſchlag um 30 kr. , während die ſehr

erhebliche Erhöhung der Kohlenpreiſe ſogar einen ſolchen um 40 kr .

gerechtfertigt hätte . Die aus Rückſicht auf die Gasverbraucher

beſchloſſene Beſchränkung auf die nicht völlig genügende Höhe des
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Preiſes hatte allerdings zur Folge , daß das Gaswerk fortan mit

weniger Vorteil betrieben wurde .

Der Erweiterungsbau des Gaswerkes war —wie der

Oberbürgermeiſter in der Sitzung des Gemeinderates vom 4. Auguſt
1873 mitteilte — zu dieſer Zeit ſo weit vorgeſchritten , daß in dem

neu erbauten Teile desſelben das Gas erzeugt werden konnte . Am

18 . März 1874 erfolgte die weitere Mitteilung , daß nunmehr der

Umbau des Werkes vollendet und in vollem Betriebe ſei.
Die Koſten desſelben waren auf 220000 fl. veranſchlagt und

wurden nur um etwa 5000 fl. überſchritten , obgleich Materialpreiſe
und Taglöhne während des längſten Teiles der Bauzeit in ſtetem
Steigen waren .

Mit der Einführung des neuen Maßes war auch eine veränderte

Berechnung des Gaspreiſes eingetreten . Die derſelben zu Grunde

gelegte Einheit war nunmehr 10 Kubikmeter . Für dieſe betrug bis

1J. Januar 1875 der Gaspreis für Private 1 fl. 10 kr. Von

dieſem Tage an wurde er auf 1 fl. 3kr . herabgeſetzt . Dieſer nach
Verhältnis des Fallens der Kohlenpreiſe ſehr bedeutende Abſchlag
war nur infolge des außerordentlich erhöhten Gasverbrauches
möglich . Während im Jahre 1852 die Zahl der Gasverbraucher
307 betrug , war ſie im Jahre 1874 auf 2149 angewachſen und die

Zahl der öffentlichen Gaslaternen , 634 im Jahre 1852 , belief ſich
1874 auf 907 . In dem Gaspreis waren auch die Koſten der Gas⸗

uhr und die Zuführungen bis zum Hauſe begriffen , was rechnungs⸗
gemäß denſelben um 15 —18 kr . ſteigerte .

Eine im Gemeinderat am 12 . Dezember mitgeteilte Zuſammen —
ſtellung der Gaspreiſe in den größten Städten Deutſchlands , bei

welcher die Preiſe in der neuen Markwährung angeſetzt ſind , ergiebt ,
daß in Karlsruhe 1 Kubikmeter Gas von 1869 bis Ende 1872

17,1 , in den Jahren 1873 und 1874 20 und vom Januar 1875

an 18 Pfennig koſtete, wovon nach obiger Darlegung noch 1,57 Pf .
in Abzug kommen . Karlsruhe mit 18 , bezw. 16,43 Pfennig hatte
—außer Berlin ( mit 15,5 ) und Stuttgart ( mit 15,74 ) — vom

1. Januar 1875 an den niedrigſten Gaspreis in den größeren
Städten Deutſchlands . 47 Verſuche mit dem von Bunſen ver⸗

beſſerten Phonometer ergaben , daß im Durchſchnitt die Flamme
eine Leuchtkraft von 12,34 Normalkerzen hatte . Ein Auszug aus



den Betriebsrechnungen der Jahre 1870 —1873 ergab für 187071

eine Erzeugung von 45403 000 , für 1871/72 von 56 128 000, für

187273 von 57630000 Kubikfuß Gas . Davon wurden in den

3 Betriebsjahren zuſammen an Private 73,60 / abgegeben , die öffent —

liche Beleuchtung nahm 12,64/ , der eigene Verbrauch des Gas⸗

werkes 1,49 % in Anſpruch , der Gasverluſt betrug 12,27 ¼W.

Die Karlsruher Rheinbahn “ ) .

Der Plan einer Verbindung zwiſchen Karlsruhe und dem Rhein

bei Knielingen taucht zum erſten Male aktenmäßig im Mai 1853

auf in einer Eingabe der Gemeinderäte und Handelskammern der

Städte Karlsruhe und Pforzheim an den Regenten und im Zu⸗

ſammenhange mit der Bitte um Erbauung einer Eiſenbahn zwiſchen

Karlsruhe und Pforzheim . Über dieſe Eingabe äußerte ſich im Auguſt

ein eingehender Bericht der Direktion der Poſten und Eiſenbahnen .

Dieſer kam , nach reiflicher Abwägung aller vom allgemeinen , vom

örtlichen und vom beſonderen Standpunkte der Intereſſen der Staats⸗

bahn in Betracht kommenden Gründe , zu dem Ergebnis , daß es zweck—

mäßig ſein werde , das Zuſtandekommen einer Bahn nach Pforzheim

thunlichſt zu begünſtigen und die ſpätere Erbauung einer Eiſen⸗

bahn von Karlsruhe an den Rhein bei Knielingen

zum Anſchluſſe an eine jenſeitige Verbindungsbahn ſchon jetzt in Aus⸗

ſicht zu nehmen .
Die Frage des Baues einer Eiſenbahn von Karlsruhe nach

Pforzheim , die am 31 . Juli 1861 eröffnet wurde “ ) , hat uns nicht

weiter zu beſchäftigen . Ein zweites Geſuch des Gemeinderates und

der Haudelskammer von Karlsruhe um Erbauung einer Eiſenbahn

an den Rhein wurde im Juni 1857 an den Großherzog gerichtet .

Dieſes Mal ſprach ſich die Direktion der Verkehrsanſtalten in einem

Bericht , den ſie im Auguſt erſtattete , für die ſofortige Inangriff⸗

nahme des Baues aus . Bezüglich der Ausführung fand ſie zwar

keinen Anſtand , dieſe der Stadt Karlsruhe bezw. einer von derſelben

) Nach Akten des ehemaligen Handelsminiſteriums , der Direktion der

Großh . Verkehrsanſtalten und der Oberdirektion des Waſſer - und Straßen⸗

baues.
7 ) Vergl . oben S . 59 .
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zu bildenden Aktiengeſellſchaft zu überlaſſen , glaubte jedoch, daß der

Bau der Bahn auf Staatskoſten ausgeführt werden ſolle , da eine

Geſellſchaft eine ſo kurze Bahn nicht mit Vorteil betreiben könne

und der Betrieb daher unter allen Umſtänden vom Staat unter⸗

nommen werden müſſe , ſowie in Erwägung , daß die Koſten für dieſe
Bahn , deren Herſtellung bis an den Rhein mit keinen Schwierig⸗
keiten verbunden ſei , nicht bedeutend ſein werden . Sie ſtellte den

Antrag , daß die Vorarbeiten für die Bahn von Karlsruhe nach
Knielingen alsbald begonnen und daß gleichzeitig Unterhandlungen

wegen Fortſetzung der Bahn auf dem linken Rheinufer angeknüpft
werden möchten .

Im Juni 1858 ſuchte der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe
— da von ſtaatlicher Seite ſeit Jahresfriſt in dieſer Sache nicht
weiter vorgegangen war — um die Erteilung der Konzeſſion

zur Erbauung der Bahn nach und ſprach die Abſicht aus , wenn

dieſe erfolgt ſei, den Bau ſofort in Angriff zu nehmen . Die Direktion

der Verkehrsanſtalten verkannte zwar nicht , daß die geplante Be —

deutung für Stadt , Land und die beſtehende Bahn nur durch ihre

Fortſetzung auf dem linken Rheinufer — wenn auch vorerſt ohne

feſten Rheinübergang — finden werde . Dennoch wollte ſie , wenn

auch eine ſolche vorerſt nicht in Ausſicht ſtand , keine Einſprache

dagegen erheben , daß dem Anſuchen des Karlsruher Gemeinderates

gewillfahrt werde , ſowohl im unmittelbaren Intereſſe der Stadt Karls⸗

ruhe als auch in der Überzeugung, daß die Ausführung einer Eiſen⸗

bahn von Karlsruhe an den Rhein am ſicherſten die Verbindung
mit dem linken Rheinufer in der für die badiſchen Verhältniſſe vor⸗

teilhafteſten Richtung herbeiführen werde , endlich , weil auf einen

Bau dieſer Bahn auf Staatskoſten in den nächſten Jahren kaum zu

rechnen ſein dürfte . Sie unterſtützte daher in ihrem Bericht an das

ihr vorgeſetzte Miniſterium des Großh . Hauſes und der auswärtigen

Angelegenheiten vom 8. September 1857 — die Bedingungen für

Übernahme des Betriebes ſpäteren Erörterungen vorbehaltend — die

Bitte des Gemeinderates um Erteilung der Baukonzeſſion .

Ebenſo entgegenkommend , wie die Direktion der Verkehrs —⸗

anſtalten , verhielt ſich den Wünſchen der Karlsruher Gemeindebehörde

gegenüber die Oberdirektion des Waſſer - und Straßenbaues , zu deren

Geſchäftskreis der Eiſenbahnbau gehörte . Sie ſchloß ſich im Jahre
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1853 den Anſchauungen der Direktion der Verkehrsanſtalten an .

Allerdings war ſie, als die Frage dieſes Bahnbaues im Jahre 1857

abermals an ſie herantrat , zu der Anſicht gelangt , daß man — da die

Bahn an den Rhein bei Knielingen in der kürzeſten Zeit gebaut
werden könne , ſobald eine Verbindung mit der linksrheiniſchen Eiſen —

bahn geſichert ſei — dem Geſuche der Stadt Karlsruhe eine weitere

Folge nicht geben ſolle , ſo lange dieſe Zuſicherung nicht beſtehe .
Aber als im Jahre 1859 die Großherzogliche Regierung die Geneigt —

heit zeigte , der Reſidenzſtadt die Konzeſſion für dieſe Bahn zu

erteilen und die übernahme des Betriebes durch die ſtaatliche Eiſen —

bahnverwaltung zu genehmigen , machte ſie jenes Bedenken nicht weiter

geltend . Und als das Miniſterium der Oberdirektion das Geſuch

des Karlsruher Gemeinderates zur Kenntnis brachte , vor allem

einen möglichſt genauen Koſtenüberſchlag für den Bahnbau zu

erhalten und die erforderliche techniſche Vorunterſuchung durch die

Oberdirektion vornehmen zu laſſen , gab dieſe die Erklärung ab, daß

ſie, bei der geringen Entfernung des fraglichen Bahnbaues von ihrem

Sitze , wohl noch in der Lage ſein werde , die Arbeiten zu übernehmen .

Im Februar 1859 erhielt ſodann der Oberbaurat Sauerbeck

den Auftrag , einen Plan für die Anlage einer Bahn von Karls⸗

ruhe an den Rhein zu entwerfen . Nachdem dieſer den ihm erteilten

Auftrag erledigt hatte , wurde die Waſſer - und Straßenbauinſpektion

Karlsruhe mit der Vornahme der Vorarbeiten betraut und ihr zu

dieſem Zwecke der Bezirkspraktikant Gerſtner beigegeben . Die zur

Ausarbeitung eines Projektes nötigen Situationspläne fertigten die

Geometer Doxie in Karlsruhe und Gieſſelbrecht in Mühlburg an .

Die Koſten dieſer Vorunterſuchung betrugen 2866 fl . , welche von der

Stadt der Großherzoglichen Eiſenbahnbau⸗Zentralkaſſe zurückvergütet
werden mußten .

Am 1. Juni 1860 erſtattete Oberbaurat Sauerbeck der Ober —

direktion einen eingehenden Vortrag über die Anlage der Bahn ,
den dieſe dem Miniſterium des Großherzoglichen Hauſes und der Aus⸗

wärtigen Angelegenheiten am 6. Juni unterbreitete . In dieſem war

der Aufwand für die Ausführung der Bahn auf 515000 fl. ver —

anſchlagt , welche Summe indes noch werde ermäßigt werden können ,

wenn die projektierten Stationsplätze und deren Einrichtung auf das

dringendſte Bedürfnis beſchränkt würden .
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Nach dem dieſem Vortrage beiliegenden Bauplane ſollte die

Bahn ſich ſogleich nach dem Austritt aus dem Bahnhof von der

Staatsbahn trennen , in der Gegend der Schmieder und Mayer ' ſchen
Fabrik die Straße nach Beiertheim überſchreiten und ſich über das

Beiertheimer Feld gegen Mühlburg ziehen , die Straße zwiſchen
Mühlburg und Grünwinkel durchſchneiden , in einem Bogen Mühl⸗
burg umgehen und ſich am Hochgeſtade links an Knielingen hin und

von da zum Rheine ziehen.
Der Bauplan wurde im gleichen Monat dem Bürgerausſchuß vor⸗

gelegt und dabei die Beſchaffung der Baukoſten , welche — im Hin⸗
blick auf vorausſichtliche Erhöhung des Voranſchlags — vorſorglich
auf 600 6000 fl. feſtgeſetzt wurden , von der Stadt in einer 4⸗prozen⸗
tigen Anleihe in Ausſicht genommen . Die Bruttoeinnahme wurde

auf 62 000 fl . , der Nettoertrag auf 31000 fl. veranſchlagt , ſo daß
außer den nötigen Zinſen noch auf 7000 fl. zur Amortiſierung
gerechnet werden könnte . Es wurde aber auch darauf gezählt , wenn

nötig , mit Genehmigung der Regierung zur Schuldentilgung und

Verzinſung auf die ſtädtiſche Oktroieinnahme zu greifen . In der

Bürgerausſchuß⸗Sitzung am 25 . Juni war eigentlich nur die Richtung
der Bahnlinie Gegenſtand einer kurzen Verhandlung , indem beantragt
wurde , entſprechend einer auch ſchon vom Gemeinderat befürworteten ,
in weiteren Kreiſen der Einwohnerſchaft hervorgetretenen Anſicht , den

Wunſch auszuſprechen , daß eine Richtung gewählt werde , welche eine

Haltſtation in der Nähe des hieſigen Mühlburger Thores möglich
mache. Dieſer Wunſch wurde einſtimmig dem dritten Punkt der Vorlage
des Gemeinderates beigefügt , welcher den endgiltigen Beſchluß über

Einmündungslinie und Richtung dieſer Bahn einer ſpäteren Sitzung
des Bürgerausſchuſſes vorbehielt . Gegen die von der Oberdirektion

vorgeſchlagene Richtung der Bahnlinie ſprach ſich in einer eingehend
begründeten Vorſtellung an den Gemeinderat auch die Karlsruher
Handelskammer aus , indem ſie zugleich jene Richtung befürwortete ,
welche bei der endgiltigen Feſtſtellung des Bahnbaues angenommen
und ausgeführt wurde . Über die Zugsrichtung der geplanten
Eiſenbahn wurde im Juli ſeitens des Gemeinderates eine die verſchie —
denen bisher von amtlicher Seite erſtatteten Berichte und Gutachten
enthaltende Denkſchrift an die Mitglieder des großen Ausſchuſſes
verteilt , und gleichzeitig wurden die zugehörigen Pläne und Koſten —



überſchläge im großen Rathausſaal zur Einſicht aufgelegt . Nunmehr
beſchäftigte ſich auch die Preſſe mit der für Karlsruhe ſo wichtigen
Angelegenheit , insbeſondere wurde ein ſehr eingehendes Gutachten in

der „Badiſchen Landeszeitung “ veröffentlicht . Die Geſamtheit der

vorliegenden Materialien machte endlich ein Sachverſtändiger in zwei
Beilagen der „Karlsruher Zeitung “ zum Gegenſtand einer ſorgfältigen

Prüfung .
Nachdem am 29 . Auguſt den von der Regierung vorgelegten

Geſetzentwurf über die Erbauung dieſer Eiſenbahn in der ihm von

der Erſten Kammer gegebenen Faſſung auch die Zweite Kammer

angenommenk ) und der Beſchluß des Landtages am 6. September
die landesherrliche Genehmigung erhalten hatte , wurde vom Gemeinde —

rate eine Kommiſſion gebildet , welche aus je 3 Mitgliedern desſelben ,
des großen und kleinen Bürgerausſchuſſes beſtand und . — unter

Beachtung der örtlichen Vorteile , ohne jene des größeren Ver —

kehres außer Acht zu laſſen — die Frage der Einmündungslinie
und Richtung der Eiſenbahn von hier bis an den Rhein in Er —

wägung ziehen ſollte . Sie kam zu dem Beſchluſſe , daß ein Halte —
punkt am Mühlburger Thore unbedingt geboten erſcheine .
Um bei der Vorlage an den großen Bürgerausſchuß im Stande zu

ſein , über die Koſten dieſer Linie eine annähernde Berechnung vor —

legen zu können , beauftragte der Gemeinderat den Geometer Giſſel —
brecht unter der Anleitung des Inſpektors und Bezirksingenieurs
Bürklin , „welcher die Gefälligkeit hatte , dieſer Sache Intereſſe

zu ſchenken “, dieſe Linie zu nivellieren . Es wurde ferner angeordnet ,

ein Nivellement der Richtung anzufertigen , welche von Mühlburg

nördlich hinzieht und ſich unterhalb dieſes Ortes an die Fahrſtraße
nach dem Rhein ( Pappelallee ) anlehnt .

Am 6. Dezember wurde dem großen Bürgerausſchuß der von

Bezirksingenieur Bürklin bearbeitete Bauplan ( mit einer Halteſtelle
am Mühlburger Thor und einer Länge der Bahn von 2¼0 Stunden )

vorgelegt . Nach dieſer Ausarbeitung waren die Koſten des Bahn —
baues auf 410000 fl. veranſchlagt . Mit der Genehmigung dieſes
Planes wurden gleichzeitig der Gemeinderat und der engere Aus —

) Vergl . oben S . 49 —50 .
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ſchuß bevollmächtigt , alle zum Bau der Bahn notwendigen Schritte
zu thun und alsdann mit dem Bau ſofort zu beginnen .

Es fanden nunmehr zwiſchen dem Gemeinderat einerſeits und

den beteiligten Staatsbehörden , der Oberdirektion des Waſſer - und

Straßenbaues , der Direktion der Großherzoglichen Verkehrsanſtalten
und dem Großherzoglichen Handelsminiſterium andererſeits , eingehende
Verhandlungen ſtatt , welche in ihren Einzelheiten darzuſtellen nicht
unſere Aufgabe iſt . Sie führten ſchließlich zu dem erwähnten Er⸗

gebnis , daß — zufolge höchſter Entſchließung aus Großherzoglichem
Staatsminiſterium vom 21 . Juni 1861 , in Gemäßheit des Geſetzes
vom 6. September 1860 — der Stadtgemeinde Karlsruhe die Kon —

zeſſion zum Bau und Betrieb einer von der Großherzoglichen
Staatseiſenbahn bei Karlsruhe an den Rhein bei Mapimiliansau

führenden Eiſenbahn mit Entſchließung des Großherzoglichen
Handelsminiſteriums vom 27 . Juni erteilt wurde . Die Konzeſſion
wurde ſodann im Regierungsblatt Nr . XXX vom 3. Juli 1861

zur öffentlichen Kenntnis gebracht .
Verwaltung , Betrieb und Unterhaltung der Karlsruher Rhein —

bahn wurde für die Dauer der Konzeſſion gegen eutſprechende Ver —

gütung der damit verbundenen Koſten vom Staat übernommen und

auf Grund einer beſonderen Übereinkunft mit der Gemeinde der

Verwaltung der Großherzoglichen Staatseiſenbahnen übertragen .
Aus dem Inhalt der Konzeſſions - Urkunde ſind hier wohl nur

jene Artikel anzuführen , welche auch heute noch von weſentlichem
Intereſſe ſind . Dieſe betreffen die Bildung eines Reſervefonds bis zur

Summe von 20000 fl . ; den Vorbehalt des Ankaufs der Bahn von

Seiten des Staates , der nur erfolgen kann um den zwanzigfachen
Betrag des reinen Ertrages der Bahn , nach dem Durchſchnitt der letzten

zehn Jahre berechnet ; die Verpflichtung der Gemeinde , gegen volle

Entſchädigung die Bahn an den Staat , abzutreten , wenn dies im

öffentlichen Intereſſe liegt , ſowie die Entſcheidung von Streitig —⸗
keiten , welche ſich wegen der Anwendung oder Auslegung der

Konzeſſionsbedingungen zwiſchen der Gemeinde und den Staatsver —

waltungsbehörden ergeben ſollten , mit Ausſchluß des Rechtsweges ,
durch die betreffenden Miniſterien , vorbehaltlich des Rekurſes an das

Großherzogliche Staatsminiſterium , während alle übrigen aus dem

Bau entſpringenden zivilrechtlichen Streitigkeiten durch die ordent —
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lichen Gerichte entſchieden werden ſollen ; endlich die Dauer der Kon⸗

zeſſion , welche vom Tage der Ausfertigung der Konzeſſionsurkunde

auf 80 Jahre , d. h. bis zum 27 . Juni 1941 , feſtgeſtellt wurde und ,

wenn bis zum Ablauf dieſer Zeitdauer die Großherzogliche Regierung
die Bahn nicht angekauft hat , in Folge einer zu treffenden Über —

einkunft , unter Berückſichtigung der nach Ablauf dieſer 80 Jahre

beſtehenden Verhältniſſe , erneuert werden ſoll .

Noch bevor die Konzeſſion erteilt war , hatte der Gemeinderat

mit der Geſellſchaft der pfälziſchen Maximiliansbahn am 9. Mai

1861 ein Ubereinkommen abgeſchloſſen , wodurch dieſe die Ver —

pflichtung übernahm , eine Eiſenbahn von Winden in unmittelbarem

Anſchluſſe an die pfälziſche Maximiliansbahn bis an den Rhein
bei Maximiliansau auszuführen . Dieſe ſollte ebenſo wie die zu

erbauende Bahn von Karlsruhe an den Rhein in einer ſolchen Art

hergeſtellt werden , daß der Übergang der Eiſenbahnwagen über den

Rhein ohne Umladung mittels einer Trajektanſtalt bezw. Dampf⸗

fähre oder mittels der zur Zeit beſtehenden zu dieſem Zweck gehörig

verſtärkten und hergerichteten Schiffbrücke , wenn ſich dies als aus —

führbar und zuläſſig erweiſen ſollte , oder auch mittels einer neu

zu erbauenden Brücke bewerkſtelligt werden könne . Auch ſolle ſchon

jetzt darauf Rückſicht genommen werden , daß eine direkte Schienen —

verbindung mittels einer feſten Eiſenbahnbrücke über den Rhein

ohne Schwierigkeit angelegt werden könne , inſofern dies ſeiner Zeit als

wünſchenswert und ſtatthaft erſcheinen ſollte . Weitere Beſtimmungen

bezogen ſich auf die Spurweite ( 4 Fuß 8 ½ Zoll engliſch ) , die

Vorbereitungen für ein Doppelgeleiſe , die Verteilung der Koſten

für die zum Rheinübergang herzuſtellenden Bauten ( / für die

badiſche , / für die pfälziſche Verwaltung ) , den Betrieb der

Trajektanſtalt bezw. der Brücke , möglichſt raſche Förderung des

Baues und ſo fort .
Am 9. Auguſt 1861 wurde , nachdem der Großherzog mit

Staatsminiſterialentſchließung vom 7. d. M . die von der Stadt⸗

gemeinde Karlsruhe projektierte Zugsrichtung genehmigt hatte , der

Gemeinderat veranlaßt , die erforderlichen Vorbereitungen zu

treffen und die Detailpläne vorzulegen . Am 7. September erließ

der Gemeinderat ein Ausſchreiben wegen Lieferung der Eiſenbahn —

ſchwellen , deren Kyaniſierung mit Genehmigung des Handels⸗
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miniſteriums in den ſtaatlichen Kyaniſierungsanſtalten vorgenommmen
wurde .

Zur Leitung des Bahnbaues wurde ein ſtädtiſches Eiſen —
bahnamt Karlsruhe errichtet und zu deſſen Vorſtand der zu dieſem
Behuf von ſeiner vorgeſetzten Behörde beurlaubte Eiſenbahninſpektor
Albert Bürklin ernannt . Die Oberdirektion des Waſſer - und

Straßenbaues ernannte demnächſt den Baurat Diez zum Kommiſſär
für den unmittelbaren Verkehr mit dem ſtädtiſchen Eifenbahnamte .
Am 24 . Januar 1862 wurde durch Staatsminiſterialentſchließung
auf Grund der Verhandlungen der Expropriationskommiſſion die

Zugslinie für die ſtädtiſche Rheinbahn als feſtbeſtimmt erklärt und

zur Ausführung genehmigt .
Am 23 . Juli beging Baurat Diez mit dem bauleitenden

Ingenieur , Inſpektor Bürklin die ganze Bahnſtrecke , beſichtigte ſie
in allen Einzelheiten und wiederholte die Beſichtigung am 25 d. M.

mit dem Kommiſſär der Großh . Betriebsverwaltung Baurat Stimm —.

Der Befund dieſer Beſichtigung war — nach einem am 26 . Juli der

Oberdirektion vorgelegten Berichte — der , daß es keinem Anſtand
unterliegen werde , die Bahn zu der von der Stadtgemeinde Karls⸗

ruhe gewünſchten Zeit — den 4. Auguſt 1862 — dem öffentlichen
Verkehr zu übergeben . Einige , dieſe Eröffnung indes nicht ver⸗

hindernde Beanſtandungen wurden am 30 . Juli dem Gemeinderat

zur Erledigung mitgeteilt . 8
Die Bahneröffnung erfolgte —wie ſchon an anderer Stelle

erwähnt “ ) — in feierlicher Weiſe an dem beſtimmten Tage . Am

5. Auguſt wurde die Bahn dem Perſonen - und Gepäckverkehr , am

4. Dezember dem Güter - und Viehtransport übergeben .
0

Die Frage der Erbauung einer Schiffbrücke zur Über —

führung der Eiſenbahnzüge kam im Frühjahr 1863 in Fluß . Im

April gab die Direktion der pfälziſchen Eiſenbahnen die Anſicht kund,
daß eine neue Schiffbrücke dem früheren Plan einer Über⸗

nahme und Umarbeitung der beſtehenden Schiffbrücke bei Maxau zu

dieſem Zwecke vorzuziehen ſei. Die neue Schiffbrücke ſollte lediglich für
den Eiſenbahnverkehr hergeſtellt , etwa auch noch für den Fußgänger⸗
verkehr eingerichtet werden , während der Verkehr des Landfuhrwerkes

*) Oben S . 73 —74 .
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davon ausgeſchloſſen und der alten Brücke überlaſſen bleiben ſollte .

Da aber die Anlage von zwei Schiffbrücken in ſo geringer Ent⸗

fernung von einander , wegen der damit verbundenen Erſchwerung

der Schiffahrt und Flößerei , Bedenken erregte , machte die

genannte Direktion den Vorſchlag , die alte Schiffbrücke nach Speyer

zu verbringen und die dortige fliegende Brücke nach Maxau zu

ſtellen . Es wurden hierauf zwiſchen den beiderſeitigen Verwaltungen

Verhandlungen eröffnet , deren Ergebnis der von beiden Regierungen

genehmigte Beſchluß war , eine für den Eiſenbahn - und den gewöhn⸗

lichen Straßenverkehr beſtimmte Schiffbrücke über den Rhein bei

Maxau herzuſtellen . Als badiſche Kommiſſare waren dabei

Miniſterialrat Nicolai und die Bauräte Klingel und Becker thätig .

Im Februar 1864 wurden dieſe und Finanzrat Eiſenlohr unter Bei —

zug des Oberbürgermeiſters Malſch , des Vertreters der Stadt⸗

gemeinde , zur Pflege weiterer kommiſſariſcher Verhandlungen mit den

von der bayriſchen Regierung ernannten Bevollmächtigten , Regier⸗

ungsdirektor Meyer , Kreisbaurat Lavall , Regierungsrat v. Ammon ,

Direktor der pfälziſchen Bahn Fäger und Oberingenieur Basler , beauf⸗

tragt . Aus dieſen Verhandlungen ging ſodann ein am 31 . März

zu Ludwigshafen abgeſchloſſenes Ubereinkommen hervor , welches

nebſt dem Schlußprotokoll und dem am gleichen Tage von den Bevoll⸗

mächtigten der Stadtgemeinde Karlsruhe und der Geſellſchaft der

pfälziſchen Maximiliansbahn abgeſchloſſenen Bauvertrage im Mai

die Genehmigung beider Regierungen erhielt .
Alsbald begann nach dem Entwurfe des Oberingenieurs C. Basler

der Bau der Eiſenbahnſchiffbrücke , der erſten dieſer Art in

Europa , mit einer aus 3 Teilen ( dem mittleren für die Eiſenbahn von

3,5 Meter , und den beiden Seitenteilen für Fuhrwerke und Fuß⸗

gänger von 4,2 Meter Breite ) beſtehenden Fahrbahn “?) . Am

18 . März 1865 entwarf , nachdem die ſämtlichen Joche der neuen

Schiffbrücke im Hafen in ihrem In - und Oberbau mit den Ver⸗

bindungsvorrichtungen und den Durchlaßkehren u. ſ. f. fertiggeſtellt

waren , Oberingenieur Basler einen Operationsplan für die Auf—⸗

ſtellung und Prüfung derſelben und legte ihn der badiſchen Ober⸗

üÜber ihre Konſtruktion vergl . das Werk Karlsruhe im Jahre 1870 .

S . 158 ff.
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direktion des Waſſer - und Straßenbaues vor , die gegen denſelben
nichts zu erinnern fand . Nachdem die Aufſtellung der Schiffbrücke
und die Probe ihrer Befahrung erfolgt , auch der Betriebsvertrag
zwiſchen den beiderſeitigen Eiſenbahnverwaltungen abgeſchloſſen und

ſowohl von der Stadtgemeinde Karlsruhe als auch von dem Handels⸗
miniſterium genehmigt worden war , ſtand der Eröffnung des

Betriebes auf der neuen Brücke nichts mehr im Wege. Dem

Güterverkehr wurde ſie am 8. Mai , dem Eiſenbahnperſonenverkehr
am 1. Juli 1865 übergeben “) .

Die Rechnung über den Bau der ſtädtiſchen Rheinbahn wurde

auf 31 . Dezember 1863 , jene über den Bau der Schiffbrücke auf
31 . Dezember 1865 geſchloſſen . Nach dieſer betrug der Bauaufwand
für die Eiſenbahn 606 176 fl . , für die Schiffbrücke 79 134 fl.

zuſammen 685 310 fl.
Die Einnahmen aus dem Betriebe der Rheinbahn mußten bis

zur Herſtellung einer direkten Verbindung derſelben mit der pfälziſchen
Bahn und bis zu der nahezu gleichzeitig erfolgten Beendigung der

Hafenanlagen in Maxau als ungünſtig bezeichnet werden . Von da

an ergaben ſich ſehr befriedigende Erträgniſſe . Aber auch vorher
ſchon hatten ſich die Einnahmen von Jahr zu Jahr vermehrt . Einer

Mehrausgabe im Jahre 1862 von 3778 , 1863 von 1604 fl. ſtand
ſchon 1864 eine Mehreinnahme von 5352 , 1865 eine ſolche von

37036 fl. gegenüber . Nach Eröffnung der Eiſenbahnſchiffbrücke
betrug der Reinertrag der Bahn ſamt Brücke ( für dieſe 15047 fl . ),
im Jahre 1866 : 83 250 fl . , 1869 : 126 677 fl . , 1874 : 151 900 fl .
Und er erhöhte ſich in den ſpäteren Jahren noch.

Die Karlsruher Gemeindebehörde konnte ſchon am Schluſſe des

Jahres 1865 mit gerechter Befriedigung auf dieſes Unternehmen
blicken . In dem Rechenſchaftsberichte über die Verwendung der für
die ſtädtiſchen Kaſſen erhobenen Gelder wird bei dem Rechnungsjahre
1865 mit vollem Rechte betont , „ daß die Vorausſetzungen über das

Erträgnis der Rheineiſenbahn in dem Vortrage an den großen
Bürgerausſchuß am 25 . Juni 1860 , in welchem der Eiſenbahnbau
beantragt wurde , nicht zu ſanguiniſch waren , ſondern daß ſolche im

erſten regelmäßigen Betriebsjahre — nach Vollendung der Eiſenbahn⸗

7

) Vergl . oben S . 103 —104 .
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ſchiffbrücke und der linksrheiniſchen Bahn — übertroffen worden ſind ,

obwohl die Koſten der Bahn und Brücke über 85 000 fl. höher

kommen , da für den Eiſenbahnbau ſamt Koſten der Bahn und Brücke

nur 600000 fl. angenommen waren . Während in dem genannten

Vortragek ) an den Bürgerausſchuß die Brutto - Einnahme von der

Eiſenbahn auf jährlich 62 000 fl. und die Netto - Einnahme auf
31000 fl. angenommen wurde , hat erſtere im Jahre 1865 : 70526

und letztere 40 175 fl. ertragen . “

Dieſe drei großen Unternehmungen , von hoher Bedeutung für

das Gedeihen der Reſidenzſtadt und ihrer Finanzen : Gaswerk ,

Waſſerleitung und Rheinbahn ſind unvergängliche Ruhmestitel

für die ſtädtiſche Verwaltung unter der Leitung des Oberbürger⸗

meiſters Malſch .

Die Friedhöfe .

Der Friedhof , der ſich unmittelbar an das Ende der Wald —

hornſtraße anſchloß , begann um die Mitte der 60er Jahre nicht

mehr auszureichen . Auch hier machteſich, wenn der Ausdruck erlaubt iſt ,

Wohnungsnot geltend . Dieſe Stätte der Toten war den Altkarls⸗

ruhern ein lieblicher und heimlicher Platz , faſt ein Beſtandteil der

Stadt . „ Er wird — ſagt eine 1858 erſchienene Beſchreibung der

Reſidenzſtadt — wie die öffentlichen Gärten als ein Spaziergang

aufgeſucht und iſt auch in Wirklichkeit ein Garten . In den älteren

Teilen haben ſich maleriſche Baumgruppen und ſchattiges Geſträuch

gebildet , unterbrochen von Denkmalen größerer oder geringerer Be—⸗

deutung , die neueren Gräber ſind durch kleine Gärtchen und Baum⸗

anlagen bezeichnet und geſchmückt, und Reihen von ſchlichten Kreuzen ,

Leichenſteinen und Grabmonumenten ziehen ſich nach allen Richt⸗

ungen hin , durch Wege den Beſuchenden zugängig gemacht . Den

Eingang ſchmückt eine einfache gotiſche Kapelle , von dem auch hier

ruhenden Baumeiſter Eiſenlohr ( 5 1854 ) erbaut . “

Zaur Erweiterung des Friedhofes beſchloß am 11 . September

1867 der Bürgerausſchuß , 5 — 6 Morgen Acker auf dem Kammer⸗

gut Gottesaue , Gewann Lohfeld anzukaufen und mit der israelitiſchen

Gemeinde zur Abrundung des neuen Friedhofgeländes einen Ge —

) Siehe oben Seite 281 .
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ländetauſch vorzunehmen ) . Der an die Großherzogliche Domänen⸗

verwaltung für die erworbene Fläche ( 6 Morgen 330,2 Quadrat⸗

ruten ) zu bezahlende Kaufſchilling betrug 13651 fl. Gegen dieſen

Beſchluß erhoben viele Bewohner des ſüdöſtlichen Stadtteils , denen

ſich auch andere anſchloſſen , Einſprache und verlangten , ſtatt einer Er⸗

weiterung , die Schließung des alten und den Ankauf entlegenen

Geländes zur Errichtung eines neuen Friedhofes . Es fanden zu

dieſem Zwecke Beratungen in mehreren Bürgerabenden ſtatt . Aber

der Gemeinderat lehnte die an ihn gebrachten Wünſche ab . Auf

ſeinen Antrag verwarf auch das Miniſterium des Innern am

27 . Juni 1868 die Beſchwerde der Anlieger . Am 26 . Januar

1870 , als die Anlage des von dem bisherigen nur durch Straßen⸗

breite getrennten neuen Friedhofes nahezu vollendet war , wurden

noch einmal 621 Bürger beim Gemeinderate vorſtellig , um die

Schließung des alten und die Verlegung des in Ausſicht genommenen

neuen Friedhofes zu erreichen , doch hatte auch ihr Geſuch keinen

Erfolg . Ebenſo wenig eine Eingabe der Arzte der Reſidenzſtadt ,

welche am 17 . April 1870 , mit Rückſicht auf die all zu große Nähe

von Wohngebäuden , ernſte Bedenken gegen die fernere Benutzung des

gegenwärtigen Friedhofes erhoben und die Anlage des neuen auf

dem höher gelegenen Gelände im Nordoſten der Stadt befürworteten .

) An Stelle des alten israelitiſchen Friedhofes , welcher vom

1. Juli 1826 an geſchloſſen war und im Jahre 1898 durch Zwangsenteignung

zur Durchführung des feſtgeſtellten neuen Ortsbauplanes beim ehemaligen Fried⸗
richsthore , nach erfolgter Ausgrabung der Ueberreſte der dort Beſtatteten , an

die Stadtgemeinde Karlsruhe überging , war im Jahre 1826 ein neuer Fried⸗

hof getreten . ( Vgl . Der alte israelitiſche Friedhof 1723 —1826 , deſſen Zwangs⸗

enteignung und Ausgrabung 1898 . Herausgegeben von Eduard Gumprich . )

Der hierzu von der Polizeidirektion in Vorſchlag gebrachte Platz lag oberhalb

des alten Pulverturmes links an der nach Gottesaue führenden Kriegſtraße . Da

er zu dem Kammergute Gottesaue gehörte , mußte er durch die israelitiſche

Gemeinde von der Großherzoglichen Hofdomänenkammer käuflich erworben werden .

Auf ihren Antrag erhielt die israelitiſche Ortsſynagoge im April 1826 die

miniſterielle Genehmigung , das zur Beſtreitung der Anſchaffungs⸗ und Einrich⸗

tungskoſten des neuen Begräbnisplatzes erforderliche Kapital von 4000 fl. mittels

Anlehens aufzunehmen . Eine unbenützte Parzelle des Geländes dieſes neuen

israelitiſchen Friedhofes , die an den 1867 gekauften Platz des neuen chriſtlichen
Friedhofes angrenzte , wurde gegen ein entſprechendes Stück ſtädtiſchen Geländes

vertauſcht .
19
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Der Gemeinderat erklärte , dieſem Geſuche nicht entſprechen zu

können , da der neue Friedhofteil ſeiner Beſtimmung ſchon übergeben

ſei. Auch die weitere Eingabe der Arzte, von einer Umgrabung
der alten Beerdigungsfelder behufs Wiederverwertung abzuſtehen , fand
keine Berückſichtigung .

Dieſe Vorgänge trugen vielleicht die Schuld , daß der neue

Friedhof ohne irgend eine Bekanntmachung , ohne jede Feierlichkeit

eröffnet wurde . Es wurde hierüber in dem neu gegründeten „Spezial —

organ für Lokalangelegenheiten “, den „Karlsruher Nachrichten “ Klage

geführt , die Anſtellung eines weiteren Friedhofsaufſehers verlangt
und getadelt , daß der Friedhofsplatz nicht völlig ausgefüllt und geebnet
und daß bisher noch keine Anpflanzung von Bäumen vorgenommen

worden ſei.
In dem neuen Friedhof wurde bald eine unerwartet große Zahl

von Beerdigungen vorgenommen . Hier fanden alle in Karlsruhe

geſtorbenen Opfer des Krieges von 1870/71 ihre letzte Ruheſtätte .

Deutſche und Franzoſen ſchlafen hier friedlich neben einander gebettet
den letzten Schlaf . Neben vielen Einzeldenkmälern erhebt ſich
ein von der Gemeindebehörde errichtetes großes Kreuz aus Granit

als Erinnerungszeichen an die Bedeutung der Stätte .

Schon im September 1871 trat abermals die Frage über Ver —

legung oder Erweiterung des Friedhofes an den Gemeinderat

heran . Zu ihrer Prüfung wurde eine gemiſchte Kommiſſion gebildet ,

welcher Oberbürgermeiſter Lauter , die Gemeinderäte Meeß , Kautt ,

Barthold , Seubert , Dr . Volz und Krämer und die Ausſchußmitglieder

H. Küentzle , Geiſendörfer , K. Hoffmann und Koelle angehörten .
Am 5. April 1872 wurde in öffentlicher Sitzung des Bürgeraus —

ſchuſſes , nach Erſtattung des Berichtes durch Gemeinderat Hoffmann
und längerer Beratung , einſtimmig der Antrag des Gemeinderates

angenommen : „ Der Bürgerausſchuß erklärt ſich für die Verlegung
des Friedhofes und ermächtigt den Gemeinderat , das hierzu erforder —

liche Gelände bis zu 30 und mehr Morgen anzukaufen . “ Mit den

Verhandlungen über den Erwerb des Geländes auf Rintheimer

Gemarkung zunächſt dem Schalterhauſe wurden in der Sitzung
des Gemeinderates vom 10. April Oberbürgermeiſter Lauter und die

Gemeinderäte Seubert , Hoffmann und Meeß beauftragt . Bei den Ver⸗

handlungen ergaben ſich viele und große Schwierigkeiten , beſonders bei
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dem erheblichen Unterſchiede zwiſchen dem Angebote des Karlsruher

Gemeinderates und dem Anſchlag der Gemeinde Rintheim und infolge

der Ablehnung des Antrages auf Anwendung des Enteignungsver⸗

fahrens durch Großherzogliches Miniſterium des Innern , ſo lange

der Gemeinderat nicht nachgewieſen haben werde , daß es ihm unmög⸗

lich ſei, im Hardtwalde einen geeigneten Platz für den Friedhof zu

fin den . Einen ſolchen wollte man in dem Gelände nächſt und öſtlich

der Eggenſteiner Allee erblicken .

Die Hofdomänen - Intendanz gab indes auf ein in dieſer Richt⸗

ung vorgetragenes Geſuch des Gemeinderats den Beſcheid , daß ſie

den Verkauf dieſes Geländes zu einem Friedhof allerhöchſten Ortes

nicht empfehlen könne . Am 12 . Mai 1873 erfolgte endlich die

ſtaatsminiſterielle Genehmigung der Anwendung des Enteignungsver⸗

fahrens gegen die Eigentümer des erforderlichen Geländes auf Rint⸗

heimer Gemarkung . Eine Meldung der Friedhofskommiſſion , daß

der jetzt im Gebrauche befindliche Friedhof nur noch bis 1. Februar

1874 ausreichen werde , veranlaßte den Gemeinderat am 28 . Mai

1873 zu dem Beſchluſſe , auf dem von dem Enteignungsgeſetze vorge⸗

zeichneten Wege raſch fortzuſchreiten , den Friedhof ſtückweiſe nach

Bedarf herzuſtellen und den Architekten Gambs mit Aufſtellung und

Vorlegung des Programms über die baulichen Bedürfniſſe des nenen

Friedhofes zu beauftragen .

Zu Beginn des Jahres 1874 erließ das Kreis - und Hofgericht
Karlsruhe gegen die Grundbeſitzer desjenigen Teiles der Rintheimer

Gemarkung , aüf welchem der Karlsruher Friedhof errichtet werden ſollte ,

eine einſtweilige Verfügung , kraft deren die Stadtgemeinde Karlsruhe

zur Beſitznahme der zur Friedhofanlage erforderlichen Grundſtücke der

Gemeinde Rintheim ermächtigt wurde gegen Hinterlegung der Summe

von 27451 fl. bei Großherzoglichem Hauptſteueramt , vorbehaltlich

ſpäterer Feſtſetzung der Preiſe für die Geländeabtretung . Die in⸗

zwiſchen mit den beteiligten Grundeigentümern fortgeführten Ver⸗

gleichsverhandlungen wurden im März von dieſen plötzlich abge⸗

brochen , und es erfolgte deshalb die Fortſetzung des gerichtlichen
Verfahrens , welches indes den Beginn der Anlage des neuen Fried⸗

hofes nicht hinderte .
Die Feſtſtellung der Pläne für die Hochbauten war vom Ge⸗

meinderat dem Profeſſor Joſef Durm übertragen worden , der auch
19 *
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die Leitung der Ausführung übernahm , mit welcher im Mai 1874

begonnen wurde —

Indes war die Eröffnung des Friedhofes dringend nötig

geworden , und da ihm die Staatsbehörde kein Hindernis in den

Weg legte, konnte am 16 . November die erſte Beerdigung ſtattfinden .
Am Tage vorher , am 15 . November nachmittags hatte unter ſehr

zahlreicher Beteiligung die feierliche Einweihung des neuen Friedhofes

durch die katholiſche Geiſtlichkeit ſtattgefkunden . Der evangeliſche

Kirchengemeinderat beſchloß , daß von einer eigentlichen Einweihungs⸗

feier vorläufig Umgang genommen , eine ſolche vielmehr bis zu Er —

ſtellung einer Kapelle verſchoben werden ſolle . Doch verband Ober —

hofprediger Doll am 23 . November mit der erſten evangeliſchen

Beerdigung einen einfachen Weiheakt .
Der Geſamtaufwand für den neuen Friedhof betrug nach

einer Aufſtellung auf 31 . Dezember 1874 die Summe von 68 829 fl.

Das ſtädtiſche Vierordtsbad ) .

Am 29 . März 1867 benachrichtigten die Erben des verſtorbenen
Bankiers Heinrich Vierordt das Bürgermeiſteramt , daß infolge
einer hinterlaſſenen Willensäußerung ihres Vaters dem Gemeinderat

und kleinen Ausſchuſſe die Summe von 60000 fl. nach Ordnung
der Verlaſſenſchaft zur Verfügung geſtellt werden ſolle , um damit

Wohlthaten auszuüben . Um über die Verwendung dieſes Betrages
im Benehmen mit den Erben des Stifters Vorſchläge zu machen,
wurde vom Gemeinderate eine Kommiſſion niedergeſetzt , welcher Ober —

bürgermeiſter Malſch , die Gemeinderäte Hoffmann und Schweig und

die Ausſchußmitglieder Knittel und Koelle angehörten .
Die Kommiſſion hatte ſich mit verſchiedenen Vorſchlägen zu

befaſſen , namentlich wurde ihr durch die Preſſe die Erſtellung einer

Markthalle oder die Errichtung einer Gewerbebank nach dem Syſtem
von Schulze - Delitzſch nahe gelegt . Eingehende Pläne zur Errichtung

eines Volksbades wurden der Kommiſſion durch das Großherzogliche

Hofſekretariat übergeben . Abgeſehen von der Erwerbung des Ge —

) Vgl . die Schrift von Oberbürgermeiſter Schnetzler . Das ſtädtiſche

Vierordtsbad . Karlsruhe 1897 .
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ländes waren die Koſten auf 120000 fl. veranſchlagt . Die fehlenden
60 000 fl. ſollten durch Zuſchüſſe des Großherzogs , der Stadt (je
10000 fl . ), durch Beiträge vermöglicher Einwohner ( 5000 fl.) und

durch Ausgabe von Aktien ( 35000 fl . ) aufgebracht werden . Aus dem

Ertrage des Bades ſollten zunächſt das Aktienkapital mit 4 %, ſodann

die Zuſchüſſe des Großherzogs und der Stadt verzinst werden . Für

die Badeanſtalt ſollte , obwohl ſie als eine ſtädtiſche gedacht war ,

ein beſonderer „ Verwaltungsrat “ eingeſetzt werden . Als Bauplatz
wurde der Langenſtein ' ſche Garten gegenüber der Infanteriekaſerne ,
der ſüdliche Erbprinzengarten und der nördliche Teil des Sallen —

wäldchens vorgeſchlagen . Ein Gelände vor dem Friedrichsthor wurde

von der Liquidationskommiſſion der „ Badiſchen Geſellſchaft für Tabak —

produktion und Handel “ zum Kauf angeboten .

Nach längeren Verhandlungen über die Errichtung eines Volks —

bades wurde zur Förderung der Sache ein neues Komitee ernannt ,

das aus Oberbürgermeiſter Malſch , Bankier Koelle , Major Vierordt ,

Hofbankier Müller , Profeſſor Durm und dem vom Großherzog

ernannten Hoffinanzrat Kreidel beſtand . Von der urſprünglich beab⸗

ſichtigten Errichtung eines Schwimmbades wurde , der hohen Koſten

wegen , Abſtand und ſtatt deſſen ein größerer Warteraum in Ausſicht

genommen . Als Bauplatz wurde das nördliche Sallen⸗

wäldchen gewählt .
Die Entſcheidung des Bürgerausſchuſſes erfolgte am 10 . Februar

1870 . Dieſer hieß den vorgeſchlagenen Bauplatz gut , der dem

Domänenärar abgekauft oder auf 99 Jahre abgemietet werden

ſollte . Er genehmigte nach einem endgiltig feſtgeſtellten Koſtenvor —

anſchlag einen Bauaufwand von 94292 fl. und bewilligte einmütig
einen aus den Überſchüſſen des Oktrois zu deckenden Zuſchuß von

10000 fl. Endlich wurde für die Verwaltung der Badeanſtalt eine

Kommiſſion in Ausſicht genommen , die aus Bevollmächtigten des

Großherzogs , der Stadtgemeinde , der darleihenden Kapitaliſten und

des Arzteſtandes zuſammengeſetzt ſein ſollte .

Nach Lauters Wahl zum Oberbürgermeiſter am 1. Juli 1870

übernahm dieſer die Leitung der Volksbadkommiſſion , der auch

fernerhin ſein Vorgänger Malſch und neben den oben aufgeführten

Mitgliedern die Gemeinderäte Däſchner , Himmelheber , Knittel und

Meeß und der Bezirksarzt , Obermedizinalrat Dr . Volz , angehörten .
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Das Gelände des „ Vierordtsbades “ , wie es nunmehr

genannt wurde , 12717 Quadratmeter , trat das Domänenärar um

den billigen Preis von 6453 fl. ( 0,87 ν für 1 qm) an die Stadt

ab, welche für den auf dem Gelände befindlichen Holzbeſtand 651 fl .

40 kr . vergütete .

Im Frühjahr 1871 wurde mit dem Baue nach den Plänen und

unter Leitung des Profeſſors Durm begonnen . Im Verlaufe der

Bauarbeiten zeigte ſich, daß die im Jahre 1870 verwilligten Mittel

nicht ausreichten , vielmehr zur Vollendung des Baues 123 649 fl .

erforderlich ſeien .

In einer Sitzung des Bürgerausſchuſſes am 14 . Oktober 1872

wurde der Fehlbetrag bewilligt . Von demſelben ſollten 40 000 fl.

aus Anlehensmitteln und der Reſt aus der Wirtſchaft beſtritten

werden , darunter 15000 fl. aus den Überſchüſſen der Verbrauchs⸗

ſteuer . Unter jenen 40000 fl. war das vom Großherzog in Aus⸗

ſicht geſtellte verzinsliche Kapital inbegriffen , der Reſtbetrag von

30000 fl. wurde zu 5 %1 bei der Fürſtlich Fürſtenbergiſchen Milden —

Stiftungskommiſſion aufgenommen . Nun löste ſich die bisher

beſtandene Kommiſſion auf , und der ſtädtiſche Charakter des Vier⸗

ordtsbades wurde nun förmlich anerkannt , indem die Verwaltung
in die Hände der Gemeindebehörde überging .

Am 3. April 1873 nachmittags fand die feierliche Eröff —

nung des „ Städtiſchen Vierordtsbades “ —wie es von

nun an von Amtswegen zum ehrenden Andenken an deſſen Stifter

und zur Bezeichnung als ſtädtiſche Anſtalt hieß — ſtatt . In dem

ſchönen Kuppelbau verſammelte ſich der Gemeinderat zum Empfange

des Großherzogs , der Großherzogin , der Prinzeſſin Wilhelm und

der Spitzen der Behörden . Der Oberbürgermeiſter begrüßte die An⸗

weſenden mit einer die Geſchichte des Baues darlegenden Rede ,

welcher — unter Führung des Profeſſors Durm —eine Beſichti⸗

gung der ſämtlichen eben ſo prächtigen als zweckmäßig eingerichteten

Räume folgte .

Am 4. April wurde das Bad dem Gebrauche übergeben . Es

wurden an dieſem Tage 57 Bäder genommen .

Die Berechnung des Koſtenaufwandes für das Gebäude des

ſtädtiſchen Vierordtsbades ergab den Geſamtbetrag von 151 343 fl ,
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darunter den Aufwand für den Hauptbau mit 100 281 fl., auf das

Keſſelhaus 6624 fl. , auf die innere Einrichtung 28 806 fl.

Im Jahre 1873 betrugen die Einnahmen des Bades

10693 fl . , die Ausgaben 5499 fl . , im Jahre 1874 glichen

Einnahmen und Ausgaben ſich mit der Summe von 22160 fl. aus .

Am Ende dieſes Jahres wies die Darſtellung des Vermögens —⸗
und Schuldenſtandes Paſſiva von 68 332 fl. nach ( Darlehens⸗

ſchuld an den Großherzog 10000 fl . , an den Fürſtlich Fürſten⸗

bergiſchen Landesſpitalfond 55 000 fl . , Vorſchuß von der ſtädtiſchen

Amortiſationskaſſe 3 332 fl.).
Im Jahre 1874 wurde das Vierordtsbad durch einen Anbau

für kalte Douchen , Waſchküche und Trockenraum mit einem Aufwand
von 21926 lJ . vergrößert .

Der Tiergarten .

Im Jahre 1864 wurde die Gründung eines Tiergartens an⸗

geregt und für die Ausführung des Unternehmens zunächſt von einer

zu dieſem Zweck einberufenen Verſammlung die Zeichnung von

Beiträgen beſchloſſen , welche ein unkündbares und unverzinsliches

Darlehen bilden ſollten . In einer der Höhe der Beiträge ent⸗

ſprechenden Zahl ſollten Eintrittskarten verteilt , die weiteren Ein⸗

nahmen durch Eintrittsgelder aufgebracht werden .

Für den Tiergarten wurde ein Platz in Sallenwäldchen

am Ludwigsſee erworben . Die Eröffnung erfolgte am 9. September
1865 . Es waren geſchmackvolle Anlagen mit Benützung der ſchönen

Baumgruppen entſtanden , die eine Zierde des Gartens zu werden

verſprachen . Den Hauptbeſtand der vorhandenen Tierwelt bildete

vorerſt Geflügel .
Im Mai 1866 wurde an die Einwohnerſchaft vom Ausſchuß

des badiſchen Vereines für Geflügelzucht ein Aufruf zu Einzeich⸗

nungen erlaſſen , um auf ſolche Weiſe die durch die bisher gezeichneten

Beiträge noch ungedeckte zweite Hälfte des Grundkapitals im Betrage

von 25 000 fl. beizubringen .
Am 29 . Dezember 1866 wandte ſich der Ausſchuß an die

Freunde und Gönner des Unternehmens mit einer eingehenden Dar⸗

legung der Einnahmen , Ausgaben und weiteren dringenden Anforder⸗
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ungen , aus welcher hervorging , daß dieſes bei der Einwohnerſchaft
vielen Anklang gefunden und namentlich auch reiche Geſchenke lebender

Tiere erhalten hatte . Aber es war durchaus geboten , noch weitere

Zuwendungen zu erhalten , und ſo erging abermals eine dringende
Einladung zur Beteiligung an den Einzeichnungen , wobei die den

Inhabern von Schuldverſchreibungen gebotenen Gegenleiſtungen her —

vorgehoben wurden . Schuldverſchreibungen über 10 fl. gewährten
den Bewohnern von Karlsruhe und der Umgebung auf 2 Stunden

im Umkreiſe das Recht des fünfmaligen freien Eintritts während der

nächſten 5 Jahre , die Inhaber von Schuldverſchreibungen über 100 fl.

hatten das Recht des täglichen freien Eintritts mit 3 Familienglie⸗
dern , für jene von Schuldverſchreibungen über 500 fl. war die Zahl
der Familienglieder bei täglichem freien Eintritt nicht beſchränkt .

Um das Unternehmen , das immer noch auf ſchwachen Füßen
ſtand , zu unterſtützen , bewilligte der große Ausſchuß am 24 . April
1867 einen jährlichen Beitrag von 500 fl. aus Gemeindemitteln .

Dennoch war infolge der Unzulänglichkeit der vorhandenen
Mittel der Fortbeſtand des Tiergartens im Herbſt 1867 ernſtlich
in Frage geſtellt , und eine auf den 18 . November ds . Is . einberufene

Generalverſammlung der Zeichner ſollte die Entſcheidung
bringen , ob es möglich ſei, das Unternehmen weiterzuführen . Dieſes
erwies ſich zwar zunächſt als möglich , aber die Verhältniſſe ließen es

immer noch ſehr unſicher fundiert erſcheinen . Eine am 30 . November

1868 abgehaltene Generalverſammlung beſchloß eine Umgeſtaltung
des Unternehmens . Der badiſche Geflügelzuchtverein , Gründer des

Tiergartens und bisher deſſen Eigentümer , wurde von dieſem völlig
getrennt . Es erfolgte dafür die Neugründung eines Tiergarten —
vereines zu deſſen Erhaltung und Verbeſſerung . Dieſer wurde nun⸗

mehr der Eigentümer des Tiergartens und verpflichtete ſich, die ſämt⸗
lichen Einnahmen zur Verzinſung der Schulden zu verwenden . Eine

Kommiſſion wurde niedergeſetzt und mit der Abfaſſung neuer Satz —

ungen beauftragt . Der Vorſtand beſtand aus Oberpoſtrat Burg
( Vorſitzendem ) , Pr . Wagner , Kaufmann Conradin Haagel (Kaſſier ) ,
Kaufmann H. Brombacher und Buchdruckereibeſitzer Fr . Gutſch jr .

Da die Anſicht allgemein Platz gegriffen hatte , daß der Tier —⸗

garten als eine öffentliche Anlage vorzugsweiſe den Intereſſen
der Reſidenzſtadt diene , genehmigte der Gemeinderat die Bitte des neu
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gewählten Vorſtandes um ein unverzinsliches Darlehen von 2400 fl.

zur Schuldenzahlung und um Bewilligung eines Jahresbeitrages
von 1200 fl.

Die Gläubiger wurden ſofort befriedigt , die Anſtalt kam beim

Publikum wieder zu Anſehen , und die Einnahmen ſtiegen . Zu deren

Erhöhung wurden Jahresabonnements zu 5 fl. für Familien , von

3 fl. für einzelne Perſonen eingeführt und ein ermäßigter Eintritts⸗

preis für Unteroffiziere und Soldaten zu 3 kr . für die Perſon

bewilligt .
Die Erträgniſſe der Sammlungen bei der Einwohnerſchaft , der

Abonnements und der Tageskaſſe , Geldgeſchenke der Fürſtlichkeiten
und anderer Gönner und Freunde der Anſtalt machten nicht nur

die Rückzahlungen von Vorſchüſſen und die Abtragung von Paſſiv⸗

kapitalien , ſondern auch die Anlage eines vorerſt allerdings nur ſehr

mäßigen Reſervefonds für ungünſtigere Zeiten möglich .

Durch Verbeſſerung und Verſchönerung der Gartenanlagen ,

Vervollſtändigung der Tierſammlung durch Käufe und Geſchenke,

Einrichtung einer ſtändigen , billigen Anforderungen entſprechenden

Wirtſchaft , durch Muſik und ſonſtige künſtleriſche Aufführungen ,

ſowie die Veranſtaltung von Feſten ſteigerte ſich der Beſuch des

Gartens immer mehr , und die Teilnahme des Publikums wurde eine

ſehr rege. Im Jahre 1869 betrug die Geſamtzahl der Beſucher

63 840 , darunter 12978 Abonnenten und etwa 1200 Perſonen , die

von ihrem Recht auf freien Eintritt Gebrauch machten . Frauen und

Kinder wurden bald regelmäßige Beſucher in den Nachmittagsſtunden
der ſchönen Frühlings - und Sommertage , und im Winter erfreuten

ſich viele Schlittſchuhläufer der ſchönen Eisfläche des Sees . Nun —

mehr konnte man die Zukunft des Tiergartens , Dank insbeſondere
der unermüdlichen und umſichtigen Thätigkeit des Oberpoſtrats Burg
und des Kaufmanns Brombacher , als geſichert betrachten .

Im Herbſt 1872 wurde eine heizbare Glashalle erbaut , welche
etwa 160 Perſonen zu faſſen vermochte und dadurch auch im Winter

einer größeren Anzahl von Familien geſtattete , die Sonntagsnach —

mittage in der guten Tiergartenwirtſchaft zuzubringen . Sie wurde

am 8. Dezember eröffnet .
Der Geſchäftsbericht , welchen in der Generalverſammlung der

Aktionäre am 13 . Juli 1874 Oberpoſtrat Burg erſtattete , verzeichnete

Rc



ſehr erhebliche Fortſchritte gegenüber den Zuſtänden am Schluſſe des

Jahres 1869 . Die Mindereinnahmen des Jahres 1870 , durch die

Kriegszeit veranlaßt , wurden durch erhöhte Erträgniſſe der folgenden

Jahre wieder erſetzt , nachdem ein vorübergehender Notſtand durch
ein unverzinsliches Darlehen von 1000 fl. ſeitens des Herrn Brom⸗

bacher im Jahre 1871 beſeitigt worden war . Die Einnahmen an

der Kaſſe erhöhten ſich bis Ende 1873 auf 5800 fl. und betrugen
in der erſten Hälfte des Jahres 1874 den Betrag von 2600 fl.
Die Abonnements wuchſen von 1000 fl. im Jahre 1871 auf 2800 fl.
im Jahre 1874 . Die verfügbaren Mittel betrugen Ende Juni 1874

erheblich mehr als jemals vorher . Beſonderer Dank wurde der

Gemeindeverwaltung ausgeſprochen , welche neben dem jährlichen

Beitrag von 1200 fl. durch Anlage der Waſſer - und Gasleitung ,

durch Gewährung der Mittel für die Halle und durch verſchiedene
andere Unterſtützungen weſentlich dazu beitrug , daß die Anſtalt ſich
in dem jetzigen Zuſtande befand . Für durchaus erforderliche Einricht —

ungen und Anſchaffungen wurde die Aufnahme eines Kapitals von

5000 fl. beantragt und einſtimmig genehmigt . Ebenſo ein Antrag
des Fabrikanten Weiſe , den Ausſchuß zu beauftragen , Erhebungen
über die Möglichkeit der Herſtellung eines Baues zu pflegen , der

die Anſammlung einer größeren Menge von Gäſten zu jeder Jahres —

zeit zulaſſe . Der Vorſtand wurde , unter dem Ausdruck des Dankes

und der Anerkennung für ſeine Leiſtungen , wieder gewählt .
Die Gemeindeverwaltung legte ihre lebhafte und werkthätige

Fürſorge für den Tiergarten neuerdings an den Tag , indem ſie in

ihrer Sitzung vom 30 . Oktober 1874 zur Beratung der Frage einer

ferneren Unterſtützung des Tiergartens eine beſondere Kommiſſion

niederſetzte , die aus dem Oberbürgermeiſter und den Gemeinderäten

Däſchner, Meeß und Weber beſtand .

Pläne eines Saalbaues .

Eine Reihe von Erwägungen führte dazu , im Jahre 1874 die

ſchon früher erörterte Frage der Erſtellung eines Saalbaues ernſtlich
in ' s Auge zu faſſen . Das für 1875 anberaumte badiſche Sängerfeſt ,
die geplante Veranſtaltung einer badiſchen Induſtrie - und Gewerbe —

ausſtellung , die Wiederholung einer landwirtſchaftlichen Ausſtellung ,
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wie eine ſolche im Jahre 1869 ſo wohl gelungen war , die Erweiterung
der regelmäßigen Gartenbauausſtellungen ſetzten alle zu ihrem Ge⸗

lingen das Vorhandenſein eines bis dahin der Reſidenzſtadt fehlenden

großen Feſtraumes voraus . Ein Mitglied des zur Beförderung

dieſes Unternehmens gebildeten Komitee ' s , Architekt Dr . Cathiau ,
arbeitete , im Einvernehmen mit Oberbaurat Sternberg , von welchem
die Dachkonſtruktion herrührte , die Skizze eines Bauplanes aus .

Das Gebäude ſollte ſeitlich vom Vierordtsbad mit der Längsaxe

parallel der zwiſchen Schießwieſe und Sallenwäldchen führenden Straße

zu ſtehen kommen . Die Baukoſten wurden auf etwa 80 000 fl. ver⸗

anſchlagt , in erſter Reihe die unmittelbare Ausführung durch die

Gemeinde angeregt , allenfalls aber auch die Gründung einer Saal —

bau⸗Aktiengeſellſchaft erwogen , deren Grundkapital die Gemeinde und

die einzelnen bei dem Bau intereſſierten Vereine beizuſchaffen hätten .

Im Oktober trat der Feſtausſchuß für das nächſte badiſche

Sängerfeſt mit einer die Erſtellung einer Feſthalle betreffenden Zu⸗

ſchrift heran . In ſeiner Sitzung vom 14 . Oktober beſchloß der

Gemeinderat eine Beteiligung der Gemeinde an dieſem Unternehmen
als Aktionärin in zinsloſen Aktien bis zum Betrage von 21000 Mark

und Aufnahme dieſer Summe in den nächſtjährigen Voranſchlag ,
die Gewährleiſtung eines Betrages von 9000 . ( 4oiger Zins
und 29%ige Amortiſation ) für ein von der Leihhauskaſſe der Aktien⸗

geſellſchaft zur Erbauung einer Feſthalle bedingungsweiſe zugeſagtes

Darlehen von 150000 Mark , die Beſchaffung des erforderlichen
Geländes ( auf der Schießwieſe ) gegen Zahlung eines Anerkennungs —

geldes ſeitens der Geſellſchaft , endlich auch die Einſtellung der Mittel

für die Ausebnung dieſes Geländes , ſowie für die Gas - und Waſſer⸗

zuführung in den Voranſchlag für 1875 .

Dieſen Plänen wurde in der Preſſe entgegengehalten , daß die

in Ausſicht genommenen Beträge zu hoch gegriffen ſeien , wenn es

ſich nur um eine proviſoriſche Feſthalle handle , daß für eine

ſolche , deren Herſtellung nicht mehr als 10 —15 000 fl. erfordern

dürfte , der in ' s Auge gefaßte Platz allerdings geeignet ſei, daß aber

ein Saalbau in das Innere der Stadt gehöre .
Am 22 . Oktober beſchäftigte ſich der Bürgerausſchuß mit

dieſer Frage . Ihm lag in erſter Reihe der obige Antrag des Gemeinde⸗

rates vor , neben dieſem kam zur Verhandlung ein im Auftrag einer
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Vorverſammlung von Altoberbürgermeiſter Malſch eingebrachter An⸗

trag , auf dem geplanten Platze eine Feſthalle in einfachem Stile

aus Gemeindemitteln zu erſtellen und zur Ausführung derſelben einen

Wettbewerb für geeignete Baupläne auszuſchreiben . Ein anderer An⸗

trag wurde von Anwalt Kuſel eingebracht , dahin gehend , die Frage

dem Gemeinderate zu nochmaliger Beratung , unter Zuzug von Aus⸗

ſchußmitgliedern , zu übergeben und nach Inkrafttreten der Ein —

wohnergemeinde dem neuen Bürgerausſchuß zur Entſcheidung vor —

zulegen . Nach längerer Verhandlung , an der ſich eine größere An —

zahl von Ausſchußmitgliedern beteiligte , und einem Schlußworte des

Oberbürgermeiſters Lauter wurde von dem Gemeinderat , der ſich zu

dieſem Zweck auf kurze Zeit zu einer Beſprechung zurückzog , ein

neugeſtalteter Antrag vorgelegt : eine zunächſt auf Maſſenverſamm⸗

lungen berechnete Feſthalle in einfacher Weiſe und in der ungefähren

Größe der vorgelegten Planfkizze ( 300 Fuß lang , 140 Fuß breit )
mit Unterſtützung der Gemeinde baldmöglichſt zu erbauen , die Schieß -

wieſe als Bauplatz zu wählen , dem Gemeinderat zur alsbaldigen

Ausſchreibung eines Wettbewerbes für Fertigung von Plan und

Koſtenvoranſchlag zu dieſem Baue die Mittel zu bewilligen und über

die Aufbringung der zum Bau erforderlichen Summen einen neuen

Finanzplan dem Ausſchuſſe zur Genehmigung vorzulegen . Dieſer

Antrag wurde einſtimmig angenommen .

Die vom Gemeinderat für dieſe Angelegenheit niedergeſetzte

Kommiſſion beſtand aus Oberbürgermeiſter Lauter , Präfident

Renck , als Vorſitzenden des nächſten badiſchen Sängerbundesfeſtes ,

Fabrikant Weiſe , als Vorſtand des Gewerbevereines , ferner den Aus —

ſchußmitgliedern Altoberbürgermeiſter Malſch , Hauptmann a. D.

Schneider , Obergeometer Fritz , ſowie den Gemeinderäten Meeß ,

Weber , Lang , Däſchner und Langer . Sie begann alsbald ihre Be —

ratungen , und auf ihren Antrag wurde beſchloſſen , den Bauplatz

für die Halle im Sallenwäldchen hinter dem Vierordtsbade —

ein Giebel derſelben gegen die Ettlingerſtraße , der andere gegen die

Schießwieſe — zu wählen . Wegen Erwerbung des erforderlichen

Geländes um billigen Preis wurde ein Erſuchen an das Großherzog —⸗

liche Domänenärar gerichtet .

Gegen die Art des ausgeſchriebenen Wettbewerbes , wie gegen

den in Ausſicht genommenen Platz wurden in der Ortspreſſe ver⸗
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ſchiedene Bedenken geäußert . Der Gemeinderat ſah aber zunächſt
keine Veranlaſſung , von ſeinen Abſichten abzugehen . Im Dezember
wurde bekannt gegeben , daß den von Profeſſor Durm vorgelegten
Plänen zum Bau einer Feſthalle von den Preisrichtern einſtimmig
der Preis zuerkannt worden ſei und dieſem daher wohl auch die

Ausführung des Baues werde übertragen werden , ferner daß die

Preisrichter ſich über die Wahl des Platzes eben ſo einſtimmig dahin
geäußert hätten , daß der im Programm vorgeſehene Platz im Sallen⸗

wäldchen in jeder Beziehung vor anderen den Vorzug verdiene .

Im nächſten Jahre erhielt indes das ganze Unternehmen auf
neuer Grundlage eine vollſtändig andere Geſtalt .

Die ſtädtiſchen Linanzen .

Die bedeutende und ſtändig zunehmende Entwicklung der Reſi—⸗

denzſtadt in jeder Hinſicht erweiſt ſich ganz beſonders durch einen

Blick auf das ſtädtiſche Finanzweſen “) .

Der Rechenſchaftsbericht über das Jahr 1852 umfaßt die

Rechnungen der Stadtkaſſe , der Gewerbeſchule , der Bürgerwitwen⸗

kaſſe , der ſtädtiſchen und der Waſſerleitungs - Amortiſationskaſſe , ſowie
die Bürgerwehr - Rechnung .

In dieſem Jahre betrugen die Einnahmen der Stadtkaſſe —

rechnung 197938 fl . , die Ausgaben 187318 fl . , das veine Ver —

mögen der Gemeindewirtſchaft und des Grundſtockes 449 720 fl.

Die ſämtlichen Umlageneinkünfte beliefen ſich auf 26027 fl . ,

die Eingänge aus den Verbrauchsſteuern auf 61099 fl. ( auf den

Kopf der Bevölkerung 2 fl. 30 kr. ).

Die Einnahmen umfaßten , abgeſehen von Kaſſenvorrat und

Rückſtänden , die Erträge von Gebäuden und Liegenſchaften , aus Be —

rechtigungen , Anſtalten und Einrichtungen und aus fahrendem Ver —

*) Die nachſtehenden Daten aus den Jahren 1852 , 1859 , 1867 und

1874 ſind den Rechenſchaftsberichten über die Verwendung der für die ſtädtiſcheu

Kaſſen erhobenen Gelder entnommen , jene über die Verbrauchsſteuern und die

Steuerkapitalien den einſchlägigen Jahrgängen des Statiſtiſchen Jahrbuches

für Baden . Bei der Zuſammenſtellung bleiben die Kreuzer außer Berechnung .

Von den ſtädtiſchen Kaſſen iſt die Mitteilung der Rechnungsergebniſſe auf

jene der Stadtkaſſe und der Amortiſationskaſſe beſchränkt worden , da es zu

weit führen würde , auf jene der verſchiedenen kleineren Kaſſen einzugehen .
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mögen , die Beiträge zu den Gemeindebedürfniſſen , verſchiedene ,

uneigentliche und Grundſtockseinnahmen . Die Ausgaben ſetzten ſich,

abgeſehen von Rückſtänden aus früheren Jahren , zuſammen aus

folgenden Titeln : Auf Gebäude und Liegenſchaften ; auf Unterhaltung
und Benutzung von Gebäuden , Liegenſchaften , Anſtalten und Ein —

richtungen , welche keinen Ertrag abwerfen ; Laſten des Ertrages von

Berechtigungen , Anſtalten und Einrichtungen ; Grundlaſten ; Abgang
und Nachlaß ; Verkaufskoſten von Vieh und anderen Fahrniſſen ;

auf Kirchen und Schulanſtalten ; auf die Polizei ; Aufwand auf den

Bezirks⸗ und Staatsverband ſowie für die Gemeindeverwaltung ; auf
den Viehſtand ; Zinſen von Schuldkapitalien aller Art ; ſonſtige ,

uneigentliche und Grundſtocks - Ausgaben .
Von den Ausgaben ſollen nur einige beziffert werden : auf

Kirchen und Schulanſtalten : 23 630 fl . , auf die Polizei :
18 992 fl. (darunter 6446 fl. auf die Sicherheits - und 11588 fl.

auf die Armenpolizei ) , Aufwand für die Gemeindeverwaltung :
23 405 fl.

Im Rechenſchaftsbericht des Jahres 1859 fallen von den 1852

angeführten Kaſſen weg die Waſſerleitungs - Amortiſationskaſſe , da die

im Jahre 1822 kontrahierte alte Waſſerleitungsſchuld von 110 000 fl .

ſeit dem Jahre 1856 planmäßig abgetragen war , und die Bürger —

wehrrechnung , da — nach Aufhebung der Bürgerwehr —dieſe mit

dem 1. Dezember abgeſchloſſen , geſtellt und ſämtliche Aktiva und

Paſſiva der Stadtkaſſe überwieſen worden waren . Dagegen erſcheint
in dem Berichte ein Anhang von Rechnungsauszügen ſtädtiſcher

Anſtalten und Stiftungen : der Winterſtiftung , des Kinderſpitalfonds ,
des ſtädtiſchen Krankenhauſes , des ſtädtiſchen Krankenvereines , der

Lidell ' ſchen Stiftung und eine Überſicht über den Geſchäftsverkehr
der ſtädtiſchen Leihhaus - und Erſparniskaſſe .

Die Einnahmen der Stadtkaſſe betrugen 262259 fl. ,
die Ausgaben 257748 fl. , das reine Vermögen 494 525 fl.,
die Umlageneinkünfte 30237 fl . , der Ertrag der Ver —

brauchsſteuern 89075 fl. ( auf den Kopf der Bevölkerung 3fl .
A krh 5

Im Jahre 1867 kamen zu den 1852 aufgeführten Rechnungen

hinzu einige Nachweiſungen über die Kriegskoſtenumlage in dieſem

Jahre ( 39 103 fl.) und zu dem Anhang von Rechnungsauszügen
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ſtädtiſcher Anſtalten und Stiftungen die Rechnungen über die Schul⸗
kaſſe, die Hoffmannsſtiftung , das Waiſenhaus , den Waiſenlehrlingfond ,
ein Auszug aus den Armenkaſſerechnungen und ein Nachweis über

Einnahmen und Ausgaben aus dem Betrieb der Karlsruher Rheinbahn .
Die Einnahmen der Stadtkaſſe betragen 313511 fl . , die

Ausgaben 305 855 fl . das reine Vermögen : 1591564 fl . ,
die Umlageeinkünfte 41850 fl . , der Ertrag der Ver⸗

brauchsſteuern 97345 fl. ( auf den Kopf der Bevölkerung 3fl .
2 kr. ).

Im Jahre 1874 beträgt die Geſamtzahl der Rechnungen nebſt
dem Anhanz 28 Nummern . Es ſind inzwiſchen weggefallen die

Rechnungen der Winterſtiftung , des Waiſenlehrgelderfonds , des

Kinderſpitals , des Krankenhauſes und der Krankenverſicherung , dagegen
neu hinzugekommen : die Rechnungen über die Waſſerleitungskaſſe ,
die Realgymnaſiums⸗ , die Bürgerſchul - und die Handelsſchulkaſſe , die

ſtädtiſche Krankenverſicherungsanſtaltskaſſe , die ſtädtiſche Vierordtsbad⸗

kaſſe , die Realgymnaſiumsbaukaſſe , die Friedhofsbaukaſſe , die ver⸗

einigte Schulſtiftungenkaſſe , die vereinigte Krankenſtiftungenkaſſe , die

Sonntagsſtiftungkaſſe , die vereinigte Armenſtiftungenkaſſe , die Rekon⸗

valescenten - Inſtitutskaſſe , ein Auszug aus der Altoberbürgermeiſter
Malſch - Stiftungrechnung , die Nachweiſung über die ſtädtiſche Hypo⸗
thekenbank und ein Auszug aus der Betriebsrechnung des ſtädtiſchen
Gaswerks , endlich eine allgemeine Überſicht über die Vermögensver⸗
hältniſſe der Reſidenzſtadt Karlsruhe .

Die Einnahmen der Stadtkaſſe betrugen im Jahre 1874 :

460 512 fl . , die Ausgaben 451585 fl . , das reine Ver⸗

mögen 2537057 fl . , die Umlageneinkünfte : 161 664 fl.,
der Ertrag der Verbrauchsſteuern 191 565 fl. ( auf den Kopf
der Bevölkerung 5 fl. 14 kr. ).

Von den Ausgaben beziffern ſich 1874 die Poſten , welche
beim Jahre 1852 aufgeführt wurden , folgendermaßen : auf Kirchen⸗
und Schulanſtalten : 59 754 fl., auf die Polizei : 100 129 fl. ( darunter
25 495 fl. auf die Sicherheits - und 63 828 fl. auf die Armenpolizei ) ,
Aufwand für die Gemeindeverwaltung 35 377 fl.

Aus den Rechnungen der ſtädtiſchen Amortiſationskaſſe
ergibt ſich für das Jahr 1852 ein Schuldenſtand von 294964 fl . ,
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für das Jahr 1857 von 203 243 fl . , für das Jahr 1858 von

173 994 fl . für das Jahr 1859 von 88 947 fl., für das Jahr 1860

von 39 753 fl. Am Schluſſe des Jahres 1861 waren ſämtliche

alte Schulden der Stadt planmäßig getilgt . Zu der urſprüng⸗

lichen, im Jahre 1837 ſich auf 510 600 fl. belaufenden Geſamtſchuld

der Stadtkaſſe , für welche 3½ prozentige Partialobligationen aus⸗

gegeben worden waren , waren von 1847 bis 1858 ( zum Ankauf
von Brodfrüchten und zur Eröffnung der Zähringerſtraße , zur

Beſtreitung der Kriegs - und Militärverpflegungskoſten von 1848/49 ,

Bauzuſchuß zur Polytechniſchen Schule , für Straßenpflaſterung,
Zuſchuß zum Baue des Hoftheaters , für Ankauf von Häuſern in

der Kronen - und Zähringerſtraße , für Feierlichkeiten , zur Beſtreitung
der Kriegsausgleichungskoſten von 1848 , Zuſchuß zum Ausbau der

Infanteriekaſerne ) noch weitere 248 608 fl. gekommen , ſo daß ſich

0 Geſamtſchuld der Stadtkaſſe auf 799 208 fl. belief . An Schluſſe
es Jahres 1860 waren die ſämtlichen Partialobligationen von 1837

110 ihren Zinsabſchnitten eingelöst und durch Feuer vertilgt . Der

Reſt der Schulden im Betrage von 39 753 fl. wurde im Laufe des

Jahres 1861 heimgezahlt . Dieſe Schuldentilgung , die im Jahre 1847

begonnen hatte , war nur möglich bei pünktlicher Einhaltung des

Tilgungsplanes und iſt ein rühmliches Zeugnis für die Gewiſſen —

haftigkeit und Muſterhaftigkeit der Gemeindeverwaltung .

Im Jahre 1861 kontrahierte die Gemeindebehörde mit Ge⸗

nehmigung der Staatsregierung , behufs der Erbauung einer Eiſen⸗

bahn von hier bis an den Rhein bei Maxau , der Herſtellung einer

neuen Waſſerleitung und der Errichtung eines Gebäudes für die

höhere Bürgerſchule , ein Anlehen auf Partialobligationen von Einer

Million Gulden, zu deren Verzinſung und allmählichen Tilgung

eine neue ſtädtiſche Amortiſationskaſſe errichtet wurde . Von dieſen

Partialobligationen wurde zunächſt — da der Bau der Waſſerleitung

vorerſt vertagt wurde — der Wert von 300000 fl. zurückgelegt
und nur der Wert von 700000 fl . ausgegeben . Zur Verzinſung

dieſer Schuld ſollte die ſtädtiſche Hauptkaſſe jährlich aus dem

Ergebnis der Umlagen und Verbrauchsſteuern (Oktroi ) die Summe

von 40000 fl. aufliefern . Dazu waren nach Ablauf von drei

Jahren die Ergebniſſe der Unternehmungen der Eiſenbahn und der

Waſſerleitung in Ausſicht genommen , welche mit den ſich
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Zinsüberſchüſſen die Mittel zur planmäßigen Tilgung der geſamten
neuen Schuld bilden ſollten , ſo daß die ganze Schuld ſpäteſtens in

35 Jahren , alſo längſtens im Jahre 1897 zurückbezahlt ſein ſollte .
Die zurückgelegten Obligationen wurden bis zum Schluſſe des Jahres
1870 ausgegeben . Mit hinzukommenden Zinsausſtänden und Vor⸗

ſchüſſen von der Stadtkaſſe betrug an dieſem Zeitpunkte die Schuld
1034 716 fl . , welche durch Heimzahlungen während der Jahre
1865

—1869 auf den Betrag von 932 416 fl. herabgeſetzt war . Nach
Abzug der Aktiven ( 611198 fl.) betrug der reine Schulden⸗
ſtand der Amortiſationskaſſe auf 31 . Dezember 1870 :

321 217 fl.

Im Jahre 1871 wurde zur Beſtreitung des Kriegskoſtenauf⸗
wandes ein neues Anlehen auf öprozentige ſtädtiſche Partialobligationen
im Betrage von 400000 fl. kontrahiert , im Jahre 1872 wurden

von der Filiale der badiſchen Bank 80000 fl. und im Jahre 1874

von dem Reichsinvalidenfond in Berlin ein zu 4½ 90 verzinsliches
Anlehen von 1225 000 fl. aufgenommen , dieſes letztere für eine

Reihe ſchon im Gange befindlicher und neuer ſtädtiſcher Unter⸗

nehmungen ( Waſſerleitung , Erwerbung der Gemarkung Gottesaue ,

Erweiterung des Schlachthauſes , Feuerhaus in der Schützenſtraße ,
Abſonderungsſpital , Straßenbauten , Augartenſtadtſchule , Promenade⸗
wäldchen , neuer Neubauten der höheren Bürgerſchule und

des Realgymnaſiums ,Beitrag zum Lehrerſeminarbau , ſtädtiſches Gas⸗

werk ) . In dieſen vier Jahren ( 1871 —74 ) wurden 52650 fl. heim⸗
gezahlt . Die Summe der von 1865 bis 1874 geleiſteten Heimzah⸗
lungen auf die verſchiedenen ſtädtiſchen Anlehen beläuft ſich auf
206 650 fl.

Auf 31 . Dezember 1874 belief ſich der Geſamtſchulden⸗
ſtand auf 2 421 213 fl. Nach Abzug des Vermögens von 499 807

berechnet ſich der veine Schuldenſtand der Amortiſations⸗
kaſſe auf 1 921405 , und gegenüber dem Rechnungsabſchluß auf
31 . Dezember 1873 ergibt ſich eine Vermehrung der reinen Schuld
von 1081547 fl.

Von dem Anlehen von 1 225 000 fl. war in den Jahren 1873

und 1874 die Summe von 835 763 fl. verwendet worden , über den

Reſt war für das Jahr 1875 verfügt .
20
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Eine von der Stadtkaſſe - Verrechnung zuſammengeſtellte All⸗

gemeine Überſicht über die Vernögensverhältniſſe
der Reſidenzſtadt Karlsruhe ergibt nach den auf
31 . Dezember 1874 abgeſchloſſenen 11 ſtädtiſchen Rechnungen ein

Vermögen von 3834080 fl. ( oder 6572 708 Mark ) . Unter

dieſer Summe waren 2867 964 fl. Ertrag abwerfendes Vermögen

enthalten ( für Eiſenbahn nach Maxau nebſt Schiffbrücke 707 670 fl. ,

für die ſtädtiſche Waſſerleitung 846 866 fl. , für die ſtädtiſche Bade —

anſtalt 160000 fl. , für das ſtädtiſche Gaswerk 800000 fl. , Staats⸗

und andere Wertpapiere 353 426 fl. Der Reſt mit 1066116 fl.

beſtand in Gemeindezwecken dienendem , nicht durchweg rentierendem

Vermögen , welches größtenteils nach dem alten Brandverſicherungs —

anſchlag angenommen , in ſeinem wirklichen Wert mindeſtens

1500000 fl. darſtellte .
Die auf dem Stadtvermögen ruhenden Schulden betrugen auf

den gleichen Zeitpunkt nach der ſtädtiſchen Amortiſationskaſſe - Rechnung
1921 405 fl . und nach der Vierordtsbadkaſſe - Rechnung 68 332 fl . , im

Ganzen demnach 1989 737 fl. Nach Abzug dieſer Schulden betrug
das reine Stadtvermögen noch 1519898 fl . , und unter

Berückſichtigung des wirklichen Gebäudewertes wenigſtens 2 Millionen

Gulden .
Der Abſchluß der Kaſſe der ſeit 62 Jahren beſtehenden ſtädti —

ſchen Leihhaus - und Erſparnis⸗Anſtalt zeigte ein reines Vermögen von

403 592 fl.
Die Einrichtungen der ſeit drei Jahren unter Garantie der

Stadt beſtehenden ſtädtiſchen Hypothekenbank ſollten ſich nicht

auf Gewinn gründen , ſondern vielmehr die Förderung des Gemein —

wohles im Auge haben . Dieſe Bank hatte von den unkündbaren

Partialobligationen im Betrag von 449 975 fl., zu deren Ausgabe

ihre Satzungen ſie berechtigten , am 31 . Dezember 1874 für 194 425 fl.

Partialobligationen verkauft . Ihr Aktivvermögen betrug 197 960 fl. ,

worunter ſich an ſatzungsgemäßen Darlehen auf Pfandurkunden
191288 fl. befanden . Ihre Paſſiva bezifferten ſich auf 199 298 fl.

Die unmittelbar unter ſtädtiſcher Verwaltung ſtehenden Wohl—⸗

thätigkeitsanſtalten und milden Stiftungen (die verſchiedenen Kranken⸗

ſtiftungen , die 24 Armenſtiftungen , die 8 Schulſtiftungen und die

Waiſenerziehungs⸗Anſtalt ) beſaßen an Kapitalien 474 466 fl.
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Am 9. Januar 1871 hatte ſich “) der große Bürgerausſchuß
zum erſten Mal nach dem neuen Gemeindegeſetzenn ) mit dem Vor⸗

anſchlage und ebenſo zum erſten Mal an der Hand einer vorher
veröffentlichten und verteilten Begründung desſelben mit Angabe der

hauptſächlichſten Poſten zu beſchäftigen . Es wurde verlangt und

genehmigt für die gewöhnlichen Gemeindebedürfniſſe eine

Umlage von 15 kr . , für die Armenausgaben eine ſolche von

5 kr . vom Hundert Gulden Grund - , Gefäll⸗ und Häuſerſteuer⸗
Kapital , von 10 kr . vom Hundert Gulden klaſſenſteuerpflichtiger
Einkommen und von 12è kr . vom Hundert Gulden Kapitalſteuer⸗
Kapital “ k ) . Die allgemeine Umlage hatte bisher 12 kr . betragen ,
es hatte ſich dieſer Betrag aber ſchon ſeit längerer Zeit als unzu⸗

länglich erwieſen , und da die Mittel nicht ausreichten , hatten manche
in frühere Voranſchläge aufgenommene Ausgaben unterbleiben müſſen ,
eine Erhöhung war daher unumgänglich notwendig . Um ſo mehr
aber konnte ſich die Karlsruher Bürgerſchaft mit dieſer einverſtanden
erklären , als ein Blick auf die Höhe der Umlagen aller übrigen
Städte Badens erwies , daß die Reſidenzſtadt immer noch die weitaus

geringſte Umlage bezahlte .
Im Jahre 1872 wurde in der Sitzung des Bürgerausſchuſſes

die Umlage auf 18 kr . vom Hundert Gulden gemeindeumlagen⸗
pflichtigen Steuerkapital feſtgeſetzt und zugleich genehmigt , daß ferner⸗
hin die Koſten für die Dünger - und Kehrichtabfuhr als Soziallaſt
der Hauseigentümer behandelt werden ſolle , und daß von einer

Armenſteuer Umgang zu nehmen ſei .

In der Bürgerausſchußſitzung vom 6. Februar 1873 wurde

die Erhebung der gleichen Umlage für dieſes Jahr genehmigt
und trotz der ſehr bedeutenden Höhe des Armenaufwandes nach
dem Voranſchlage ( 54188 fl. bei einer Geſamtausgabe von

429 665 fl. für die Gemeindeverwaltung ) wiederum auf Erhebung
einer Armenumlage verzichtet , da die Koſten der Erhebung deren

Ertrag nahezu gleichkämen . Bei dieſem Anlaß erſuchte Altober⸗

bürgermeiſter Malſch den Armenrat , beſonders darauf Bedacht zu

) wie ſchon oben auf Seite 195 kurz angeführt iſt .

) Vergleiche oben S . 160 ff.

alk ) Die geplante Armenumlage kam indes nicht zur Erhebung .
20 *
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nehmen , daß durch Erwerbung des Unterſtützungswohnſitzes dahier
der Armenkaſſe nicht allzu große Laſten aufgebürdet werden .

Bürgermeiſter Günther verſicherte , der Armenrat werde alles auf —
bieten , um dieſem Wunſche zu entſprechen , während Oberbürger —

meiſter Lauter darauf hinwies , daß der diesjährige Armenaufwand

gegenüber dem vorjährigen ( 1872 nach dem Voranſchlage 46026 ,

nach der Rechnung 37 560 fl. ) nicht auffallend groß ſei.
Im Jahre 1874 wurde in der Bürgerausſchußſitzung vom

17 . April beſchloſſen , für Beſtreitung des nicht gedeckten Teiles des

auf 58 391 fl. veranſchlagten Armenaufwandes , mit Bezug auf § 31

des Geſetzes über die öffentliche Armenpflege , mittelſt beſonderer Um —

lage von den in das Gemeindekataſter aufgenommenen Steuerkapitalien
unter Beizug der Klaſſen - und Kapitalſteuer - Kapitalien und zwar

von erſteren 4, und von letzteren kr . von 100 fl. und zur Be—⸗

ſtreitung der übrigen nicht gedeckten Gemeindeausgaben auf die

erſteren allein , einſchließlich des ſie treffenden Anteils an obiger

Armenumlage , eine Umlage von 18 kr . von 100 fl. zu erheben .

Über die Staats - Steuerkapitalien der Stadt Karlsruhe und

ihre Erträgniſſe beſitzen wir erſt von 1869 an eine amtliche Zu —

ſammenſtellung “) . Wir müſſen uns hier damit begnügen , aus den

Jahren 1869 und 1874 die betreffenden Zahlen mitzuteilen .
Es betragen das Grund - und Gefällſteuer - Kapital 1869 :

1044314 , 1874 . 348 708 fl . 5) , Häuſerſteuerkapital 1869 : 12538800 ,

1874 : 14625 325 fl. , das Gewerbſteuerkapital 1869 : 8545 175 ,

1874 : 14180875 fl . , das Kapitalſteuerkapital 1869 ( von 1798

Steuerpflichtigen ) 36023 330 , 1874 ( von 2164 Steuerpflichtigen )
54958 290 fl. Die Brutto - Erträgniſſe bezifferten ſich von der Grund⸗ ,

Gefäll⸗ und Häuſerſteuer 1869 auf 58 439 , 1874 auf 64621 fl.,
von der Gewerbeſteuer 1869 auf 37 351 , 1874 auf 61617 fl.,
von der Kapitalſteuer 1869 auf 54034 , 1874 auf 82 436 fl.

Zur Beurteilung der wirtſchaftlich en Verhältniſſe der

Stadt Karlsruhe möge eine auf die Erträgniſſe der Staats - Steuern

) Statiſtiſches Jahrbuch für Baden 1870 ff.

* ) 1869 einſchließlich , 1874 ausſchließlich des Hardtwaldes .
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im Jahre 1872 ſich gründende Darſtellung dienen “) , der Nach⸗
ſtehendes entnommen wird .

Im Stadtbezirke wurden an Grund - , Häuſer - , Kapital⸗ und

Gewerbeſteuer , ſowie an Acciſe von Fleiſch , Wein , Bier und Brannt⸗

wein 347978 fl. ( 9½ fl. auf den Kopf der Bevölkerung ) aufgebracht .
Grundſteuer ( 1574 fl. aus 363 263 fl. Steuerkapital ) wurde

von 811 Beſitzern ( darunter nur 5eigentliche Landwirte ) entrichtet :
9,9 fl. Steuerkapital , 2,6 kr . Steuer auf den Kopf.

Die Häuſerſteuer ( 59 268 fl. aus 13 677 425 fl. Steuer⸗

kapital ) ergab 374 fl. Steuerkapital , 1 fl. 37 kr . Steuer auf den

Kopf. Bei einer Zahl von 1 670 Häuſerbeſitzern kamen auf je
100 Einwohner 4,5 , welche im Durchſchnitt je 35½ fl. Steuer

zahlten . Die Zahl der Haushaltungen betrug 7039 , davon je 1 in 291 ,
je 2 in 326 , je 3 in 312 , je 4 in 278 , je 5 in 190 , je 6 in 142 ,
je 7 in 88 , je 8 in 67 , je 9 in 32 Wohnhäuſern wohnten , von

den übrigen 726 Haushaltungen wohnten je 10 und mehr in einem

Wohnhauſe .
Die Kapitalrentenſteuer ( 75000 fl. aus ca . 50000000 fl.

Steuerkapital ) ruhte auf 1994 Pflichtigen , 4,5 Prozent der Be —

völkerung . Auf 19 Einwohner kam ein Beſitzer von Kapitalien
und auf jeden von dieſen 1383 fl. Kapital . Von den Steuer⸗

pflichtigen hatten 206 ein Kapital von 500 bis 2000 fl . , 475 von

2 - 6000 , 419 von 6 —12000 , 267 von 12 20000 , 350

von 20 - 40000 , 145 von 4070000 , 63 von 70 —100000 , 69

von je 100000 und mehr fl.
Der Gewerbeſteuer ( 55 268 fl. aus 12 754 250 fl. Steuer⸗

kapital ) unterlagen 3 881 Pflichtige , von denen auf jeden 14 fl. 14 kr .

Steuer trafen . Von der Bevölkerung waren 10,6 Prozent gewerbe⸗
ſteuerpflichtig , 1697 Gewerbetreibende beſchäftigten 4710 Gehilfen
( zuſammen 17 Prozent der Bevölkerung ) .

Die auf dem Verbrauch von Fleiſch , Wein , Bier und Brannt⸗

wein ruhenden Steuern ( zuſammen 156 869 fl.) ergaben 43 fl.
17 kr . auf den Kopf der Bevölkerung .

) Karlsruher Nachrichten 1873 Nr . 153 und 154 . Die Ziffern der

Steuerkapitalien ſtimmen nicht vollſtändig mit den in dem Statiſtiſchen Jahr⸗

buch für das Jahr 1872 enthaltenen überein .



Die Fleiſchacciſe ( 21006 fl. ; 49 Metzger ſchlachteten
2 174 Ochſen , 990 Rinder und Kühe ) betrug auf den Kopf 34 kr .

Die Weinaceiſe ( 33 629 fl . ; verſteuert wurden nahezu
2 Millionen Liter ) betrug auf den Kopf 55 kr .

Die Bieracciſe ( 99115 fl.; hier gebraut ca . 8¼ Millionen

Liter , 6 Millionen Lagerbier , 2½ Millionen Jungbier , die Einfuhr

iſt nicht genau feſtzuſtellen ) betrug auf den Kopf 2 fl. 42 kr .

Die Branntweinacciſe ( 3118 fl . betrug auf den Kopf nur ca . 5 kr .

Die Forterhebung der ſtädtiſchen Verbrauchsſteuern ( des

Oktrois ) wurde nach wie vor von dem Miniſterium des Innern nur für
einen verhältnismäßig kurzen Zeitraum bewilligt und regelmäßig an

die Bedingung geknüpft , daß aus den Erträgniſſen “) die Koſten

ſolcher ſtädtiſchen Unternehmungen gedeckt würden , welche der Ge —

ſamtheit der Einwohner , nicht nur der angeſeſſenen , allein

umlagepflichtigen Bürgerſchaft und den Grund - und Hausbeſitzern zu

Gute kommen . Solche Verlängerungen erfolgten in den Jahren 1852 ,

1855 und 1860 . In dem letzten dieſer Jahre begründete Ober —

bürgermeiſter Malſch das Verlangen nach Forterhebung mit der

Notwendigkeit , die alte Gemeindeſchuld vollſtändig abzutragen , legte
aber gleichzeitig dar , daß auch künftig die Verbrauchsſteuern nicht zu

entbehren ſeien , zunächſt angeſichts einer Reihe geplanter größerer

Unternehmungen , der Rheinbahn , der Waſſerleitung , der Erbauung
einer Induſtriehalle bezw. eines Saalbaues , der Errichtung der

höheren Bürgerſchule . Im Jahre 1860 wurde mit der Forterhebung
der Verbrauchsſteuern die ſtädtiſche Liegenſchafts - Acciſe ,
als dem Begriffe einer Verbrauchsſteuer widerſprechend , von der

Regierung aufgehoben . Weiterhin wurde die Erhebung der Ver —

brauchsſteuern in den Jahren 1861 , 1862 und 1865 genehmigt ,
1865 wurde die Minderung der Mehl - , Brod - und Fleiſchacciſe

auf die Hälfte angedroht , wenn nicht von der Stadt die Herſtellung
einer Waſſerleitung , die Beſchaffung eines neuen Friedhofes und

die Kanaliſation des Landgrabens in Angriff genommen werde .

Als bei der nächſten Verhandlung zwiſchen den Stadtbehörden
und der Regierung dieſe ſehr lange mit der Genehmigung der

) Eine Zuſammenſtellung der Exrträgniſſe der ſtädtiſchen Verbrauchsſteuern

in den Jahren 1852 , 1859 , 1867 und 1874 ſ. oben S . 300ff .
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beantragten Verlängerung auf drei Jahre zögerte und ſie zunächſt
nur auf wenige Monate erteilte , tauchten im Kreiſe der beunruhigten
und entrüſteten Bürgerſchaft allerlei , zumteil abenteuerliche Pläne
auf , in welcher Weiſe der Fehlbetrag im Stadthaushalt für den

Fall eines abſchläglichen Beſcheides auf die Anträge der Gemeinde⸗

behörden zu erſetzen ſei . Während der Gemeinderat beſchloß , bei der

Entwerfung des Gemeindevoranſchlages für 1873 von der Unter⸗

ſtellung auszugehen , die Forterhebung der Verbrauchsſteuern ſei
mindeſtens für das nächſte Jahr genehmigt , wurde in der Ortspreſſe
der Gedanke erörtert , es ſollten ſeitens der Hausbeſitzer die Mieter

zur Tragung eines Teiles der Umlagen herangezogen werden , die

Gewerbetreibenden ſollten für die Käufer , welche keine ſtädtiſchen Um⸗

lagen zahlten , höhere Preiſe anſetzen u. dergl . Schließlich genehmigte ,
allerdings erſt im Dezember 1872 , das Miniſterium des Innern die

Fortſetzung der Verbrauchsſteuern aber nur bis zum 1. Januar 1875

und zwar mit der Auflage , zur Beſtreitung des Gemeindeaufwandes
eine Umlage von mindeſtens 12 kr . von 100 fl. Steuerkapital zu

erheben , den Ertrag der Verbrauchsſteuer ausſchließlich zur Erbauung
neuer Schulhäuſer zu verwenden und dabei die etwa ſich ergebenden
Überſchüſſe bei der ſtädtiſchen Schuldentilgungskaſſe zu hinterlegen .
Im Jahre 1874 wurde die Markrechnung in den Tarif der Ver⸗

brauchsſteuer eingeführt . In dieſer neuen Geſtalt wurde gegen Ende

des Jahres 1874 die Forterhebung auf ein weiteres Jahr genehmigt ,
aber nicht , ohne daß einige Sätze des neuen Tarifs beanſtandet
und von dem Gemeinderat faſt durchgängig der Anſicht der Regier —

ung entſprechend abgeändert wurden . Mit Recht wird in der mehrfach
von uns angezogenen Begründung zu dem Entwurf einer Verbrauchs⸗

ſteuer - Ordnung und eines Verbrauchsſteuertarifs im Jahre 1879 von

dem damaligen Bürgermeiſter Schnetzler “) bemerkt , „ daß durch jeweilige

Feſtſtellung der ſtädtiſchen Verbrauchsſteuern auf längere Perioden
viel zeitraubende Arbeit und viel unnützer Streit hätte vermieden

werden können . “

Seit dem Jahre 1856 erſcheint als Anhang zu dem Rechen⸗
ſchaftsbericht über den Stand der ſtädtiſchen Kaſſen eine Überſicht

) Band 2. S . 357 und an anderen Stellen .
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über den Geſchäftsverkehr bei der ſtädtiſchen Erſparniskaſſe
und bei der Leihanſtalt Karlsruhe .

Bei der Erſparnis - Kaſſe waren am 1. Januar 1855 : 503 138 fl.
angelegt , neue Einlagen und Nachzahlungen wurden in dieſem Jahre
4949 im Betrage von 192 679 fl. gemacht . Dieſen ſtehen 1984

Rückzahlungen im Betrage von 132 278 fl. gegenüber . Die Spar⸗
guthaben betragen daher am Ende des Jahres 1855 : 563 539 fl. , ſo
daß ſich der Kapitalſtock um 60 401 fl. vermehrte . Im gleichen Jahre
wurden an 2581 Einleger Zinſen bezahlt . An den Sparguthaben
hatten 1634 Einleger mit Guthaben von 5 bis 100 fl . , 1124 mit

ſolchen von 101 bis 500 fl., 177 mit ſolchen von 501 bis 1000 fl . ,
67 mit ſolchen von über 1000 fl. teil . Die Geſamtzahl der Ein —

leger betrug demnach 3002 , der Geldverkehr 340812 fl. Der

Zinsfuß war 3½ / .

Im Jahre 1856 vermehrten ſich die Einlagen und Nachzahl —
ungen um 34 221 , die Rückzahlungen um 27784 , die Sparguthaben
um 66839 , der Kapitalſtock um 6 438 fl., die Zahl der Einleger
um 341 . An dem Sparguthaben hatten nach der obigen Scala im

Jahre 1856 teil 1829 , 1274 , 197 , 70 , alſo gegen 1855 mehr 195 ,

150 , 20 , 3. Der Geldverkehr betrug 1856 : 404782 fl., alſo
63 970 mehr als im Vorjahr .

Bei der Leihanſtalt , deren Satzungen im Jahre 1856 einer

Durchſicht unterzogen wurden , wurden 1855 22 880 , 1856 20742

Stück Pfänder eingeſetzt , 22030 bezw. 21834 ausgelöſt , 1709 bezw.
1471 verſteigert , der Pfänderverkehr betrug 1855 der Stückzahl nach
61622 , 1856 57577 . Der von Pfändern herrührende Geldverkehr
betrug 1855 300 492 fl. , 1856 296 360 fl.

Auf 31 . Dezember 1856 betrug der Aktivſtand der Leihhaus⸗
und Erſparnis - Anſtalt zuſammen 776259 fl . , der Paſſivſtand
640 378 fl . , demnach das als Reſervefond dienende reine Vermögen
135881 fl.

Im Jahre 1874 fanden bei einer Verzinſung von 3 ½ / 8591 Ein⸗

lagen mit 634587fl . 3819 Rückzahlungen mit 482078 fl. , 5541 Zins⸗
zahlungen mit 50 991 fl. ſtatt . Das Einlagekapital betrug 1628 130 fl.,
die Zahl der Einleger 5382 , die Zahl der Geſchäftspoſten 17591 ,
der Geldverkehr 1167656 fl. Ende 1874 hatten 760 Einleger ein

Guthaben von 5 bis 25 fl. , 485 von 25 bis 50 , 786 von 50 bis
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100 , 1108 von 100 bis 200 , 1303 von 200 bis 500 , 940 von
500 fl. und mehr . Das durchſchnittliche Guthaben betrug Ende

1874 302 fl . , das größte Guthaben 16000 fl.
Bei der Leihhaus⸗Kaſſe betrug der Geſamtverkehr in gewöhn⸗

lichen Pfändern 37 686 Stück , auf welche an Darlehen 73 703 fl.
gegeben , 37287 fl. heimgezahlt wurden . Am 31 . Dezember 1874

waren 9450 Pfänder mit einem Geſamtdarlehen von 54482 fl.
vorhanden . Für das gewöhnliche Pfändergeſchäft ergab ſich ein

Ertrag von 4768 fl.

Auf Pfänder in Wertpapieren wurden im Jahre 1874 456 Dar⸗

lehen mit 239 526 fl. gegeben , 448 mit 325044 fl. zurückgezahlt .
Am Schluſſe dieſes Jahres waren auf Wertpapiere noch geliehen

169 476 fl. , an Zinſen von ſolchen Darlehen gingen im Ganzen
16625 fl. , d. h. 5 % des im Jahresdurchſchnitt in Wertpapierpfändern
angelegten Kapitals ein . Die den auf 31 . Dezember reſtierenden
Darlehen von 169476 fl. als Fauſtpfand dienenden Wertpapiere
ſtellten einen Wert von 247617 fl. dar .

Der Reinertrag beider Kaſſen im Jahre 1874 belief ſich auf
40 136 fl . , das reine Vermögen auf 403 592 fl. Der Reinertrag
von 1874 kam einem 11prozentigen Zins aus dem reinen Vermögen
der Anſtalt im Jahre 1873 ( 363 341 fl. ) gleich.

Die ſtädtiſche Verwaltung .

Von einer planmäßigen Ausgeſtaltung der ſtädtiſchen Verwaltung
in Karlsruhe kann doch erſt ſeit 1870 die Rede ſein , in gewiſſem
Sinne iſt ſogar erſt das Jahr 1874 als der Beginn einer ſolchen
zu bezeichnen , da die Einführung der Städteordnung in dieſer
Richtung von maßgebender Bedeutung war .

Es iſt daher nicht ohne Intereſſe , an der Hand eines Vortrages
des Oberbürgermeiſters Lauter in der letzten Sitzung des Bürger —⸗
ausſchuſſes im Jahre 1871 , ein Programm über die wichtigſten
Aufgaben der Städtiſchen Verwaltung kennen zu lernen . Wir

wiſſen “) , daß dieſer eifrige , umſichtige und thatkräftige Mann von

dem Grundſatz ausging , es ſei ſeitens der Gemeindebehörden mit

) Vergl . oben S . 228 ff.



allen Kräften dahin zu arbeiten , daß der Mittel - und Schwerpunkt

der Stadt nicht vom Marktplatz weg verlegt werde . Daher vorerſt

teine Erweiterung der ſtädtiſchen Gemarkung , dagegen beſſere Aus —

nützung der bebauten Flächen durch Erhöhung der vielen zweiſtöckigen

Häuſer , wodurch die Stadt mindeſtens um ein Viertel dichter
bewohnt ſein und eine weſentliche Förderung des ſtädtiſchen Ge —

werbes und Handels erzielt werden könnte . Erweiterung der Stadt

nach Oſten , deshalb baldige Verlegung des Friedhofes , möglichſt
ſtarke Bebauung des Augartenſtadtteils , ſo daß deſſen Bewohnerzahl

ſich von 3616 in Jahr und Tag auf 4600 , im Verlauf weniger Jahre

auf wenigſtens 15000 erhebe . Dieſe und die , bei Verdichtung der

Bevölkerung in den Stadtteilen nördlich der Eiſenbahn , bei ſtärkerer

Bebauung von Bauplätzen in der Langen⸗, Kriegs⸗ , Leopoldſtraße

ſowie auf Karlsruher Gemarkung in der Richtung nach Mühlburg ,

um ein Viertel zu erwartende Erhöhung der Bewohnerzahl von

33821 auf rund 42 300 , ſtelle — ſelbſt ohne Inanſpruchnahme der

Auäcker — die Möglichkeit dar , auf eigenem Grund und Boden

mindeſtens 65 —70 000 Einwohner bequem unterzubringen . Nach

der Bedeutung von Karlsruhe als Regierungsſitz , als Militär - und

Gewerbeſtadt glaubte Oberbürgermeiſter Lauter eine Einwohnerzahl

von 60000 vorerſt als Maximum der für dieſelbe erreichbaren

Größe anſehen zu dürfen . Bei einem Jahreszuwachs von 800

Köpfen ( Zunahme um 3200 Köpfe in den letzten 4 Jahren ) würden

wohl 30 —35 Jahre nötig ſein, bis dieſe Größe erreicht ſein werde .

Zunächſt ſei eine beſſere Verbindung für Fußgänger und Fuhrwerk
bei den Bahnübergängen an der Ettlinger - und Rüppurrer⸗Straße

anzuſtreben , an der Ettlingerſtraße ſeien die Bedingungen zu ſchaffen ,

daß längs derſelben die Erbauung von Villen , wie in der Kriegs —⸗

ſtraße , zur Ausführung komme . Für das Innere der Stadt würden

die Bauprämien und die Errichtung einer Hypothekenbank die Bau⸗

luſt heben. Zu dieſem Behufe müßten aber jene Anſtalten , welche

auf die umliegenden Liegenſchaften einen werterhöhenden Einfluß

ausüben , in der Mitte der Stadt erhalten oder dahin verlegt werden .

Daher Erhaltung des Lyceums auf dem jetzigen Platze , jedenfalls

keine Verlegung in den Hardtwald . Zur Hebung des Verkehrs in

Karlsruhe ſollen Eiſenbahnverbindungen gefördert werden , ſo von

Bergzabern nach Zweibrücken , nach Heilbronn , von Maxau direkt
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nach Straßburg . Wenn Karlsruhe mit der Zeit Mittelpunkt für

viele Bahnen würde , ſeien die der Stadt Mannheim zugeſtandenen

Frachtbevorzugungen nicht mehr haltbar und der hieſige Platz werde

zu einer lebhaften Stätte des Verkehrs werden , beſonders wenn es

gelingen ſollte , Maxau zu einem Hauptplatze des Rheines umzu⸗

geſtalten . Das waren im Weſentlichen die Geſichtspunkte , von

denen unter Lauters Führung die Gemeindebehörde ausging .

Manches hat ſich allerdings anders geſtaltet , als dieſes Programm

in Ausſicht nahm.

Erſt von 1871 an haben wir ziffernmäßige Berichte über die

Thätigkeit der ſtädtiſchen Behörden . Die Zahl der Sitz⸗

ungen des Gemeinderates betrug in den Jahren 1871 bis 1874

58 , 57 , 55 , 58 , die Zahl ſeiner Geſchäftsnummern 16 200 , 12 114

19053 , 18956 , der Bürgerausſchuß erledigte in 5, 7, 5, 5

öffentlichen Sitzungen 15 , 21 , 32 , 24 Gegenſtände . Die Kom⸗

miſſionen des Gemeinderates ( 27, 37 , 29 , 30 , wobei jene der

Aufſichtsräte des Realgymnaſiums , der höheren Bürger - , höheren

Töchter⸗ und Gewerbeſchule , die Kommiſſionen für das Leihhaus und

die zu vorübergehenden Zwecken eingeſetzten Ausſchüſſe nicht eingerechnet

ſind ) hatten zuſammen 317 , 315 , 322 , 314 Sitzungen . Das zweite

Bürgermeiſteramt hatte 6814 , 9060 , 9600 , 10 343 Geſchäftsnum⸗

mern , bei ihm waren 321 , 551 , 612 , 578 Rechtsſtreite und 112 , 108 ,

141 , 136 Straffälle anhängig . Auch die übrigen Angaben weiſen durch⸗

weg eine erhebliche Zunahme der Geſchäfte nach. Als beſonders

wichtige Arbeit dürfte die Aufſtellung des Einquartierungs⸗

kataſters durch das Einquartierungsbureau , neben den laufenden

Geſchäften , in 60 Bänden im Jahre 1873 zu bezeichnen ſein .

Auch das ſei erwähnt , daß der geſamte Geldverkehr bei den unter

der Verwaltung des Stadtverrechners ſtehenden Kaſſen im Jahre 1874

5 Millionen Gulden betrug .

Bezüglich einzelner ſtädtiſchen Beamten iſt zu berichten ,
daß 1866 der Gehalt des erſten Bürgermeiſters von jährlich

1200 auf 2000 fl. nebſt einer Bauſchſumme von 400 fl. für

die Koſten der Repräſentation , der Gehalt des zweiten Bürger⸗

meiſters von 800 auf 1200 fl. erhöht wurde . Im Jahre
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1872 wurde im Bürgerausſchuß eine Erhöhung der Gehalte der

beiden Bürgermeiſter in Anregung gebracht und daraufhin beſchloſſen ,
die Gehalte des erſten Bürgermeiſters auf 3500 , des zweiten
Bürgermeiſters auf 1700 fl. feſtzuſtellen . 1874 wurde der Ge —

meinderat vom Bürgerausſchuß ermächtigt , eine Summe bis zum

Betrage von 2100 fl. dazu zu verwenden , denjenigen Gemeinde —

beamten und Angeſtellten , welche in dauerndem Dienſtverhältniſſe
ſtehen , keinen Nebenverdienſt haben , nicht über 1200 fl. Gehalt
beziehen und deren Einkommenverhältniſſe nicht in letzter Zeit geregelt
wurden , eine einmalige Teuerungszulage für 1873 in der Höhe einer

Monatsrate ( 8 ½́ /0 ) zu gewähren .
Ein hervorragend tüchtiger ſtädtiſcher Beamter , Ratſchreiber und

Grund - und Pfandbuchführer Langer , wurde im Juli 1868 auf
Lebensdauer angeſtellt . In dem mit dem Gemeinderat abgeſchloſſenen
Dienſtvertrag wurden ihm, unter Zugrundelegung eines Matrikular —

gehaltes von 1200 fl . , Penſionsanſprüche nach Maßgabe des

Dienerediktes , jedoch ohne Abzug des Fünftels und mit Rückdatierung
auf den Tag ſeines Dienſtantritts ( November 1862 ) zugeſichert . Auf
warme Befürwortung des Oberbürgermeiſters Malſch wurde der Ver —

trag vom Bürgerausſchuß einſtimmig genehmigt .
Im April 1868 trat , hochbetagt , im 73 . Lebensjahre , der lang —

jährige Stadtverrechner Daler , der vorübergehend in bewegter Zeit
vom Oktober 1847 bis Mai 1848 erſter Bürgermeiſter der Stadt

Karlsruhe geweſen war ) , indden Ruheſtand , und ſein Nachfolger
wurde Ludwig Lautenſchläger , der , ſchon ſeit 1845 im ſtädtiſchen
Dienſte , bis zum Jahre 1895 ſeinem wichtigen und verantwortlichen
Amte mit Auszeichnung vorſtand . Im Juli 1872 trat der Stadt⸗

baumeiſter Karl Gambs von ſeinem Amte freiwillig zurück. Ein

Teil der Amtsthätigkeit desſelben wurde dem penſionierten Militär⸗

baukontrolleur Vochazer übertragen , der im September zum

Stadtbaumeiſter ernannt wurde . Im Dezember 1873 wurde an

Stelle des Leihhauskaſſierers Ludwig Weber , der nach nahezu
37jähriger Dienſtzeit als Kontrolleur und Kaſſierer in den Ruhe —
ſtand trat , der bisherige Leihhauskontrolleur Ludwig Wörner zum

Leihhauskaſſierer befördert .

*) Bgl . Bd . 2. S . 98 f. und 194f .
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Im Januar 1873 wurde der Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer⸗

und Straßenbauamts Lang beauftragt , den Entwurf einer längſt als

dringendes Bedürfnis anerkannten Bauordnung für die Stadt

Karlsruhe auszuarbeiten und vorzulegen . Die Ausarbeitung des

Entwurfs und die Beratungen , welche der endgiltigen Aufſtellung

vorauszugehen hatten , ſowie die dabei in Betracht kommenden Ver⸗

handlungen mit den Staatsbehörden , nahmen längere Zeit in An⸗

ſpruch . Im April beſchloß der Bürgerausſchuß mit Bezug auf

§ 13 des Geſetzes vom 11 . März 1868 , die Anlegung der Orts⸗

ſtraßen und die Feſtſtellung der Baufluchten betreffend , daß die

Pflicht der Herſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Gehwege ,

der Rinnen und Kanäle , welche zur Ableitung von Regen —

waſſer und Unrat in die öffentlichen Abzugsgräben dienen , nach den

jeweils beſtehenden ortspolizeilichen Verordnungen den Eigentümern ,

einem jeden , ſoweit ſein Grundſtück reicht , auferlegt werde . Auch

eine Abänderung des Waſſertarifs wurde in Ausſicht genommen .

Eine überaus wichtige Frage , die nach Einführung der

ſtädtiſchen Waſſerleitung ſich als eine dringende geltend machte , trat

im Jahre 1871 an die Gemeindebehörde heran , die Frage der Ent⸗

wäſſerung der Stadt . Der ſtädtiſche Ingenieur und Gasdirektor

Lang , der ſich mit dieſer Frage eingehend beſchäftigt hatte , arbeitete

ein dieſe von allen Seiten her eingehend beleuchtendes Gutachten aus ,

das im Mai d. J . im Druck erſchien . Es ſchloß mit der an den

Gemeinderat gerichteten Bitte : eingehende Unterſuchungen anzu⸗

ordnen , ob das bisherige , auf dem Landgraben beruhende Abwäſſer —

ungsſyſtem der Stadt für die Zukunft beibehalten werden könne ,

oder ob an deſſen Stelle auf ein anderes Syſtem , eventuell auf

welches , im Intereſſe der Stadtbewohner überzugehen ſich empfehle . In

erſter Reihe faßte der Gemeinderat das Schwenkſyſtem ins Auge

und beſchloß in einer Sitzung am 12 . Juli 1871 , überall dahin Er⸗

kundigungsſchreiben abzulaſſen , wo dieſes Syſtem bereits zur Ein⸗

führung gekommen ſei , alſo namentlich nach England und an ver⸗—

ſchiedene deutſche Städte , Berlin , Frankfurt a. M. , Osnabrück u. a.

Da aber jedenfalls bis zur Entſcheidung der Frage , ob ein neues

Dohlenſyſtem eingeführt werden ſolle , noch längere Zeit vorübergehen

dürfte , wurde das ſtädtiſche Waſſer - und Straßenbauamt angewieſen ,

in der Waldhorn - und Kriegsſtraße behufs beſſerer Entwäſſerung
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einſtweilige Vorrichtungen mit Cementröhren auszuführen . Eine im

Laufe des Sommers angeordnete Unterſuchung des Zuſtandes der

Dohlen der Stadt ergab , daß ſeit Jahren eine gründliche Reinigung

derſelben nicht vorgenommen worden ſei, indem an vielen Stellen der

Schlamm zwei bis drei Fuß hoch in den Dohlen lagere . Zunächſt

wurde in einer Gemeinderatsſitzung am 20 . September beſchloſſen ,

ſofort wegen Vollzugs dieſer Reinigung die nötigen Schritte zu thun

und namentlich die Düngerabfuhr-Geſellſchaft zur Erfüllung ihrer in

dieſer Beziehung vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen

anzuhalten . In Folge der Weigerung dieſer Geſellſchaft , die

Dohlen der Stadt gründlich zu reinigen , wurde in der nächſten

Sitzung am 27 . September weiter beſchloſſen , dieſelbe in Verzug

ſetzen zu laſſen und behufs der Aushebung des Schlammes aus den

Kanälen der Stadt mit G. Knobloch , mit welchem ſeit mehreren

Tagen darüber verhandelt worden war , einen Vertrag abzuſchließen .

Der Landgraben , ein zu Ende des 16 . Jahrhunderts als

Entwäſſerungsgraben des Geländes , welches , am Fuße des Gebirges

liegend , weſtlich von dem Hochgeſtade des Rheines , ſüdlich von dem

Waſſergebiete der Alb , nördlich von jenem der Pfinz begrenzt wird

und tiefer als das Hochgeſtade liegt , künſtlich erſtellter Graben ,

hatte noch immer den Zweck, das Hochwaſſer aus dieſem ca . 4500

Hektar großen Regengebiete abzuführen . In ſein Gebiet traten

zudem außergewöhnlich hohe Hochwaſſer der Alb und ſelbſt der Pfinz
ein . Seit der Entſtehung der Stadt Karlsruhe war ihm auch noch

als weitere Aufgabe die Entwäſſerung dieſer neuen Stadt zugewachſen .

Der Landgraben hatte nur ein ſchwaches Gefälle ( 0,6 zu 1000 ) .

Seine Sohle lag nicht tief unter dem Niveau der Straßen . Die

Sohltiefe ſollte , nach früheren Sohlpfählen , 3,7 Meter beim Eintritte ,

4,7 Meter beim Ausgang aus der Stadt betragen ; allein dem Land⸗

graben war bei dem Einmünden der Straßendohlen ſeit mehr als

1½ Jahrhunderten viel Schlamm zugeführt und nicht immer mit

wünſchenswerter Aufmerkſamkeit entfernt worden . Die Sohle des

Landgrabens hatte ſich deshalb allmählich nicht unweſentlich erhöht ,

und dieſe Erhöhung , in Verbindung nit der ſtetigen Erweiterung der

Stadt , trug die Schuld , daß derſelbe immer mehr von ſeinen Eigen⸗

ſchaften als Entwäſſerungsgraben der Stadt verloren hatte .

Das zu Beginn der 1870er Jahre beſtehende Dohlenf yſtem

eee
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wies zahlreiche Mängel auf, die teils von den ungünſtigen Gefällver⸗

hältniſſen , teils von fehlerhafter Konſtruktion der Abzugsgräben her⸗

rührten . Dazu kam die Durchbrechung der Dohlen an vielen Stellen

und zwar in den verſchiedenen Höhen von der Sohle bis zum Scheitel

durch die neue Waſſerleitung , welche die Zugänglichkeit der Dohlen

erſchwerte und ( da die eingebrochenen Löcher nur loſe zugelegt

werden durften , um Rohrbrüche zu vermeiden ) den feſten Abſchluß

der Dohlen zerſtörte “) .

In Folge der oben erwähnten Unterſuchungen wurden im Winter

1871/72 an vielen Stellen Einſteigſchachte in die Hauptdohlen her⸗

geſtellt und dann in 3 Monaten mit vieler Mühe 1270 Kubikmeter

Schlamm ausgehoben . Damit war der Anfang für eine von da an

ſtändig fortgeſetzte Reinigung gemacht .

Inzwiſchen hatte ſich die Lokalpreſſe dieſer Frage bemächtigt
und insbeſondere vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege

aus einerſeits die beſtehenden Mängel erörtert , anderſeits die Mittel

zur Abhilfe in den Bereich ihrer Beſprechungen gezogen , und es

wurde von verſchiedenen Seiten , am lebhafteſten und entſchiedenſten

in den „Karlsruher Nachrichten “, die beſtimmte Forderung auf⸗

geſtellt , daß Karlsruhe ein ganz neues , vollſtändig wirkſames ,

rationelles Entwäſſerungsſyſtem haben müſſe , wenn nicht in Kürze

die grellſten Mißſtände zu Tage treten ſollten . Auch der Verein

für öffentliche Geſundheitspflege ( die II . Sektion des Karlsruher

Männerhilfsvereins ) beſchäftigte ſich in einer Verſammlung am

29 . Januar 1874 eingehend mit der Frage der Reinigung und

Entwäſſerung der Städte , mit beſonderer Beziehung auf Karls⸗

ruhe . An einen orientierenden Vortrag des hochangeſehenen Arztes

Dr . Felix Picot ſchloß ſich eine längere Verhandlung an , als deren

Ergebnis das dringende Verlangen hervortrat , die Gemeindebehörde

ſolle möglichſt bald und mit voller Energie an die Anlage des

Schwenkſyſtems herantreten . Am 10 . Februar beſchäftigte ſich der

Verein abermals mit dieſer Anlegenheit . Es wurde mitgeteilt , daß

ſich nach neueren Erhebungen die Sohle des Landgrabens um 60

) Eine eingehende Darſtellung dieſer Verhältniſſe findet ſich in dem

Werke : Die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Karlsruhe in ihren Maßregeln für

Geſundheitspflege und Rettungsweſen . Karlsruhe 1870 J. Abt . Seite 124ff .
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bis 80 Centimeter erhöht habe , ſo daß die meiſten Dohlen unter

Waſſer einliefen , daher bis gegen die Lammſtraße beſtändig über⸗

ſchwemmt ſeien und eine Reinigung großen Schwierigkeiten begegne .

Vorausſichtlich ſolle in nächſter Zeit eine Regelung der Reinigung

des Landgrabens , ſoweit überhaupt möglich , erfolgen . Der Antrag ,

den Gemeinderat zu erſuchen , die Frage der Reinigung und Ent⸗

wäſſerung der Stadt in Beratung zu ziehen , eventuell das Gutachten

eines auswärtigen Technikers einzuholen , wurde für jetzt abgelehnt ,

bis es gelungen ſei, die Bewohner der Stadt mit dieſer Frage ver —

traut zu machen.

Dieſe Pflicht erfüllte die Preſſe in der nächſten Zeit in vollem

Maße , wobei auch andere Syſteme der Kanaliſation eingehend und

ſachverſtändig erörtert wurden . Für das Schwenkſyſtem trat mit

beſonders triftigen Gründen eine von Profeſſor Baumeiſter

verfaßte und von dem Verein für öffentliche Geſundheitspflege heraus⸗

gegebene und verbreitete Denkſchrift ein .

Bei allen dieſen Erörterungen wurde vielfach auch die Frage

herangezogen , welchen Einfluß eine ungenügende Art der Entwäſſer⸗

ung der Städte auf den Geſundheitszuſtand und die Sterblichkeit
der Einwohnerſchaft ausübe , und die verſchiedenen Mitteilungen , welche

in dieſer Hinſicht veröffentlicht worden waren , hatten in manchen

Kreiſen der Bevölkerung eine gewiſſe Beunruhigung hervorgerufen .
Der aus dem Verein für öffentliche Geſundheitspflege hervorgegangene
freiwillige Ortsgeſundheitsrat hielt es daher für geboten , in dem

Bericht über ſeine Sitzung vom 19 . März 1874 ausdrücklich hervor⸗

zuheben , daß die Stadt Karlsruhe im Vergleich zu andern deutſchen

Städten relativ günſtige Sterblichkeits⸗Verhältniſſe habe, was jedoch

nicht abhalten dürfe , auf Abänderung der beſtehenden Mißſtände

hinzuweiſen und durch deren Verbeſſerung auf eine Verminderung
der Sterblichkeit hinzuwirken .

In ſeiner Sitzung vom 10. April beſchloß der Gemeinderat , im

laufenden Jahre eine gründliche Reinigung des Landgrabens

innerhalb der Stadt auf Gemeindekoſten vornehmen zu laſſen , dabei

aber das Bezirksamt zu bitten , der Konkurrentſchaft für Reinigung

des Landgrabens aufzugeben , den Graben zwiſchen hier und Mühl⸗

burg , deſſen Zuſtand und unvollſtändige Reinigung auf den Waſſer⸗

abzug innerhalb der Stadt nachteilig wirke , auf ihre Koſten ſo zu
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reinigen , daß der frühere Zuſtand des Grabens wiederhergeſtellt und

das bei den früheren Reinigungen Verſäumte nachgeholt werde , damit

die Arbeiten , Bemühungen und Koſten , welche die Stadt Karlsruhe

aufwende , nicht umſonſt ſeien.
Am 17 . April beſchäftigte ſich auch der Bürgerausſchuß mit

dieſer Frage und nahm eingehende Erläuterungen des Oberbürger⸗

meiſters Lauter entgegen , der insbeſondere darauf hinwies , daß die

Ergebniſſe der Vertiefung des Landgrabens zunächſt abzuwarten

ſeien , ehe man ſich darüber ſchlüſſig machen könne , ob es geboten

ſei, das koſtſpielige Schwenkſyſtem anzunehmen , da noch andere und

viel dringendere Gegenſtände , z. B. Schulhausbauten , die Erſtellung

eines neuen Schlachthauſes u. a. die Gemeindekaſſe in Anſpruch

nähmen . Vielleicht werde die beabſichtigte Vertiefung des Land⸗

grabens dazu führen , daß dieſer ſelbſt für das Schwenkſyſtem , wenn

man ſich für dieſes entſcheide , der richtige Abzugsgraben werde . Es

ſei namentlich dahin zu ſtreben , die von den Gemarkungen Ettlingen ,

Durlach , Wolfartsweier und Rüppurr kommenden Hochwaſſer von

hier fern zu halten , deren Vertreter ſich weigerten , an der Erhaltung

des Grabens teilzunehmen und aus der hiefür gebildeten Konkurrent⸗

ſchaft auszutreten wünſchten . Dies könne aber nur zugegeben werden ,

wenn für die Abführung der Hochwaſſer der alte Weg im Pfinz⸗

gebiet wieder aufgeſucht werde , um den Landgraben zu entlaſten . Die

Anſchauungen des Oberbürgermeiſters wurden beſonders vom Rechts⸗

anwalt Kuſel unterſtützt , der vor jeder Übereilung und zu großem

Schuldenmachen warnte und eine allmähliche Abhilfe der beſtehenden

Mißſtände befürwortete .
Im Mai wurde mit der Reinigung des Landgrabens an der

Eiſenbahnbrücke hinter dem ſtädtiſchen Gaswerke begonnen , indem mit

der Tieferlegung der Sohle desſelben auf nachweisbar frühere Tiefe

gleichzeitig eine Regulierung der Sohle in der Weiſe erfolgte , daß

durch eine mit Bohlen erſtellte Rinne in der Mitte der Waſſer⸗

lauf bei Niederwaſſer ſchmaler und tiefer gemacht wurde , ohne dem

Hochwaſſer den Weg zu verſperren . Um die Mitte des Monats

Juni war der Teil vom Mühlburgerthor - Bahnhof bis zur Mitte

der Stadt in ſolcher Weiſe hergeſtellt , während noch an der Reinig⸗

ung des zwiſchen hier und Mühlburg liegenden Teiles eifrig

gearbeitet wurde . Da im Innern der Stadt der Graben zum

21



größten Teil ſchon überwölbt war , mußte eine Gasleitung eingeführt

werden , um zur Arbeit , an der 60 Mann beſchäftigt waren , das

nötige Licht zu erhalten .
Im Laufe des Jahres wurde die Landgrabenreinigung inner —

halb der Stadt und vom Mühlburgerthor bis Mühlburg vollendet

und eine amtliche Beſichtigung der ganzen Arbeit erkannte dieſer das

vollſte Lob zu . Ein großer Übelſtand blieb indes beſtehen , die

Mühle in Mühlburg , welche in dem Landgraben das Waſſer zu

ſolcher Höhe ſtaute , daß die Stauung bis Karlsxuhe zurückwirkte .
Es wurde feſtgeſtellt , daß nicht einmal bei Hochwaſſer die Schleuſen

gern und freiwillig geöffnet wurden . Es gelang auch nicht , einen

Aufſeher zu beſtellen , der fortwährend den Waſſerlauf des Grabens

zu beobachten , kleinere Ablagerungen zu entfernen , die Böſchungen
in Ordnung zu halten hätte , da die verſchiedenen Intereſſenten und

Beſitzer des Grabens ſich dagegen ablehnend verhielten . Vorerſt

mußte eine befriedigende Löſung der Entwäſſerungsfrage einer ſpäteren

Zeit vorbehalten werden .

Infolge der Bauart der Stadt Karlsruhe iſt das Straßennetz ,

bezw. die Quadratfläche der Straßen ſehr ausgedehnt und deshalb
der Aufwand für Neu herſtellung wie für Unterhaltung der

Straßen ein im Verhältnis zur Bevölkerungszahl ſehr großer .
Eine Berechnung aus dem Jahre 1876 , die aber auch für die zu —

nächſt vorhergehenden Jahre zutreffen dürfte , ergiebt für die Straßen

(einſchließlich der Gehwege ) eine Länge von 28 . 748 Kilometer mit

einer Fläche von 436356 Quadratmeter , darunter 10 . 736 Kilometer

Pflaſterſtraßen , 18 . 012 Kilometer Makadam - und Schotterſtraßen .
Soweit die Straßen nicht Staatsſtraßen ſind , iſt die Herſtellung

und Unterhaltung der Fahrbahnen Sache der Stadt , jene der Geh —

wege des bis zur Mitte der Straßenrinne angrenzenden Grundbeſitzes .
Von Alters her lag in Karlsruhe das Reinigen der Straßen ,

ſowie der Straßenrinnen und Gehwege den Angrenzern ob , auch

noch im Jahre 1874 beſtand dieſe Obliegenheit für die Hausbeſitzer
an den gepflaſterten Straßen , ſowie an den Gehwegen und Straßen⸗
rinnen auch der Schotterſtraßen , während bei dieſen die Reinigung
der Fahrbahn von dem ſtädtiſchen Straßenwartperſonal beſorgt wurde .

Die Straßenreinigung mußte dreimal in der Woche , Dienſtags ,
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Donnerſtags und Samſtags ( an den ſogenannten Kehrtagen ) morgens

von 6 bis 7 Uhr im Sommer , von 7 bis 8 Uhr im Winter erfolgen .

Zu denſelben Morgenſtunden , aber täglich mußten die Straßenrinnen

ausgekehrt und mit friſchem Waſſer ausgeſchwenkt werden . Der

Straßenkoth mußte geſammelt und den Kehrichtabfuhrwagen übergeben
werden . Im Sommer ſollten die Straßen vor dem Kehren mit

friſchem Waſſer begoſſen werden . An heißen Tagen war das Begießen
der gepflaſterten Fahrbahnen und der Gehwege ſogar täglich zweimal ,

morgens vor 7, abends um 6 Uhr vorgeſchrieben . Seit Einführung
der neuen ſtädtiſchen Waſſerleitung wurden an trockenen Sommertagen

die Schotter - (nicht aber die Pflaſter - ) ſtraßen begoſſen .

Dieſe Vorſchriften waren für die Stadtkaſſe vorteilhaft , veranlaßten

aber zahlloſe Reibungen zwiſchen den Hausbeſitzern oder deren Mietern

und den Dienſtboten einer - und dem beaufſichtigenden Polizeiperſonal

anderſeits . Die Strafzettel der Polizei wegen der Verſäumniſſe des

Kehrens und Ausſchwenkens des „ Gräble “ gehörten zu den unlieb —

ſamſten Heimſuchungen der Einwohnerſchaft .
Die Dün gerabfuhr befand ſich auch in dieſem Abſchnitt der

Stadtgeſchichte noch in einem ſehr primitiven Zuſtande . Eine ſehr

draſtiſche Schilderung derſelben finden wir in einem ſchon öfter

angeführten Werke ) : „Allabendlich — heißt es da — nach 11 Uhr

ließ ſich ein dumpfes Rollen der Kaſtenwagen in den Straßen der

Stadt vernehmen , und der Bewohner des Hauſes , in deſſen Nähe

dieſes Rollen plötzlich verſtummte , konnte nur eiligſt Thüre und

Fenſter hermetiſch verſchließen , wenn er nicht durch mephitiſche Dünſte

bis zum Morgen beläſtigt ſein wollte ; hielten die Wagen aber vor

dem eigenen Hauſe , ſo war , trotz aller Verordnungen wegen vor —

zunehmender Desinfektion , nur durch Verlaſſen des Hauſes ſelbſt , Schutz

vor dem Geſtanke zu finden , oder er mußte eben als ein unvermeidlich

periodiſch wiederkehrendes Übel ertragen werden . Die Entleerung

ſelbſt vollzog ſich in der Weiſe , daß der Kaſtenwagen da , wo nicht

in die Höfe gefahren werden konnte , vor den Häuſern auf der Straße

ſtanden und die Latrine in offenen Kübeln , in welche ſie mit Schöpf⸗

eimern eingefüllt wurde , durch den Hausgang herausgetragen und in

) Die Stadt Karlsruhe in ihren Maßregeln für Geſundheits - und

Rettungsweſen S . 25 .
2
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den Kaſtenwagen eingeleert wurde . Die Gruben , in welche nebſt

Latrine gewöhnlich auch alle Hausabfälle eingeworfen wurden , waren

alle mehr oder weniger undicht , gewöhnlich nur mit ſchlecht oder gar

nicht ſchließenden Bohlen bedeckt . “

Das Desinfizieren der Abortgruben war im Jahre 1855

obligatoriſch geworden und wurde . ausſchließlich durch einen conceſſionier⸗
ten Unternehmer beſorgt . Dieſes Privilegium war indes , infolge

vieler Klagen , im Jahre 1861 wieder aufgehoben worden , indem

man die Eigentümer der Gruben für die richtige Desinfektion ver⸗

antwortlich machte .

Im Jahre 1863 wurde zuerſt und dann wiederholt , aber ergebnis —

los mit verſchiedenen Unternehmern über ſogenannte geruchloſe Ent —

leerung der Abortgruben verhandelt , bis endlich im Jahre 1866 mit

der Düngerabfuhrgeſellſchaft Dölling und Leipheimer ein Vertrag

abgeſchloſſen wurde und darauf hin entſprechende Polizeiverordnungen

ergingen . Danach war fortan waſſerdichter und feſter Verſchluß
der Gruben mit Cement , Entleerung derſelben mittels Pumpen in

vollſtändig dichte Fäſſer und nur am Tage vorgeſchrieben , Ein —

bringen jedes andern Gegenſtandes als Latrine , namentlich das Ein⸗

werfen feſter Gegenſtände , verboten . Die Geſellſchaft beſorgte auch die

Abfuhr des Kehrichts und der Hausabfälle , die beſonders.

geſammelt und zu beſtimmten Stunden beſtimmter Tage zur Aufnahme

in die Kehrichtwagen bereit geſtellt werden mußten . Die Unternehmer ,

denen die abgefüllte Latrine eigentümlich gehörte , erhielten von der

Stadt einen jährlichen Zuſchuß von 5000 fl. Im Jahre 1869

machten ſie geltend , daß ſie trotzdem nicht annähernd auf ihre Koſten

kämen , und es wurde daher vom großen Bürgerausſchuß , nach Prüfung

ihrer Eingabe durch eine Kommiſſion , der Zuſchuß vom 1. Januar 1870

an auf die Dauer des am 15 . Juni 1872 ablaufenden Vertrages

auf 10000 fl. erhöht .

Zur Erzielung größerer Ordnung bei Abholung der Haus⸗

haltungsabfälle durch die Bedienſteten der Düngerabfuhrgeſellſchaft⸗
wurde im Mai 1871 die Einrichtung getroffen , daß die Stadt in 8

Bezirke eingeteilt wurde , deren jeder von einem Wagen der Geſellſchaft

unter Einhaltung des beſtimmt vorgezeichneten Weges befahren wurde .

Die Abfuhr fand Dienſtags , Donnerſtags und Samſtags von morgens

½%7 bis mittags 12 Uhr , nachmittags von 2 bis 4 Uhr für



Kehricht und Küchenabfälle , am Mittwoch bis 11 Uhr für Kohlen⸗

aſche, Schotter und dgl. ſtatt . Den Hausbeſitzern wurde empfohlen ,

darauf zu achten , daß die Abfallkiſten rechtzeitig auf die Straße

geſtellt und nach ihrer Entleexung ſofort wieder entfernt werden . Im

Juni erfolgte eine polizeiliche Verordnung , wodurch die Einwohner

angehalten wurden , die Kehrichtbehälter im Hauseingange hinter der

Hausthüre aufzuſtellen , wo ſie von den Bedienſteten der Abfuhr⸗

geſellſchaft abgeholt werden mußten .

Im Juni 1872 , nachdem der Vertrag mit der Düngerabfuhr⸗

geſellſchaft abgelaufen war , erfolgte eine neue Ordnung des geſamten

Abfuhrweſens , ſo daß die bisherige Geſellſchaft ſich nur noch mit

Entleerung der Latrinen zu befaſſen hatte , wogegen ein anderer

Unternehmer die Abfuhr des Straßenkehrichts , der Haushaltungsabfälle ,

Steinkohlenaſche u. ſ. w. beſorgte . Der Zuſchuß der Stadt für beide

Unternehmungen erhöhte ſich gegen die vor 1870 gezahlte Summe

um mehr als das Doppelte und betrug nach einer im Jahre 1876

gemachten Zuſammenſtellung jährlich für beide Unternehmer zuſammen

24051 Mark .

Im Auguſt 1872 wurde der A ufwand für das ganze Abfuhr⸗

geſchäft aus dem Gemeindebudget als Genoſſenſchaftsausgabe aus⸗

geſchieden . Die erforderliche Staatsgenehmigung wurde unter der

Vorausſetzung erteilt , daß dieſe Umlage nach dem jeweiligen Häuſer⸗

ſteuerkapital ſtattzufinden habe. Im Jahre 1874 betrug ſie 15 Pfennig

von 100 Mk . dieſes Kapitales . Im Dezember 1874 wurde eine die

Verordnung vom Jahre 1871 in einigen Punkten abändernde orts⸗

polizeiliche Vorſchrift erlaſſen , welche insbeſondere feſtſtellte , welche

Arten von gewerblichen Abfällen von der Verpflichtung des Unter⸗

nehmers zur Abfuhr ausgenommen ſeien .

Ortspolizeiliche Anordnungen .

Zum Vollzug des Gewerbegeſetzes vom 20 . September 1862 ,

welches mit dem 15 . Oktober d. J . in Wirkſamkeit trat , wurde am

24 . September eine Vollzugsverordnung erlaſſen , deren §S 42 beſtimmte ,

daß die zur Zeit in Geltung befindlichen Meß⸗ und Marktordnungen

alsbald von den betreffenden Gemeindebehörden einer Durchſicht zu

unterwerfen ſeien . Es ſollten daraus Beſtimmungen , welche mit den



Grundſätzen des freien Verkehrs im Widerſpruch ſtanden , entfernt

werden ; dies galt namentlich bezüglich der an manchen Orten ein⸗

geführten Beſchränkungen des Ankaufs von Marktwaren durch Händler ,

der Begünſtigung der Ortsangehörigen vor den Auswärtigen , des

Verbotes des Hauſierens während der Marktzeit u. ſ. f. Doch

konnten — nach § 18 des Gewerbegeſetzes — mit Rückſicht auf die

örtlichen Verhältniſſe polizeiliche Vorſchriften erlaſſen werden , welche

zur Herſtellung eines dem öffentlichen Bedürfniſſe entſprechenden

Betriebes erforderlich ſchienen , wie denn die neu bearbeiteten Ordnungen

den Bezirksämtern zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt werden

mußten .

So wurde auch die am 12 . Oktober 1847 erlaſſene Markt⸗

ordnung der Reſidenzſtadt Karlsruhe “ ) von der Gemeindebehörde

einer Durchſicht unterworfen und am 17 . Oktober 1862 vom Großh .

Stadtamt zur öffentlichen Kenntnis gebracht .

Dieſe durchgeſehene Marktordnung hält an der Abhaltung der

Viktualienmärkte an allen Wochentagen von früh morgens bis mittags

12 Uhr , Dienstag , Donnerstag und Samstag auf dem Marktplatz ,

an den übrigen Tagen auf dem Ludwigsplatz feſt. Der Verkauf von

Obſt bleibt für die Zeit nach Vollendung der Hauptgottesdienſte an

Sonn⸗ und Feiertagen und für alle Nachmittage an Wochentagen

geſtattet . Die Erhebung von Standgeld und Octroi von allen

zum Verkauf eingebrachten Gegenſtänden erfolgt nach dem an den

Stadtthoren angeſchlagenen Tarif gegen Zeichen , welche dem Markt⸗

meiſter abgegeben werden mußten . Für jede Gattung von Waren

werden durch die Aufſichtsbehörde geſonderte Plätze beſtimmt , ebenſo

für Körbe und Fuhren . Das Polizeiperſonal hat darauf zu achten ,

daß nur unverdorbene , unverfälſchte und geſunde Waren zu Markt

gebracht werden ; verdorbene Waren hat der Verkäufer zu entfernen ,

verfälſchte und verdorbene werden weggenommen . Es hat auch an

jedem Markttag die Butter nachzuwiegen und Verkäufer , deren Waren

zu leicht ſind , zur Beſtrafung anzuzeigen . Nur badiſches Maß und

Gewicht darf auf dem Markte angewendet werden . Den Gewerb⸗

treibenden werden , ſoweit es der Raum erlaubt , Plätze zum Verkauf ,

getrennt vom Viktualienmarkte , angewieſen . Mit Geldſtrafen oder

) Band 2 S . 368 .
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Wegweifung vom Markte werden Übertretungen der Marktordnung

geahndet , welche das Polizeiperſonal und der von der Gemeindebehörde
aufgeſtellte Marktmeiſter zu überwachen haben . Ebenſo wurde am

4. Februar 1863 die Fruchthalleordnung ( regelmäßige Frucht⸗

märkte an jedem Mittwoch ) und am 24 . Februar die Mehlhalle⸗

ordnung , mit geringen Abänderungen der bisherigen Beſtimmungen ,

vom Gemeinderat neu feſtgeſtellt und vom Stadtamte genehmigt .

Nachdem ſchon im Jahre 1856 ein zweiter Viehhof ( jeden Dienstag ,

Donnerstag und Samstag ) im Gaſthaus zur Sonne eröffnet worden

war , wurde auch die beſtehende Viehhofordnung mit Beſeitigung

einiger den Grundſätzen des freien Verkehrs widerſprechenden Beſtimm⸗

ungen erneuert . Einen bedeutenden Fortſchritt im Schlachten und

ein ſicheres Mittel gegen die bisher hiebei vorgekommene Tierquälerei

bedeutete die im Dezember 1874 eingeführte Schlachtung mittels der

Schlachtmaske . Auf einen nicht ſtarken Schlag mittels eines

Holzhammers auf die mit einem Stahlbolzen verſehene Maske dringt

der Bolzen in das Gehirn des Tieres , welches augenblicklich verendet ,

kaum noch einige Zuckungen macht, das Blut läuft in Strömen ;

nirgend war ein Nachteil dieſes Verfahrens zu erkennen , welches den

vollen Beifall des Medizinalreferenten fand .

Bezüglich der Brod - und Fleiſchpreiſe wurde , nach Maß⸗

gabe des §S 40 der Vollzugsverordnung zum Gewerbegeſetze , ſeitens

des Gemeinderates mit dem kleinen Ausſchuſſe Beratung darüber ge⸗

pflogen , ob die polizeilichen Taxen ferner beibehalten oder außer Wirk —

ſamkeit geſetzt werden ſollten . Man entſchied ſich für Letzteres , und

ſo hörten denn — nach einer Bekanntmachung des Stadtamtes vom

17 . Oktober 1862 —die polizeilichen Taxen für Brod und Fleiſch

vom 1. November an auf, wogegen von da an die Bäcker⸗ und

Metzgermeiſter für geeignete Veröffentlichung der Preiſe ihrer Waren

von 14 zu 14 Tagen Sorge zu tragen hatten . Den Bäckermeiſtern

wurde überdies auferlegt , in ihren Verkaufsräumen Wagen herzurichten,

auf welchen den Käufern auf Verlangen die Ware vorgewogen werden

mußte .

Über die Brodpreiſe wurden im Allgemeinen keine Klagen laut ,

dagegen machten ſich bald mancherlei Beſchwerden über die von den

Metzgermeiſtern feſtgeſtellten Fleiſchpreiſe geltend , welche man für



zu hoch hielt . Dies war insbeſondere zu Beginn der 1870er Jahre
der Fall . In den Ortsblättern wurde auf den großen Unterſchied der

hier geforderten Preiſe gegenüber jenen in anderen badiſchen Städten

hingewieſen und aus verſchiedenen Landesgegenden eine von der Karls —

ruher allerdings ſehr vorteilhaft ſich abhebende Preiszuſammenſtellung

mitgeteilt . Vom 1. April 1874 ſetzte die Metzgergenoſſenſchaft den

Preis der verſchiedenen Fleiſchgattungen etwas herab , aber ſo unbe —

deutend , daß der Unterſchied gegenüber den Preiſen in anderen Städten

immer noch ſehr erheblich blieb . Die hohen Fleiſchpreiſe (Ochſenfleiſch 25 ,

Hammelfleiſch 24 , Schmal - und Schweinefleiſch 22 , Kalbfleiſch 20 kr .

für das Pfund ) bildeten nunmehr auch im Gemeinderat den Gegen—⸗

ſtand einer eingehenden Beſprechung . In der Sitzung vom 10 . April

wurde beſchloſſen , die Frage der Errichtung einer Freibank alsbald

in Erwägung zu ziehen , wodurch ein Wettbewerb für den Fleiſch⸗

verkauf geſchaffen wurde , indem dann auswärtige Metzger und Land —⸗

wirte ihr Großvieh hier ſchlachten und verkaufen oder das Fleiſch

von auswärts geſchlachteten Tieren hier verkaufen konnten . Zur näheren

Beratung wurde eine Kommiſſion niedergeſetzt , die aus den Gemeinde —
räten Dr . Volz , Däſchner , Hoffmann , Lang und Leichtlin beſtand .

Aus den Kreiſen der Fleiſch verzehrenden Einwohner erhob ſich gleich —

zeitig immer lebhafter der Ruf nach Abhilfe , ſei es durch Gewinnung
eines oder mehrerer Metzger , die ſich gegen verpflichtende Erklärungen

ihrer Kunden zur Abgabe des Fleiſches nach näher zu beſtimmenden

Preiſen bereit erklären , ſei es durch Berufung auswärtiger Metzger ,

denen die Geſamtkundſchaft vertragsmäßig gewährleiſtet werde . Das

Stichwort „Selbſthilfe “ wurde in den „ Karlsruher Nachrichten “ aus⸗

gegeben und der Zuſammentritt einer Verſammlung angeregt , um zu

beraten , auf welchem Wege ſich die Einwohnerſchaft Karlsruhes

Igemeinſam aus eigener Macht “ am nachdrücklichſten gegen die Über⸗

forderung der hieſigen Metzgergenoſſenſchaft ſchützen könne . Es kam

aber über ſolche Anregungen in der Ortspreſſe nicht hinaus . Da⸗

gegen ſetzte der Gemeinderat ſeine Bemühungen für Herabſetzung der

Fleiſchpreiſe fort , indem er zunächſt am 29 . April beſchloß , auf den

Wochenmärkten Fleiſchbänke zu errichten , um auch auswärtigen

Metzgern gegen das mäßige Standgeld von 6 kr . zum Fleiſchverkaufe
dahier Gelegenheit zu geben. Gegen Ende Mai melden die Blätter

von einer ſehr ſtarken Benützung dieſer Fleiſchbänke , Rindfleiſch werde

3—
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zu 13 —16 kr. , Kuhfleiſch zu 10 —14 kr. ausgehauen und der Zu⸗
drang ſei ſo groß , daß oft vormittags bis 10½ Uhr zweimal Aus⸗

verkauf ſtattfinde . Im Juli war die Zahl der ſtädtiſchen Fleiſchbänke
auf 6 angewachſen , an denen ſtets ein ſchwunghafter Kaufverkehr
ſtattfand . Das Standgeld wurde daher von 6 auf 24 kr . erhöht ,
da der Aufwand für dieſe im Mißverhältnis mit dem urſprünglichen
niederen Standgelde war . Da auf dieſem Wege wenigſtens eine teil —

weiſe Herabſetzung der Fleiſchpreiſe erzielt worden war , bat im Auguſt
die Metzgergenoſſenſchaft um Beſchränkung und ſpätere Aufhebung der

ſtädtiſchen Fleiſchbänke . Ihr wurde erwidert , daß die Gemeindebehörde

Niemand den Beſuch der Wochenmarktes behufs des Verkaufes ſeiner

Ware verbieten könne ; die Zahl der ſtädtiſchen Fleiſchſtände blieb jedoch

auf die Zahl 6beſchränkt .

Ein anderes Mittel zu einer billigen Regelung der Fleiſchpreiſe

glaubte der Gemeinderat in der ſtrengen Ueberwachung der Güte des

Fleiſches durch die amtliche Fleiſchbeſchau zu beſitzen, welche im

Jahre 1872 durch bezirksamtliche Verordnung auch bei Kleinvieh ,

( Schweine , Kälber und Schafe ) eingeführt worden war . Aus einer

im Februar 1874 vom Gemeinderat veröffentlichten Zuſammenſtellung

ergiebt ſich, daß ſich die Beſchauung im Jahre 1873 auf 2325 Ochſen ,
910 Kühe, 1770 Rinder , 227 Farren , 10 540 Schweine , 10 549

Kälber und 920 Hammel erſtreckte . Aus einem im Juni 1874 er⸗

ſtatteten Berichte war die ganz beſonders gute Wirkung der Fleiſch —

beſchau beim Kleinvieh zu erſehen , da eine erhebliche Zahl kranker

Schweine dem Waſenmeiſter übergeben und verlocht , eine große Menge

unbrauchbaren ( meiſtens aus der Rheinpfalz eingeführten ) Fleiſches
vom Verkaufe ausgeſchloſſen wurde .

Das Holzmachen und Holztragen blieb wie bisher einer

polizeilichen Taxe unterworfen . Dieſe wurde für das Holzmachen

nicht verändert , dagegen für das Holztragen erhöht . Eine Bekannt⸗

machung des Stadtamtes vom 5. Dezember 1862 ſetzte feſt, daß

für das Tragen eines Klafters ungemachten Holzes von der Straße

in das Haus und das geregelte Hinlegen daſelbſt 24 kr. , für das

Tragen eines Klafters gemachten Holzes in das untere Stockwerk 36 ,

eine Stiege hinauf oder hinab 48 , für jede weitere Stiege 12 kr . zu
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bezahlen ſei ; das gehörige Aufbeugen eines Klafters gemachten Holzes

koſtete 36 kr .

Im Jahre 1871 beantragten die Kaminfegermeiſter eine Er⸗

höhung des Kaminfegerlohnes , der ſeit 1840 nicht mehr neu

geregelt worden war . Auf Anfrage des Bezirksamtes erklärte ſich der Ge —

meinderat , nach Anhörung der Baukommiſſion mit einer mäßigen Erhöh⸗

ung einverſtanden . Für ſteigbare Kamine wurde je nach den Stockwerken

die Erhebung einer Gebühr von 6, 8, 10 , 12 und 14 kr. , für

ruſſiſche Kamine von 6, 8, 11 , 14 und 17 kr . bewilligt .

Bezüglich der Regelung der Mietverhältniſſe war bis

1861 eine im Jahre 1815 erlaſſene Polizeiverordnung maßgebend ,

die inzwiſchen manche Anderungen erfahren hatte . Sie regelte die

Beziehungen der Vermieter und der Mieter und insbeſondere die

Ordnung bei Umzügen und ſtellte in ihren Abänderungen den jeweils

herrſchenden Ortsgebrauch dar . Zur Belehrung der Einwohnerſchaft

wurde ſie im Adreßkalender abgedruckt. Am 4. Juli 1861 wurde

dieſe Verorduung vom Stadtamt zurückgezogen , insbeſondere auf

Grund rechtlicher Bedenken gegen die Regelung eines Verhältniſſes rein

zivilrechtlicher Natur auf dem Wege polizeilicher Verordnung . Gleich⸗

zeitig wurde die Einwohnerſchaft auf Wahrung ihrer Intereſſen durch

Abſchluß von Mietverträgen und in ſtreitigen Fällen durch Betreten

des Rechtsweges beim Stadtamtsgericht bezw. beim Bürgermeiſteramt

hingewieſen .

Zur Benützung beim Ausbruch eines Brandes wurden

im Auguſt 1870 in Verbindung mit der neuen Waſſerleitung ca .

200 Feuer - oder Gießhahnen ( Hydranten ) in den verſchiedenen Straßen

und auf öffentlichen Plätzen angebracht und die denſelben zunächſt

liegenden Häuſer durch ein Wbezeichnet . Dieſe Einrichtung wurde

am 25 . November einer Probe unterzogen , die ein ſehr günſtiges

Ergebnis hatte . Im Übrigen ſollten ſie auch beim Begießen der

Straßen Verwendung finden . Zur möglichſt ſchnellen Alarmierung in

Brandfällen wurde im Juli 1871 ein Wächter auf dem Turm der

evangeliſchen Stadtkirche beſtellt , der vor Einbruch der Nacht bis
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zu Tagesanbruch jede halbe Stunde einmal die Plattform des Turmes

zu umgehen , bei Wahrnehmung eines Brandes in der Stadt und

ihrer Umgebung die Feuerglocke anzuſchlagen und nach der Richtung
des Brandes eine Laterne mit rotem Lichte auszuhängen hat .

＋

Nach Eröffnung des neuen Friedhofes wurde eine neue Be —

gräbnisordnung erlaſſen . Bei der Beratung derſelben im Ge —

meinderat im Oktober 1874 wurde der Antrag, die Leichen innerhalb
12 ( bei anſteckenden Krankheiten innerhalb 6) Stunden nach erfolgtem
Tode nach der Leichenhalle zu fahren , jedoch von dieſer Anordnung
mit geſundheitspolizeilicher Erlaubnis und gegen Bezahlung der dafür

angeſetzten Taxe Umgang zu nehmen , und die Leiche bis zur Be —

erdigung zu belaſſen , wofern ein beſonderes Zimmer dafür vorhanden

ſei, abgelehnt und ein anderer Antrag angenommen , wonach —jedoch

unter Wegfall der Taxe — die Verbringung der Leichen in die Halle
beim Mangel eines beſonderen Zimmers im Trauerhauſe nach 12 bezw.
6 Stunden ſtattfinden ſolle .

Vom 1. Januar 1872 an waren alle Kauf - und Gewerbsleute

verpflichtet , nach der neuen Gewichtsordnung , welcher das

Dezimalſyſtem zu Grunde lag, zu verkaufen und ſämtliche Wagen

mußten von dieſem Tage an nach dieſem richtig geſtellt ſein. Die

Prüfung der Wagen geſchah durch das Eichamt , das unter der

Leitung des Eichmeiſters , Hofmechaniker Sickler , ſtand . Eine Ver —

ſammlung von Spezereihändlern , die am 19 . Dezember 1871 in den

Räumlichkeiten der Handelskammer ſtattfand , erwählte aus ihrer
Mitte einen Ausſchuß zu dem Zwecke, eine entſprechende Einteilung
der verſchiedenen Verkaufsartikel nach den neuen Maßen und Gewichten

auszuarbeiten . Der überſichtliche Tarif , der aus den Beratungen

dieſes Ausſchuſſes hervorging , wurde in den betreffenden Geſchäfts⸗
räumen ausgehängt .

Im Oktober 1873 nahm das Bezirksamt die Einführung einer

Bierkontrolle und zu dieſem Zwecke die Anordnung einer Beſchau
in Ausſicht , die in gewiſſen Zeiträumen von einem Polizeibeamten



— 23

unter Zuzug von etwa zwei beeidigten Bierbrauern vorgenommen

werden ſollte . Auf eine Anfrage erklärte ſich der Gemeinderat bereit ,

die hieraus erwachſenden Koſten auf die Gemeindekaſſe zu übernehmen ,

obwohl er ſich von dieſer Maßregel wenig Erſprießliches verſprach ,

vielmehr das Bier trinkende Publikum für den beſten Bierkontrol⸗

leur hielt .
Eine ſtädtiſche Brückenwage zur Abwägung der Fuhr⸗

werke mit Ladung war ſchon im Jahre 1858 hinter dem Rathauſe

errichtet und der Verwalter der Mehlhalle als Wagmeiſter beſtellt

worden . Die Waggebühr betrug für 1 Zentner und darunter ½ Kreuzer .

Im Jahre 1871 wurde im Rathauſe auch eine ſtädtiſche Faß⸗

eiche errichtet .

Die Polizeiſtunde , mit deren Eintritt alle Wirtſchaften

geſchloſſen und von den anweſenden Gäſten verlaſſen werden mußten ,

war im Jahre 1854 in Karlsruhe und allen übrigen größeren

Städten auf abends 11 , in den kleineren Städten und in den Land⸗

orten auf 10 Uhr feſtgeſetzt worden . Eine im Jahre 1872 vom

Bezirksamt in Erwägung gezogene Verlegung der Polizeiſtunde auf

12 Uhr fand nicht den Beifall der um ihre Anſicht gefragten

Gemeindebehörde , welche erklärte , ſich eher mit gänzlicher Aufhebung

derſelben befreunden zu können . Ebenſo widerſtrebte der Gemeinderat

einem im gleichen Jahre vom Bezirksamt ins Auge gefaßten , unter

Strafandrohung im Unterlaſſungsfalle zu erlaſſenden Gebote des

Schließens der Hausthüren zur Nachtzeit im Intereſſe der Sicher⸗

heit und Sittlichkeit , ſprach ſich aber dafür aus , daß eine polizeiliche

Aufforderung an die Hauseigentümer , für den rechtzeitigen Verſchluß

der Häuſer Sorge zu tragen , erlaſſen werden möge .

Die im Jahre 1862 erfolgte Durchſicht der Droſchken —

ordnung ohne Veränderung der beſtehenden Fahrtaxe wurde im

Laufe der folgenden Jahre mehrmals wiederholt , 1874 wurde da⸗

mit , in Folge der Einführung der Reichswährung , eine Abänderung

des geſamten Tarifes verbunden , welche eine mäßige Erhöhung zu

Gunſten der Droſchkenbeſitzer herbeiführte .
Im Jahre 1872 hatte das Bezirksamt eine ortspolizeiliche

Verordnung erlaſſen , welche das Fahren und Reiten im Galopp

unterſagte , ſchwergeladenen Fuhrwerken nur im Schritt zu fahren
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zwei hellbrennenden Laternen vorſchrieb und anordnete , daß Fuhr —
werke und Reiter nach rechts ausweichen , mehrere Fuhrwerke nicht
aneinander gehängt werden durften u. ſ. w.

Schon in das Jahr 1862 fällt die Eröffnung eines öffentlichen

Dienſtmänner - Inſtitutes , deſſen Unternehmer ein Herr W.

Bitter war . 1874 wurde eine Dienſtmannsordnung erlaſſen .
8 0

Da in Folge der erhöhten militäriſchen Bedeutung der Reſidenz —

ſtadt anzunehmen war , daß die Einquartierungen in Friedens⸗

zeiten ſehr häufig werden dürften , ſchlug der Oberbürgermeiſter in

der Sitzung des Gemeinderates vom 12 . Juli 1871 vor , Baracken

anzukaufen , der Militärverwaltung zur Verfügung zu ſtellen und

dadurch die Einwohnerſchaft von Einquartierung frei zu erhalten .

Als kurze Zeit darauf — da das ehemalige Gebäude der höheren
Töchterſchule vorerſt noch für teilweiſe Aufnahme der höheren Bürger —

ſchule verwendet werden ſollte und Einquartierungen in daſſelbe nicht

mehr verlegt werden konnten — die Kriegsverwaltung eine große
Baracke am Bahnhofe zu dieſem Zwecke erbauen ließ , wurde vom

Gemeinderat beſchloſſen , dieſe durch die Stadt mit den ( vorhandenen )

Einrichtungsgegenſtänden verſehen zu laſſen und dadurch die Einwohner —

ſchaft mit den Einzeleinquartierungen zu verſchonen . Im Dezember
1871 wurde ins Auge gefaßt , zur Aufnahme der Einquartierung die

während des Krieges zu Lazarettzwecken erbauten Friedrichsbaracken

anzukaufen , und der Oberbürgermeiſter beauftragt , gemeinſam mit

Gemeinderat Lang dieſe Frage reiflicher Erwägung zu unterziehen .

Auf einen vom Bürgermeiſter Günther hierüber erſtatteten Bericht

wurde jedoch beſchloſſen , von dieſer Abſicht abzuſtehen und die

Erwerbung von Einquartierungsräumen ſpäterer Beſchlußfaſſung zu

überlaſſen . Im Jahre 1872 kam ſodann ein anderer Plan zur

Erörterung , nämlich die Einquartierungslaſt auf Rechnung der Stadt —

kaſſe auf einen oder mehrere Unternehmer zu übertragen ; doch wurde

dieſer bei näherer Prüfung wieder aufgegeben und beſchloſſen , die

bisher übliche Art der Verteilung der Einquartierungslaſt beizubehalten .
Da ſich aber hierbei viele Unzuträglichkeiten ergaben , weil dem Ein⸗

quartierungskataſter geſetzlich das Vorhandenſein der verfügbaren

Räume ausſchließlich zu Grunde lag und es geſchehen konnte , daß
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die am wenigſten Leiſtungsfähigen , beſonders wenn die Quartier⸗

träger auch die Verpflegung zu tragen hatten , verhältnismäßig am

meiſten in Anſpruch genommen wurden , ſo ſchlug im Oktober 1872

der Gemeinderat dem Bürgerausſchuß vor , zu genehmigen , daß bei

den hier ſtattfindenden Einquartierungen , mit Wirkung vom 1. Auguſt

d. J . an , das von der Militärverwaltung geleiſtete Quartiergeld

für den Soldaten und Tag um 17½ kr . aus Gemeindemitteln
aufgebeſſert werde , und dieſer Antrag fand einſtimmige Billigung .

Im Dezember aber wurde , auf wiederholtes Verlangen des Bezirks⸗

amtes , nach Vorſchrift des Reichsgeſetzes betr . die Quartierleiſtung

für die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes die Auf⸗

ſtellung eines Ortsſtatutes bezüglich der Quartierleiſtung im Frieden

beſchloſen und deſſen Vorlage und Entwurf der Einquartierungs⸗

kommiſſion übertragen . Der von dieſer ausgearbeitete Entwurf eines

Ortsſtatutes wurde am 24 . Januar 1873 dem Ausſchuſſe der ſtaats⸗

bürgerlichen Einwohner und Ausmärker vorgelegt und von dieſem

gebilligt , ſodann am 5. Februar vom Bürgerausſchuß nach einem

vom Gemeinderat Himmelheber erſtatteten Berichte einſtimmig ange —⸗

nommen . Das Ortsſtatut bftrachtet als Grundlage der Ver —

pflichtung den Beſitz zur Einquartierung geeigneter Räumlichkeiten und

demnach in erſter Reihe den Umfang der dem einzelnen Quartier⸗

pflichtigen zu Gebote ſtehenden , für ſein eigenes Wohnungs⸗ , Wirt⸗

ſchafts - und Gewerbsbedürfnis entbehrlichen Räume als maßgebend

für die Zahl der bei ihm einzuquartierenden Mannſchaften und Pferde .

Neben dieſem Maßſtabe muß aber auch den Vermögens - , Erwerbs —⸗

und Familienverhältniſſen der Quartierpflichtigen gebührend Rückſicht

getragen und unter Erwägung beider Punkte die Austeilung vor⸗

genommen werden . Zu dieſem Zwecke ſieht das Ortsſtatut die Auf⸗

ſtellung eines Einquartierungskataſters vor , das für jeden

Hausſtand die Zahl der in der betreffenden Wohnung einzu⸗

quartierenden Mannſchaften und Pferde angibt und alljährlich richtig

geſtellt wird . Außerdem ermächtigt es die Gemeindebehörde in

gewiſſen Fällen ( bei geringer Zahl einzuquartierender oder Verab⸗

reichung von einer Mahlzeit an durchziehende Truppen ) von dem

Heranziehen der Einwohner abzuſehen und auf Koſten der Gemeinde —

kaſſe durch beſondere Vereinbarungen mit Wirten und dgl. der

Quartierpflicht zu genügen . Endlich enthält es Beſtimmungen über
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das Verfahren beim Wohnungswechſel Quartierpflichtiger und über

Aufnahme etwaiger Zuſchüſſe aus der Gemeindekaſſe zu den geſetzlichen
Quartierentſchädigungen .

Organiſation der ſtaatlichen und ſtädtiſchen Polizei ) .
Die Sorge für Ruhe , Ordnung und Sicherheit in der Reſidenz —

ſtadt lag den vom Staate angeſtellten Polizeidienern ob, wie denn

deren Handhabung in erſter Reihe zu den Aufgaben der Staatsver —

waltung gehört . Da aber unzweifelhaft die Verwaltung der Stadt

ein ganz hervorragendes Intereſſe daran hat , daß dabei alles , was

ſie ſelbſt und das Wohl der Bürger - und Einwohnerſchaft betrifft ,

darunter auch die Kontrolle und Unterſtützung der Thorwarte in ihren
dienſtlichen Leiſtungen , insbeſondere die Überwachung der Entrichtung
der ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben , mit Eifer und Verſtändnis gepflegt
wird , ſo wurde ihr die Übernahme eines namhaften Teiles der Koſten

angeſonnen , welche durch die Anſtellung des örtlichen Polizeiperſonales
erwachſen . Die Heranziehung der Stadtkaſſe zu dieſen Koſten erfolgte
nach Maßgabe der Einwohnerzahl . So finden wir z. B. , daß im

Jahre 1837 , in welchem 1 Polizeiwachtmeiſter , 2 Polizeiſergeanten und

20 Polizeidiener angeſtellt waren , zu denen 2 weitere hinzukommen
ſollten , die Stadtkaſſe bei einer Bevölkerung von 21607 Einwohnern

für die Chargierten und Polizeidiener an dem Aufwand von 6860 fl.
die Hälfte mit 3430 fl. beizutragen hatte . Im Jahre 1843 , in

welchem die Seelenzahl auf nahezu 24000 geſtiegen war , infolge
deſſen die Ernennung zweier weiteren Polizeidiener ſtattgefunden hatte
und demnach in Karlsruhe im Ganzen ein Polizeiperſonal von

25 Perſonen angeſtellt war , hatte die Stadtkaſſe die Hälfte des

Gehaltes von 24 Perſonen zu bezahlen . In entſprechender Weiſe

erhöhte ſich durch die Vermehrung der Zahl des Polizeiperſonales
und der Aufbeſſerung ſeiner Gehalte allmählich der von der Stadt⸗

kaſſe zu leiſtende Beitrag .
Mit der Vergrößerung der Reſidenzſtadt ergab ſich auch das

Bedürfnis einer Verbeſſerung der polizeilichen Einrichtungen . Im

Jahre 1859 wurden zwei Polizeiſtationen , an der Synagoge (Ecke

) Sitzungsberichte des Gemeinderates , Akten des Miniſteriums des

Innern und des Bezirksamtes .



der Langen - und Kronenſtraße ) und bei Kaufmann Salzer an der

Ecke der Langen - und Karlſtraße , errichtet . Für die Langeſtraße

wurde ein ſtändiger Wachtdienſt in der Weiſe eingerichtet , daß ein

Polizeidiener die Strecke von der Waldhorn - bis zur Karl - Friedrichs⸗

ſtraße , und ein zweiter jene von da bis zur Karlſtraße zu begehen

hatte . Außerdem wurden 9 Polizeidiſtrikte abgegrenzt und dadurch

eine regelmäßige Begehung aller Stadtteile durch die Polizeidiener

eingerichtet .
Als im Jahre 1867 die Gemeindekaſſe abermals zu einer Erhöhung

der Beiträge herangezogen werden ſollte , da das Bezirksamt eine

weitere Vermehrung des Polizeiperſonales für dringend nötig erklärte ,

weigerte ſich der Gemeinderat , dieſem Anſinnen ſtattzugeben und

begründete ſeine Weigerung mit der Wahrnehmung , daß ſeit Einführung

der nenen Strafprozeßordnung die Polizeibedienſteten in viel höherem

Maße als früher zu Zwecken der Strafrechtspflege verwendet würden ,

hinſichtlich deren die Fürſorge dem Staate ausſchließlich zuſtehe .

Im März 1869 machte das Bezirksamt in einem Schreiben

an den Gemeinderat geltend , daß , wie ſchon ſeit mehreren Jahren , ſo

neuerdings in beſonders erheblichem Umfang grobe nächtliche Aus —

ſchreitungen in den Straßen der Stadt vorkämen , ohne daß es gelungen

ſei, der Thäter habhaft zu werden . Der Grund dieſer bedauerlichen

Thatſache beruhe aber keineswegs auf mangelhafter Dienſtführung

des Polizeiperſonales , ſondern darauf , daß dieſes zur Verſehung des

eigentlichen Nachtwachedienſtes zu wenig zahlreich und daher die

Stadt während mehrerer Nachtſtunden gänzlich unbewacht ſei. Der

Gemeinderat wurde daher um ſeine Mitwirkung bei Bildung eines

förmlichen Nachtwachedienſtes angegangen , wie er in allen größeren

Städten Badens beſtehe , in denen die dadurch veranlaßten Koſten

ohne Widerrede von den Gemeinden getragen würden . Das Bezirks⸗

amt hielt eine ſolche Einrichtung auch für Karlsruhe unbedingt geboten,

beſonders im Hinblick auf die neu errichteten Fabriken , die große Zahl

fremder Arbeiter u. ſ. f. und war der Anſicht , daß ein Wachedienſt

für 4 Nachtſtunden genügen und daß durch die dafür erwachſenden

Koſten im Betrage von jährlich 1200 —1600 fl. bei der günſtigen

Finanzlage der Stadt dieſer kein zu großes Opfer zugemutet werde .

Der Gemeinderat wollte aber hierauf nicht eingehen , nachdem erſt

kürzlich , unter entſprechender Beteiligung der Stadt an Tragung der
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Koſten , die Zahl des Polizeiperſonals auf 32 Mann erhöht worden

ſei, wobei er von der Anſchauung ausging , daß bei vorzugsweiſer
Verwendung der neu hinzugekommenen Polizeidiener im Intereſſe der

örtlichen Sicherheit mehr erreicht werde als durch Anſtellung einer

größeren Zahl von Nachtwächtern . Wenn das nicht genüge , würde

ohne Zweifel ein regelmäßiger Patrouillendienſt des Militärs aus⸗

giebige Hilfe bringen . Obwohl auch das Miniſterium des Innern

die Anſtellung von Nachtwächtern für notwendig erklärte , verblieb

der Gemeinderat doch bei ſeiner ablehnenden Haltung .
Eine weſentliche Umgeſtaltung der Organiſation des polizeilichen

Wachtdienſtes erfolgte im Jahre 1871 durch Einteilung der Stadt

in 21 Aufſichtsbezirke . Für jeden derſelben wurde — laut einer

Bekanntmachung des Bezirksamtes vom 15 . Oktober —ein beſtimmter

Polizeidiener als Aufſichtsperſon ſtändig ernannt . Die Einwohner —

ſchaft wurde benachrichtigt , daß fortan an dieſe Wünſche und

Beſchwerden in polizeilichen Angelegenheiten gerichtet werden könnten .

Indem die öffentliche Meinung dieſe Maßregel dankbar begrüßte ,

machte ſich doch zugleich die Anſchauung mit Entſchiedenheit geltend ,

daß das Polizeiperſonal zur Aufrechthaltung von Ordnung und

Sicherheit in dem zu ſo großer Ausdehnung erweiterten Stadtgebiete

durchaus nicht zahlreich genug ſei. In der Ortspreſſe war kurz

vorher ſehr lebhaft darüber geklagt worden , daß die Diebſtähle und

nächtlichen Ruheſtörungen in der früher ſo ſtillen Stadt Karlsruhe
einen beinahe beängſtigenden Charakter annähmen . Auch hier wurde

über die zu geringe Zahl der Polizeidiener geklagt , die zudem durch
den anſtrengenden Dienſt in den weitläufigen Straßen der inneren

und äußeren Stadt über Gebühr in Anſpruch genommen und in den

ſpäteren Nachtſtunden zur Verſehung des Dienſtes nicht mehr tauglich

ſeien , ſo daß die Stadt von Mitternacht an faſt ohne jeglichen

Schutz ſei. Dabei ſei auch die Straßenbeleuchtung nicht ausreichend .
In dieſen Erörterungen der Preſſe wurde ebenfalls als das beſte

Mittel , den beſtehenden Mißſtänden abzuhelfen , die Anſtellung von

Nachtwächtern vorgeſchlagen . Allerdings dürfe man dazu nicht invalid

gewordene ſtädtiſche Taglöhner verwenden , ſondern Männer , welche

durch energiſches und kräftiges Auftreten ſich Achtung zu verſchaffen

wiſſen .
Im Februar 1872 kam das Miniſterium des Innern — auf

22
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Grund eines Berichtes des Oberſtaatsanwalts über die große Zahl
von Straffällen , deren Thäter nicht ermittelt werden konnten —

darauf zurück , daß die Stadtgemeinde Karlsruhe verpflichtet ſei, eine

entſprechende Zahl beſonderer Wächter zur Beſorgung des nächtlichen

Sicherheitsdienſtes in der Stadt , beziehungsweiſe zur Unterſtützung
der Polizeimannſchaft aufzuſtellen . In der Sitzung des Gemeinde —

rates vom 15 . Februar erſtattete Gemeinderat Wielandt über dieſe

Frage Bericht , in welchem ſowohl die Mängel der bei der großen

Ausdehnung der Stadt ſehr ſchwierigen und koſtbaren Bewachung

derſelben wie auch die Notwendigkeit der Abhilfe anerkannt wurde

und dementſprechend erfolgte der Beſchluß , eine aus den Gemeinde —

räten Wielandt , Morſtadt und Seubert beſtehende Kommiſſion nieder —

zuſetzen , um über dieſe Angelegenheit zu beraten . Das Ergebnis

dieſer Beratung war der Antrag an das Miniſterium , es möge die

Übertragung der Ortspolizeiverwaltung an die Gemeinde erfolgen ,
da nur unter dieſer Vorausſetzung für die Stadt eine Verpflichtung

zur Errichtung eines Nachtwachedienſtes beſtehen könne . Der

Gemeinderat ſei jedoch bereit , ſeinen Teil der Koſten zu tragen ,

wenn eine Vermehrung der Polizeidiener auf etwa 40 bis 45 von

dem Miniſterium beliebt werde .

Bezüglich des Übergangs der Ortspolizeiverwaltung an die

Gemeinde erklärte das Miniſterium , daß dieſe nur im Zuſammen⸗

hange mit Anderungen in der Organiſation der Gemeindebehörden
und in dem Verfahren in Polizeiſtrafſachen und zwar nur im Wege
des Geſetzes erfolgen könne . Eine Vermehrung der Sicherheitsmann⸗

ſchaft ſei unerläßlich . Wenn der Gemeinderat eine Vermehrung der

Polizeidiener der Einrichtung einer eigenen Nachtwache vorziehe , ſo
könne das Miniſterium damit auch einverſtanden ſein. Dieſer Eröff —

nung gegenüber erklärte ſich demnächſt der Gemeinderat bereit , im

Intereſſe einer beſſeren Bewachung der Stadt den ganzen Betrag
der Koſten für die Anſtellung von 6 weiteren Polizeidienern mit

jährlich 3773 fl. auf die Stadtkaſſe zu übernehmen .

Infolge der Vermehrung des Polizeiperſonales wurde die im

April 1872 auf 26 erhöhte Zahl der Aufſichtsbezirke im November

auf 29 feſtgeſtellt.
Bisher waren nur zwei Poltzeiſtationen in der Stadt mit

eigenem Wachtlokale , im Rathaus und im Augartenſtadtteil in der
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Schützenſtraße . Bei der wachſenden Ausdehnung der Stadt wurde

im März 1873 die Beſchaffung dreier weiteren Wachtlokale erörtert .

Die Abſicht der Gemeindebehörde , je eine Station am Mühlburger —
und Karlsthor zu errichten , konnte vorerſt nicht zur Verwirklichung
gelangen , da die Militärverwaltung Anſpruch auf die Thorgebäude
erhob . Über eine geeignete Räumlichkeit im öſtlichen Stadtteil wurden

Verhandlungen eröffnet . Als im Mai neuerdings feſtgeſtellt wurde ,

daß zahlreiche Vergehen gegen die Sicherheit der Perſonen und des

Eigentums zur Anzeige gekommen ſeien , ohne daß es gelungen war ,

die Thäter ausfindig zu machen , fand eine kommiſſariſche Beratung

von Vertretern der Staats - und Gemeindebehörde ſtatt . Als deren

Ergebnis erſchien ein Vorſchlag des Oberbürgermeiſters an den

Gemeinderat : eine bürgerliche Nachtwache einzuführen , das Polizei —

perſonal abermals zu vermehren und für die Entdeckung der Thäter

Prämien auszuſetzen . Die Einführung einer Nachtwache wurde auch

jetzt wieder abgelehnt , die beiden andern Teile des Vorſchlags aber

wurden angenommen und zunächſt erfolgte eine Erhöhung der Zahl
der Polizeidiener von 43 auf 47 , wodurch der Stadt ein Mehrauf⸗
wand von 2483 fl. erwuchs . Außerdem wurde im Juni 1873 die

Stadt in vier Oberaufſichtsbezirke eingeteilt . Der erſte umfaßte den

Stadtteil öſtlich der Adlerſtraße , der zweite wurde öſtlich von der

Adlerſtraße , ſüdlich von der Kriegsſtraße , weſtlich von der Karl —

ſtraße , nördlich von der Stephanienſtraße , der Linkenheimerſtraße und

dem Schloßplatze begrenzt , der dritte ſchloß das Stadtgebiet von der

Karlſtraße bis zum Beiertheimer Feld , alles weſtlich davon gelegene

Gelände , die Stephanienſtraße von der Karlſtraße an und alles

nördlich derſelben gelegene Gelände ein , dem vierten endlich gehörte
„ die Kriegsſtraße bis zur Mündung der Kronenſtraße und der ſüdlich

von dieſer Linie gelegene Stadtteil an .

Im Februar 1874 wurde vom Bezirksamt die Anſtellung von

9 weiteren Polizeidienern auf Koſten der Gemeinde verlangt . Die

im vorigen Jahre erfolgte Erhöhung der Polizeimannſchaft habe ſich
bei der großen Ausdehnung der Stadt nicht als ausreichend erwieſen .

Die Forderung des Bezirksamtes war durch die Mitteilung über

neuerdings vorgekommene ſchamloſe nächtliche Verletzungen des Eigen —
tums begründet . Gleichzeitig wurde die Errichtung weiterer Polizei⸗

ſtationen im weſtlichen und öſtlichen Stadtteile angeregt. Zur Zeit
22¹²
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ſeien in jeder Nacht zwei Drittel der Mannſchaft im Dienſte , der

Mann komme nur in jeder dritten Nacht zu Bette . Dies ſei in

keiner anderen Stadt der Fall . In der vom Bezirksamt zugeſtandenen

Vorausſetzung , daß nach der Höhe der Vermehruug der Bevölkerung ,

welche ſich bei der noch im Jahre 1874 ſtattfindenden Volkszählung

unzweifelhaft ergeben werde , die Staatskaſſe einzutreten habe, wurde die

abermals angeforderte Erhöhung des Polizeiperſonals und die Über⸗

nahme der Koſten im Betrag von etwa 5000 fl. auf die Stadtkaſſe

vom Gemeinderat einſtimmig genehmigt und vom Bürgerausſchuß gut⸗

geheißen . Gleichzeitig wurde auf Vorſchlag des Bezirksamtes eine ge —

miſchte Kommiſſion niedergeſetzt , um über eine neue Einteilung der Stadt

in mehrere Polizeibezirke zu beraten . Der Gemeinderat ernannte die

Gemeinderäte Däſchner , Glaſer und Leichtlin zu Mitgliedern derſelben .

Im März war die Vermehrung des Polizeiperſonals bereits erfolgt ,

welches nunmehr , außer dem Inſpektor und 2 Kommiſſären aus 5.

Chargierten und 50 Polizeidienern beſtand . Ende April wurde vom

Gemeinderat die Errichtung von neuen Polizeiſtationen im Oktroi⸗

erheberhauſe am Karlsthor und im öſtlichen Stadtteile beſchloſſen , wo⸗

zu dieſem Zwecke das Eckhaus der Spital - und Brunnenſtraße ange⸗

kauft wurde . Ebenſo wurde die telegraphiſche Verbindung aller Stationen

unter einander genehmigt . Bei allen Stationen ſollten vom 1. Oktober

an polizeiliche Anzeigen jeder Art gemacht , Formulare für Wohnungs⸗ ,

Fremden⸗ und Dienſtboten - Anzeigen entgegengenommen und zu

beſtimmten Stunden Einſprachen gegen bedingte Strafbefehle er —

hoben werden können . Außerdem mußten Anzeigen von Brand⸗

ausbrüchen , ſchweren Verbrechen und ſofortiges Einſchreiten erfordernden⸗

Vorkommniſſen bei der zunächſt gelegenen Station erſtattet werden .

Die neue Einteilung der Stadt in 4 Bezirke erfolgte im

September 1874 : der erſte von der Adler - bis zur Herrenſtraße , ein⸗

ſchließlich Zirkel und Schloßplatz , den zweiten bildete der Bahnhof —⸗

ſtadtteil , der dritte umfaßte alle Straßen von der Herrenſtraße bis

zum Mühlburgerthor , den Sommerſtrich , die Mühlburger Landſtraße ,

die Mühlburger Allee , die Straßen vom Linkenheimer Thor bis zur

Waldſtraße , der vierte endlich erſtreckte ſich vom Durlacher Thor bis

zur Adlerſtraße .
Die Hauptwache für ſämtliche Bezirke und die Stationswache

für den I . Bezirk befand ſich im Rathaus , die Stationswachen für
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die drei andern Bezirke waren in den Stationsgebäuden in der

Schützenſtraße (II ) , am Karlsthor ( III ) und an der Ecke der Spital⸗
und Brunnenſtraße ( IW) untergebracht .

Geſundheitspflege .

Indem in dieſem Zeitraum der Stadtgeſchichte die Erwerbs —

verhältniſſe ſich weſentlich verbeſſerten , Handel und Verkehr ſich hoben ,
die Klagen über Verdienſtloſigkeit , die nach den Bewegungsjahren
am Schluſſe der 1840er Jahre ſehr lebhaft ertönt waren , mehr und

mehr aufhörten , die Preiſe der Häuſer und Mietwohnungen ſich

erhöhten , die alten ſtädtiſchen Schulden getilgt waren und die neu

aufgenommenen Kapitalien zu Unternehmungen verwendet wurden ,

welche im wohlverſtandenen Intereſſe der alteingeſeſſenen Bürgerſchaft
wie der geſamten Einwohnerſchaft begonnen waren und ſchon erfreuliche

Früchte zeitigten , konnte man ſeitens der ſtädtiſchen Verwaltung daran

gehen , neue zweckmäßige Anſtalten und Verſchönerungen in ' s Leben

zu rufen , welche nicht nur die Annehmlichkeit des hauptſtädtiſchen
Lebens vermehrten , ſondern auch ganz weſentlich dazu beitrugen , daß

für die Pflege der Geſundheit , für die Bekämpfung von Krankheiten
und ſozialen Mißſtänden mit Umſicht und Weitherzigkeit geſorgt werden

konnte . Wie ſehr dazu die Korrektion des Landgrabens und die

Erſtellung einer trefflichen Waſſerleitung dienten , bedarf keiner weiteren

Ausführung .

Für die geſundheitlichen Zuſtände der Reſidenzſtadt in

dem Zeitraum von 1852 —1874 dürften nachſtehende Angaben nicht

ohne Intereſſe ſein.

Bei einer Bevölkerungszahl von 24299 Perſonen im Jahre 1852 ,

36 582 im Jahre 1871 und 42 739 im Jahre 1875 ( nach den

Volkszählungen ) wird man für 1873 etwa 40600 Einwohner

annehmen dürfen . Für dieſes Jahr beſitzen wir eine nach ärztlichen

Geſichtspunkten bearbeitete und mit den entſprechenden Angaben aus

dem Jahre 1852 und den folgenden Jahren in Vergleich gebrachte

Zuſammenſtellung “ ) . Danach ſtellt ſich für 1852 die Zahl der

Geburten auf 534 oder 2,2 / , für 1873 auf 1309 oder 3,6 0%

) Adreßbuch 1875 .
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der Einwohner , die Zahl der Todesfälle auf 493 oder 2 %8 bezw .
982 oder 2,5 der Einwohner ; 1852 überwog die Zahl der

Geburten jene der Todesfälle um 15 , 1873 um 290 ; im erſten

Lebensjahre ſtarben 1852 : 105 oder 0,43 d8 , 1873 : 281 oder

0,47 % der Einwohner ; an Lungenſchwindſucht ſtarben 1852 :

71 oder 0,29 , 1873 : 184 oder 0,47 der Einwohner , an Typhus

ergeben ſich 35 Todesfälle für 1852 , 20 für 1873 . Die Zahl
der Selbſtmörder ( 6) war die gleiche in beiden Jahren , ſie wurde⸗

nur im Jahre 1868 ( 11) erheblich übertroffen .
Die Errichtung einer Kommiſſion zur Unterſuchung und

Prüfung örtlicher Geſundheitsverhältniſſe ſuchte die —

zweite Sektion des Karlsruher Männer - Hilfsvereins durch den an

den Gemeinderat im Herbſt 1872 gerichteten Antrag herbeizuführen ,
einen Geſundheitsrat einzuſetzen . In der Sitzung vom 6. November

beſchloß der Gemeinderat , darauf zu erwidern , daß es für eine ſolche

Kommiſſion beſſer ſei, wenn ſie keinen Beſtandteil des Gemeinderates

bilde oder auch nur auf deſſen Boden ſtehe, ſondern als ſelbſtändiger

freier Verein , welcher für die notwendigen durch Gemeinde oder Staat —

zu treffenden geſundheitlichen Maßregeln die öffentliche Meinung zu

gewinnen ſuchte und anderſeits an Anordnungen , welche er für ſchädlich
oder verfehlt halte , Kritik übe .

Dieſem Rate entſprechend wurde am 30 . Januar 1873 der⸗

freiwillige Ortsgeſundheitsrat ins Leben gerufen . In dieſen
wurden zwei Mitglieder der Gemeindebehörde , vier Arzte, zwei

Chemiker , zwei Techniker , ein Phyſiker , ein Tierarzt und zwei Juriſten

gewählt . Die Verhandlungen dieſer Kommiſſion erſtreckten ſich auf
die Grundwaſſerverhältniſſe der Stadt , auf Reinigung , Entwäſſerung ,

und Düngerabfuhr bezw. Kanaliſation , auf die Errichtung öffentlicher

Schlachthäuſer , auf ſorgfältige Pflege einer örtlichen Statiſtik über

Krankheiten und Sterblichkeit , auf die geſundheitlichen Forderungen .
in den Schulen , auf Bekämpfung von Epidemien u . a. Eine ein⸗

gehende , von Profeſſor Baumeiſter verfaßte Denkſchrift behandelte die

Aufgabe einer rationellen Reinigung und Entwäſſerung der Reſidenz⸗

ſtadt , eine andere wandte ſich an den Gemeinderat , um die Notwendig⸗
keit der Errichtung eines ſtädtiſchen Geſundsheitsrates zu begründen .
und zu empfehlen .
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Das Sanitätsperſonal vermehrte ſich in dieſem Zeitraum

nicht unerheblich . Im Jahre 1852 zählte man 32 Arzte, 3 Zahn⸗

ärzte , 6 Tierärzte , 6 Apotheker , 14 Chirurgen , 12 Hebammen ; 1874

führt das Adreßbuch auf : 40 Arzte, 4 Zahnärzte , 7 Tierärzte ,
7 Apotheker (eine neue Apotheke war im Bahnhofſtadtteil errichtet

worden ) , 18 Chirurgen , 20 Hebammen . Die Zahl der Krankenwärter

und ⸗Wärterinnen war von 12 auf 4 herabgeſunken , dafür gaben
die inzwiſchen neu errichteten oder erweiterten Hoſpitäler eine

namhafte Zahl weiblichen Pflegeperſonals zur häuslichen Kranken⸗

pflege ab .

Im ſtädtiſchen Krankenhauſe wurde am 1. September

18558 der wirtſchaftliche Betrieb und die Krankenwartung religibſen

Schweſterſchaften ( Barmherzigen Schweſtern und Diakoniſſen ) über⸗

geben und das Krankenhaus hiernach unter baulicher Umgeſtaltung

in zwei Abteilungen getrennt , eine katholiſche öſtliche und eine

evangeliſche weſtliche Hälfte . Dieſer Zuſtand führte indes zu

mancherlei Unzuträglichkeiten . Es wurden daher im Jahre 1872

die mit dem Ordensſuperiorat und der Diakoniſſenanſtalt abge⸗

ſchloſſenen Verträge gekündigt und die Krankenpflege ging , unter Auf⸗

hebung der Unterſcheidung der Kranken nach kirchlichen Bekenntniſſen ,
an Wärterinnen des Badiſchen Frauenvereines über . Im gleichen

Jahre wurde das ſtädtiſche Krankenhaus durch Errichtung eines drei⸗

ſtöckigen Anbaues erweitert .

Schon ein Jahr vorher hatte der Gemeinderat — da nach dem

neuen Stiftungsgeſetze das Städtiſche Krankenhaus der Verwaltung

der Gemeindebehörde bezw. einem beſonderen Stiftungsrate unterſtellt

und die Hoſpitalkommiſſion aufgelöst werden mußte — beſchloſſen ,

das Krankenhaus in die Verwaltung des Gemeinderates zu übernehmen .

Zur Übernahme der Akten , der Wertpapiere u. ſ. w. wurden die

Gemeinderäte Dr . Volz und Langer beſtimmt und in die Kommiſſion

zur Verwaltung des Spitals die Gemeinderäte Dr . Volz , Seubert ,

Gartner , Wielandt , Langer und Leichtlin gewählt . “
Die Zahl der Kranken betrug im Jahre 1854 : 1212 ,

1860 : 1051 , 1865 : 1465 , 1870 : 2089 , 1873 : 1818 .



Dem ſtädtiſchen Krankenhauſe hatte Kammerrat Lidell im Jahre
1827 eine Schenkung von 100000 Livres ( 45 833 fl . ) gemacht ,
aus deren Zinſen beſtändig 6 hieſige Perſonen ohne Mittel und

ohne Anſpruch auf unentgeltliche Aufnahme in das Krankenhaus
darin Verpflegung finden ſollen . Durch das Wachſen des Fonds
der Lidellſtiftung ( Ende 1859 : 69 920 fl . , 1867 : 73364 fl.,
1874 : 79425 fl.) konnte die Zahl dieſer Perſonen auf 8 erhöht
werden und 3 Freiplätze wurden in dem Pfründnerhauſe erworben .

Eine andere Stiftung machte im Jahre 1847 Regimentsarzt
Dr . Grießelich mit einigen Freunden zur Gründung eines Kinder —

hoſpitals . Durch Zuſtiftungen wuchs das urſprüngliche kleine Kapital
auf 500 fl . an und dieſer Kinderhoſpitalfond erreichte 1867

die Höhe von 1672 , und 1873 von 1950 fl. Aus den Zinſen
wurden 4 kranke Kinder bedürftiger Eltern im ſtädtiſchen Kranken —

hauſe verpflegt . 1874 wurde dieſer Fond mit dem ſtädtiſchen Kranken —

haus vereinigt , welches von da an den Namen „Vereinigte Kranken⸗

ſtiftungen “ führte .
Das Vermögen des Kinderhoſpitalfonds betrug auf 31 . Dezember

1874 2377 fl. und jenes des ſtädtiſchen Krankenhauſes 87670 fle,
ſo daß beide zuſammen den Betrag von 90048 fl. ergaben .

In einer Sitzung vom 21 . Oktober 1868 beſchloß der große
Ausſchuß auf Antrag des Gemeinderates die Errichtung einer

Krankenverſicherungs - Anſtalt Karlsruhe zum Zwecke der

Krankenpflege für fremde Arbeiter und Dienſtboten , deren Satzungen
der Gemeinderat am 10 . Dezember 1868 mit Wirkung vom

1. Januar 1869 verkündigte . ( Tagblatt 1868 Nr . 349 , II . Blatt ,
20 . Dezember . ) Die Krankenverpflegung dieſer Perſonen wurde als

Soziallaſt behandelt und für die hier nicht Bürgerlichen oder

Heimatberechtigten fortan ein Beitrag von jährlich 3 fl. 24 kr . von

den Arbeitgebern und Dienſtherrſchaften erhoben , welchen die Berechtig —
ung zuſtand , die Auslagen vom Lohn in Abzug zu bringen bezw.
zurückzufordern . Als notwendige Folge dieſer Einrichtung ergab ſich
die Auflöſung des bisher beſtandenen Krankenvereines . Für die

hier heimatberechtigten Dienſtboten , ſowie die über 14 Jahre alten

hier heimatberechtigten und hier beſchäftigten Gewerbs - oder Geſchäfts⸗
gehilfen , Handwerker, Taglöhner , Lehrlinge u. dgl . , oder für ſolche
Dienſtherrſchaften , denen nach § 8 des Geſetzes ( Regierungsblatt
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1868 Nr . 7) die koſtenfreie Verpflegung bei 8Stägiger Krankheit oblag ,
wurden von jetzt an Abonnements zum Zwecke freier Pflege im

ſtädtiſchen Krankenhauſe angenommen . Auch für dieſe betrug der zu

entrichtende , vierteljährlich zu erhebende und vorauszubezahlende Bei⸗

trag jährlich 3 fl. 24 kr . Die freie Verpflegung im Krankenhauſe ,
für Verheiratete auch in ihrer Wohnung und die freie Verabreichung
von Arzeneien wurde auf 12 Wochen feſtgeſetzt .

In Folge der Beſtimmungen der §S 24 und 34 des am 1. Juli
1870 in Wirkſamkeit getretenen Geſetzes über die öffentliche Armen —

pflege , denen die Krankenverſicherungs - Anſtalt Karlsruhe im Weſent⸗
lichen entſprach , wurden vom Gemeinderat nur jene Anderungen
vorgenommen und am 22 . Januar und 22 . Juni 1870 verkündigt ,
welche durch das Geſetz ſelbſt bedingt waren , im übrigen das Fort⸗

beſtehen der Anſtalt verfügt . Im Jahre 1872 ergab ſich aber aus

verſchiedenen Erwägungen die Notwendigkeit einer Durchſicht der

Satzungen jener Anſtalt und vor der Veröffentlichung derſelben in

der neuen Geſtalt deren Vorlage an den Bürgerausſchuß . Bei der

in Ausſicht ſtehenden Erhöhung der zur Deckung des die Beiträge
der pflichtigen Perſonen überſchreitenden Teiles der Verpflegungs⸗
koſten ſtellte bei dieſem Anlaß der Gemeinderat den Antrag , der

Bürgerausſchuß wolle die Erhebung beſonderer Beiträge von wöchentlich
je 3 kr . genehmigen . Dieſer Antrag fand in der Sitzung des Bürger —

ausſchuſſes vom 5. April 1872 einſtimmige Annahme . Am 26 . Juni

beſchloß der Gemeinderat weiter , zu den Beiträgen für die Kranken⸗

verſicherungs - Anſtalt nur ſolche Perſonen beizuziehen , welche in einem

eigentlichen Dienſtverhältniſſe zu einer beſtimmten Perſon ſtehen ,
nicht aber Näherinnen , Putzmacherinnen , Laufmädchen , Dienſtmänner
u. dgl . , welche auf eigene Rechnung bei verſchiedenen Herrſchaften
ihr Geſchäft betreiben .

Der im Jahre 1851 gegründeten evangeliſchen Diakoniſſen —

anſtalt “ ) war in ihren Satzungen die Aufgabe geſtellt , „Dienerinnen
des Herrn im Werke chriſtlicher Liebe zu bilden und in entſprechender

Weiſe zu verwenden “ . Die Thätigkeit der Diakoniſſen ſollte „die

Pflege von Kranken und Armen in Gemeinden , öffentlichen Anſtalten

) Bgl . Band 2 S . 373 .
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und Privathäuſern , ſodann den Dienſt an Mägdeherbergen und

Mädchenſchulen , Pfründneranſtalten , Kleinkinderpflegen und ähnlichen

Werken der Barmherzigkeit “ umfaſſen . Die Karlsruher Anſtalt

bildete nach und nach den leitenden Mittelpunkt aller dieſer Arbeits⸗

zweige in Baden . Schon im Jahre 1854 konnte der Verwaltungs⸗

rat , deſſen Präſident Miniſterialrat Bähr war , in ſeinem veröffent⸗

lichten Berichte mitteilen , daß in dem in Karlsruhe erworbenen

Hauſe 12 Betten den Kranken zur Verfügung ſtanden , in denen 59

Kranke Verpflegung fanden , ſowie daß 9 Schweſtern in 41 Häuſern

der Stadt Kranke ohne Unterſchied des Bekenntniſſes verpflegt hatten .

Die Geſamteinnahme des Jahres 1853 —54 betrug 4496 fl . , die

Ausgaben beliefen ſich auf 4000 fl. Auf dem Hauſe laſtete eine

Schuld von 9220 fl. Bald erwies ſich das Haus zu klein , um

den wachſenden Anſprüchen , die an die Anſtalt geſtellt wurden , zu

genügen , am 30 . Juni 1856 wurde der Grundſtein zum neuen

Diakoniſſenhauſe gelegt , Miniſterialrat Bähr hielt die Einweihungsrede ,

Stadtpfarrer Zeimmermann ſprach das Gebet . Für das neue um⸗

faſſendere Haus , welches das bisherige in Privatbeſitz übergehende

erſetzen ſollte , war auf der ſüdweſtlichen Seite der Stadt vorerſt noch

im freien Felde ein Bauplatz erworben worden . Im November erhoben

ſich bereits , nach dem Plane und unter der Leitung des Profeſſors .

Lang , ſtattliche Gebäude , ein Schweſternhaus mit getrennten Kranken⸗

häuſern zu beiden Seiten , ein Okonomiegebäude im Hofraum ; für das .

nächſte Jahr war ein dieſen gegen die Straße abſchließender Bau

mit Kapelle in Ausſicht genommen . Am 11 . November 1857 , dem

Tage der 5. Jahresfeier der Anſtalt , konnte die Einweihung ſtatt⸗

finden . Der Großherzog mit den Prinzeſſinnen wohnten der Feier⸗

bei, an der ſich Prälat Ullmann , die Mitglieder des Oberkirchen⸗
rates , der Stadtdirektor von Neubronn , die evangeliſche Geiſtlichkeit
der Stadt und der Baumeiſter , Profeſſor Lang , beteiligten . Am

Nachmittag fand ein Gottesdienſt ſtatt , bei welchem Miniſterialrat

Bähr , Stadtpfarrer Zimmermann , Prälat Kapff von Stuttgart ,

Profeſſor Plitt von Heidelberg und Hofprediger Bender von Darm⸗

ſtadt Anſprachen hielten .
Die Anſtalt entwickelte ſich im Laufe der Jahre zu großer

Blüte und ſegensreicher Wirkſamkeit . Für das Jahr 1873 erſehen

wir aus der amtlichen Statiſtik , daß das Anſtaltsperſonal aus 48
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Perſonen beſtand , daß in dem Diakoniſſenhauſe 427 Kranke mit

13514 Verpflegungstagen Aufnahme gefunden hatten , von denen 57

geſtorben waren .

In ganz beſcheidenen äumen mußte der Vincentiusverein

ſeine der Krankenpflege gewidmete Thätigkeit beginnen “) . Erſt im

Jahre 1860 konnte auf einem von den Gemeinden Beiertheim und

Bulach dem Vereine unentgeltlich überlaſſenen Grundſtücke der Bau

eines eigenen Hauſes begonnen werden . Der Voranſchlag belief ſich
auf 22 000 fl., das vorhandene Vermögen betrug aber nur 11000 fl.
und ſo mußte denn auf Zuwendung von Schenkungen und Be —

willigung von Darlehen gerechnet werden , für welche 3½/9 / Schuld —
ſcheine auf kleine Beträge ( von 5 fl. an) ausgegeben wurden .

Wie günſtig ſich mit der Zeit auch die Verhältniſſe des Vin —

centiushauſes geſtalteten , ergibt die Statiſtik von 1873 . Dieſe

weiſt ein Anſtaltsperſonal von 22 Köpfen nach, und es wurden in

der Anſtalt verpflegt 34 Pfründner mit 11 150 und 234 Kranke

mit 9879 Verpflegungstagen . Von den Pfründnern ſtarben 2, von

den Kranken 24 . —

Neben den früher angeführten Badeanſtalten in ſowie in der

nächſten Umgebung der Reſidenzſtadt “*) ſind hier noch anzuführen
die dem Publikum in den Abendſtunden im Abonnement und gegen

Löſung von Einzelkarten zugängliche und namentlich von der männ —

lichen Schuljugend beſuchte Militärſchwimmſchule in der Alb

mit einem Baſſin für Freiſchwimmer und kräftigen Sturzbädern in

beſonderen Kabineten und die Badeanſtalt an der Alb in

Mühlburg . Dazu kamen noch während der Badezeit von der

Polizei bezeichnete Strecken an dieſem Flüßchen , an im Freien
gebadet werden durfte .

Seit Eröffnung der Karlsruhe - Maxauer Rheinbahn bildeten die

im Rhein errichteten Badeanſtalten einen Hauptanziehungs⸗
punkt für einen großen Teil der Karlsruher Einwohnerſchaft : die

über das Vincentiushaus liegen mir weder gedruckte Berichte noch
Akten vor .

Bgl⸗ Band 2 S . 377f .
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ſtädtiſche Männerbadeanſtalt , die von Privaten errichteten ſchwimmenden

Kabinen für Frauenbäder , die Sturz - und Wellenbäder . Mit der

Einführung beſonderer Badezüge zu billigen Abonnementspreiſen wurde
der Rhein bei Maxau vom erſten warmen Tage an bis ſpät in den

Herbſt das beliebte Ziel für Jung und Alt , für Tauſende , welche die

erſehnte Erfriſchung ſuchten , aber auch für nicht Wenige , welche die

Rheinbäder ſyſtematiſch zur Bekämpfung mancherlei Leiden gebrauchten .

Im Sommer 1873 herrſchte in einigen Gebieten Süddeutſchlands

eine nicht unbedeutende Cholera - Epidemie . Obwohl Karlsruhe

von dieſer verheerenden Seuche noch nie berührt worden war und

infolge deſſen in manchen Kreiſen der Bevölkerung die Meinung vor⸗

herrſchte , daß die Gefahr einer ſolchen Epidemie für die Reſidenzſtadt

ſo gut wie ausgeſchloſſen ſei, hielt es der freiwillige Ortsgeſundheitsrat
um die Mitte des Auguſt für geboten , mittelſt eines Flugblattes der

Karlsruher Einwohnerſchaft über den Charakter dieſer Krankheit und

die ärztlichen und perſönlichen Verhältniſſe , welche bei etwaigem

Auftreten derſelben in Betracht kommen , ſchätzbare Aufſchlüſſe zu

erteilen , wie auch die notwendigen Schutzmaßregeln gegen deren

Einſchleppung und Verbreitung vorzuzeichnen , insbeſondere auch

vor dem Gebrauche aller Geheimmittel zu warnen . Auch der Ge —

meinderat beſchäftigte ſich in ſeiner Sitzung vom 28 . Auguſt mit der

Frage , welche Fürſorge zu treffen ſei, um , ſoweit menſchliche Macht

dies vermag , die Seuche von der Stadt fernzuhalten und im Falle

ihres Ausbruches wirkſam ihrer Verbreitung entgegenzutreten . Nachdem

auch das Bezirksamt entſprechende Verfügungen erlaſſen und der frei⸗
willige Ortsgeſundheitsrat eine bezügliche Eingabe an den Gemeinderat

gerichtet hatte , beſchloß dieſer am 1. September , die Düngerabfuhr⸗
geſellſchaft zur möglichſten Beſchleunigung ihrer Arbeiten bei Ent⸗

leerung der Gruben , womöglich auch durch Nachtarbeit zu veranlaſſen ,

die dadurch erwachſenden Mehrkoſten auf die Stadtkaſſe zu über⸗

nehmen , eine pünktliche und ſehr raſch auf einander folgende Des⸗

infektion aller Gruben zu fördern und zu dieſem Zwecke Desinfektions⸗
mittel auf Koſten der Stadt zu beſchaffen , dieſe den Hauseigentümern

auf Verlangen unentgeltlich abzugeben und zu dieſem Behufe Abgabe⸗

ſtellen zu errichten . Auch wurde das ſtädtiſche Waſſer - und Straßen⸗
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bauamt angewieſen , alle Dohleneinläufe einer gleichen Desinfektion zu

unterwerfen . Die Maßregeln gegen die Cholera und das Verbot

größerer Anſammlungen von Menſchen in dem nördlichen Teile des

Bezirkes Karlsruhe durch das Miniſterium des Innern infolge
choleraähnlicher Erkrankungen mit tötlichem Ausgange in Speyer ,
veranlaßte den Gemeinderat die für den Geburtstag des Großherzogs
in Ausſicht genommene dreitägige Feier zu unterlaſſen und die beab —

ſichtigten Feſtlichkeiten auf den 9. September zu beſchränken .

Mit dem Eintritt der kühleren Jahreszeit erloſch die Epidemie
da, wo ſie geherrſcht hatte , und Karlsruhe blieb von der gefürchteten
Heimſuchung verſchont .

Das Bedürfnis , Blatternkranke geſondert von den übrigen
unterzubringen , führte im Jahre 1863 zur Errichtung eines für

ſolche beſtimmten Anbaues an das ſtädtiſche Krankenhaus . Als

während des deutſch - franzöſiſchen Krieges durch Verwundete und

Gefangene die Blatternkrankheit in größerem Umfange eingeſchleppt
wurde , errichtete man in der Nähe der Friedrichsbaracken auf dem

zur Hardtwaldgemarkung gehörigen ehemaligen kleinen Exercierplatz
eine Blatternbaracke , welche im Februar 1872 entfernt wurde . Auch

weiterhin wurden die Blatternkranken in dem abgeſonderten Raume

des ſtädtiſchen Krankenhauſes verpflegt . Veränderungen im Innern

des Spitals führten den Mißſtand herbei , daß man die Blattern⸗

kranken nicht mehr ſo abſchließen konnte , daß eine Anſteckung un —

möglich geweſen wäre . Es erfolgten Anſteckungen von Bauarbeitern

und Pfleglingen , ja die Anſteckung dehnte ſich ſogar durch die Luft

nach Nachbarhäuſern aus . Der Gemeinderat beſchloß daher im No—⸗

vember 1872 , die Pläne über Erbauung einer Blatternbaracke im

ſtädtiſchen Teile des Rüppurrer Waldes , die er hatte ausarbeiten

laſſen , dem Bürgerausſchuß mit dem Antrag auf Genehmigung des

Baues , in dem 22 Krankenbetten aufgeſchlagen würden , vorzulegen .

Auf Grund eines vom Gemeinderat Dr . Volz in der Sitzung des

Bürgerausſchuſſes am 19 . November erſtatteten eingehenden Berichtes
wurde die Genehmigung des Baues und der dafür in Anſchlag ge⸗

brachten Koſten im Betrage von 8000 fl. bewilligt . Der Voranſchlag
erwies ſich indes als zu nieder gegriffen und die Koſten des 1873

vollendeten Baues erhöhten ſich auf 13 700 fl.
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Armenfürſorge , Auſtalten und Vereine für Wohlthätig⸗
keit und Gemeinnützigkeit .

Mit der Vergrößerung der Reſidenzſtadt , mit dem Zuzug vieler

unbemittelter , Arbeit ſuchender Perſonen , die ganz beſonders mit der

in dieſen Zeitraum fallenden Einführung der Freizügigkeit zuſammen⸗

hing , ſteigerten ſich die Anſprüche an die fürſorgliche Thätigkeit der

Gemeinde und an die Mildthätigkeit der beſſer geſtellten Einwohner

in hohem Maße . Aber auch das Bewußtſein der Verpflichtung , für

die Notleidenden zu ſorgen , für Arbeitſuchende neue Erwerbsquellen

zu eröffnen , der Verarmung durch entſprechende Maßnahmen ent⸗

gegenzutreten , wurde in gleichem Umfang in den Kreiſen der Wohl- ⸗

habenden immer lebendiger .

Zu den vorhandenen Anſtalten und Vereinen , welche mit offenem

Blick und freigebiger Hand dieſe Ziele verfolgten , traten noch neue

hinzu . Kurz , in jeder Hinſicht zeigte ſich die Gemeindeverwaltung
wie der Wohlthätigkeitsſinn der Einwohnerſchaft dieſen Anforderungen

gewachſen .

Ohne zu verſuchen , auf Einzelheiten einzugehen , deren Dar —

legung hier zu weit führen würde , ſoll doch der wichtigſten Ein⸗

richtungen und der namhafteſten Leiſtungen der amtlichen wie der

privaten Wirkſamkeit auf dieſem Gebiete gedacht werden.

Infolge des Geſetzes vom 5. Mai 1870 ging die öffentliche
Armenpflege von der Armenkommiſſion , welche ſie bis da —

hin beſorgt hatte , auf den Armenrat über . Dieſer beſtand aus

dem Gemeinderat ( 20 Mitgliedern ) , einem Ortspfarrer jedes Be⸗

kenntniſſes , dem Polizeibeamten , den beiden Armenärzten und 3 von

den nichtbürgerlichen Einwohnern gewählten Mitgliedern . Bis zu der

am 4. Mai 1871 erfolgten Konſtituierung des Armenrates hatte der

Gemeinderat die unverſchieblichen Maßregeln auf dem Gebiete der

öffentlichen Armenpflege getroffen bezw. vorbereitet . Dazu gehörte
die Anſtellung der Armenärzte , die beabſichtigte Aufſtellung von

Armenchirurgen , die in Ausſicht genommene Erbauung von Armen⸗

arbeits⸗ und Armenpfründnerhäufern , die Vereinbarung über die

Armenpflege der ifraelitiſchen Einwohner und die Abfaſſung einer

Hausordnung für die Armenhäuſer . Zur Beſorgung einzelner im

voraus beſtimmten Teile der Armenpflege wurde eine beſondere , aus

3
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den 3 dem Armenrat angehörenden Ortsgeiſtlichen , dem Polizei —
beamten , 8 Gemeinderäten und den beiden Armenärzten beſtehende
Kommiſſion eingeſetzt. Die Aufſtellung einer größeren Zahl von

Armenpflegern wurde in Ausſicht genommen und die Einteilung der

Stadt in 6 Armenpflegediſtrikte vollzogen . Im November 1873 wurde

auf Antrag der Armenkommiſſion , nachdem im Laufe von 2 Jahren
genügende Erfahrungen geſammelt worden waren , eine neue Organi —
ſation der ſtädtiſchen Armenpflege geſchaffen durch Ernennung von

einem Bezirksvorſteher für jeden Armenbezirk und von 50 Diſtrikts⸗
armenpflegern .

Schon im Juni 1871 hatte der Gemeinderat dem Bürgeraus⸗
ſchuß den Antrag unterbreitet , daß zur Erbauung eines Armen⸗

hauſes als Armenpfründner - und Armenwerkhaus die Summe von

350 000 fl. verwendet und durch ein Anlehen , ſobald erforderlich ,
aufgebracht werden ſolle . Dieſer Antrag wurde einſtimmig ange —

nommen .

Die verſchiedenen Wohlthätigkeitsanſtalten weiſen nicht
nur ein ſtändiges Gedeihen , ſondern auch eine Zunahme ihrer Leiſtungs⸗
fähigkeit durch die allmähliche Vermehrung der ihnen zur Verfügung
geſtellten Mittel auf , zu deren Spendung es nie an edelgeſinnten
Wohlthätern fehlte . Von den größeren Anſtalten ſeien hier nur zwei
angeführt , um die Erhöhung ihrer Geldmittel und die Erweiterung
ihres Wirkungskreiſes zahlenmäßig darzuthun .

Das Waiſenhaus — im Jahre 1855 mit einer Einnahme von

5736 , einer Ausgabe von 5722 fl. und einem reinen Vermögen von

66 567 fl. — verpflegte in dieſem Jahre 34 Kinder ; 1858 betrug
die Einnahme 6310 , die Ausgabe 6277 fl . , das reine Vermögen
70701 fl . , die Zahl der Waiſenkinder war die gleiche ; 1873 ſtellte
ſich die Einnahme auf 12 995 , die Ausgabe auf 11 740 fl . , das

Vermögen auf 251276 fl . , die Zahl der verpflegten Waiſenkinder
auf 54 .

Die Karl - Friedrich - Leopold - und Sofienſtiftung
hatte im Jahre 1852 eine Einnahme von 21571 , eine Ausgabe von

20349 , ein Vermögen von 110660 fl. Die Zahl der Pfründner
betrug 19 , die der armen Pfleglinge 28 . Im Jahre 1864 betrug die

Einnahme 20673, die Ausgabe 11663 , das Vermögen 168 425 fl .
Die Zahl der Pfründner betrug 29 , die der armen Pfleglinge 33 .
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Im Jahre 1874 ergab ſich die Notwendigkeit , zur Aufnahme weiterer

25 Armen - Pfründner das Anſtaltsgebäude zu erweitern , wozu der

Gemeinderat einen Zuſchuß von 6000 fl. bewilligte . In dieſem

Jahre belief ſich die Einnahme auf 18 184 , die Ausgabe auf 13 623 fl. ,

das Vermögen war auf 295540 fl. angewachſen , die Zahl der

Pfründner betrug 34 , die der armen Pfleglinge 40 .

Zu den ſchon ſeit längerer Zeit vorhandenen Wohlthätig —

keits - Stiftungen kamen neue hinzu .

Die älteſten Stiftungen waren jene des Obervogts Geheimrat v.

Schmidtburg von 1781 : 1000 fl . Zinſen jährlich an bedürftige Perſonen

zu verteilen , der Markgräfin Maria Viktoria von Baden⸗Baden aus dem

Jahre 1785 : 3000 fl . , deren Zinſen jährlich an einen armen hieſigen Bürger

( abwechſelnd von dem katholiſchen und evangeliſchen Bekenntniſſe ) verteilt

werden ſollen . Es folgen — noch vor 1800 —die Stiftungen eines Unge⸗

nannten : 55 fl . , Zinſen jährlich am 7. März an hieſige Hausarme zu ver⸗

teilen ; der Hofdame Wilhelmine v. Geuſau : 1000 fl . , Zinſen für verſchämte

ſtädtiſche Arme und Familien fürſtlicher Diener ; des Geheimrats v. Renz :

100 fl . , Zinſen zur Anſchaffung von Schulbüchern für arme Kinder ; des Bau⸗

meiſters Richter : 100 fl . , Zinſen dem Stadtalmoſen zur Verteilung ; —

1816 — des Kirchenrats Tittel : 1000 fl . , Zinſen für Arme der Stadt ohne

Unterſchied der chriſtlichen Bekenntniſſe ; — 1824 — der Wilhelmine Drackert : ;

100 fl . , Zinſen zur Anſchaffung von Kleidungsſtücken für einen armen Kon⸗

firmanden ; der Frau v. Weiß geb . v. Geuſau : 1400 fl . , Zinſen jährlich an

Arme zu verteilen ; — 1825 — des Miniſterialrats v. Schorn : 200 füi

Zinſen jährlich an Hausarme ; — 1827 ; einer Ungenannten ( Appolonia⸗

ſtiftung ) : 500 fl . , Zinſen jährlich zu Gunſten des beſten und fleißigſten

Kindes der Chriſtiane - Luiſen⸗Stiftung im Gewerbehaus ; der Sophie⸗

Dorothea Fritz geb . Beck : 150 fl . , Zinſen jährlich an hieſige Arme ;

—1834 — des Ratsverwandten Wagner : 500 fl . , Zinſen an alle in der⸗

Sofienſchule im Gewerbehaus arbeitenden noch nicht ſchulentlaſſenen Mädchen ;

—1843 — eines Ungenannten : 2000 fl . , Zinſen jährlich an eine arme

arbeitſame Familie ; — 1849 — der Rittmeiſter Streule Wwe . Karoline

geb . Drechsler : 400 fl . , Zinſen an 1 oder 2 arme Familien ; — 1851 — der

Freifrau v. Franckenberg : 1000 fl . , davon 500 dem Waiſenhaus über⸗

wieſen , die Zinſen von 500 fl . an einen bedürftigen Geſchäftsmann .

Dazu kamen ſeit 1852 : im Jahre 1855 die Friedrich Goſſet⸗ und

K. A. Schmidt ' ſche Stiftung : 728 fl . , Zinſen ſeit Auflöſung der Schneider⸗

zunft der Armenkaſſe überwieſen ; 1857 die Erbgroßherzog Friedrich⸗

Stiftung : 3000 fl . , Zinſen zu verſchiedenen wohlthätigen Zwecken beſtimmt

ſ. oben S . 27 ) ; 1860 die Kaufmann Wormſer ' ſche Stiftung : 3000 fl . ,

Zinſen an hieſige Arme ; 1865 die M. A. Canetta⸗Stiftung : 500 fl . ,

Zinſen an ( beſonders kranke ) Arme ; und die Sophienſtraße⸗Stiftung :
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100 fl . , Zinſen an ein armes Mädchen der Sophienſchule ; 1871 die Sonntag⸗
Stiftung ( von der Privatiere Karoline S . für ſich und ihre 3 verſtorbenen
Geſchwiſter geſtiftet : 50000 fl . für Unterſtützung dürftiger Witwen und unver⸗
heirateter verwaister Töchter aus gebildeten Ständen ( durch beſonderen Ver⸗

waltungsrat verwaltet); 1873 die A. Schlotter - Stiftung : 22076 fl. ( 6000 fl .
zum Baue des Pfründnerhauſes verwendet ) , die Zinſen des Reſt - Kapitals für
die Armen .

Ferner ſind zu verzeichnen die Oberrat Haium Levi⸗ 300 fl. , die E.
M. Reutlinger⸗Stiftung 1000 fl . , die Zinſen zur Verteilung an iſraelitiſche
Arme und der Waiſenlehrgelderfond , welcher den Zweck hatte , armen
hieſigen Waiſenknaben Gelegenheit und Mittel zur Erlernung eines bürgerlichen
Handwerks zu verſchaffen . Die nötigen Gelder bezog der Fond aus dem Ertrag
ſeiner Kapitalien ( Ende 1874 : 3240 fl . ) und aus einer Taxe von 25 fl . , welche
ſeit 1836 jeder von auswärts hier aufgenommene Bürger zu entrichten hatte
(ſie ertrug 1865 : 450 , 1872 nur noch 100 fl . ).

Seit 1873 erſcheint in dem Recheuſchaftsbericht über die Verwendung
der für die ſtädtiſchen Kaſſen erhobenen Gelder eine Rechnung der vereinigten
Armenſtiftungen mit 12176 fl. Einnahmen , 11674 fl. Ausgaben , und
einem Vermögensſtand von 20 483 fl.

Einem in weiten Kreiſen der Einwohnerſchaft empfundenen Be —

dürfniſſe entſprach der Plan , in der Haupt - und Reſidenzſtadt eine

Mägdeherberge zu gründen . Im Ottober 1869 erging von einer

Anzahl von Damen und vier Herren die Einladung zur Teilnahme
an dieſer Gründung ( Beilage zum Karlsruher Tagblatt Nr . 289) .
Dieſe gemeinnützige Anſtalt ſollte zur Aufnahme und Pflege ſolcher
weiblichen Dienſtboten beſtimmt ſein, die entweder vom Lande oder

aus anderen Städten hereinkommend , Dienſte ſuchen oder bei einem

Dienſtwechſel bis zu ihrem Eintritt in einen anderen Dienſt eine

Unterkunft finden wollen . Die Leitung der Anſtalt ſollte einer be —

währten Hausmutter anvertraut werden , die Eintretenden ſollten ſich
verpflichten , einer zu erlaſſenden Hausordnung ſich zu fügen . Bei

durchaus freiwilligem Eintritt ſollte die Dauer des Aufenthaltes von

dem Begehren und der Abſicht der Teilnehmerinnen , zugleich aber

auch von den Beſtimmungen der Vorſteherin abhängen . Gegen mäßige
Vergütung ſollte leibliche Nahrung und Pflege gereicht , je nach Wunſch
und Bedürfnis ſollte auch für paſſende Beſchäftigung ſowie für geiſtige
Unterhaltung und religiöſe Erbauung Sorge getragen werden . Schon
war durch edle freudige Opferwilligkeit ein Haus ( Waldſtraße 87

in der Nähe des Diakoniſſenhauſes ) käuflich erworben . Nun handelte
es ſich zunächſt um die innere Einrichtung und die Organiſation der
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Verwaltung des Hauſes . Die Unterzeichner gehörten der poſitiven

Richtung des evangeliſch - proteſtantiſchen Bekenntniſſes an , doch ſollte

der Eintritt in die Anſtalt allen ehrbaren weiblichen Dienſtboten aller

chriſtlichen Bekenntniſſe offen ſtehen . Bald war das Zuſtandekommen

des Unternehmens durch Zeichnung zahlreicher Beiträge geſichert . Am

19 . Dezember 1869 fand die Eröffnung der Mägdeherberge ſtatt . Die

kleine mit derſelben verbundene Feier mußte aus Mangel an Raum

in engerem Kreiſe vollzogen werden . Die Auſtalt verfügte nämlich

noch nicht über alle Räumlichkeiten und es fehlte ein Verſammlungs⸗

und Arbeitsſaal , der in einem neu zu errichtenden Zwiſchenbau er⸗

richtet werden ſollte . Der Vorſtand wollte aber , bei der von allen

Seiten dem Unternehmen kundgegebenen Teilnahme , nicht länger ſäumen ,

dasſelbe , wenn auch in unvollkommener Geſtalt , ins Leben treten zu

laſſen . Eine tüchtige Hausmutter war gewonnen und die Haushaltung

durch Ankäufe und freiwillige Gaben vorläufig ausgeſtattet . Ein

Schlafſaal für ungefähr 12 Betten war ſchon eingerichtet und mit

den erforderlichen Lagerſtätten verſehen . Die Erweiterung der Anſtalt

war der Zukunft anheimgeſtellt .
Aus den nämlichen Kreiſen ging die Anregung zur Gründung

einer Herberge zur Heimat hervor , und auch dieſer Gedanke

fand bald lebhaften Anklang . Dieſe Anſtalt hatte den Zweck, den

zuwandernden wie den einheimiſchen , nicht im Familienverbande lebenden

Arbeitern gegen mäßige Entſchädigung Aufenthalt , Nahrung und Koſt

zu bieten . Die Herberge zur Heimat wurde in dem Hauſe Adler⸗

ſtraße 21 am 4. November 1870 in Anweſenheit des Stadtdirektors

Frhr . v. Neubronn , des Oberbürgermeiſters , ſämtlicher Vorſtandsmitglieder
und vieler beſonders Eingeladenen durch den Vorſtand , Geheimrat Dr .

Gockel , in feierlicher Weiſe eröffnet . In dem für die Zwecke der

Herberge beſtimmten Teile des Hauſes war ein geräumiger Schlafſaal

hergerichtet , die Zahl der Betten war zunächſt auf 25 beſchränkt .

Durch Abſtufung der Preiſe war auch für Gäſte , welche höhere An —

ſprüche machten , Vorkehrung getroffen . Als Hausvater wurde Herr

Becker , bisher Lehrer in Raſtatt beſtellt .

Eine ſehr gute Geſchäftsführung weiſen die Berichte mehrerer

im Intereſſe der Gewerbetreibenden errichteten und auf der Grundlage

gemeinnütziger Tendenzen betriebenen Kredit - Inſtitute
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nach : die Gewerbebank , welche in den Jahren 1855 —57 an

Einnahme 32 573 , an Ausgabe 32 280 , an Vermögen 10660 fl. in

ihrem Rechenſchaftsbericht aufführt . Für die gleichen Poſten ergeben
ſich 1868 : 99593 , 98 759 und 4335 fl . , 1868 : 136 931 , 136333 und

10308 fl. Der Jahresbericht über die Geſchäftsergebniſſe im Jahre
1874 iſt in anderer Form abgefaßt . Da finden wir , daß Aktiva und

Paſſiva mit 100 392 fl. balancieren , der Reingewinn beträgt 6 209fl . ,
die Dividende für die Aktie 27 Mark .

Der Vorſchußverein hat 1861 eine Einnahme von 52804 ,
eine Ausgabe von 52563 , einen Reſervefond von 464 fl., der Rein⸗

gewinn betrug 378 fl . von welchen 214 fl. dem Reſervefond über⸗

wieſen wurden . Die verteilte Dividende belief ſich auf 164 fl. Im
Jahre 1864/65 erſcheinen für die gleichen Poſten die Beträge von

197925 , 195990 , 2307 und 1112 fl. Die Dividende , die den

Mitgliedern vom Reingewinn zugeſchrieben wurde , betrug 50/ .
1867/68 erhöhten ſich die gleichen Poſten auf 322 569 , 318 240,
4077 und 2069 fl. Dividende wieder 5 %.

Anläßlich der Generalverſammlung vom 27 . Mai 1873 äußert
ſich ein Bericht überaus günſtig über die Entwicklung und das Ge —

deihen des Vorſchußvereines . Die Höhe des Reſervefonds ( 23 000 fl.)
und des eigenen Vermögens ( 80 000 fl.) geſtatteten es , mit aller Ruhe
der Weiterentwickelung des Vereines entgegenzuſehen . Bei einem Umſatz
von nahezu 3 Millionen konnte die Reſerve um 8600 fl. vermehrt
und eine Dividende von 10 %3 auf die Mitgliederguthaben verteilt

werden .

Die Privatſpargeſellſchaft hatte im Jahre 1857 eine

Einnahme von 397128 , eine Ausgabe von 394 349 , ein Vermögen
von 28 751 fl. 1866 ergaben ſich für die gleichen Poſten : 493 022 ,

462 507 , 71769 fl . , 1874 : 1530787 , 1432 499 , 98 288 fl.

Im Jahre 1865 wurde in Karlsruhe ein Lebensbedürf —
nisverein gegründet . Am 18 . Mai verſammelte ſich im Gaſthaus
zur Goldenen Wage eine Anzahl von Männern verſchiedener Lebens⸗

ſtellungen , von denen in den öffentlichen Blättern Wieſenbaumeiſter
Lauter , der Direktor der Maſchinenfabrik Brotzler , Direktor Szuhany ,
Dr . Neßler , Gasfabrikant Raupp , Oberarbeiter Hacker, die Faktoren
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Kirchner und Schulz , Werkführer Ritz, Mechaniker Schumann u. A.

hervorgehoben werden . Es wurden Satzungen beraten und ein Aus⸗

ſchuß von 7 Mitgliedern gewählt , an deſſen Spitze als I . und II .

Vorſtand Direktor Szuhany und Fabrikant Raupp ſtanden . Schon

gegen Ende Mai 1865 hatten ſich etwa 200 Mitglieder dem Vereine
angeſchloſſen , deren Zahl ſich bald vermehrte . Am 1. September

begann der . Lebensbedürfnisverein ſeine geſchäftliche Thätigkeit , indem

er mit Lieferanten Verträge abſchloß , die den Mitgliedern gegen

einen dem Verein zufallenden Rabatt Waren verkauften . Dieſe

wurden mit den von den Mitgliedern beim Vereine erworbenen

Marken bezahlt . Die Hauptbedeutung des Vereines beruhte auf der

Barzahlung , an welche die Mitglieder durch das Markenſyſtem ge —⸗

wöhnt werden ſollten . Der Verein lebte ſich nur langſam ein . Von den

300 Mitgliedern , die er zu Beginn des Jahres 1866 zählte , hatten

bis zum 2. Februar nur 125 von den Vorteilen Gebrauch gemacht ,

die das Einkaufen gegen Vereinsmarken ihnen gewährte . Doch be —

trug der Umſatz in der kurzen Zeit etwa 4242 fl. , und nach Abzug

von 1½ / für die Unkoſten konnte an die Mitglieder aus dem von

den Lieferanten erhaltenen Rabatt eine Dividende von 65/ %/ oder

4 kr . auf den Gulden ausgezahlt werden . Bei Gründung des

Vereines war in erſter Reihe auf die minderbemittelten Klaſſen der

Einwohnerſchaft gerechnet worden . Doch gehörte um die Zeit dieſes erſten

Rechnungsabſchluſſes kaum die Hälfte der Mitglieder dieſen Klaſſen

an , nur 16 Arbeiter waren in den Verein eingetreten . Das wurde

mit der Zeit anders , wenngleich der urſprünglich leitende Gedanke

niemals in dem erhofften Umfang verwirklicht wurde .

Mit der Errichtung von Vereinsläden in eigener Verwaltung .

uuter Beibehaltung der Markenverträge mit anderen Geſchäftsleuten

nahm der Lebensbedürfnisverein im Laufe der Zeit einen ungeahnten

Aufſchwung . Im Jahre 1874 zählte der Verein 1323 Mitglieder ;

der Verkauf an Marken betrug vom Oktober 1873 bis Oktober 1874

189 868 fl. , in den 4 Verkaufsläden wurden 148 012 fl. in Marken

und 20 663 fl. in barem Gelde umgeſetzt . Das weitere Emporblühen

des Vereines konnte keinem Zweifel mehr unterliegen .

Schon 1862 war ein Arbeiterbildungsverein gegründet

worden . Am 10 . Februar hatten ſich 70 Arbeiter hierzu vereinigt ,
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im Juni zählte der junge Verein ſchon 200 Mitglieder . In der

Sophienſchule , Spitalſtraße 3 , wurde demſelben eine geeignete
Räumlichkeit zur Verfügung geſtellt , in welcher an den Abenden der

Wochentage Unterricht im Rechnen , Freihandzeichnen , geometriſchen
Zeichnen , in Buchführung und Geſang erteilt wurde . An den

Montagabenden fanden allgemeine Verſammlungen mit Vorträgen ,
Deklamationen und Geſang ſtatt . Der Vorſtand — Dr . Neßler , Vor⸗

ſitzender , Anwalt Buſch , deſſen Stellvertreter , Expeditor Wagner ,
Schriftführer , Goldarbeiter Petry , Rechner , und 7 Beiſitzer — erließ
einen Aufruf zur Teilnahme an den Verſammlungen und zur Ent⸗

richtung von Jahresbeiträgen . In einer dieſer Verſammlungen im

April 1863 ſtand die Beſprechung der vom Arbeiterſtande zu ver —

folgenden ſozialpolitiſchen Tendenzen auf der Tagesordnung . Dr .

Neßler , Anwalt Buſch und die Arbeiter Dittmann und Stürz ſprachen
ſich mit Entſchiedenheit gegen die Laſſalle ' ſche Richtung aus . Bald

gelang es dem Verein , mit Unterſtützung von Gönnern ſeiner Be⸗

ſtrebungen , ein eigenes Haus zu erwerben , das am 3. Dezember 1865

vormittags 11 Uhr feierlich eingeweiht wurde . Vorträgen des

Vereins - Sängerchores folgten eine Anſprache des Vorſtandes , eine

Weiherede des Stadtpfarrers Längin und mehrere Reden älterer

Arbeiter über Arbeiterzuſtände unter bewußtem und entſchiedenem
Feſthalten an der Parole : Selbſthilfe . Eine geſellige Zuſammen —
kunft am Abend ſchloß die allen Anweſenden erfreuliche Feier .

Im Jahre 1870 gehörten dem Arbeiterbildungsverein 270 Mit —⸗

glieder an . An Stelle Dr . Neßlers hatte Dr . Spemann den Vorſitz
im Vorſtande übernommen , den er auf kurze Zeit an Dr . Schulz
überließ , nach deſſen Wegzug jedoch abermals übernahm . Der Verein

blieb auch in ſeiner weiteren Entwickelung und bei ſtetem Gedeihen
den bei ſeiner Gründung maßgebenden Grundſätzen treu .

Im Jahre 1869 wurde unter lebhafter Beteiligung ein kauf —
männiſcher Verein gebildet , der ſich zur Aufgabe ſetzte, den

jungen Kaufleuten Gelegenheit zu frohem Zuſammenſein und zu fach—
männiſcher wie allgemeiner Weiterbildung zu eröffnen .
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Den mannigfachſten Aufgaben auf allen Gebieten der Humanität ,

ſowohl der Armen - und Krankenpflege als auch der Gemeinnützigkeit
im weiteſten Sinne des Wortes entſprach die Thätigkeit des Badiſchen

Frauenvereines unter dem Protektorate der Groß herzogin Luiſe ' ) .

Über die Gründung dieſes Vereines , über ſeine ſegensreiche Thätig —

keit in den Jahren 1859 , 1866 und 1870/71 , da es galt , die Opfer

der Kriege zu pflegen , iſt ſchon früher “ ) gehandelt worden . Im

Zuſammenhang mit der unter dem Banner des Roten Kreuzes auszu —

übenden Thätigkeit , gleichzeitig aber auch für Friedenszeiten im Sinne
der chriſtlichen Charitas ſtand die Ausbildung von Krankenpflegerinnen

und deren Verwendung in einer eigenen Vereinsklinik in Karlsruhe

und in einer alljährlich wachſenden Zahl von Hoſpitälern des Landes ,

wie auch in der Privatpflege . Dazu kam die Sorge für die Kinder⸗

pflege und die Ausbildung für Kinderwärterinnen , für die unter

dem Namen „Luiſenhaus “ eine eigene Anſtalt in der Reſidenzſtadt

errichtet wurde . Zu den Beſtrebungen des Vereines gehörte ferner

die Ausbildung und Hebung der Erwerbsfähigkeit des weiblichen Ge⸗

ſchlechtes durch Unterricht in der Buchführung , Unterweiſung in kunſt⸗

gerechter Herſtellung feiner weiblicher Handarbeiten und einen darauf

hinzielenden Unterricht im Zeichnen , durch Heranbildung von Arbeits⸗

lehrerinnen , ſowie die Erweiterung der Erwerbsgebiete des weiblichen

Geſchlechtes . Zur Auffriſchung und Erweiterung der Kenntniſſe , welche

ſich die aus der Volksſchule entlaſſenen Mädchen während ihrer⸗

Schulzeit erworben hatten , wurde in Karlsruhe ein Sonntags⸗

Verein gegründet .
Wenn ſich auch der Badiſche Frauenverein über das ganze Land

ausdehnt , ſo hat doch nicht nur die Centralleitung ihren Sitz in der ;

Haupt⸗ und Reſidenzſtadt , ſondern auch die wichtigſten Vereinsanſtalten

entwickeln ihre Thätigkeit in Karlsruhe .

Nach Beendigung der durch den Krieg von 1870/71 veranlaßten

ſegensreichen Wirkſamkeit , welche die Friedensaufgaben des Vereins

vielfach unterbrochen hatte , erwies ſich eine neue Organiſation des

Vereins notwendig , welche bei der großen Mannigfaltigkeit der ihm

zugewieſenen und von Jahr zu Jahr ſich vermehrenden Aufgaben in .

3) Geſchichte des Badiſchen Frauenvereins . Karlsruhe 1881 .
4c ) Oben S . 38 , 114 , 167 ff.
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der Richtung der Arbeitsteilung erfolgen mußte . Man ſchritt dabei

zur Bildung von vier Abteilungen , denen innerhalb des ihnen vorge —

zeichneten Wirkungskreiſes eine ſelbſtändige Erfüllung ihrer Aufgaben
oblag .

Die J . Abteilung leitete die Unterrichtskurſe zur Ausbildung von

Arbeitslehrerinnen ( 1874 mit 34 Schülerinnen ) , die Mädchen - Fort⸗
bildungsſchule ( 1873/74 : 15 Schülerinnen ) , die kunſtgewerblichen Kurſe
und die Centralanſtalt für Erzieherinnen mit einem eigenen Ver⸗

waltungsrat unter dem Vorſitze der Prinzeſſin Wilhelm .
Die II . Abteilung , deren Geſchäftsbereich die Kinderpflege mit

einer eigenen Anſtalt , dem Luiſenhauſe war , konnte dieſe Anſtalt aus

finanziellen Gründen auf die Dauer nicht erhalten , mußte vielmehr

am 1. April 1874 den Betrieb einſtellen , während deſſen im Ganzen
203 Kinder Aufnahme gefunden hatten . Sie begann nunmehr ihr
Ziel auf dem Wege der Unterbringung in braven Pflegefamilien , in

engem Zuſammenwirken mit der ſtädtiſchen Armenbehörde zu verfolgen .
Vom 1. Juli bis Ende des Jahres 1874 wurden 39 Kinder der

gemeinſamen Beaufſichtigung durch 6 Bezirksvorſteher und 17 Damen

des Frauenvereins unterſtellt . Die Zahl ihrer Beſuche bei den Pflege —
eltern betrug 621 ; die Ergebniſſe waren befriedigend .

Der III . Abteilung wurde die Krankenpflege , namentlich die

Ausbildung von Krankenpflegerinnen als Aufgabe geſtellt . Es handelte
ſich dabei um die Gewinnung und Ausbildung weiblichen Pflege —
perſonales , geeignete Verwendung desſelben im Frieden und die Unter —

haltung der Vereinsklinik in Karlsruhe . Zum Zweck der Verwendung
für das ausgebildete Warteperſonal wurden mit Gemeinden , Vereinen

und Staatsanſtalten Verträge abgeſchloſſen , wonach die Abteilung die

Stellung des begehrten Perſonales gegen entſprechende Vergütung
übernahm . In Karlsruhe traten in ein ſolches Verhältnis zum Frauen⸗
verein das Städtiſche Krankenhaus ( übernommen 1872 ) und das

Garniſonlazarett ( übernommen 1870 ) . In der 1866 gegründeten
Vereinsklinik , die in den Seitengebäuden des Gartenſchlößchens an

der Herrenſtraße untergebracht war , beſtand eine chirurgiſche und eine

für Augenkranke beſtimmte Abteilung . In beiden wurden die Pflegerinnen
des Vereins ausgebildet . Mit der Vereinsklinik in Verbindung trat

die Privat - Pflegeſtation und das Mutterhaus für Vereinswärterinnen ,
welche der Ruhe und Erholung bedürfen .
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Die IV . Abteilung — für Armenpflege — umfaßte den 1831

gegründeten Sophien - Frauenverein , mit der überaus wohl⸗

thätig wirkenden Suppenanſtalt und der ſeit 1839 beſtehenden Sophien —

Schube , und den ſeit 1848 ſegensreich wirkenden Eliſabethen —

Verein , der ſich in erſter Reihe die Armenkrankenpflege zur Aufgabe

geſtellt hatte , welche beide im Laufe der Jahre als Unterabteilungen

ſich dem Frauenvereine eingliederten , der letztere unter Wahrung ſeiner

vollen Selbſtändigkeit hinſichtlich ſeiner Mitglieder , der Beiträge und

der Verwaltung ſeines Vermögens .
Eine große Zahl von Frauen und Jungfrauen und eine Reihe

von Männern , als Beiräte der einzelnen Abteilungen und Unter —

abteilungen des Frauenvereins , waren in dieſem Verbande raſtlos ,

eifrig und erfolgreich thätig . Die Seele des Ganzen aber war und

iſt bis heute Großherzogin Luiſe , die mit einer Aufopferung

ohne Gleichen ein ſeltenes Verſtändnis der mannigfachen Aufgaben der

ſo vielſeitigen Vereinsthätigkeit verbindet und überall anregend , helfend
und ſelbſtthätig vorangeht , wo es gilt , die großen Ziele , die ſie dem

Frauenverein geſteckt hat , zu fördern , ein unerreichtes Vorbild ihrem
Volke auf dem weiten Gebiete , welches der Verein bebaut .

Mit dem Badiſchen Frauenverein hatte während des deutſch —

franzöſiſchen Krieges der zu dieſem Zweck gegründete Karlsruher

Männerhilfsverein in der Leitung der freiwilligen Krankenpflege zu⸗

ſammengewirkt “) . Nach dem Friedensſchluſſe machte ſich der Wunſch

geltend , dieſe Organiſation zu erhalten und entſprechend weiterzu —

bilden . Am 2. Juli 1871 fand in Karlsruhe eine von Abgeſandten

einer großen Anzahl während des Krieges im ganzen Lande ent —

ſtandener Männerhilfsvereine beſchickte Verſammlung ſtatt , welche die

Zwecke eines Badiſchen Männerhilfsvereins für Krieg und Frieden

feſtſtellte und deſſen dauernde Verbindung mit dem Frauenverein

zunächſt im Grundſatz beſchloß . Es wurden als dieſe Zwecke bezeichnet :

Freiwilliger Sanitätsdienſt , Sorge für die Geſundheitspflege , Förderung

gemeinnütziger Thätigkeit und Hilfeleiſtung in außerordentlichen Not⸗

ſtänden.
Auf Grund des in der Verſammlung vom 2. Juli angenommenen

Programmes konſtituierte ſich am 4. April der Karlsruher Männer⸗

) Oben S . 167 ff.
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Hilfsverein “) . Schon in einer am 12 . Juli abgehaltenen Verſammlung
wurden , dem obigen Programme entſprechend , drei Sektionen gebildet ,
welche alsbald ihre Thätigkeit eröffneten .

Die I . Sektion ließ zunächſt Satzungen für die Bildung eines

freiwilligen Krankenträgerkorpss ausarbeiten , auf Grund

deren ſich im Januar 1872 das Korps organiſierte und nicht nur die

nötigen Mannſchaften zur Dienſtleiſtung im Fall eines Krieges aus⸗

bildete , ſondern auch im Frieden ſich bereit hielt , jederzeit die erſte Hilfe
bei Verletzungen zu leiſten und bei Anläſſen , welche zu großen Menſchen —
anſammlungen führen , ſeine Dienſte zur Verfügung zu ſtellen .

Die II . Sektion beſchäftigte ſich mit gemeindewirtſchaftlichen
Fragen : Verlegung des Schlachthauſes , Einführung einer Kanali⸗

ſation , Errichtung des freiwilligen Ortsgeſundheitsrates , der bis zur

Errichtung des durch die Städteordnung vorgeſchriebenen ſtädtiſchen
Ortsgeſundheitsrates eifrig und erfolgreich thätig war .

Die III . Sektion endlich zog in den Kreis ihrer Thätigkeit die

Wohnungsfrage , insbeſondere die Gründung von Genoſſenſchaften zur

Erbauung von Wohnhäuſern . Sie errichtete eine Speiſenanſtalt , welche
geradezu überraſchende Ergebniſſe erzielte , aber leider nach kurzer Zeit
auf Hinderniſſe ſtieß , die ſie mit den ihr zur Verfügung ſtehenden Mitteln

nicht zu überwinden vermochte . Dagegen entſtanden aus ihren An —

regungen der noch heute beſtehende Verein gegen Haus - und

Straßenbettel , und die Allgemeine Volksbibliothek
mit Leſezimmer , die kürzlich mit Genugthuung auf ihr 25 jähriges
Beſtehen zurückzublicken vermochte * ) . In Verbindung mit derſelben
veranſtaltete der Männerhilfsverein auch während mehrerer Jahre ſehr
gut beſuchte öffentliche Vorleſungen .

Im engſten Zuſammenhange mit der durch den deutſch - franzöſiſchen
Krieg erweckten vaterländiſchen Begeiſterung ſtand die im Jahre 1871

erfolgte Gründung des Badiſchen Landesvereins der Kaiſer —
Wilhelm - Stiftung für deutſche Invaliden , deſſen Ver⸗

) Der Karlsruher Männerhilfsverein von Dr . ike Cathiau ,
Karlsruhe 1896 S . 188 ff.

) Die Allgemeine Volksbibliothek des Karlsruher Männerhilfsvereines
1875 - —1900 von Pr . Thomas Cathiau , Karlsruhe 1900 .



waltungsrat in Karlsruhe ſeinen Sitz hat , und des 1872 in ' s Leben

gerufenen Militärvereines Karlsruhe , zu deſſen Vorſtand

am 12 . Oktober Hauptmann a. D . Schneider gewählt wurde .

Eine der ſegensreichſten Vereinigungen zum Wohle der Ge —

ſamtheit der Einwohnerſchaft Karlsruhes , die Freiwillige Feuerwehr ,

ſetzte in dem hier behandelten Zeitabſchnitte ihr erfolgreiches Wirken
in trefflichſter Weiſe fort und war unausgeſetzt an ihrer Weiter⸗

entwickelung thätig ! ) .

Mancherlei Schwierigkeiten , die in den erſten Jahren ihres Be⸗

ſtehens der Freiwilligen Feuerwehr entgegentraten , verſtand der hoch⸗

verdiente Kommandant Dölling durch ſeine fortgeſetzten raſtloſen Be⸗

mühungen zu beſeitigen . Am 8. Auguſt 1853 wurde das ſechs⸗

jährige Beſtehen der Karlsruher Feuerwehr feſtlich begangen und —

bei dieſem Anlaß dem Kommandanten von der Gemeindebehörde

ein ſilberner Pokal gewidmet . Unter Döllings Vorſitz fand im

Jahre 1857 der dritte deutſche Feuerwehrtag ſtatt , bei welchem

58 Korps vertreten waren , die Beratungen im Rathauſe abgehalten

wurden und eine wohlgelungene Übung am Steighauſe mit Nacht⸗

probe die Zuſammenkunft abſchloß . Ein auf die Dauer unhalt⸗

barer Zuſtand , der von dem Fortbeſtehen der alten ſtädtiſchen

Löſchmannſchaft herrührte , wurde dadurch erträglicher gemacht , daß

im Jahre 1860 dieſe der Freiwilligen Feuerwehr als Hilfsmann⸗

ſchaft beigegeben wurde . 1863 ſchloß ſich in ähnlicher Weiſe der⸗

Turnverein an . Es war das Verdienſt des Oberbürgermeiſters

Malſch , daß zuerſt im Jahre 1860 ein Betrag von 2000 fl. Aus⸗

rüſtungsgegenſtände der Feuerwehr in den Gemeinde - Voranſchlag auf⸗

genommen und das freiwillige Korps für einen Teil der ſtädtiſchen

Feuerſchutzeinrichtungen erklätt wurde . Dieſe materielle Sicherung

hatte einen neuen Aufſchwung im Feuerwehrkorps zur Folge , in dem

ſich die Unzufriedenheit mit der mangelnden Anerkennung eine Zeit

lang durch eine gewiſſe Läſſigkeit bemerkbar gemacht hatte , die einen

) Bgl . Bd . 2, S . 396 ff. — Die freiwillige Feuerwehr der Reſidenz⸗

ſtadt Karlsruhe von Pr . Cathiau , Karlsruhe 1876 S . 366 ff. — Die Frei⸗

willige Feuerwehr in Karlsruhe , ihre Begründung und ihre Entwickelung .

1847 —1897 , Karlsruhe 1897 S . 19 ff.
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Augenblick ſogar den Fortbeſtand des Korps zu bedrohen ſchien. Das

Jahr 1867 war für das Korps bedeutſam durch die Feier ſeines

zwanzigjährigen Beſtehens und durch die in Karlsruhe abgehaltene
Landesfeuerwehr - Verſammlung ) , das Jahr 1870/71 durch die hervor —
ragende Beteiligung des Korps an dem Transport und der Ver —

pflegung der Kranken und Verwundeten “ ) , unter der Leitung des

Kommandanten Ludwig Voit , der den erkrankten Dölling vertrat ,
bis dieſer am 17 . Auguſt 1871 unter Ernennung zum Ehrenkomman⸗
danten von ſeinem Amte zurücktrat . Vorher hatte er noch mit Erfolg
für eine durchgreifende Verbeſſerung und Vermehrung der Löſchapparate
ſeinen Einfluß beim Gemeinderate eingeſetzt . Im Jahre 1867 war

das neu erbaute Feuerhaus in der Lyceums - (jetzt Hebel - ) Straße

bezogen worden . Ein zweites Feuerhaus wurde 1873 in der

Schützenſtraße erbaut . Bei einer Anzahl großer Brände ( 1852

Waldhornſtraße Nr . 23 , 1864 Ecke der Zähringer - und Waldhorn⸗
ſtraße , 1869 im Magazin der Maſchinenbaugeſellſchaft , 1871 Wald⸗

hornſtraße Nr . 38 und alte Synagoge mit den anſtoßenden Gebäuden )

hatte die freiwillige Feuerwehr Gelegenheit , in hervorragender Weiſe

ihre Tüchtigkeit zu bewähren . Auch bei bedeutenden Bränden , die

in der Nachbarſchaft ausbrachen ( 1857 in Mühlburg , 1864 in

Bruchſal , 1865 in Königsbach ) leiſtete die Karlsruher Feuerwehr
ausgezeichnete Dienſte . Von beſonderer Förderung ihrer Thätigkeit
war die Erſtellung des Hofwaſſerwerkes ( 1872 ) und des ſtädtiſchen
Waſſerwerkes ( 1870 ) , welche die genügende Waſſermenge bei Brand —

fällen ſicherten .

Die Verkehrsverhältniſſe .

Im Verlaufe der Jahre 1852 —1874 wurde eine ganze Reihe
von Eiſenbahnen erbaut , welche für die Verhältniſſe des Verkehrs
wie des Handels und der Induſtrie der badiſchen Haupt - und

Reſidenzſtadt von Bedeutung waren . Die Hauptbahn , die das Land

von Norden nach Süden durchzieht und die im Jahre 1851 von

Mannheim bis Haltingen vollendet war , wurde 1855 bis Baſel weiter

geführt , 1856 wurde die Strecke Baſel - Waldshut eröffnet , 1863

*) Oben S . 1388 ff.
Oben S . 168 ff.
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erfolgte der Abſchluß der Bahn durch Vollendung der Strecke Walds⸗

hut⸗Konſtanz . In öſtlicher Richtung wurde 1859 die Strecke Durlach —

Wilferdingen eröffnet , an die ſich 1861 die Bahn bis Pforzheim ,
1863 bis Mühlacker anſchloß . Von der ſtädtiſchen Rheinbahn Karls⸗

ruhe - Maxau , 1862 vollendet und von der 1865 erfolgten Erbauung der

Rhein⸗Eiſenbahnbrücke bei Maxau iſt oben eingehend gehandelt

worden ) . War die Erbauung dieſer Bahn das Werk der Stadt —

gemeinde Karlsruhe , ſo verdankt die auch für unſere Stadt ſehr

wichtige Bahn zur unmittelbaren Verbindung der Städte Mannheim

und Karlsruhe , die ſogenannte Rheinthalbahn , der Initiative , Ein —

ſicht und Opferwilligkeit der Stadtverwaltung von Mannheim ihre

Entſtehung .

Am 20 . Februar 1868 wurde durch ein Geſetz der Bau

einer Eiſenbahn vom Hauptbahnhof in Schwetzingen durch die

Rheinebene in den Hauptbahnhof Karlsruhe durch die von dieſer

Bahn berührten Gemeinden , eine Aktiengeſellſchaft oder andere Unter⸗

nehmer , unter näher beſtimmten Vorausſetzungen , worunter die pacht⸗

weiſe Überlaſſung des unbeſchränkten Betriebes an die Staats⸗

verwaltung , genehmigt . Am 29 . April wurde die Konzeſſion zu

dieſem Bau der Stadtgemeinde Mannheim erteilt und am 30 . April

im Regierungsblatt veröffentlicht . Am 12 . Mai ſchloß ſodann das

Handelsminiſterium mit der Stadtgemeinde Mannheim ein Überein⸗
kommen ab, wonach dieſe ſich verbindlich machte, die Bahn um eine

Bauſchſumme von 3200000 fl. vorſchriftsmäßig herzuſtellen , nachdem

die geſamte Bauausführung durch Vertrag mit der Stadtgemeinde

Mannheim vom 13 . Mai die Berliner Disscontogeſellſchaft über —

nommen hatte .
Eine in erſter Reihe den Stand der Handel - und Gewerb⸗

treibenden berührende , aber auch anderen Kreiſen der Einwohnerſchaft

nicht gleichgiltige Angelegenheit war die Frage , welche Richtung die

zu erbauende Rheinthalbahn auf der Strecke Karlsruhe-Eggenſtein
erhalten ſolle . Es ſtanden ſich hierbei die Anſchauungen der Bewohner
des öſtlichen und des weſtlichen Teiles unſerer Stadt ſchroff gegenüber ,

da dieſe die Führung der Bahn von Eggenſtein nach dem Maxauer

Bahnhof am Mühlburger Thor , jene dagegen durch den Groß⸗

) Seite 278 ff.
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herzoglichen Park gegen Gottesaue zu in den Hauptbahnhof verlangten .
Es fanden im Laufe des Monats Juli 1868 in beiden Stadtteilen

Verſammlungen ſtatt , in denen dieſe Frage nicht ohne Leidenſchaft —
lichkeit erörtert wurde . Im weſtlichen Stadtteil waren die Haupt⸗
redner Apotheker Dr . Riegel und die Kaufleute Perrin Sohn und

Römhildt , im öſtlichen Hofwagner Kauth , Kaufmann Zipperer ,
Blechner Oſtertag und Badeigentümer Bleidorn . Von beiden Parteien
wurden an das Handelsminiſterium , an den Karlsruher Gemeinderat

und an das Komitee für die Rheinthalbahn in Mannheim Eingaben
mit eingehender Darlegung ihrer Anſichten und Wünſche gerichtet .
Nachdem außer den anderen in Betracht kommenden Faktoren auch
noch dem Generalſtab Gelegenheit gegeben worden war , ſich über die

Zugsrichtung zu äußern , erfolgte auf den Vortrag des Handels⸗
miniſteriums am 11 . Februar 1869 eine Entſchließung des Groß —
herzogs , wonach die Rheinthalbahn Mannheim - Karlsruhe bei dem

Mühlburger Thor an die ſtädtiſche Rheinbahn Karlsruhe - Maxau
anzuſchließen und von hier aus in den Hauptbahnhof weiter zu

führen ſei und dem Zugsrichtungsprojekt die Genehmigung erteilt

werde . Dabei wurde dem Inhaber der Konzeſſion überlaſſen , hin⸗
ſichtlich einer gemeinſamen Halteſtelle am Mühlburger Thore ſich mit

der Stadtgemeinde Karlsruhe zu vereinbaren , was denn auch geſchah .
Für den Güterverkehr wurde von dieſer Halteſtelle aus eine Ver —

bindungsbahn über das Beiertheimer Feld nach den Geleiſen der

Hauptbahn angelegt , die ſogenannte Kurvenbahn , deren Name —

nachdem dieſe Bahn längſt verlegt iſt — in der Kurvenſtraße noch
fortlebt .

Die Rheinthalbahn wurde am 4. Auguſt 1870 , am erſten
Schlachtentage des deutſch - franzöſiſchen Krieges , ſelbſtverſtändlich ohne
Feierlichkeit eröffnet .

Oberbürgermeiſter Lauter , von dem Beſtreben geleitet , immer

weitere Kreiſe der Umgebung Karlsruhes durch die Erbauung von

Eiſenbahnen in nähere Beziehungen zu der badiſchen Haupt - und

Reſidenzſtadt zu bringen , begrüßte lebhaft das Vorhaben einer Anzahl
von Städten des Kraichgaus , eine unmittelbare Bahn von Karls⸗

ruhe nach Heilbronn durch dieſen fruchtbaren Landesteil zu erbauen .

Im September 1871 beſchäftigte ſich mit dieſem Plane eine Ver⸗
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ſammlung von Vertretern der Städte Bretten , Eppingen und Heil⸗

bronn und eine Reihe an dem Vorhaben intereſſierter Landgemeinden ,

die in dem württembergiſchen Orte Schwaigern ſtattfand . An dieſer

Verſammlung nahmen Oberbürgermeiſter Lauter und Gemeinderat

Krämer teil . Es wurde ein Ausſchuß gebildet , um bei den Regierungen

von Baden und Württemberg die Erlaubnis zum Bau und Betrieb

dieſer Bahn zu erwirken . Die Abfaſſung der Eingabe wurde dem

Karlsruher Oberbürgermeiſter übertragen . Ein großes Bankgeſchäft
hatte die Übernahme der Erbauung und allenfalls auch des Betriebes
in Ausſicht geſtellt . Der Gemeinderat ſtimmte in ſeiner Sitzung vom

27 . September , in welcher über jene Verſammlung Bericht erſtattet

wurde , dem Vorgehen ſeiner Vertreter zu . Eine zweite Verſammlung
fand im Karlsruher Rathauſe am 2. Januar 1872 ſtatt . Ihren

Beſchlüſſen , wonach die Gemeinde Karlsruhe um Verleihung der

Konzeſſion unter gewiſſen Vorausſetzungen nachſuchen und die Koſten
der Vorarbeiten vorſchießen ſollte , trat der Gemeinderat am 3. Januar

einſtimmig bei . Nach einem von Oberbaudirektor Gerwig aufgeſtellten

Entwurfe wurde als Ausgangspunkt der Bahn , die urſprünglich erſt

in Berghauſen von der Hauptbahn abzweigen ſollte , Durlach feſt⸗

geſtellt . Die Notwendigkeit einer Beſchleunigung in der Betreibung

dieſer Angelegenheit ergab ſich aus dem faſt gleichzeitig von der

Stadt Bruchſal an die Regierung gerichteten Geſuch um die Erteilung

der Konzeſſion zur Erbauung einer Bahn von dort über Ubſtadt

und Eppingen nach Heilbronn . Dieſes von der württembergiſchen

Regierung begünſtigte Projekt lag indeſſen glücklicherweiſe eben ſo

wenig im Intereſſe des badiſchen Staates als der Stadt Karlsruhe .
Auf eine an die Regierung gerichtete Anfrage über ihre Stellung zu

dem Karlsruher Plane , zunächſt zum Bau einer Bahn über Bretten

nach Eppingen war ein günſtiger Beſcheid erteilt worden unter der Vor⸗

ausſetzung, daß der Staats⸗Bahnverwaltung der Betrieb dieſer Bahn

gegen einen feſten Pachtzins übertragen werde , im übrigen der Kon⸗

zeſſion ähnliche Bedingungen wie bei dem Bau der Mannheim -

Karlsruher Bahn zu Grunde gelegt würden . Dem entſprechend er —

folgte eine Vorlage der Regierung an die Landſtände , aus deren

Beratungen das vom Großherzog am 30 . März 1872 genehmigte
Geſetz hervorging , welches beſtimmte , daß der Bau dieſer Bahn der

Stadtgemeinde Karlsruhe oder andern Unternehmern übertragen



werden könne , und daß der Unternehmer die Bahn der Staats - Bahn⸗

verwaltung zum unbeſchränkten Betriebe gegen Bezahlung eines jähr⸗
lichen Pachtzinſes von 4½ des Anlagekapitales zu überlaſſen

ö habe. Am 17 . Juli 1872 konnte der Oberbürgermeiſter in der

Sitzung des Gemeinderates mitteilen , daß Oberbaurat Sexauer als

Regierungskommiſſär für den Bahnbau ernannt ſei . Eine weitere

Mitteilung am 31 . Juli gab bekannt , daß auf Anſuchen des Ge —

meinderats und auf Antrag der Generaldirektion der Staatsbahnen
vom Handelsminiſterium genehmigt worden ſei , daß Bezirksbahn —
Ingenieur Möglich für die zu bauende Eiſenbahnlinie die erſte Ab —

ſteckung und Nivellierung wie die erſten zur endgiltigen Beſtimmung
der Trace und der anzulegenden Stationen nötigen Vorarbeiten vor⸗

nehme. Im Monat Auguſt erfolgte auch ſeitens des Reichskanzler⸗
amtes vom Standpunkt des allgemeinen Verkehrs und der militäriſchen
Intereſſen die Zuſtimmung zu dem Bahnprojekt Durlach - Bretten⸗

Eppingen mit etwaiger Fortſetzung der Bahn von Eppingen nach
Heilbronn .

Im Oktober 1873 wurden die Projektierungsarbeiten begonnen
und im Jahre 1874 fortgeſetzt , in letzterem auch die Pläne und

Koſtenberechnungen für die ganze Bahn faſt vollſtändig beendigt .
Dabei mußten jedoch, da die Verhandlungen über die württembergiſchen
Bahnanſchlüſſe bei Bretten und Eppingen noch nicht zum Abſchluſſe
gekommen waren , die für dieſe Orte in Betracht kommenden Bahn⸗

ö ſtrecken und Bahnhofanlagen einſtweilen noch ausgeſchloſſen bleiben .

Für die Vorarbeiten dieſer Bahn bewilligte am 21 . November

1873 der Bürgerausſchuß einen Vorſchußkredit von 200000 fl. , der

am 17 . April 1874 auf 250000 fl. erhöht wurde . Mit Ausarbeit⸗

ung der Pläne und Koſtenberechnungen für die Hochbauten wurde

von der Generaldirektion der Staatsbahnen die Rheiniſche Baugeſell —
ſchaft in Karlsruhe beauftragt .

Die weitere Fortführung und Vollendung des Bahnbaues er⸗

folgte erſt in den nächſten Jahren .

Im Jahre 1872 ſuchte Oberbürgermeiſter Lauter einem anderen

Eiſenbahnprojekte die Wege zu ebnen , welches die Erbauung einer

Nebenbahn nach Ettlingen mit Halteſtellen in Rüppurr , Ettlingen und

bei der dortigen Spinnerei und Weberei in ' s Auge faßte . Dieſe Al b⸗
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thal - Bahn ſollte ihre Fahrten nach Bequemlichkeit und nach Be⸗

dürfnis des Publikums von Karlsruhe und Ettlingen und der

dortigen Fabriken einrichten , auch mit den Ettlinger Steinbrüchen

durch ein Nebengeleiſe verbunden werden , damit die Karlsruher Bau⸗

handwerker raſcher und billiger zu den Bauſteinen gelangen könnten ,

welche bei der neuerdings herrſchenden Bauluſt in großen Maſſen

nötig werden , und die Karlsruher den Bergen des Albthales näher

gebracht würden . Der Gemeinderat , dem in der Sitzung vom

1. Februar 1872 der Oberbürgermeiſter über dieſe Pläne berichtete ,

erſuchte dieſen , die Angelegenheit weiter zu verfolgen . Aber in

Ettlingen fand das Projekt keinen Anklang . Am 22 . Mai mußte

Oberbürgermeiſter Lauter anzeigen , daß der Bürgerausſchuß in

Ettlingen die Beteiligung der dortigen Stadtgemeinde an dem Bau .

einer Eiſenbahn Karlsruhe - Ettlingen abgelehnt habe . Es hat lange

Zeit bedurft , um die Ausführung dieſes Planes zunächſt bis Ettlingen
und ſpäter bis Herrenalb , wovon damals auch ſchon die Rede war ,

zur Verwirklichung zu bringen .

Im September des Jahres 1872 fing ein im ganzen Land ver⸗

breitetes Gerücht , daß der Verkauf der badiſchen Staatseiſen⸗

bahnen an die Berliner Discontogeſellſchaft beabſichtigt ſei, auch in

Karlsruhe an , die Gemüter zu beunruhigen . Am 14 . September fand in

der Schuberg' ſchen Gartenhalle unter ſehr ſtarker Beteiligung eine

Verſammlung ſtatt , welche ſich mit dieſem Gerüchte beſchäftigte . Nach⸗

dem die Gemeinderäte Lang und Morſtadt , Partikulier Küentzle und

Kaufmann Herlan ſich mit Entſchiedenheit gegen den Verkauf der

Staasbahnen erklärt hatten , machte Miniſterialrath Nicolai die Mit⸗

teilung , daß allerdings der Regierung ein Anerbieten gemacht worden

ſei , welches zu einer eingehenden Prüfung Veranlaſſung gegeben

habe, die indes noch keineswegs beendigt ſei— Die Verſammlung fand

ſich durch dieſe Mitteilung nicht beruhigt und beauftragte das Komitee,
welches dieſe Verſammlung berufen hatte , auch fernerhin in Thätig⸗

keit zu bleiben und in Verbindung mit Geſinnungsgenoſſen im ganzen

Lande Unterſchriften zu einer Erklärung an das Staatsminiſterium

gegen den Verkauf zu ſammeln . In ſeiner nächſten Sitzung vom

17 . September beſchäftigte ſich auch der Gemeinderat mit dieſer

Frage , und es wurde beſchloſſen , für die nächſte Sitzung einen hier⸗
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auf bezüglichen Antrag vorzubereiten , der auch am 28 . September
eingebracht und begründet wurde . Der Gemeinderat erklärte ſich
grundſätzlich gegen den Verkauf der Staatsbahnen und beſchloß eine

Eingabe an die Regierung mit der Bitte zu richten , ihre Stellung
zu der Angelegenheit in der Sffentlichkeit bekannt zu geben und vor

einer etwaigen Entſcheidung Gutachten der Induſtriellen und des

Handelsſtandes zu erheben . Die Antwort der Regierung erfolgte
ſehr bald darauf durch eine Mitteilung in der Karlsruher Zeitung ,
welche zu der Erklärung ermächtigt war , daß die zunächſt nach der

finanziellen Seite hin angeordnete Prüfung des von der Diskonto —

geſellſchaft vorgelegten Planes der Bildung einer badiſchen Staats⸗

eiſenbahn - Geſellſchaft , ſowie anderweite allgemeine Erwägungen das

Staatsminiſterium zu der Entſcheidung veranlaßt haben , auf die über⸗

reichten Vorſchläge nicht einzugehen .

Bei der verhältnismäßig großen Ausdehnung der Stadt Karlsruhe
von Oſten nach Weſten und dem regen Verkehr mit den nach dieſen
beiden Weltgegenden gelegenen Nachbarſtädten Durlach und Mühl —
burg war mit der Steigerung des Verkehrs der Wunſch nach einer

ſtändigen Verbindung dieſer Endpunkte , die gleichzeitig auch dem

Inneren der Stadt zugute kommen mußte , hervorgetreten . Am 22 .

Juli 1869 ſchloß die Großh . Waſſer - und Straßenbau - Inſpektion —

da der ganze Straßenzug zu den Staats - ( gewöhnlich genannt Land—⸗)

Straßen gehörte — mit Herrn Lewis Wells Broadwell , Fabrikanten
aus Nordamerika , einen Vertrag über den Bau und Betrieb einer

Pferdebahn von Durlach über Karlsruhe nach Mühlburg ab .

Broadwell bildete ein Gründungskomitee für eine Aktiengeſellſchaft mit

einem Kapital von 185000 fl. in 370 Aktien zu 500 fl. Die Renta —

bilität des Unternehmens wurde auf 17 vom Hundert berechnet . Der

Mitunternehmer G. A. Buhl regte die Beteiligung der Stadtgemeinde
an . Der Bürgerausſchuß beſchloß , daß die Gemeinde ( ob mit Aktien

oder in anderer Form , wurde anheimgeſtellt ) ſich an dem Unternehmen
mit einem Betrage bis zu 10000 fl. beteiligen dürfe . Während noch
die durch die Zahl der dabei in Betracht kommenden Behörden ſehr
umſtändlichen Verhandlungen ſchwebten , ohne zu einem Ergebnis zu

führen , trat der Ausbruch des 1870er Krieges der Ausführung des

Planes hindernd entgegen . Der Gedanke , dieſen Plan zu verwirklichen ,
2⁴
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mußte aber immer wieder hervortreten . Im März 1872 trat ein Unter⸗

nehmer aus Berlin an das Handelsminiſterium mit der Bitte um die

Erlaubnis zur Errichtung einer Pferdebahn in Karlsruhe heran , und

auf die Mitteilung des Miniſteriums an den Gemeinderat richtete dieſer

am 3. April an ſeinen Vorſitzenden das Erſuchen , mit dem Unternehmer
in Verhandlungen zu treten . Im Mai d. J . wurde einer Geſell —

ſchaft aus Genf geſtattet , behufs Erbauung einer Pferdebahn techniſche

Prüfungen dahier vorzunehmen . Im Laufe des Herbſtes brachte
dann Oberbürgermeiſter Lauter in der Kreisverſammlung die Aus —

führung einer Pferdebahn von Durlach durch Karlsruhe nach Mühl —

burg aus Kreismitteln in Anregung , die jedoch ohne Ergebnis blieb .

Aber der unermüdliche und vor Hinderniſſen nicht zurückſchreckende

Eifer Lauters ließ den für den Verkehr der Stadt Karlsruhe ſo

bedeutungsvollen Plan nicht aus den Augen . Er veranlaßte nun —

mehr den Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer - und Straßenbauamtes ,

Ingenieur Lang , einen Bericht zu erſtatten und legte ihn am 12 . März
1873 dem Gemeinderate vor . Dieſer umfangreiche und intereſſante

Bericht erbrachte den Nachweis , daß die Unternehmer ohne Zuſchuß
der in Betracht kommenden Gemeinden nur mit ganz geringen Zinſen
arbeiten könnten . Zur weiteren Behandlung des Gegenſtandes wurde

eine Kommiſſion gebildet , der unter dem Vorſitz des Oberbürger —

meiſters die Gemeinderäte Leichtlin , Morſtadt und Stüber ange —⸗

hörten . Zu dieſer Kommiſſion wurden ferner die Bürgermeiſter von

Durlach und Mühlburg und , als beratendes Mitglied , Ingenieur

Lang beigezogen . Erſt in dem letzten Abſchnitt unſerer Stadtgeſchichte
wird über die Verwirklichung des ſo lang erörterten Planes zu

berichten ſein.

Bis zur Eröffnung der oben angeführten Eiſenbahnen , welche

Karlsruhe mit der Nachbarſchaft verbanden , war , wie früher , der

Verkehr mit dieſen durch Eilwagen , Poſt⸗ und Privat⸗Omni⸗

buſſe vermittelt worden und wurde es auch jetzt noch in den Richt⸗

ungen , nach welchen keine Schienenwege beſtanden , beſonders auch nach

Ettlingen und Herrenalb . Die Omnibusgeſellſchaft , welche den Ver —

kehr zwiſchen der Stadt und dem Bahnhofe vermittelte , wurde ſchon
im Jahre 1855 aufgelöſt und dieſer Verkehr fortan nur durch

Droſchken vermittelt , von denen im Jahre 1864 zwei zur Verfügung



der mit den ( damals nur zwei) Nachtzügen Ankommenden an den

Bahnhof beordert wurden . Mit der Steigerung des Bahnverkehrs

vermehrte ſich auch die Zahl der Nachtdroſchken . Der Verein der

Omnibusführer übernahm die Gepäckbeförderung an den Bahnhof
und errichtete hiefür mehrere Meldeſtellen in der Stadt .

Wie für das geſamte Verkehrsweſen , ſo war auch für die

örtlichen Einrichtungen von Poſt und Telegraphen die im

Jahre 1854 erfolgte Ernennung des Oberpoſtrats Zimmer zum

Direktor der Verkehrsanſtalten von Bedeutung . Noch in das gleiche
Jahr fällt die Einrichtung des Nachtdienſtes auf der Telegraphen —
ſtation Karlsruhe . Im Jahre 1858 wurde das Telegraphenbureau
vom Bahnhof in das Dienſtgebäude der Generaldirektion der Ver —

kehrsanſtalten in der Kreuzſtraße verlegt , wo auch ein Poſtbureau
eröffnet wurde . Auf dem Bahnhofbureau wurden fortan nur noch
Telegramme von Reiſenden angenommen . Im gleichen Jahre wurden

auch Freicouverte eingeführt , für die ein die Koſten der Anfertigung
deckender geringer Zuſchlag erhoben wurde . Dieſer Zuſchlag fiel vom

Jahre 1862 an hinweg und fortan wurden die Freicouverte nur zum

Taxwerte verkauft , zu 3, 6, 9, 12 und 18 kr . Vom 1. Oktober 1862

an betrug die Taxe für einfache Briefe im inneren Verkehre des

Großherzogtums nur noch 3 kr . Die Beſtellgebühr von 1 kr . für
Briefe und Kreuzbandſendungen wurde aufgehoben . An Stelle der

Abgabegebühr für dieſe Sendungen trat eine Packgebühr . Vom

1 . Januar 1867 an wurden im badiſchen Poſtverkehr Poſtanweiſungen
eingeführt , die Taxe betrug bis zu 100 fl. 6 kr . Im Jahre 1868

wurden einige weitere Briefladen in der Stadt angebracht , deren

Geſamtzahl nun 8 waren .

Mit dem Übergang der Poſt an das Reich am 1. Januar

1872 waren manche Anordnungen verbunden , welche in der Ein⸗

wohnerſchaft Unzufriedenheit erregten . In den „Karlsruher Nach⸗
richten “, in welchen die Klagen aller mit ſtaatlichen oder ſtädtiſchen
Einrichtungen Unzufriedenen niedergelegt zu werden pflegten , erſchien

in der dritten Nummer des Jahres 1872 unter der Überſchrift
„„Stadtpoſtaliſche Übelſtände “ eine Zuſammenſtellung ſolcher mehr

oder weniger berechtigten Klagen über tief eingreifende , alle Schichten
24 *
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der Bevölkerung , beſonders beim Jahreswechſel , nahe berührende

Vorſchriften , wie jene über den Gebrauch der Poſtmarken , das zu⸗

läſſige Gewicht der Briefe , Verſendung von Druckſachen , Behandlung

von Poſteinzahlungen u. ſ. w. , insbeſondere aber über deren durchaus

ungenügende Veröffentlichung . Wenn dabei auch über den Haupt⸗

aufgebeort der Briefe , an dem zugleich Marken gekauft , Scheine⸗

erhoben , Auskunft verlangt , Poſtanweiſungen gekauft und geſchrieben,
Ein⸗ und Auszahlungen gemacht und noch gar manche andere Dinge

verrichtet werden , und andere ſchon unter der badiſchen Verwaltung

oft gerügte Mißſtände ſcharf hervorgehoben wurden , ſo trug an dieſen

jedenfalls die Reichspoſt⸗Verwaltung keine Schuld , mit der ſich denn

auch die Karlsruher Einwohnerſchaft bald befreundete . Durch den

Ankauf des Haßlinger ' ſchen Hauſes am Friedrichsplatz im Juli 1872

konnte ſchon manchen in den unzureichenden Räumen des Poſt⸗

gebäudes in der Kreuzſtraße beſtehenden Mißſtänden abgeholfen werden .

Im Oktober ſiedelte die Telegraphenexpedition aus dem Schulhauſe

in der Spitalſtraße , wohin ſie wegen Raummangels im Poſtgebäude

verlegt und ungünſtig genug untergebracht war , in das von der

Reichs ⸗Telegraphenverwaltung angekaufte ehemals Baudirektor
Fiſcher ' ſche Haus in der Herrenſtraße , das zugleich Sitz des Tele⸗

graphendirektors wurde , über .

Die durch das Kaiſerliche Poſtamt bei Eintritt des Winters

erfolgte Anſtellung eines Landbriefträgers zur Beſorgung der Poſt⸗

ſendungen an außerhalb des Stadtbezirkes , jedoch in unmittelbarer

Nähe der Stadt wohnende Adreſſaten , wurde — wegen dadurch er⸗

folgender raſcher Beſtellung der Briefſendungen in wie außerhalb

der Stadt — als ſehr zweckmäßig begrüßt .

Handel , Induſtrie und Gewerbe .

Das am 15 . Oktober 1862 in Wirkſamkeit getretene Gewerbe⸗

geſetz für das Großherzogtum Baden vom 20 . September d. J .

hob die Innungsrechte auf. Damit hörten auch die auf den

bisherigen kaufmänniſchen Vereinigungen beruhenden Handelskammern
unſeres Landes und ſo auch die Karlsruher Handelskammer auf

zu beſtehen . Ihre Geſchäfte wurden im Auftrage des Karlsruher

Handelsſtandes von den früheren Handelskammermitgliedern einſt⸗
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weilen fortgeführt , bis ſich im Jahre 1863 an Stelle des ehemaligen

Handelsvereines aus Mitgliedern des Karlsruher Handels⸗ und

Fabrikſtandes , nach Maßgabe des Art . 24 Abſ. 2 des Gewerbe⸗

geſetzes, eine Handelsgenoſſenſchaft bildete . Ihre Satzungen

erhielten am 25 . September die Staatsgenehmigung , wie auch die

Überlaſſung des Vermögens des ehemaligen Handelsvereines an die

neue Genoſſenſchaft von der Staatsbehörde gutgeheißen wurde .

Die Leitung der Geſchäfte wurde einem Ausſchuß von 10 Mit⸗

gliedern übertragen , welcher von ſämtlichen Genoſſenſchaftsmitgliederu
aus ihrer Mitte gewählt wurde und den Titel führte : „ Handels⸗
kammer der großherzoglichen Reſidenzſtadt Karls⸗

ruhe “ . Alle zwei Jahre hatte ſich auf Grund ihrer Satzungen die

Handelskammer zur Hälfte zu erneuern ?) .

Nicht alle hieſigen Kaufleute und Fabrikanten gehörten der

Handelsgenoſſenſchaft an . Von 240 im Jahre 1865 im Firmen⸗

regiſter eingetragenen Firmen waren nur 178 Mitglieder der

Handelsgenoſſenſchaft , 1875 von 400 nicht mehr als 180 . Im

Jahre 1869 fand eine Durchſicht der Satzungen der Handelskammer

ſtatt , die von da an den Titel „ Handelskammer der Stadt

Karlsruhe “ führte und aus 12 Mitgliedern beſtand . Obwohl die

Handelskammer ſich viele Mühe gab, dem Handelsſtande mancherlei

Anregung zu bieten , ſo ſchon im Winter 1863 durch Veranſtaltung
von Vorleſungen des Miniſterialdirektors a . D . Dr . Chriſt aus

Heidelberg über die Umgeſtaltungen , welche in Staat und Geſetzgebung ,
in Handel und Induſtrie vor ſich gehen und in ihrer Entwickelung be⸗

griffen ſind , wurde immer wieder darüber geklagt , daß die Teilnahme
des Handelsſtandes an ſeinen wichtigſten Intereſſen eine ſehr geringe

ſei. Als Beiſpiel ſei darauf hingewieſen , daß bei der General⸗

verſammlung der Handelsgenoſſenſchaft am 11 . Mai 1874 außer
den Mitgliedern der Handelskammer nur noch 4 andere Herren an —

weſend waren . Erſt ſeit der Neubildung der Karlsruher Handelskammer im

Jahre 1863 wurden zuerſt alljährlich , ſpäter je nach Ablauf mehrerer

Jahre Berichte über Handel und Verkehr , über Fabrik - ⸗Induſtrie und

) Vgl . Jahresbericht der Handelskammer für den Kreis Karlsruhe für

1880 , welcher auch die Namen der Mitglieder aus den Jahren 1863 —75

enthält .
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über verſchiedene dem Geſchäftskreiſe der Handelskammer angehörende⸗

oder naheſtehende Gegenſtände und Vorgänge veröffentlicht “) .

Dem erſten Berichte entnehmen wir nachſtehende Worte :

„ Die Einführung des Gewerbegeſetzes und des Geſetzes über Nieder⸗
laſſung und Aufenthalt , welche mit dem 15. Oktober 1862 in Wirkſamkeit
traten , wurde von dem Handelsſtande mit Freuden begrüßt , denn der Handel

gedeiht , wie in ſeiner Natur liegt , je beſſer , je freier er ſich bewegen kann .

Wir glauben aber , daß auch die Induſtrie und das Handwerk über die Ein⸗

führung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit ſich nicht zu beklagen

haben werden . . . . . Thatſache iſt es , daß ſich in unſerer Stadt in der

jüngſten Zeit ein erfreulicher Aufſchwung bemerklich gemacht hat . Wir ſehen

einen regen , friſchen gewerblichen Verkehr , die Stadt vergrößert ſich , die Ein⸗

wohnerzahl vermehrt ſich in einer Progreſſion , wie wir es ſeit vielen Jahren

nicht mehr wahrgenommen haben . Wir geben zu, daß bei dieſer erfreulichen
Erſcheinung noch andere Faktoren mitwirken . Allein wir glauben nicht zu irren ,

wenn wir behaupten , daß das Geſetz über Gewerbefreiheit und Freizügigkeit

daran ſeinen wohl bemeſſenen Anteil hat . “

Die Richtigkeit dieſer Bemerkungen ergiebt ſich aus dem Inhalt

der weiteren Handelskammerberichte , welche eine fortdauernde Zu —

nahme auf dem Gebiete des Handels und der Induſtrie in Karls⸗

ruhe nachweiſen .

Für das Jahr 1863 ſtellt der im März 1864 erſtattete Bericht

eine erhebliche Zunahme des Verkehrs in Staats - und Indu⸗

ſtriepapieren , der in Karlsruhe längſt von Bedeutung war , in

den letzten 10 Jahren feſt. Auf den hieſigen Wechſelverkehr
übten die durch Karlsruher Mittel und Intelligenz hier und in der Um⸗

gegend ins Leben gerufenen großen induſtriellen Unternehmungen

einen befruchtenden Einfluß aus . Der Colonialwarenhandel ,

den Ausgangs des 18 . Jahrhunderts mehrere Großhandlungen da⸗

hier ſchwunghaft betrieben , der aber in den erſten Jahrzehnten des

19 . Jahrhunderts wieder abgenommen hatte , gewann neuen Auf⸗

ſchwung , als ſich die hieſigen Spediteure , deren ausgedehntes Geſchäft

durch die Eiſenbahnen beeinträchtigt worden war , auf den Colonial⸗

warenhandel WWarten
und die umliegenden Länder bereiſen ließen ,

Wir müſſen uns dübanf beſchränken, 115 Berichten, die in den

Jahren 1864 , 1865 , 1866 , 1868 und 1873 für die Jahre 1863 —72 erſtattet
wurden , eine Reihe beſonders charakteriſtiſcher Mitteilungen und Zuſammen⸗

ſtellungen über den Stand von Handel , Verkehr und Induſtrie in

zu entnehmen . 33
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ſo daß Karlsruhe im Zucker und Kaffee der Schweſterſtadt Mannheim
den Rang ſtreitig machte , im Handel mit Waghäusler Zucker, wegen

der größeren Nähe von Waghäuſel , ſogar einen kleinen Vorteil

gegen Mannheim gewann . Im Manufakturwaren - Handel
nahm Karlsruhe die erſte Stelle in Baden ein , die hieſigen Groß —

handlungen ließen außer Baden die angrenzenden Länder bereiſen
und die nicht zu entfernt wohnenden Detailiſten kamen hierher , um

ihre Einkäufe zu machen. Ebenſo nahm der Kurzwaren - Handel
en gros in den letzten Jahren weſentlich zu . Seit Einführung der

Gewerbefreiheit fand eine große Zunahme von Detailgeſchäften in

dieſem Geſchäftszweige ſtatt . Die hier gewerbsmäßig betriebenen

Weinhandlungen ſetzten hier und in der Umgegend jährlich
ungefähr 12000 Ohm Wein , hauptſächlich badiſche Weine ab, die

Ausfuhr nach Norddeutſchland , England und Amerika war nicht
unbedeutend , nach dem Norden aber durch die hohe Übergangsſteuer
beeinträchtigt . Franzöſiſche Weine , beſonders Champagner , wurden

in großer Menge bezogen , doch begannen auch badiſche und rheiniſche

Schaumweine Eingang zu finden .
Der Verbrauch von Bier ( „das nach und nach bei uns zum

Handelsartikel wird “) ſtieg fortwährend . 1863 wurde in Karlsruhe

Bieroctroi auf 3 205 200 Maß erhoben . Vom hieſigen Bier wurden

473737 Maß aus⸗ , 324000 Maß fremdes Bier wurden eingeführt .
Von Mehl wurden (ea. von Württemberg ) in der hieſigen

Mehlhalle 8 575869 Pfd . eingeführt und davon 8312805 Pfd .
in Karlsruhe verzehrt . Das ausgehende Mehl ( 263 064 Pfd . ) ver⸗

teilte ſich hauptſächlich in die Umgegend von Karlsruhe . In Luxus⸗

waren nahm Karlsruhe , wie der Augenſchein der Magazine zeigte ,
die erſte Stelle im Lande ein . Auch in Modewaren , Teppichen ,

Quincaillerie , Eiſen , Papier , Leder und Spielwaren war der Handel

bedeutend.
Hinſichtlich der Fabrikinduſtrie ſtand die Maſchinenbau⸗

geſellſchaft an der Spitze . Ihre Neugeſtaltung im Beginn der

1850er Jahre , bei welcher ſich die Großh . Regierung durch Über⸗

nahme einer größeren Zahl von Aktien beteiligt hatte , bewährte ſich

raſch . Der Umſchlag , der 1859 - 60 ſich auf 860000 fl. belaufen

hatte , erhob ſich in den nächſten Jahren auf 1085000 , 1407000

und 1862 —63 auf 1513000 fl . ; die Arbeitslöhne ſtiegen im gleichen
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Zeitraume von 150000 auf 328000 fl. Die Zahl der beſchäftigten
Arbeiter betrug durchſchnittlich 830 Mann . Unter den gelieferten
Fabrikaten waren im Betriebsjahre 1862 —63 : 28 Lokomotiven ,
135 Eiſenbahnwagen und ſonſtiges Material für Eiſenbahnen ,
mehrere Dampfmaſchinen , Lokomobilen , Werkzeugmaſchinen , Trans -

miſſion⸗, Guß⸗ und Schmiedeſtücke . Neben dieſer Fabrik waren noch
die Maſchinenfabrik von Gſchwindt und Zimmermann
und die Eiſengießerei von Nerlinger und Sene ca zu nennen .

Die in ſchwunghaftem Betrieb ſtehende Eiſenbahnwagenfabrik
von Schmieder und Mayer beſchäftigte in der Regel 160 bis

170 Arbeiter . Dieſe Firma betrieb auch eine Dampfſägemühle .
Die Karlsruher Filiale der Großen Pariſer Silberfabrik von

Chriſtofle u. Co . verkaufte ihre Erzeugniſſe an ſilbernen und

vergoldeten Beſtecken und Tafelgeräten in Deutſchland , der Schweiz
und Sſterreich . Die Produktion des Jahres 1863 ( unter Verwendung
von 1200 Pfd . reines Silber ) erreichte die Summe von 280000 fl.
Die Zahl der Arbeiter , für welche die Fabrik eigene Wohnungen
erbaut hat , betrug im Durchſchnitt 24 Arbeiter und 30 Arbeiterinnen

( Polierinnen ) .
Die 1850 gegründete Seidenbandfabrik von Mondt und

Nemnich beſchäftigte ca . 150 Arbeiter und Arbeiterinnen , 1863

erzeugte ſie ca . 100000 Stück Seidenband . Die älteſte der hieſigen
Tabakfabriken , jene von Chr . Griesbach , ſchon im 18 . Jahr⸗
hundert begründet , welche über 100 Arbeiter beſchäftigte , verband

mit der Fabrikation von Rauch - und Schnupftabak einen Handel mit

Pfälzer Tabakblättern von bedeutendem Umfang . Von eigenem Fabrikat

ſetzte ſie jährlich etwa 8000 Zentner Rauch - und Schnupftabak und

4 bis 5 Millionen Cigarren ab . Die vor einigen Jahren mit einem

Aktienkapital von 1 Million Gulden errichtete badiſche Geſell⸗
ſchaft für Tabaksbau und Handel dahier kam gleich nach
ihrer Gründung in ungünſtige Umſtände und hatte anfänglich mit

großen Schwierigkeiten zu kämpfen . Ihre Ausſichten hatten ſich in⸗

zwiſchen verbeſſert . Im Betriebsjahre 1863 wurden 20000 Zentner
Tabak verkauft , die eigene Ernte betrug 14 bis 15000 Zentner
( darunter 1000 Zentner aus dem der Geſellſchaft gehörigen Gut

Lilienthal ) . Sie beſchäftigte durchſchnittlich 250 Arbeiter , Arbeiterinnen

und Taglöhner . Die 1857 in Durlach gegründete , 1859 hierher
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verlegte Cigarrenfabrik von Rudolf Heilbronner beſchäftigte durch⸗
ſchnittlich 30 Arbeiter und 60 Arbeiterinnen und erzeugte jährlich
5 bis 6 Millionen Cigarren aus pfälziſchem und amerikaniſchem
Tabak . Die beiden Eſſigfabriken erzeugten beiläufig 300 Fuder

Eſſig im Werte von ca . 45000 fl. Die Karlsruher Möbel —

fabrikation , verbunden mit dem Tapeziergeſchäft , beſchäftigte , ſo—
weit auch dieſes fabrikmäßig betrieben wurde , ca . 150 Arbeiter mit

einem Umſchlag von 250000 bis 300000 fl. und hatte ſich in den

letzten Jahren ſo ſehr vervollkommnet , daß ſie den Wettbewerb mit

den beſten auswärtigen Fabriken aufnehmen konnte . Weiterhin ver⸗

dienten Erwähnung die Brückenwagenfabrik von Ruppert , die

Korbflechterei von Döring , die Parafinpapierfabrik und

die Pauspapierfabrik der Gebrüder Leichtlin , das kürzlich von

Pforzheim hierher verlegte Geſchäft in edeln Metallen von

Siebenpfeiffer und die neu gegründete Sieb - und Draht⸗
gewebefabrik von P. Bayer .

Für die Verhältniſſe des Karlsruher Handelsſtandes im Jahre
1864 war die Errichtung eines Handelsgerichtes auf Grund

des § 4 des Geſetzes über die Gerichtsverfaſſung vom 19 . Mai 1864

von Bedeutung . Hiefür hatte ſich der hieſige Handelsſtand mit allen

Stimmen ausgeſprochen und die auswärtigen zum Karlsruher Amts⸗

gerichtsbezirk gehörigen Kaufleute hatten ſich für den Anſchluß ihrer
Wohnſitzgemeinden an dieſes Gericht entſchieden . Dee Erneuerung
der Zollvereinsverträge , ebenſo wie die Ermäßigung des Zoll⸗
vereinstarifs in Folge des Handelsvertrages mit Frankreich wurden

von allen Einſichtigen begrüßt . Unter dem Drucke der durch den

deutſch⸗däniſchen Streit drohenden Kriegsgefahr und ſpäter der an

den Hauptmärkten Europas hervortretenden Geldkriſis litt auch in

Karlsruhe der Aufſchwung der Geſchäfte . Doch war der Privat —
verkehr in fremden Staatspapieren und Wechſeln ſehr
lebhaft . Das Kolonialwarengeſchäft hatte kein ſehr günſtiges
Ergebnis zu verzeichnen , der Engros - Handel in Manufaktur —
waren verlief befriedigend , bis Mitte September eine Verflauung
eintrat , die Baumwollekriſis und die finanzielle Kriſis in England
ſchädigte den Handel mit Baumwollewaren , aber auch der Ver⸗

kauf in Wollwaren war in den letzten Monaten ſchwächer als

ſonſt . Der Kurz - und Modewarenhandel erfreute ſich ſteter



Zunahme , beſonders in Folge der neu eröffneten Eiſenbahnver⸗

bindungen mit Pforzheim und der Pfalz . Der Umſchlag in Eiſen⸗

waren betrug ca . 500000 fl . Von Fabriken finden wir zum

erſten Mal anfgeführt die Lederwarenfabrik von Ch. Weiſe

u. Co . ( 25 Arbeiter , Umſchlag ca . 50000 fl. ), die Chemiſche

Fabrik von Otto Pauli bei Rüppurr ( 45 Arbeiter , Hauptfabrikat
gelbblaues Kali , Erzeugung chemiſchen Düngers im Entſtehen) .

In dem Berichte über das Jahr 1865 wird die günſtige

Wirkung der neuen Handelsverträge anerkannt , das anerkennende Urteil

über die Gewerbegeſetzgebung von 1862 erneut und bekräftigt . Es

wird feſtgeſtellt , daß die Klagen über all zu große Beläſtigung durch

den Hauſierhandel in unſerer Stadt verſtummt ſeien , wogegen die

berechtigten Klagen der anſäſſigen Kaufleute über unzureichende

Heranziehung der Beſitzer ambulanter Warenlager zur Staats⸗

und ſtädtiſchen Steuer fortbeſtehen . Auf Grund eines Mehrheits —

beſchluſſes ſprach ſich die Karlsruher Handelskammer für Aufhebung

des Patentſchutzes aus .

Der Handel in Kolonialwaren litt auch im Jahre 1865

durch den knappen Geldmarkt und den hohen Diskont . Der hieſige

Platz wurde auch durch die Eröffnung des Hafens in Maxau und

die Überbrückung des Rheines für den Steinkohlenhandel ſehr

geeignet gemacht . Im Hafen von Maxau kamen im Jahre 1865 in

96 Schiffen 582 876 Zentner Ruhrkohlen an , worunter 144 400

Zentner für den Eiſenbahndienſt , der Reſt für die Karlsruher Kohlen⸗

handlungen . In Folge der Gewerbefreiheit entſtanden in hieſiger

Stadt viele neue mechaniſche Werkſtätten . Hiedurch und durch

die Karlsruher Maſchinenfabriken ſteigerte ſich der Bedarf an

Eiſen und Eiſenwaren beträchtlich . Außer den ſchon früher

genannten wurden neu aufgeführt die Nähmaſchinenfabriken von

Haid und Neu ( 24 Arbeiter , ca . 400 Maſchinen im Preis von 100

bis 120 fl. ), und von Oreans ( 12 Arbeiter , täglich 2 Maſchinen

im Preiſe von 20,50 und 70 fl.). Neu gegründet wurde im Juli

1865 unter der Firma Lang u. Cie . eine Cementwarenfabrik

( Anfertigung von Waſſerleitungsröhren , Bodenplatten , landwirtſchaft⸗
lichen Gegenſtänden und architektoniſchen Verzierungen ) . Die 1859

gegründete Parfümeriefabrik von F. Wolff und Sohnerlhielt ,

trotz dem durch den neuen Zollvertrag erhöhten Wettbewerb , ihren Um⸗
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ſatz auf der Höhe des Jahres 1863 (ca. 55 000 fl . ). Die ſeit 21 Jahren

hier beſtehende Chokolade - und Bonbonfabrik von Fellmeth

( 6 Maſchinen nach franzöſiſchem Syſtem mit Anwendung von Dampf⸗

kraft ) hatte 1865 einen Bedarf von ca . 100 Ballen Cacaobohnen und

ca . 25 Fäſſern Zucker. An Rübenzucker bezog der hieſige Platz von

Waghäuſel 1026 Fäſſer und ca . 15380 Zentner zum Durchſchnitt —
preis von 28 fl. Der Umſchlag an Weinen wurde auf ca . 12000

Ohm ( ea 8000 auf das Inland , ca . 4000 auf den Zollverein und

das Ausland kommend ) geſchätzt. Der Verbrauch deutſcher Schaum⸗
weine war in ſteter Zunahme begriffen . Bedeutende Zunahme zeigte⸗
der Handel in fertiger Kleidung und Wäſche , die wohlbekannte

Tuch- und Leinwandhandlung von Jakob Stüber hatte ſich den Handel
mit fertigen Betten beigelegt und damit beſonderen Anklang ge —

funden . Die Handſchuhfabrik von Ludwig Weil hatte 14000

Dutzend Paar Handſchuhe im Betrage von ca . 130000 fl. erzeugt .
Der Verkauf von Papieren an Druckereien , Engros - und Detail - ⸗

geſchäfte , Behörden war fortwährend im Zunehmen begriffen . Eine

Spezialität des Papiergeſchäfts , die Fabrikation von Pauspapier ,
war hier heimiſch geworden ( 2 Fabriken , nur 8 bis 10 Arbeiter ,

Erzeugung von ca . 800000 bis 1 Million Quadratfuß , im Werte

von 8000 bis 10000 fl.). Durch Neubau und Maſchinen⸗Einrichtungen
wurde die Tapetenfabrik von L. Kammerer vergrößert ( 40
Arbeiter , Umſatz ca . 40000 fl . ).

An der Auswanderung des Kapitals nach Amerika nahm auch

Karlsruhe zum Nachteil der gewohnten Anlagen in inländiſchen Fonds
— von welchen es ſeit Jahren Hauptkäufer war — teil . Der

Wechſelverkehr war nicht minder erheblich als im Vorjahre , ob⸗

gleich die Verlegung des Wohnſitzes der badiſchen Geſellſchaft für

Zuckerfabrikation von hier nach Mannheim dem hieſigen Platze einen

namhaften jährlichen Wechſelumſatz entzog . Der Umſtand , daß ein

großer Teil des badiſchen Landes einen namhaften Teil ſeiner

Geldbedürfniſſe von Karlsruhe bezog, unſere Stadt aber wieder auf

Frankfurt angewieſen war und dieſer Platz im Herbſt 1865 den

hieſigen Anforderungen nicht in dem Maße genügen konnte , als es

der ſteigende Geſchäftsverkehr wünſchenswert machte , ließ mehr als

je den Mangel einer inländiſchen Zettelbank empfinden .
Die politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1866 veranlaßten ein Zu⸗



ſammenfaſſen der Berichte über die Fortentwicklung von Handel und

Induſtrie Karlsruhes während der Jahre 1866 und 1867 . Wie

ſchon früher klagte auch in dem Berichte , den ſie im April 1868

erſtattete , die Handelskammer darüber , daß ihr nicht in dem ge —

wünſchten Umfang ausführliche und erſchöpfende Mitteilungen über

ſämtliche Handels - und Induſtriezweige der Stadt zukamen .

Erſt im Jahre 1867 trat , auf dringendes Anſuchen der Handels —

kammer , endlich das Handelsgericht in Thätigkeit . Am 4. Oktober

wurde die Wahl der Handelsrichter unter großer Beteiligung ſeitens

des hieſigen Handelsſtandes vorgenommen , während nur wenige der

außerhalb Karlsruhe wohnenden Wähler erſchienen . Von den durch
die Wahl vorgeſchlagenen Kaufleuten wurden durch den Großherzog

am 29 . November 1867 für das Handelsgericht Karlsruhe - Pforzheim “ )
2 Handelsrichter und 4 Stellvertreter derſelben ernannt , darunter

aus Karlsruhe G. Müller als Handelsrichter , A. Haas und B.

Schweig als Stellvertreter . Die Ernannten wurden durch den Vor —

ſitzenden des Gerichtshofes , Kreisgerichtsrat Heimerdinger , in feier⸗

licher erſter öffentlichen Sitzung am 2. Januar 1868 beeidigt und

ſomit der Gerichtshof conſtituiert . Zum Zwecke der Vorbereitung der

Mitglieder der Handelsgenoſſenſchaft für das Verfahren vor den

Handelsgerichten gewann die Handelskammer den Anwalt Dr . Dreyer

zur Abhaltung von Vorträgen über Handelsrecht , welche am 16 .

November begannen und einen glänzenden Erfolg hatten .

Die Anſicht , daß Maxau als Stapelplatz für Steinkohlen

ſich vorzüglich eigne, wurde durch die bedeutende Zunahme der in

den Jahren 1866 ab Maxau verladenen Kohlen gerechtfertigt : 18bb :

2 884771 und 1867 : 4 372 813 Zentner gegen 582 876 im Jahre

1865 . Die Unſicherheit der politiſchen Verhältniſſe ſowie die ſchlechte
Ernte des Jahres 1867 trugen die Schuld , daß die mechaniſchen

Werkſtätten und Maſchinenfabriken viel weniger Roheiſen

verbrauchten als in den Vorjahren . Die Maſchinenbaugeſellſchaft

beſchäftigte in den beiden Jahren 932 bezw . 773 Arbeiter , erzielte

eine Produktion von 1607 475 bezw. ca . 1400000 fl., ſtellte 37 ( 32 )

) Zu deſſen Bezirk tamen ſeit dem 1. Mai 1872 noch die Gebiete der

Amtsgerichte Raſtatt und Baden einſchließlich des früheren Amtsgerichtes

Gernsbach .
5
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Lokomotiven und 114 ( 160 ) Güterwagen , verſchiedene Maſchinen
und Maſchinenteile für Eiſenbahnen und Privatinduſtrie , außerdem
aber auch Kriegsmunition , Kanonen und Geſchoſſe her. 1867 wurden

ca . 350 000 fl. Arbeitslöhne bezahlt . In der Wagenfabrik von

Schmieder und Mayer wurden 260 ( 350) Perſonen - und Güterwagen ,
120 ( 45 ) Laffetten , Munitionswagen und ſonſtige Artilleriefuhrwerke
zu einem Durchſchnittsbetrag von ca . 500000 fl. jährlich bei einer

Arbeiterzahl von ca . 250 Mann gefertigt . Die Kochherdfabrik
von L. Wagner erzeugte 1866 : 235 Herde verſchiedener Größe im

Werte von 48 —600 fl. ( 15 Arbeiter , Umſatz ca . 30000 fl.).
Der Verbrauch von Mehl ſteigerte ſich beträchtlich , der Umſatz

vou Wein und die Erzeugung von Bier ging nicht unerheblich zurück .
Der Manufakturwarenhandel litt 1866 durch den Krieg ,
1867 durch die Luxemburger Frage , auch wirkte in letzterem Jahre
der durch die geringe Ernte und den mittelmäßigen Wert des Wein⸗

ertrages herbeigeführte Geldmangel ſtörend auf das Geſchäft ein .

Auch für das Papiergeſchäft war 1866 ein ſchlechtes Jahr , nicht
minder litt unter den politiſchen Verhältniſſen das Möbelgeſchäft —

Dagegen war der Betrieb der Dampfſägemühle von Schmieder
und Mayer ein ſehr lebhafter ( in jedem Jahr wurden ca . 2500

Stämme geſchnitten ) .
Erſt im Jahre 1873 erſchien der fünfte Bericht der Handels⸗

kammer , der die Jahre 1868 —1872 umfaßte und reicher als ſeine

Vorgänger mit ſtatiſtiſchem Material ausgeſtattet iſt . Er ſtellte die

lebhafte Fortdauer der nach Einführung der Gewerbefreiheit im Er —

werbsleben entſtandenen Bewegung feſt. Zu deren Folgen zählte ,
auch das von den geſetzgebenden Gewalten gewährte Kaalitionsrecht ,
welches der Arbeiterſtand in ausgiebigſter Weiſe zur Erzielung
größerer Löhne und geringerer Arbeitszeit benutzte , wodurch auch Ver⸗

einigungen der Arbeitgeber zum Schutze ihrer Intereſſen hervor —
gerufen worden waren .

Der Petition des Vereins deutſcher Ingenieure , mit welcher der

Entwurf eines Patentgeſetzes dem Bundesrat des Deutſchen
Reiches vorgelegt wurde , ſchloß ſich die Karlsruher Handelskammer
an . Auch für die Verleihung eines Geſetzes zum Schutze für
Muſter ſowie gegen Nachahmung von Kunſtwerken trat ſie ein .

Die große Bedeutung der glorreichen Erfolge des deutſch —



franzöſiſchen Krieges für Handel und Induſtrie machte ſich auch in

Karlsruhe geltend . Er kam u. a. auch in dem Güterverkehr der

hieſigen Eiſenbahnſtation zum Ausdruck , der ſich von 905 057 Zentner

im Jahre 1864 , 2165 802 im Jahre 1869 , auf 4234136 Zentner

im Jahre 1872 erhöhte . Die günſtige Lage des hieſigen Platzes

an einem bedeutenden Knotenpunkte vieler Eiſenbahnen , das Vor⸗

handenſein günſtigen Baugeländes übten ihre Anziehungskraft aus

und geſtatteten die Feſtſtellung namhafter Vermehrung der Zahl .

unſerer Induſtriellen und Handeltreibenden . Die ſtädtiſche Rhein⸗

bahn verlud ab Maxau im Jahre 1868 : 4604 192 , im Jahre 1871 :

5990085 Zentner Steinkohlen , ein einziges der hier beſtehenden

Steinkohlengeſchäfte “) ( C. W. Roth ) ſetzte 1870 86000 Zentner Ruhr⸗

kohlen , in 11 Schiffen , 1872 : 225000 Zentner in 34 Schiffen be⸗

zogen , um und bezog durch die Bahn 1870 : 20000 Zentner , 1872 :

60000 Zentner Saarkohlen , in dieſem Jahre außerdem noch 1000

Zentner böhmiſche Kohlen .

Die bedeutenden Aufträge , welche unſere großen Fabriken er⸗

halten hatten , und die erhöhte Bauthätigkeit blieben während der

Jahre 1871 und 72 nicht ohne günſtige Einwirkung auf den Geſchäfts⸗

gang . Als beſonders erfreulich zeigte ſich, daß auch hier die An⸗

wendung des Eiſens zu Gebälken mehr und mehr aufkam . Die

Maſchinenbaugeſellſchaft Karlsruhe erhöhte ihre Produktion

von 1190968 fl. im Jahre 1867/68 auf 1945314 im Jahre

1871/72 , die Zahl der von ihr gebauten Lokomotiven wuchs in der

gleichen Zeit von 35 auf 60 , die der Güterwagen von 136 auf 180 ,

die Zahl der Arbeiter von 648 auf 875 Mann , die Höhe der be —

zahlten Löhne wuchs von 256200 auf 406309 fl. Das Aktien⸗

kapital wurde ſeit 1870 von 1000000 auf 1250000 fl. erhöht und

dieſe Erhöhung zur einer erheblichen Erweiterung der Fabrik ver⸗

wendet . 1873 beſchäftigte dieſe Fabrik über 1000 Arbeiter . In

der Nähmaſchinenfabrik von Haid und Neu wurden 18b8 :

1240 , 1872 : 8625 Maſchinen ,bei einer durchſchnitltichen Arbeiterzahl
von 125 bis 155 Mann , verkauft . Die 1865 gegründete Cement⸗

waren⸗Fabrikvon Dyckerhoff und Widmannbefaßte ſich mit

Anfertigung aller Arten von Cementwaren aus reinem Kiesſand und

*) Die übrigen gaben der Handelskammer keine Mitteilungen .

i

eeeeeee

239



ffff

— 383 —

beſtem Portlandeement . Beſchäftigt waren 1872 45 —50 Arbeiter ,
die verarbeiteten Rohſtoffe erreichten ein Gewicht von 80000 , die

aus dieſen hervorgegangenen Arbeiten von 45000 Zentner ; außer⸗

halb der Fabrik wurden etwa 5000 Quadratmeter Cementguß - Böden
und Verputze verſchiedener Dicke angefertigt . In der chemiſchen
Fabrik von Pauli blieben die bedeutendſten Fabrikate gelbes blau⸗

ſaures Kali und künſtliche Dünger . Die Bezüge des hieſigen Platzes
an Petroleum für Verbrauch und Handel erreichten jährlich ca .

6000 Faß und verſprachen noch weitere Vermehrung . Die im Jahre
1868 gegründete Fabrik in Parfümerie - und Toiletten - Artikeln
von Wolff und Schwindt erhöhte ihren Abſatz von 1868 ( 28 000 fl . )

auf 81700 fl. im Jahre 1872 . Von den Karlsruher Bierbrauern

wurden im Jahre 1872 12004 113 Liter Bier gebraut und da⸗

für 93 947 fl. 27 kr . Steuer bezahlt . Die Aus - und Einfuhr glichen
ſich ungefähr aus .

Der deutſch⸗franzöſiſche Krieg war auch für den Manufaktur⸗
warenhandel von großer Bedeutung , auch die Umſätze in Mer⸗

cerie - und Modewaren erhöhten ſich erheblich beſonders unter dem

Einfluſſe der großen Zunahme des Fremdenverkehres ; zu den Be⸗

wohnern der Umgebung von Karlsruhe traten nun auch jene der

Pfalz und des Elſaſſes als regelmäßige Käufer hinzu . Die Fabrik

geſchnitzter Holz - Galanteriewaren aller Art von Chriſtian
Weiſe u. Cie . beſchäftigte 14 Hilfsmaſchinen und ca . 70 Arbeiter , ſie

verarbeitete 1872 Roh - und Hilfsmaterialien im Wert von 27000 fl .
im Gewicht von ca . 800 Zentner und vergabte an Arbeitslöhnen ca .

36000 fl. Die 1869 gegründete Glacéhandſchuhfabrik von

Ellſtätter u. Cie . mit eigener Gerberei und Färberei beſchäftigte 1872

durchſchnittlich 50 männliche Gehilfen und ca . 300 Näherinneu . Sie

erzeugte ca . 14000 Dutzend Glacéhandſchuhe feinſter Sorte im Werte

von 240000 fl. Die Produktion der Paraffin - Pauspapier⸗
Fabrik von Gebrüder Leichtlin wuchs , dem Bedürfnis ent⸗

ſprechend , ſo bedeutend , daß die Erbauung einer ganz neuen Fabrik nötig
wurde . In den letzten Jahren wurden ca . 236000 Quadratmeter

fertiges Papier erzeugt . 12 bis 15 Arbeiter verarbeiteten in einem

Jahre ca . 260 Zentner Rohſtoffe . Die Möbelfabrikation war

ſo umfangreich geworden , daß ſie als eine Specialität unſeres Platzes
bezeichnet werden konnte . Der Umſatz der Möbelfabrik von Gebr .
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Himmelheber , die 87 Arbeiter beſchäftigte , hatte 1872 einen Umſatz

von 123000 fl.
Die Umſchläge im Geld - und Wechſelverkehr , Kreditweſen und

Bankfache überhaupt hatten in den letzten Jahren nicht nur zu⸗

genommen , ſondern eine ungeahnte Höhe erreicht . Die Zeit der

Gründungen hatte auch hier zu größeren Schöpfungen aufgemuntert .

Es waren jedoch nur die reichen Bankfirmen , die mit den größten

Kapitaliſten ihre Mittel vereinigten , um die Induſtrie zu unterſtützen ,

lebensfähige Etabliſſements zu gründen , ſowie durch Ankauf von

Bauplätzen zur Hebung und Förderung von Handel und Induſtrie
und zur weiteren Entwickelung der lang zurückgebliebenen Reſidenz —

ſtadt ſegensreich zuſammenzuwirken.
Mehr als je zeigte ſich das Bedürfnis einer Notenbank im

Großherzogtum Baden im Jahre 1866 , als das Land während

mehrerer Wochen von dem ſüddeutſchen Geldreſervoir Frankfurt a . M.

abgeſchnitten war . Die Gründung der Badiſchen Bank mit dem

Hauptſitz in Manheim erfolgte im März 1870 . Im November
wurde in Karlsruhe eine Zweigniederlaſſung derſelben errichtet , und

der Bericht der Handelskammer von 1868 —72 ſtellte feſt, daß ſie

hier bedeutende Umſätze habe. Im April 1872 gründete auch die

Rheiniſche Kreditbank , die ebenfalls ihren Hauptſitz in Mannheim ,

hat , hier eine Zweiganſtalt unter der Firma „Filiale der Rheiniſchen

Kreditbank “ ,von welcher ſchon nach der kurzen Thätigkeit bis zur

Erſtattung obigen Berichtes geſagt werden konnte , daß ſie reichlich

beſchäftigt ſei .

Die im Jahre 1835 gegründete Allgemeine Verſorgungsanſtall “)

hatte ſich allmählich zu einem großen Geldinſtitut emporgeſchwungen ,

welchesdem Handel und Gewerbebetrieb der Stadt Karlsruhe und

des ganzen Landes weſentliche Dienſte leiſtete. Das Hauptgeſchäft

dieſer auf Gegenſeitigkeit beruhenden Anſtalt beſtand noch im Anfang
der 1860er Jahre darin , daß gegen Kapitaleinlagen Renten gewährt

wurden, welche nach den Rechnungsergebniſſen mit den Jahren des

Einlegers allmählich , in bedeutendem Maße jedoch erſt nach Er⸗

reichung eines höheren Alters wachſen. Bis zum Schluſſe des Jahres

1863 waren 52957 ſolche Einlagen mit einer Einzahlung von

) Vgl . Band 2 S . 412 f.
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6175 776 fl. gemacht worden . Dieſer Betrag hatte ſich durch die

alljährlich zugeſchriebenen Einnahmeüberſchüſſe auf 7376818 fl. er⸗

höht , während ſeit Gründung der Anſtalt im Ganzen 4609 892 fl.

an Renten ausbezahlt worden waren . Allmählich hatte die Anſtalt

einen ſolchen Umfang gewonnen , daß ſie zugleich den Charakter einer

Hypotheken - und Hinterlegungsbank erhielt . Andererſeits aber trat

das Bedürfnis immer ſtärker hervor , die Geſchäftsthätigkeit der An⸗

ſtalt durch Eröffnung neuer Vertragsformen den Anforderungen der

neuen Zeit anzupaſſen . Es war unbedingt geboten , die verſchiedenen

Formen der Lebens⸗ und Altersverſicherungen zuzulaſſen und eine

Sparkaſſe zu eröffnen . Zu dieſem Behufe mußten auf Grund um—⸗

faſſender Studien über das Verſicherungsweſen neue Satzungen feſt⸗

geſtelltt und mit den früheren in der Art verbunden werden , daß

ohne Gefährde der Mitglieder der urſprünglichen Anſtalt auch die

neuen Vertragsformen Eingang finden konnten . Die Ausarbeitung

dieſer Satzungen und ihre überzeugende Vertretung in den Be —

ratungen des Verwaltungsrates und des Ausſchuſſes war das

bleibende Verdienſt des Geheimerats Freiherrn von Stengel , der

an Stelle des zum Präſidenten des Oberſtiftungsrates ernannten

Forſtdirektors Ziegler , der ſein Amt bei der Verſorgungsanſtalt

niedergelegt hatte , 1861 die Direktion im aktiven Verwaltungsrat

dieſer Anſtalt übernahm , zu deren Gründern er gehört und deren

Leitung er von 1836 —1848 beſorgt hatte . Kurze Zeit nachher trat

auch der langjährige Präſident des Ausſchuſſes , Geh. Rat von Stoeſſer

von dieſer Stelle zurück und erhielt einen Nachfolger in Staatsrat

Vogelmann .
Die neuen Satzungen , an deren Entwurf ſich durch umfaſſende

Arbeiten auch der um dieſelbe Zeit aus dem Verwaltungsrat ausge —

tretene Staatsrat Hoffmann beteiligt hatte , wurden in einer General⸗

verſammlung am 29 . Oktober 1863 angenommen und erhielten am

28 . Mai 1864 die landesherrliche Genehmigung Nach dieſen

Satzungen dehnte die Verſorgungsanſtalt ihren Geſchäftskreis vom

1. September 1864 an auf zlle in neuerer Zeit üblich gewordenen
Arten der Verſorgungs - und Lebensverſicherungsverträge aus und

eröffnete neben der bereits beſtehenden Hinterlegungskaſſe (bei der am

Schluſſe des Jahres 1863 2256592 fl. hinterlegt waren ) als

Nebenanſtalt eine Sparkaſſe . Sie erbot ſich ferner , auf Aufforderung
2⁵



386

Kinderverſorgungsvereine und andere Arten von Tontinen zu bilden .

Die Eröffnung der Aufbewahrungsanſtalt , des Escompt - und Giro —

geſchäftes blieb vorerſt noch ausgeſetzt .

Im Jahre 1865 erhielt die Anſtalt , deren erweiterter Geſchäfts —

kreis die Ausdehnung des Geſchäftsbetriebes im Ausland notwendig

machte, die hierzu erforderliche ſtaatliche Genehmigung in Bayern ,

Württemberg , Königreich Sachſen , Großherzogtum Heſſen und den

Schweizerkantonen Bern und Graubündten und war bemüht , ſo—

wohl in dieſen Ländern als auch in Naſſau , Kurheſſen , Mecklenburg ,

Frankfurt , im Elſaß , in Bremen und Zürich , wo der Geſchäftsbetrieb

frei gegeben war , Hauptagenturen zu errichten . Im Jahre 1866 er —

hielt ſie dieſe Genehmigung auch für das Königreich Preußen . Da —

zu kamen ſpäter noch eine Anzahl kleinerer Staaten Norddeutſchlands .

Hatte die Anſtalt bei verſchiedenen Kriſen , insbeſondere auch der

des Sommers 1867 , ſtets allen Anſprüchen an die Hinterlegungskaſſe

prompt und pünktlich zu genügen vermocht , ſo führte ſie auch während

des deutſch - franzöſiſchen Krieges ihre Geſchäfte ohne Unterbrechung

fort . Eine Nebenanſtalt eigener Art entſtand dadurch , daß durch das

Geſetz vom 29 . Juli 1870 die Verſorgungs - Anſtalt ermächtigt wurde ,

Darlehens⸗Kaſſenſcheine auf Inhaber bis zum Betrag von 3 Millionen

auszugebens ) . Dieſe Scheine wurden gegen Fauſtpfand und liegen —

ſchaftliche Sicherheit ausgegeben , ſo daß dadurch die Anſtalt voll⸗

kommene Deckung erhielt . Durch dieſe Kaſſenſcheine trug die Ver⸗

ſorgungsanſtalt weſentlich dazu bei , Gemeinden und Privatperſonen ,

welche in der Zeit des Krieges nur mit den größten Opfern Dar —

lehen erhalten konnten , in ihrem Kredit zu befeſtigen . Sie wurden

— dank dem Vertrauen in die Geſchäftsführung der Anſtalt —

überall gleich dem Staatspapiergeld und den bewährteſten Banknoten

angenommen .

Die Einlöſung dieſer Scheine , von denen bis zum 30 . Juni 1871

für 2 400000 fl. ausgegeben worden waren , begann am 1. Juli 1872

und hatte bis Ende dieſes Jahres die Höhe von 216000 fl., bis Ende

Juni 1875 von 2005000 fl. erreicht . Nach Art . 18 des Reichsmünz —

geſetzes durften die Darlehen - Kaſſenſcheine „da ſie nicht auf Reichs⸗

währung lauteten , noch bis 1. Januar 1876 im Umlauf bleiben ,

) Vgl . oben S . 166 .
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während die geſetzliche Einlöſungspflicht der Anſtalt noch bis zum

31 . Dezember 1877 dauerte .

Die nach der Rechnung von 1874 gefertigte Überſicht über

das Vermögen der Anſtalt und deſſen Verwaltung ergibt als eigene
Einnahmen 446 900 fl., Verwaltungsaufwand 58 086 fl . , Aktivvermögen
792644 fl. Von den Verwaltungsorganen trat im Laufe des Jahres
1869 Staatsrat Vogelmann vom Präſidium des Ausſchuſſes zurück
und wurde durch Geh. Rat Dr . Dietz erſetzt , welchen , nach deſſen

Ableben im Oktober 1870 , Geh. Referendär Muth erſetzte. An

Stelle des im September 1870 verſtorbenen Frh . von Stengel wurde

Geh. Rat Dr . Junghanns Direktor des Verwaltungsrates . Als

dieſer im Jahre 1874 von ſeinem Amte zurücktrat , wurde Geh—
Rat Muth ſein Nachfolger , an ſeine Stelle trat als Präſident des

Ausſchuſſes Miniſterialrat Dr . Bingner . Den langjährigen Kaſſier

Broglie erſetzte der bisherige Controleur Kirchgeßner .

Im Herbſt 1873 wurden die erſten Reichs - Silbermünzen
in den Verkehr gebracht , und zu Beginn des Jahres 1874 machte ſich
in den Räumen der Großherzogl . Münzſtätte ein ſehr geſchäftiges
Leben bemerkbar . Von morgens 7 Uhr bis meiſt in die tiefe Nacht
waren 38 Perſonen mit Ausprägung der neuen Reichsmünzen be —

ſchäftigt .
Die Ausſicht auf die nicht mehr ferne verpflichtende Einführung

der neuen Währung lockte allmählich die alten Metallwertſtücke aus

ihren Verſtecken hervor . Eine Menge Münzen aus aller Herren
Ländern war im Umlauf und es galt , ſie mit Vorſicht zu betrachten ,
denn bei vielen wurde der Verſuch gemacht , ſie zu höherem als dem

wirklichen Werte umzuſetzen .
An den ſtaatlichen Einlöſungskaſſen drängte man ſich, die Gold —

und Silbermünzen wie auch die Staatsnoten umzutauſchen , ehe ſie

ihre Giltigkeit verloren . Unter den Münzen waren manche, deren

man ſich in weiten Kreiſen beſonders bei feſtlichen Anläſſen , bei

Bezahlung von Honoraren und Trinkgeldern mit Vorliebe zu bedienen

pflegte , die Kronenthaler , die ( ganzen , halben oder viertels - ) Con —

ventionsthaler , die preußiſchen Friedrichsd ' or und die Dukaten , Geld —

ſorten , die manche , beſonders des älteren Geſchlechtes ungern ver —

ſchwinden ſahen . Eine „die Einführung der Reichsmarkrechnung be —

25
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treffende “ Verordnung des Finanzminiſteriums aus dem Juli 1874

gab eine Zuſammenſtellung der neben den Reichsmünzen bis zur

Außerkursſetzung in Geltung bleibenden Münzen des 52½¼ bezw.

24½ Guldenfußes und der bis auf Weiteres als geſetzliches

Zahlungsmittel geltenden Münzen des Thalerfußes und eine Be —

rechnung ihres Wertes im Verhältnis zur neuen Reichswährung .

Der Umtauſch der alten Münzen in ſolche der neuen Währung ver⸗

zögerte ſich indes , weil die Prägung der Reichsmünzen nicht ſo raſch

von ſtatten gehen konnte als der Wunſch der Bevölkerung nach ihrer

Erwerbung es vorausſetzte .

Eine Folge der Einführung des Gewerbegeſetzes von 1862 war

die Auflöſung der Zünfte . Zu dieſer Zeit beſtanden in Karls⸗

ruhe 27 Zünfte : der Bäcker , der Bierbrauer und Küfer , der Borden —

wirker und Knopfmacher , der Buchbinder , der Dreher , Glaſer und

Bürſtenmacher , der Gürtler und Zinngießer , der Hafner , der Hut —

macher , der Kammmacher , der Kübler , der Kürſchner , der Maurer , der

Metzger, der Nagelſchmiede , der Säckler , der Seiler , der Seifenſieder ,
der Sattler , der Schloſſer , Büchſenmacher und Uhrenmacher , der

Schmiede , der Schneider , der Schreiner , der Schuhmacher , der

Strumpfſtricker , der Wagner , der Weber , der Zimmermeiſter . Alle

dieſe Zünfte hatten Zunft⸗ und Geſellenkaſſen . Im Laufe der erſten

Hälfte des Jahres 1863 wurden vom Bezirksamt für die einzelnen

Zünfte Tagfahrten zur Beſchlußfaſſung über die Verwendung des —

Vermögens jeder Zunft anberaumt . Das Vermögen der großen

Mehrzahl dieſer Zünfte war ſehr unbedeutend . Über das größte

verfügten die Maurer ( 1153 fl . ), demnächſt kamen die Schloſſer

( 210 fl.), die Bierbrauer ( 100 fl. 47 kr. ), die Schmiede ( 83 fl. 56 kr. );

die Vermögen der übrigen bewegten ſich zwiſchen 37 und 6 fl., drei

hatten überhaupt kein Vermögen , eine Zunft hatte eine Überſchuldung
von 8 fl. 54 kr. , welche von den Mitgliedern gedeckt wurde . Von dem

Vermögen der Maurerzunft erhielt je ein Dritteil das Pfründnerhaus ,
das Waiſenhaus und die Maurergeſellen - Krankenkaſſe , die übrigen Zünfte

überwieſen ihr Vermögen , nach Deckung der Schulden , den Kranken —

kaſſen ihrer Geſellen , dem ſtädtiſchen Krankenhaus , dem Vincentius⸗

haus , der Diakoniſſenanſtalt , dem Waifenhaus ; die Zunft der Knopf⸗

macher bildete aus ihrem Vermögen von 31 fl. eine Krankenkaſſe
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für die Poſamentiergehilfen . Die Inventargegenſtände der einzelnen

Zünfte wurden in einer öffentlichen Verſteigerung ausgeboten , und

bei dieſer wurden auffallend geringe Erlöſe erzielt . So wurden u. a.

nach Ausweis der Akten für die Vereinsfahne und einen Schild

der Kammmacherzunft , welche Gegenſtände einen Inventarwert von

110 fl. hatten , bare 24 kr . erlöſt .
Die Akten und Rechnungen der Zünfte wurden auf Verlangen

den einzelnen Bevollmächtigten derſelben zurückgegeben , die nicht ab⸗

geholten Akten und Rechnungen aber vertilgt .

Durch den Wegfall der beengenden Zunftſchranken wurde der

regſamen Thätigkeit ein günſtiges Feld eröffnet . In den größeren

Gewerben zeigte ſich bald eine erhöhte Geſchäftsausdehnung , während

allerdings die Thätigkeit der kleineren Gewerbebetriebe auch fortan

zunächſt gedrückt und beſchränkt blieb .

In den Jahren 1863 —1866 haben ſich in Karlsruhe nur 4

gewerbliche Genoſſenſchaften gebildet : die (bereits erwähnte )

Handelsgenoſſenſchaft , die Bäckergenoſſenſchaft , die Bierbrauergenoſſen⸗
ſchaft und der freie Verein der Schuhmachermeiſter .

Die Meſſe , die auch jetzt noch, wie ſeit langen Jahren , auf

dem Schloßplatze zu Beginn der Monate Juni und Oktober durch

ihre Verkaufs - und Schaubuden eine große Menſchenmenge aus der

Stadt und Umgegend heranzog , wurde nach und nach von weiteren

Kreiſen der Bevölkerung mit geringerem Wohlgefallen als früher

betrachtet . Schon im Jahre 1865 wurden ſeitens der Hausbeſitzer

des vorderen Zirkels Klagen gegen die Aufſtellung von Möbeln und

ſonſtigen Verkaufsartikelnn in den Bogengängen ihrer Häuſer laut .

Dieſe wurden fortan regelmäßig vorgetragen , beſonders lebhaft im

Jahre 1871 , ſo daß der Gemeinderat ſich veranlaßt ſah, dem un⸗

leugbaren Mißſtande näher zu treten und im Herbſt dieſes Jahres

für Abhaltung der Möbelmeſſe vor den Bogengängen des Zirkels

Vorſorge zu treffen . Im gleichen Jahre wurde aber auch zunächſt

in der Preſſe und nicht ohne Lebhaftigkeit die Frage erörtert , ob

die Meſſen überhaupt in neuerer Zeit , namentlich in größeren Städten ,

noch ein Bedürfnis ſeien. Vorteile und Nachteile der Gewerbs⸗ und

Handelsleute einer - , der Conſumenten anderſeits , wurden eingehend

erwogen . Zu den wirtſchaftlichen Erwägungen trat aber auch noch
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eine gemütliche Regung hinzu , welche — in Erinnerung an die alt⸗

hergebrachte Gewohnheit — für die Fortdauer der Meſſe eintrat

und den Städtebewohnern „die mannichfaltigen Genüſſe “ der Meſſe

erhalten ſehen wollte . Im Jahre 1872 trat in die Erörterung ein

neues Moment herein , die Notwendigkeit einer Verlegung der Meſſe .
Im Mai d. J . erhielt der Gemeinderat durch die Großh . Hof⸗

domänen - Intendanz die Mitteilung , daß der Großherzog beabſichtige ,
den Schloßplatz mit ſchönen Anlagen zu verſehen und daß daher
die Meſſe nicht mehr auf demſelben abgehalten werden könne . Nach

längeren Beratungen wurde in der Sitzung des Gemeinderates vom

8. Mai beſchloſſen , die Meſſe vorläufig längs der Langenſtraße , den

Möbelmarkt in der Karlſtraße längs des Gräfl . Langenſteiniſchen
Gartens , den Geſchirrmarkt auf dem Akademieplatz abzuhalten und

für die Schaubuden den Ludwigsplatz hinter der Infanteriekaſerne

zu beſtimmen , ſodann das Gr . Bezirksamt zu erſuchen , für Schau —

buden die Erteilung der Erlaubnisſcheine möglichſt zu beſchränken ,

namentlich ſolche zurückzuweiſen , deren Schauſtellungen entweder

gegen die gute Sitte verſtoßen oder lediglich nichts bieten , alſo einen

reinen Betrug des Publikums beabſichtigen , endlich das übliche

Muſicieren höchſtens bis 9 Uhr abends zu geſtatten . Die Durch —

führung dieſer Beſchlüſſe — zum erſten Male bei der Frühjahrs⸗

meſſe 1872 — fand wohl nur , ſoweit die letzteren Punkte in

Betracht kamen , die allgemeine Billigung ; viele alte Karlsruher
weinten den Reizen der Aufſtellung der Meß - und Schaubuden auf
dem Schloßplatz heiße Thränen nach, und mit der Zerſplitterung des

früher auf engerem Raume Vereinten wollten Viele ſich nicht ein —

verſtanden erklären . Die Herbſtmeſſe 1872 rief noch lebhaftere⸗

Außerungen des Bedauerns hervor . Die „Karlsruher Nachrichten “,

welche als wohlgeſinntes Familienblatt natürlich nicht tadeln wollten ,

daß „ deren Phyſiognomie in Folge der vom Bezirksamt und für —

ſichtigen Gemeinderat noch rechtzeitig getroffenen Schutzmaßregeln .
eine entſchieden anſtändigere geworden ſei “, fanden trotzdem , daß ſie

„die Merkmale kläglichen Dahinſcheidens eines der galoppierenden ,

Schwindſucht Anheimgefallenen auf dem abgezehrten Antlitz zur Schau

trage “ . „ Mit ihrer Verlegung vom Schloßplatze nach der Langen —

ſtraße und dem Ludwigsplatze “ — heißt es dann weiter — „hat unſere

alte , ehedem ſo lieb gewordene Karlsruher Meſſe ihren gemütlichen
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Charakter abgeſtreift und iſt zu dem geworden , was ſie heute iſt ,

zum Zerrbilde ehemaliger Schönheit , zum Daxlander Jahrmarkt im

vergrößerten Maßſtabe . Nicht ohne Wehmut können wir der ehe—

maligen Meßmontage gedenken ; was iſt der heutige dagegen ? “ Auch

im Gemeinderat war man von der jetzigen Geſtaltung der Meſſe

nicht all zu ſehr befriedigt . Aus ſeiner Mitte ging der Antrag

hervor , die Dauer der Meſſe abzukürzen und zur Abwechslung auch

andere Stadtteile bei der Wahl des Platzes zu berückſichtigen ; er

wurde zur Prüfung einer Kommiſſion überwieſen .

Im Juni 1873 wurde vom Gemeinderat die gänzliche Ab —

ſchaffung der Meſſe , allenfalls die Verkürzung ihrer Dauer auf
8 Tage mit 2 Sonntagen und die Beſchleunigung des Auf - und

Abſchlagens der Buden in Erwägung gezogen , zunächſt eine Befragung
der Handelskammer , des Gewerbevereins und einzelner Geſchäfts⸗
treibenden angeregt und ſchließlich beſchloſſen , die Entſcheidung dem

Bürgerausſchuß anheimzuſtellen . In der Preſſe trat gegenüber der

Frageſtellung „ Meſſe oder keine Meſſe ? “ die Neigung , für fernere

Beibehaltung derſelben , jedoch mit nur achttägiger Zeitdauer , immer

ſtärker hervor . Der Gewerbeverein gab ſein Gutachten dahin ab,

daß die Meſſe mit neuntägiger Dauer ( von Sonntag bis zum zweiten

darauffolgenden Montag ) beizubehalten und mit derſelben Volksfeſte

zu verbinden ſeien. Mit der Beſchränkung der Dauer der Meſſe

auf 9 Tage erklärte ſich am 21 . November 1873 auch der Bürger⸗

ausſchuß einverſtanden . Eine der lauteſten Klagen der Bewohner

des Ludwigsplatzes hatte ſchon im Frühjahr d. J . Abhilfe gefunden ,
indem Menagerien und andere beſonders ſtörende Schaubuden auf

Wenn auch als Centralanſtalt für das ganze Land beſtimmt ,

war doch die Landesgewerbehalle von beſonderer Bedeutung und

Wichtigkeit in erſter Reihe für die örtlichen Intereſſen von Gewerbe

und Induſtrie in Karlsruhe . Nachdem ſchon im Jahre 1863 von

dem Handelsminiſterium eine , die Errichtung dieſer Anſtalt betreffende

Vorlage an die Kammern gelangt war , wurde ſie am 23 . Mai 1865

eröffnet . Zur Erreichung ihrer Zwecke — die Angehörigen des

Großherzogtums mit den Fortſchritten der Technik im Allgemeinen
bekannt zu machen und dadurch zu weiterer Entwickelung der Induſtrie
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halle eine permanente Ausſtellung und eine Bibliothek e

Sammlung gewerblicher Adreſſen aufgelegt , techniſcher

von 11 —12 ) und von 2 bis 4 Uhr dem Publikum
geöffnet wurden , entſprach durchaus den Erwartungen .
waltung lag — unter Oberleitung des Geh. Referendärs

erweitert habe, daß der Kenntnis ihres Daſeins und

zu deſſen Förderung ſie vornehmlich gegründet worden

Wirkſamkeit zu erhöhen , gab ſeit Anfang des Jahres

ſchiedener Art zu geben beſtimmt war .

Bis Ende des Jahres 1873 wurde die Ausſtellung

und der Geſamtwert der ausgeſtellten Gegenſtände betrug

27000 jährlich , von 1870 —73 auf durchſchnittlich 25

während einer Reihe von Wochen . 1874 wurde die

von 34 242 fl. beſchickt von 33 374 Perſonen beſucht .

gewerbehalle von 959 Firmen ( darunter 561 aus Karlsr

im Lande anzuregen und dann der heimiſchen Induſtrie zu vermehrtem
Abſatz ihrer Erzeugniſſe zu verhelfen — wurde in der Landesgewerbe —

rrichtet , eine

Rat erteilt ,

auch wurden öffentliche Vorleſungen in Ausſicht genommen . Der

Beſuch der Ausſtellungsräume , die täglich von 10 bis 12 ( Sonntags
unentgeltlich

Die Ver⸗

Dr . Dietz
vom Gr . Handelsminiſterium in den Händen des Profeſſors Dr .

Meidinger . Schon 1867 konnte der Bericht der Handelskammer
ſagen , daß ſich der Wirkungskreis der Landesgewerbehalle ſichtlich

der von ihr

verfolgten Zwecke immer mehr in den Teil der Bevölkerung dringe ,
war . Ihre
1867 Prof .

Meidinger ein Monatsblatt unter dem Titel „Badiſche Gewerbezeitung “
heraus , welches die geſamte Thätigkeit der Landesgewerbehalle zur

öffentlichen Kenntnis zu bringen und gewerbliche Mitteilungen ver —

der Landes⸗

uhe) beſchickt
214819 fl . ,

von denen 155 026 fl. auf Karlsruher Ausſteller entfielen . In den

erſten 5 Jahren belief ſich die Zahl der Beſucher auf durchſchnittlich
000 . Dieſe

Zahl wurde 1871 und 1872 überſchritten , die unter derſelben
bleibenden Zahlen erklären ſich im Jahre 1870 aus den Kriegszeiten ,
1873 aus der wegen eines Erweiterungsbaues erfolgten Schließung

Ausſtellung
von 141 Firmen ( 110 aus Karlsruhe ) mit Gegenſtänden im Wert

Die Bücher⸗

ſammlung zählte im Jahre 1874 5014 Bände ( darunter 559 Zeichen —

werke) im Wert von etwa 30000 fl. , auf ihre Vervollſtändigung
wurden jährlich etwa 2 500 fl. verwendet . Durchſchnittlich wurde

ſie täglich von 12 Perſonen beſucht . Die Zahl der ausgeliehenen
Bände erhob ſich 1874 auf 1699 Bände ( darunter 1394 an Ein⸗
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wohner von Karlsruhe ) . Sehr bedeutend erwies ſich die Thätigkeit
der Landesgewerbehalle in ihrer Mitwirkung bei den Arbeiten für
die Beteiligung des Landes an den Weltausſtellungen , erweitert

wurde ſie im Jahre 1870 durch die Einrichtung eines Kurſes für
kunſtgewerblichen Unterricht . Da die urſprünglichen Räume mit

der Zeit nicht ausreichten , wurde 1874 mit einem Aufwande von

35 000 fl. ein Erweiterungsbau aufgeführt .

Für die Gewerbetreibenden war nach wie vor der Gewerbe —

verein anregend und fördernd thätig und in ſeinem Wirken ſeinerſeits

geſtärkt durch die 1857 erfolgte Gründung eines Landesverbandes

aller badiſchen Gewerbevereine . Von ihm ging auch der Gedanke

aus , an Gewerbegehilfen und Lehrlinge für Probearbeiten , die ſie

eingeliefert hatten , Preiſe zu verteilen . Die erſte Preisverteilung

erfolgte im Januar 1861 . Ebenſo zeigte der Verein ſein gemein —

nütziges Streben durch die dem Jahre 1864 angehörende Gründung
eines Stellenvermittlungs - und Arbeitsnachweiſe - Bureaus , das bald

eine erfreuliche und nachhaltige Wirkſamkeit entfaltete . Die Geſellen
und Lehrlinge fanden , wie ſchon früher , Anregung und Belehrung
in den Leſeſälen , die unter der Leitung des Hofrates Gockel während
der Abendſtunden ſich ihnen öffneten und wo ſie gute Bücher fanden ,

zuweilen auch Gelegenheit zur Anhörung gediegener Vorträge erhielten .
Am Schluſſe der Wintermonate pflegte man an die eifrigſten Beſucher
Andenken in Form von Büchern zu verteilen .

Im Frühjahr 1870 zeigte ſich bei einigen Gewerben große

Unzufriedenheit der Gehilfen mit den Arbeitslöhnen . In den

Glaſer⸗ und Schreinergeſchäften verlangten zu Anfang des Maimonats

die Arbeiter eine Lohnerhöhung von 20 vom Hundert . In einer von

den meiſten Arbeitgebern , namentlich auch den großen Möbelfabrikanten ,
beſuchten Verſammlung wurde von nahezu 40 Meiſtern einſtimmig
beſchloſſen , das Verlangen der Arbeiter abzulehnen , nötigenfalls die

auf ihren Forderungen Beſtehenden zu entlaſſen und eher die Werk —

ſtätten in der Vorausſicht zu ſchließen , daß bald fremde Arbeiter

zureiſen und ſich mit den hieſigen Löhnen zufrieden zeigen würden .

Dem Beiſpiel der Glaſer und Schreiner folgten die Schuhmacher ,

fanden aber bei den Meiſtern noch entſchloſſeneren Widerſtand . Dieſe
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machten am 11 . Mai , mit der Bitte um „thunliche Nachſicht “, im

Tagblatt öffentlich bekannt , daß ſie ſich durch die Forderungen ihrer

Gehilfen genöthigt ſähen , ihre Werkſtätten auf unbeſtimmte Zeit zu

ſchließen . Von den Behörden erbaten ſie Hilfe gegen die Verleitung

arbeitswilliger hieſiger und zuziehender Gehilfen , vom Kriegsminiſterium

Überlaſſung einer Anzahl Schuhmacher aus dem Militärſtand auf

kurze Zeit bis zur Hinwegräumung der dringendſten Not . Die

Arbeiter beſtanden zunächſt auf ihren Forderungen und hielten mehrere

Verſammlungen ab, die Schreiner und Glaſer ſtellten am 16 . - Mai

die Arbeit ein . Am 21 . Mai beſchloſſen die Schuhmachergehilfen ,

ihre Arbeit unter den alten Verhältniſſen wieder aufzunehmen , nach—
dem die Meiſter den Beſchluß , binnen 6 Wochen keinen der Arbeits —

einſteller mehr in Arbeit zu nehmen , zurückgenommen hatten . Bei

den Schreinern und Glaſern traten die verheirateten Gehilfen wieder

in Arbeit , die ledigen , die auf ihren Forderungen beſtanden , wurden

entlaſſen . Da allmählich fremder Zuzug kam, konnten gegen Ende

des Mai die Meiſter ihre Geſchäfte wieder in Gang ſetzen. Die

Bewegung griff in den Arbeiterkreiſen nicht weiter um ſich, weil ſie

von auswärtigen Agitatoren noch nicht , wie dieſes ſpäter auch hier
der Fall war , genährt wurde .

Noch in den 1850er Jahren wurde der Plan der Herſtellung
einer Waſſerſtraße vom Rhein nach Karlsruhe wieder auf —

gegriffen “) . In erſter Reihe war dafür im Jahre 1856 der Wieſen —

baumeiſter und ſpätere Oberbürgermeiſter Lauter thätig . Auf

Wunſch der Handelskammer hielt er über dieſe Frage eine Reihe

von Vorträgen , welche in einer Brochüre veröffentlicht wurden . Das ,

Lauter ' ſche Project faßte zwei Richtungen in ' s Auge, nach Leopolds —

hafen die eine , die andere nach Knielingen ; bei der erſten war die

Anlage des Hafens in der Nähe von Gottesaue , die Führung des

Kanales durch den Wildpark geplant , bei der zweiten ſollte die

Schießwieſe die beſte Stelle für den Hafen ſein , der Kanal aus dem

3) Über die früheren Anregungen dieſer Angelegenheit vergl . Bd . 1

S . 479 f. und Bd . 2 S . 108 . Weiterhin die Denkſchriften über die Erbauung
eines Stichkanals vom Rhein nach Karlsruhe und die Erſtellung von Hafen⸗

anlagen bei Karlsruhe von K. A. Schneider und H. Schück , Karlsruhe
1892 und 1894 .



Hafen nach Beiertheim geleitet werden und von da der Alb folgen .
Für die Speiſung des Knielinger Kanals wäre das Waſſer der Alb

in Betracht gekommen , der Leopoldshafener Kanal ſollte entweder

mittels des Steinkanals aus der Pfinz oder mittels des Floßkanals

aus der Alb geſpeiſt werden . Lauter ſelbſt gab der Richtung nach

Knielingen den Vorzug , während die bedeutendſten Rheinſchiffer ſich

für jene nach Leopoldshafen ausſprachen .

Das Erſuchen des Gemeinderates an die Waſſer - und Straßen —

bauinſpeklion Karlsruhe , eine genaue Prüfung und Ausarbeitung des

Lauter ' ſchen Projectes und der Koſtenüberſchläge auf Koſten der Stadt

vorzunehmen , wurde von der Oberdirektion des Waſſer - und Straßen⸗
baues — da es ſich nicht um ein Staatsunternehmen handle —

abgelehnt , dem Gemeinderat vielmehr anheimgeſtellt , das Lauter ' ſche

Project durch einen Ingenieur , zu dem er Vertrauen habe, prüfen zu

laſſen . Zu dieſem Zwecke wandte ſich die Gemeinde an den damaligen
Leiter der Frankfurter Dampf- Schleppſchifffahrts - Geſellſchaft , General —

conſul Rigaud in Frankfurt a. M . um ein Gutachten und die Be —

zeichnung eines im Waſſerbau erfahrenen , zur Beurteilung der

techniſchen Seite und der Koſten des Unternehmens geeigneten

Ingenieurs . Herr Rigaud ſprach ſich vom kaufmänniſchen Standpunkt

aus unbedingt zu Gunſten des Kanalprojectes aus und empfahl dem

Gemeinderat zu weiteren Ausarbeitungen den niederländiſchen Ingenieur

Orth . Während Lauter die Koſten ſeines Projectes auf 700 000 fl.

veranſchlagt hatte , hielt Orth zu deſſen Ausführung den Betrag von

1150000 fl. für erforderlich .

Die Höhe dieſer Summe , zu deren Aufbringung auch mit

ſtädtiſchem Zuſchuß die Bildung einer Aktiengeſellſchaft kaum zu er —

warten war , ſowie der Mangel an Intereſſe für das Unternehmen

ſeitens der Regierung , veranlaßten den Gemeinderat zunächſt , die

Kanalfrage nicht weiter in Erwägung zu ziehen .

Die Handelskammer aber richtete im September 1858 an den

Gemeinderat eine Darlegung , in welcher ſie die großen Vorteile her —

vorhob , die durch den Bau eines Kanales an den Rhein für die

Entwickelung von Gewerbe und Handel in Karlsruhe

zu erwarten ſeien und es für angezeigt erklärte , bei der Regierung
die Konzeſſion zum Bau eines Kanales nachzuſuchen .
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Wiederholte Anregungen des Gemeinderates bei dem Miniſterium

des Innern im November 1858 und im Juli 1859 blieben jedoch

erfolglos . Der Stadtbehörde wurde auf beide Eingaben eröffnet , die

Beantwortung der Frage , ob die Verbindung der Stadt Karlsruhe
mit dem Rhein durch Erbauung eines Kanales einen den erforderlichen

Aufwand rechtfertigenden Nutzen gewähren werde , ſetze vor allem eine

gründliche Begutachtung durch die techniſche Behörde voraus , dieſe

aber ſei durch öffentliche Bauten in ſolchem Maße in Anſpruch

genommen , daß es ihr zu einer ſolchen umfaſſenden Arbeit an der

nötigen Zeit mangle .

Durch die Erbauung der Rheinbahn von Karlsruhe nach Maxau ,

die Erbauung einer Eiſenbahnſchiffbrücke und durch Anſchluß an die

Pfälzer Eiſenbahn wurde für Karlsruhe eine direkte Zufahrtslinie
nach dem Kohlenbecken der Saar gewonnen , und dieſes Unternehmen

drängte das Kanalproject neuerdings in den Hintergrund zurück.

Erſt als , nach dem deutſch⸗franzöſiſchen Kriege , die Frage der

Gewinnung einer ſchiffbaren Waſſerſtraße am Oberrhein wieder in

Fluß kam, begann man in Karlsruhe , wo inzwiſchen der alte Förderer

der Kanalidee , Lauter , an die Spitze der ſtädtiſchen Verwaltung ge —

treten war , ſich in Fühlung mit Straßburg zu ſetzen und den Verſuch

zu machen, wie ſich auch die im Elſaß aufgetauchten verſchiedenen

Pläne geſtalten würden , für Karlsruhe den Vorteil eines Einbezugs

in dieſelben zu ſichern . Die deshalb geführten Verhandlungen ge —

hören aber erſt dem letzten Abſchnitt unſerer Stadtgeſchichte an .

Gleichzeitig mit dem Bau der Karlsruher Rheinbahn , über den

ſchon früher ausführlich berichtet worden iſts ), wurde ſeitens der Ge —

meindeverwaltung die Verbeſſerung des Rheinhafens bei Maxau an⸗

geſtrebt , welchem Großherzog Leopold durch Entſchließung vom

26 . Februar 1842 die Rechte eines Freihafens erteilt hatte . Die

Großherzogl . Staatsregierung wurde zunächſt gebeten , die nötigen

Arbeiten an dem Hafen vornehmen zu laſſen , da bisher alle Anſtalten

der Art im Lande auf Koſten der Staatskaſſe erbaut und unterhalten

worden waren . Nach längeren Verhandlungen mit den zuſtändigen

Staatsbehörden wurde dem Gemeinderat eine Entſchließung des

Großherzogs aus Großh . Staatsminiſterium vom 5. Januar 1863

)
Vgl . oben S . 278 ff.
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eröffnet , der zufolge die Regierung geneigt ſei, behufs des Erſatzes

der von der Stadtgemeinde Karlsruhe für Verbeſſerung des Hafens
bei Maxau aufgewendeten Koſten die erforderlichen Mittel in das

Staatsbudget aufzunehmen , ſobald die Notwendigkeit der Verbeſſerung
des Hafens durch die nach deren Vornahme eingetretene Erhöhung
des Verkehres nachgewieſen werde . Auf Mitteilung dieſer Entſchließung
an den großen Bürgerausſchuß in deſſen Sitzung vom 9. Februar 1863

beſchloß dieſer , ſich bei einer ſolchen Zuſicherung zu beruhigen und

den Gemeinderat zu ermächtigen , für die Verbeſſerung des Hafens
die als unbedingt notwendig erſcheinenden Mittel aufzuwenden , um

denſelben in benützungsfähigen Zuſtand zu ſetzen . Ein von der

Großh . Waſſer - und Straßenbau - Inſpektion ausgearbeiteter Plan

für die Hafenanlage erhielt die Genehmigung der Oberdirektion ,

wurde von der Inſpektion ausgeführt und im Mai 1865 vollendet .

Bei den Verbeſſerungsarbeiten wurde eine 1500 Fuß lange und

1000 Fuß breite Waſſerſtraße auf den öſtlichen und eine 1000 Fuß

lange und 150 Fuß breite auf der ſüdlichen Hafenſeite in einer den

Stromverhältniſſen entſprechenden Waſſertiefe ausgebaggert , der weſt⸗

liche Hafendamm erhöht und verlängert und dadurch die Hafeneinfahrt

eingeengt und Schutz vor Hochwaſſer gewonnen , ferner wurden beide

erweiterte Hafenufer abgepflaſtert und Zufahrtsſtraßen und Schienen⸗

ſtränge zum Behufe unmittelbarer Verladungen vom Schiff auf Eiſen⸗

bahnwagen angelegt . Der Hafen wurde von den Schiffern als der

ſchönſte und bequemſte am ganzen Rhein zum Ein - und Ausladen

bezeichnet .
Der Bauaufwand für den Maxauer Hafen betrug nach der im

Jahre 1866 abgeſchloſſenen Rechnung 99 500 fl., der ſich nach Abzug
des Aufwandes für Eiſenbahnanlagen in demſelben auf 88 444 fl .

ermäßigte , nebſt den Zinſen des Kapitals während der Bauzeit .

Der Verkehr im Hafen war ſchon im Jahre 1865 ein erfreulicher ,
da vom 4. April bis 15 . September 98 Schiffe mit 618 528 Zentner

Steinkohlen in den Hafen einliefen , welche 10 846 Zentner Rückfracht

erhielten . Auch im Jahre 1866 war der Verkehr ein recht lebhafter ,

obwohl der Spezialtarif vom 15 . April 1866 für die Beförderung
der Steinkohlen von Maxau in das badiſche Oberland , gegen —

über den entſprechenden Koſten ab Mannheim , ſich als ungünſtig
erwies . In dieſem Jahre hatten ſich ſchon eine Anzahl Spediteure
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und Kohlenhändler am Maxauer Hafen angeſiedelt . Schon am

22 . September 1865 hatte die Gemeindeverwaltung , unter Berufung auf
die oben erwähnte Staatsminiſterial - Entſchließung vom 5. Januar 1863 ,

an das Finanzminiſterium die Bitte gerichtet , der Stadtgemeinde
die Koſten für Verbeſſerung des Maxauer Hafens zu erſetzen, die

Verwaltung desſelben der Großherzogl . Zollbehörde zu übertragen
und die noch fehlenden Einrichtungen ( Krahnen und Niederlagsräume )

herſtellen zu laſſen .

Dieſe Bitte wies das Finanzminiſterium im Juni 1866 ab,

ſagte jedoch auf eine weitere Vorſtellung eine nochmalige Prüfung
der Sache zu . Im September 1868 gab es dann die Erklärung

ab , daß unter den „aufgewendeten Koſten “, deren Erſatz im Jahre
1863 in Ausſicht geſtellt worden war , nur die Auslagen für Erwerb —

ung des nötigen Geländes und für Ausführung der zur Verbeſſerung
dienenden Arbeiten , nicht aber auch die Koſten für Beſchaffung des

Baukapitals verſtanden geweſen ſeien und daß es daher dem Geſuche ,

für deſſen Gewährung übrigens auch die budgetmäßigen Mittel fehlten ,
keine Folge zu geben vermöge .

Unter ſolchen Umſtänden übernahm die Stadt den nicht zum

Erſatz kommenden Betrag auf den Etat für den Bau der Rheinbahn .

Indeß wurde im Oktober 1868 der Stadt vom Staate als Ent —

ſchädigung für den Bauaufwand am Maxauer Hafen die Summe

von 7043 fl. erſetzt , abzüglich einer bereits früher angewieſenen

Abſchlagszahlung und des Betrages von 1 846 fl., welchen die Stadt

für die ihr noch obliegenden Herſtellungen am Hafen zu leiſten hatte ,

ferner der Betrag von 1 569 fl. für die Koſten der im Laufe des

Winters 1867/68 erfolgten Erhöhung der niederen Berme am öſt —

lichen Ufer des Krahnenplatzes .
Am 1 Oktober 1868 ging die Verwaltung des Hafens an die

Zollbehörde über , welche auch die Einnahmen aus den Lagerplätzen
und die darauf ruhenden Ausgaben übernahm und Eigentümerin
des zur Erweiterung des Hafens ſeitens der Stadt erworbenen

Geländes wurde .

Eine Zuſammenſtellung im Jahresberichte des Handelsminiſteriums

für 1873 ergibt , daß im Hafen Maxau im Jahre 1872 die Zahl

der angekommenen Fahrzeuge zu Berg 43 Schlepper und 66 beladene

Schiffe mit ausgeladenen Gütern im Gewichte von 441390 Zentnern ,
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zu Thal 6 beladene Schiffe mit ausgeladenen Gütern im Gewichte
von 7900 Zentnern betrug , 1873 waren es 34 bezw. 59 Schiffe mit

einer Ladung von 402 980 Zentnern . Die gleiche Zahl von Schiffen
ging zu Thal ab mit einer Ladung von 24 200 Zentnern .

Die Dampfſchiffahrt am Oberrhein , der ſich in den 1830er

und zu Anfang der 1840er Jahre eine ausſichtreiche Zukunft zu eröffnen

ſchien “), hatte ſich doch nicht zu einer dauernden Verkehrseinrichtung ent —

wickeln können , mit welcher Handel und Induſtrie als mit einem ſicheren
Faktor zu rechnen vermocht hätten . Die Waſſerverhältniſſe am Ober⸗

rhein waren nicht darnach angethan , einen ganz regelmäßigen Dienſt
von Dampfbooten zu gewährleiſten , und ſo wählte denn naturgemäß

Handel und Induſtrie als Transportmittel , trotz höherer Frachten ,
die zuverläſſigen Eiſenbahnen .

Gelegentlich hört man von Verſuchen , die Waſſerſtraße des

Rheinſtroms örtlichen Bedürfniſſen dienſtbar zu machen . So

wollte u. a. im Jahre 1862 der Dampfbootbeſitzer Joſef Wagner in

Mannheim eine Lokal - Dampfſchiffahrts - Gelegenheit zur Beförderung
von Perſonen und Gütern auf der Rheinſtrecke zwiſchen Speyer und

Maximiliansau einrichten und ſein Dampfboot „Adolf Staelin “

mit einer Ladungsfähigkeit von 765 Zentnern dort verkehren laſſen . Er

erbat beim Gemeinderat in Karlsruhe die Befürwortung ſeines Ge —

ſuches ; ebenſo der Dampfſchiffkapitän C. Krämer in Mannheim .
Es ſcheint aber , daß die Geſuche , obwohl ihnen der Gemeinderat

wohlwollend entgegenkam , keinen Erfolg hatten .
Ein größer angelegtes Unternehmen plante ebenfalls im Jahre 1862

die Rhederei Ernſt Nötlinn in Mannheim . Im Mai d. J . ſchlug

Nötling vor , eine Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft zum Verkehre zwiſchen
Maximiliansau und Rotterdam in ' s Leben zu rufen . Das

erforderliche Kapital von 280000 bis 300 000 fl. ſollte durch Zeichnung
auf Aktien von 500 fl. aufgebracht werden . Er ſelbſt wollte dieſer Ge —

ſellſchaft mit ſeinem auf 120000 fl. taxierten geſamten Geſchäfte
beitreten , dafür eine entſprechende Zahl von Aktien und die Leitung
der Geſchäfte übernehmen . Sitz der Direktion ſollte Karlsruhe —
Maximiliansau ſein. Die Fahrten ſollten am 1. Januar 1863 beginnen .

) S . Band 2 Seite 100 ff.
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Eventuell ſollte ein Schleppdienſt eingerichtet werden . Zunächſt ſollten
4 Boote wöchentlich 3 mal nach Rotterdam , außerdem ſollte ein fünftes

Boot alle 5 Tage nach Köln fahren und zugleich als Reſerveſchiff für
die Fahrten nach Holland dienen . Jedes nach Holland hin verkehrende
Boot ſollte durchſchnittlich 3000 , jedes bis Köln fahrende von

1200 Franken an Frachtgebühr einbringen . Die Rente wurde auf

8,08 vom Hundert geſchätzt. Ehe jedoch der weitausſehende Plan ſeiner

Verwirklichung entgegengeführt werden konnte , geriet Nötling in

Zahlungsſchwierigkeiten und mußte von dem Unternehmen zurücktreten .
Ein Jahr ſpäter ermächtigte der Gemeinderat von Karlsruhe

Herrn Ernſt Nötling , mit Beſitzern von Ruhrkohlengruben in Ver —

bindung zu treten , um ſolche zur Eröffnung eines regelmäßigen Ruhr —

kohlen - Transportes nach Maxau zu veranlaſſen und betreffs
einer nach Maxau einzurichtenden Beurtſchiffahrt Unterhandlungen mit

einer Schleppſchiffahrts - Rhederei einzuleiten . Aber auch dieſes Projekt
kam nicht zur Ausführung .

Unterdeſſen wurde jedoch in Karlsruhe mit Unterſtützung des

Oberbürgermeiſters Malſch lebhaft die Bildung eines Karlsruher

Rheinſchiffahrtsvereines betrieben . Im Auftrage des Gemeinde —

rates arbeitete Dampfſchiffahrts - Direktor Toegel in Müllheim an der

Ruhr ein Projekt über eine Dampfſchiffahrtsverbindung aus .

Der zu gründende Verein ſollte bezwecken: der oberrheiniſchen

Induſtrie und dem oberrheiniſchen Verbrauche überhaupt die Stein⸗

kohlen von der Ruhr über Maxau - Karlsruhe auf die wohlfeilſte und

beſte Art zu vermitteln und den Transport der Seehäfen , namentlich

der holländiſchen , nach dem Oberrhein über den neuen Stapelplatz

Maxau hart an der Grenze der regelmäßigen Rheinfahrt zu leiten .

Das Schiffsmaterial ſollte aus 4 Dampfſchleppbooten und 32 eiſernen

Schleppkähnen beſtehen , das Anlagekapital 750 000 fl. betragen ;

die Rente wurde auf 13 vom Hundert berechnet . “

Oberbürgermeiſter Malſch bezweifelte bei ſolch hohem Kapital

das Zuſtandekommen des Vereines . Auch in weiteren Karlsruher

Kreiſen fand das Vorhaben keine günſtige Aufnahme . Es ſcheiterte
denn auch ſchließlich an der Höhe des Anlagekapitales und an der

nicht unberechtigten Meinung , daß der Rhein — bei dem Wettbewerb
der Eiſenbahnen — nicht das genügende Transportmaterial beſitze

und daß es daher zweckmäßiger ſein dürfte , daß ein ſchon beſtehendes
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Schiffahrtsunternehmen ſich den Maxauer Hafen dienſtbar
mache.

Eine ſolche Gelegenheit ſchien ſich durch das Anerbieten des

Herrn J . J . van der Maaden in Amſterdam , welcher ſchon eine

Reihe von Jahren eine regelmäßige Beurtfahrt von Antwerpen und

Amſterdam nach Mannheim betrieb , mit 6 Güterdampfſchiffen , von

denen 5 ſchon vorhanden waren , das ſechſte beſchafft werden ſollte ,
den Dienſt einer regelmäßigen Güterdampfſchiffahrt zwiſchen
Amſterdam , Rotterdam , Dordrecht , Antwerpen , Köln , Koblenz ,
Mainz , Mannheim , Karlsruhe - Maxau zu vermitteln . Das erforderliche
Betriebskapital von 200 000 fl. ſollte durch Ausgabe von 200 Aktien

zu 1000 fl. verzinslich mit 4 vom Hundert beigebracht werden . Die

Beteiligung des Karlsruher Handelsſtandes ſollte auf halbe Rechnung
gehen, d. h. dieſer ſollte die Begebung von 100 Aktien unter ſich
feſt übernehmen , die Unterbringung der anderen Hälfte der Aktien

ſollte Herr van der Maaden übernehmen .
Das Handelsminiſterium erwies ſich inſofern dem Vorhaben

günſtig , als es Ermäßigung der Gütertaxen der badiſchen Eiſenbahnen
ab und bis Karlsruhe über Maxau zuſagte und in dieſer Richtung
den Hafen von Maau bezüglich der Gütertarifierung jenem in

Mannheim gleich zu behandeln verſprach .
Der Gemeinderat erſuchte die Handelskammer um Unterſtützung

dieſes Planes , aber die Handelskammer konnte ſich mit demſelben

nicht befreunden . Die Anerbietung alten Materiales konnte in keiner

Hinſicht Vorteil verſprechen , wie der eigene Kohlenhandel , welchen
der geplante Rheinſchiffahrts - Verein mit dem Transportgeſchäft in

Verbindung bringen wollte , wegen des nicht leicht zu überwindenden

Wettbewerbes als nicht durchführbar angeſehen wurde .

Im Jahre 1865 wurde ein neues Unternehmen im großen
Stile geplant , welches dem Hafen von Maxau einen bedeutenden

Schiffsverkehr zuführen ſollte . In Dordrecht bildete ſich ein einſt —

weiliger Ausſchuß zur Gründung einer internationalen Dampfſchiff⸗
fahrtsgeſellſchaft mit der Abſicht , einen direkten Schiffsverkehr

zwiſchen Dordrecht und Maxau mit Anſchluß an London und Hull
ins Leben zu rufen . Als Grundkapital wurde die Summe von

1140000 fl. für erforderlich bezeichnet , davon 1 Million Gulden in Aktien ,

140000 fl. in Obligationen . An Schiffen ſollten gebaut werden 2 Huller
26



Boote , 2 Rheinſchlepper , 10 Rheinkähne von 6000 Zentner und 6kleinere

Kähne für den Amſterdamer Dienſt von 3500 Zentner Ladungs⸗

fähigkeit .
Wie in Dordrecht bildete ſich auch in Karlsruhe ein einſtweiliger

Ausſchuß . Als Vertreter der Geſellſchaft für Deutſchland und die

Schweiz wurde der Großh . Reviſor Fr . Kölitz beſtellt . Die ange⸗

ſonnene Beteiligung als Aktionär lehnte der Karlsruher Gemeinderat

ab , ſagte dagegen die Gewährung eines jährlichen Zuſchuſſes von

4000 fl. auf 5 Jahre zu und erklärte ſich bereit , auf die Erhebung

von Speſen , Hafengeldern und Zoll in Maxau , dagegen nicht auch

auf die Erhebung von Krahnengeldern zu verzichten . An ſeine Zu⸗

ſage knüpfte der Gemeinderat die Bedingungen , daß die Fahrten zwiſchen

den beiden Häfen in 4 Tagen beendet ſein müſſen , daß ſtets ein oder

mehrere Kähne im Hafen von Maxau zum Befrachten bereit liegen

müſſe , daß als Frachtſatz für Güter zu Berg 21 kr . und zu Thal 12 kr .

für den Zentner vereinbart werde . Das Anſuchen , die 5 mal

4000 fl. als Rentenbürgſchaft für die badiſchen Aktionäre zu be⸗

willigen , lehnte der Gemeinderat ab .

Am 15 . Auguſt veröffentlichte und verſandte Herr Kölitz eine

Benachrichtigung über die Gründung einer in ternationalen Dampf —

ſchiffahrtsgeſellſchaft , ſowie eine Einladung zur Zeichnung der für

Deutſchland und die Schweiz vorbehaltenen Aktien im Betrage von

100 000 fl. nebſt dem Entwurf von Satzungen dieſer Geſellſchaft .

Am 4. Oktober 1865 beſchäftigte ſich der große Bürgerausſchuß

mit der Gründung dieſer Geſellſchaft und deren Unterſtützung aus

ſtädtiſchen Mitteln . Nach einem einleitenden Vortrage des Ober —

bürgermeiſters Malſch und einer Befürwortung des auf Bewilligung

der Unterſtützung des Unternehmens durch die Stadt Karlsruhe

gerichteten Antrages des Gemeinderates ſeitens der Kaufleute Leichtlin .

und Winter und der Bankiers Müller und Kölle fand der Antrag

bei namentlicher Abſtimmung einſtimmige Annahme .
Alsbald begann die Errichtung von Agenturen der Geſellſchaft

an den wichtigſten Punkten der Fahrſtrecke von Maxau bis Amſterdam

einer⸗ und Hull anderſeits und die Zeichnung von Aktien . In

Karlsruhe wurden von dem Großherzog und dem Markgrafen Max

je 5000 , von 3 Bürgern 4000 , 3000 und 2000 , von 10 Bürgern

je 1000 fl., von anderen kleinere Beträge für Aktien gezeichnet .
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Aber das auf ſolche Weiſe in Karlsruhe und anderen badiſchen
Städten gewonnene Kapital war nicht ausreichend , und die Leitung
der Geſellſchaft geriet auch bald in Meinungsverſchiedenheiten mit

den badiſchen Aktionären . Daran ſcheiterte der Plan und die Ge —

ſellſchaft löſte ſich wieder auf, ehe ſie noch recht gebildet war . Die

bei der Gründung entſtandenen Unkoſten wurden im Wege des Ver⸗

gleichs beſtritten , indem jeder Aktionär 1 vom Hundert der von ihm ge —

zeichneten Summe zahlte .
8

RKarlsruher Verufsſtatiſtik aus dem Jahre 1874 .

Der Adreßkalender von 1875 zählt nach dem Stande vom

1. Dezember 1874 ( abgeſehen von Hof- , Staats - und Gemeinde⸗

beamten , Künſtlern , Geiſtlichen und Lehrern , ſowie dem Sanitäts⸗

perſonal ) folgende Berufsarten nebſt der Zahl ihrer Zugehörigen
auf : 17 Advokaten , 24 Agentur⸗ , Kommiſſions⸗ und Speditions⸗

geſchäfte , 16 Agenturen von Lebensverſicherungen , 18 von Feuer —

verſicherungen , 2 von Hagelverſicherungen , 3 von Unfallverſicherungen ,
2 von Viehverſicherungen , 4 von Glas - und Spiegelverſicherungen ,
7 von Transportverſicherungen , 4 Auswanderungs - Agenturen , 1 An⸗

noncenagentur , 27 Anſtreicher und Zimmermaler , 1 Antiquariat ,
3 Antiquitätenhandlungen , 3 Arbeitsnachweisbureaux , 6 Auktionäre ,
51 Bäcker , 7 Band - und Modewarenhandlungen , 13 Bank - und

Wechſelgeſchäfte , 18 Barbiere , vom Baugewerbe : 30 Architekten ,
20 Maurermeiſter , 8 Steinhauermeiſter , 13 Zimmermeiſter , 6 Bauunter⸗

nehmer , ferner 3 Bereiter und Pferdeverleiher , 5 Betten - , Bettfedern⸗
und Roßhaar⸗Handlungen , 20 Bierbrauer , 13 Bildhauer , 31 Blech —
ner , 1 Bleichanſtalt , 9 Blumenfabrikationsgeſchäfte , 5 Bodenwichſer ,
2 Brunnenmacher , 25 Buchbinder , 11 Buchdruckereien , 19 Buch⸗ ,
Kunſt⸗ und Muſikalienhandlungen , 2 Büchſenmacher , 32 Bügler⸗
innen , 6 Bürſten - und Pinſelfabrikanten und - Handlungen , 1 Cement⸗

fabrik , 5 Chemiker , Chemiſche Produktenfabriken und Laboratorien ,
12 Cigarren - und Tabakfabriken und - Handlungen , 79 Kolonial⸗

Spezerei⸗ , Delikateſſen - und Südfrüchtenhandlungen , darunter 3 Groß⸗
handlungen , 8 Kommiſſionäre , 15 Konditoren , 5 Konfektionsgeſchäfte
für Damen , 10 für Herren , 6 Korſettenhandlungen und Verfertiger ,
4 Couvertenmacher , 1 Dachpappefabrik , 4 Dekateure und Tuchſcherer ,
3 Dekorationsmaler , 10 Drechsler , 7 Droguen - und Farbwaren⸗

26 *
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handlungen , 11 Handlungen für Eiſen , Eiſenwaren , Küchen - und

Haushaltungsgegenſtände , 1 Eſſigfabrik , 1 Fabrik verſilberter und

vergoldeter Waren , 3 Färber , 3 Feilenhauer , 5 Fiſch - , Geflügel —
und Wildprethandlungen , 16 Friſeure , 30 Gärtner , Blumen - und

Samenhandlungen , 16 Galanterie - , Portefeuille - und Quincaillerie⸗

handlungen , 14 Gas - und Waſſerleitungsapparatefabriken , Gas - und

Waſſerleitungsinſtallateure , 36 Gaſthöfe , 58 Wirtſchaften und Reſtau⸗

rationen , 7 Cafés mit Billards , 17 Geometer , 1 Geſchützfabrik ,
17 Glaſer ( 2 mit Bauſchreinerei ) , 9 Glas - , Porzellan - , Bronee⸗ ,

Steingut - und Thonwarenhandlungen , 1 Glasſchleifer , 14 Gold - und

Silberarbeiter , Juweliere , 2 Gold - und Silberſtickexinnen , 6 Graveure ,

4 Gürtler und Broncearbeiter , 6 Güterbeförderer , 3 Gummi⸗ , Kaut⸗

ſchuk⸗ und Gutapercha - Handlungen , 3 Gypſer , 53 Händler , 18 Hafner
und Herdſetzer , 5 Handſchuhfabriken und Handſchuhhandlungen , 10

Handſchuh - und Kunſtwäſcherinnen , 6 Herdfabriken , 23 Holz⸗, Coke⸗

und Steinkohlenhandlungen , 7 Holzmacher , 4 Holzmeſſer , 1 Hopfen⸗

händler , 5 Hutmacher , 2 Inſtrumentenmacher und - Handlungen für

Chirurgie , 9 für Muſik , 3 Kaminfeger , 2 Kammmacher , 8 Kleider —

händler , 72 Kleidermacherinnen , 4 Kleiderreiniger , 4 Köche, 6 Korb —

macher , Korbwarenfabrikanten und Korbwarenhandlungen , 4 Kranken —

wärter und - Wärterinnen ( abgeſehen von den Krankenwärterinnen

der Diakoniſſenanſtalt , der Frauenvereins - Klinik und des Vincentius⸗

hauſes ) , 8 Kübler , 11 Küfer , 4 Kupferſchmiede , 7 Kürſchner , 18 Kurz—⸗

waren - , Weiß⸗, Woll⸗ , Garn⸗ , Strick - , Strumpf⸗ , Poſamentier - und

Putzgeſchäfte , 26 Kutſcher , 9 Lackierer , 8 Landesprodukten⸗ , Frucht⸗
und Mehlhandlungen , 10 Lederhandlungen , 2 Leichenprokuratoren ,
2 Leichenwärter , 2 Leihbibliotheken , 1 Leinwandfabrik , 14 Leinwand⸗

handlungen und Wäſchefabriken , 5 Leiſtenmacher , 3 Linieranſtalten ,
11 Lithographen und Lithographiſche Anſtalten , 3 Lumpenhändler ,
4 Magdverdingerinnen , 24 Manufaktur⸗ , Baumwollen - , Halbwoll⸗
und Wollwarenhandlungen ( darunter 3 Großhandlungen ) , 8 Mechaniker ,

Maſchinenfabriken , Eiſengießereien , 4 Meſſerſchmiede , 49 Metzger ,
2 Milchhändler , 6 Militär⸗Effektengeſchäfte , 6 Mineralwaſſerfabriken ,
24 Modiſtinnen , 18 Möbelfabriken und - Handlungen , 5 Möbelpacker
und Transporteure , 130 Näherinnen , 7 Nähmaſchinenfabriken und

Niederlagen , 3 Nagelſchmiede , 4 Ofenfabrikanten , 2 Optiker , 7 Papier⸗
und Schreibmaterialienhandlungen , 5 Parfümerie - und Toilettenartikel⸗
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Fabriken und - Handlungen , 1 Patronenfabrik , 1 Pauspapierfabrik ,
1 Peitſchenmacher , 8 Pfandleiher , 2 Pferdehändler , 5 Fflaſterer ,
12 Photographen , 15 Poſamentiere , 1 Puppengeſchäft , 9 Säckler und

Bandagiſten , 21 Sattler , 1 Schäftefabrikant , 6 Schieferdecker , 6 Schirm⸗

fabrikanten und - Handlungen , 3 Schleifer , 44 Schloſſer , 16 Schmiede ,
141 Schneider , 72 Schreiner , 2 Schriftenmaler , 1 Schriftgießerei ,
176 Schuhmacher und Schuhlager , 10 Seifenſieder , 2 Seiler , 2 Senf —
fabrikanten , 3 Siebmacher , 8 Spielwarengeſchäfte , 1 Stärkefabrik ,
1 Sterbekleiderhandlung , 2 Stickerei - und Tapiſſeriegeſchäfte , 2 Stroh —

hutfabriken , 5 Tanzlehrer , 9 Tapeten- , Rouleaux⸗ , Wachstuchhand —

lungen und - Fabriken , 35 Tapeziere und Dekorateure , 2 Teppich —

handlungen , 10 Tuchhandlungen , 16 Uhrenmacher , 7 Vergolder ,

Goldleiſten - und Spiegelhandlungen , 17 Viktualienhändler , 2 Waagen —
fabriken , 8 Wagner und Wagenfabriken , 2 Walzenmaſſefabriken ,
78 Wäſcherinnen , 21 Weinhandlungen , 10 Weißwarengeſchäfte , 2 Woll —

handlungen , 6 Wurſtler , 1 Rylograph , 1 Zeugſchmied , 3 Ziegler ,

Ziegeleien und Ziegelniederlagen , 3 Zinngießer .

Kirchliche Angelegenheiten .

Die Generalſynode der evangeliſch - proteſtantiſchen Kirche
im Großherzogtum Baden “ ) , welche im Sommer 1855 in Karlsruhe

tagte , hatte eine Reihe ſehr wichtiger Vorlagen zu erledigen , darunter

die Veränderung der beſtehenden Gottesdienſtordnung .
Die betreffende Vorlage des Oberkirchenrates war im Einvernehmen
mit dem im Jahre 1853 zum Prälaten ernannten Profeſſor der

Theologie , Karl Ullmann , von dem Miniſterialrat in dem evangeliſchen

Oberkirchenrat , Karl Chriſtian Bähr , verfaßt worden . Sie veränderte

den Gang und die Form des Gottesdienſtes und ſetzte neue Gebete

und Anreden an die Stelle der alten . Eine zur Vorberatung der

Vorlagen des Oberkirchenrates im März 1855 in Heidelberg zu —

ſammengetretene Kommiſſion , die aus vier Mitgliedern der theologiſchen

) Spohn , Kirchenrecht der vereinigten evangeliſch - proteſtantiſchen Kirche
im Großherzogtum Baden , 2. Abteilung . Karlsruhe 1875 . — Spohn , Die

Generalſynode von 1855 nach amtlicher Darſtellung . Karlsruhe 1856 . —

Baſſermann , Geſchichte der evangeliſchen Gottesdienſtordnung in badiſchen
Landen . Karlsruhe 1891 . — Beyſchlag , Aus meinem Leben , 2. Teil .

Halle 1898 .
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Fakultät und fünf Dekanen beſtand , hatte die Vorlage dahin ab —

geändert , daß unter Ausſchluß der bisherigen Agende ein „ Minimum “
der neu vorgeſchlagenen Ordnung ſofort zu obligatoriſcher Einführung
in Ausſicht genommen , eine Erweiterung derſelben dagegen , das⸗

ſogenannte „ Maximum “ , fakultativ belaſſen werden ſollte . In dieſer

Form , welche die Genehmigung des Prinzregenten erhalten hatte ,
war die Vorlage an die Generalſynode gekommen .

Dieſer gehörten aus der Stadt Karlsruhe als weltliche Mitglieder

Hofrat Gockel und Geheimerat von Stöoeſſer , als geiſtlche

Oberkirchenrat Heintz und Stadtpfarrer Zimmermann an . Von

ihnen war Oberkirchenrat Heintz Mitglied der IV . Kommiſſion ,

welcher dieſer Vorlage zur vorgängigen Beratung übergeben worden

war . Die Verhandlung in der Synode ſelbſt fand in vier Sitzungen

ſtatt und es trat bei derſelben keine beſondere Erregung hervor .

Grundſätzliche Gegner waren nur zwei geiſtliche und zwei weltliche

Mitglieder , unter dieſen Geheimerat von Stoeſſer , welcher den ganzen ,

Entwurf zunächſt den Döceſanſynoden zur Prüfung und Begutachtung
überweiſen wollte , was eine Verſchiebung der Entſcheidung bis zur

nächſten Generalſynode ( 1861 ) zur Folge gehabt hätte . Dieſer

Antrag wurde mit 22 gegen 4 Stimmen verworfen .

Demnächſt wurde über die Frage abgeſtimmt , ob die Synode

wünſche , daß das Minimum der neuen Gottesdienſtordnung eingeführt

werde , was mit 22 gegen 4 Stimmen beſchloſſen und endlich , ob

auch das Maximum zugelaſſen werden ſolle , was mit 20 gegen 6

Stimmen bejaht wurde . Schließlich wurde auch ein Antrag des

Abgeordneten Gockel , daß das Minimum das Normale ſein, den

Gemeinden aber frei ſtehen ſolle , probeweiſe an einzelnen Feſttagen
oder in einzelnen Gottesdienſten zur Abwechslung auch das Maximum

zur Ausführung zu bringen , mit 24 gegen 2 Stimmen angenommen .

Zeit und Art der Einführung der neuen Gottesdienſtordnung
überließ die Synode ganz dem Kirchenregimente , indem ſie zugleich

ausſprach , daß keinerlei Zwang bei dieſer Einführung ſtattfinden ſolle .
Am 15 . Februar 1856 erteilte der Regent den Synodalbeſchlüſſen

ſeine Genehmigung und beauftragte den Oberkirchenrat , nach den

von der Synode angenommenen Grundſätzen das neue Kirchenbuch

auszuarbeiten ; am 21 . September 1857 erhielt der hienach aus⸗

gearbeitete Entwurf die höchſte Zuſtimmung . Es währte aber noch
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bis zum Juni 1858 bis die erſten Exemplare des neuen Kirchenbuches

an die Geiſtlichen verſendet wurden .

Inzwiſchen hatte ſich ein heftiger Widerſpruch gegen die neue

Gottesdienſtordnung erhoben , der einerſeits aus der Abneigung eines

großen Teiles der evangeliſchen Gemeinden gegen Einführung einer

mit der hergebrachten Übung nicht im Einklang ſtehenden Liturgie

zu erklären iſt , anderſeits aber auch ſeinen Urſprung in einer künſtlich

erzeugten Erregung gegen vermeintlich katholiſierende Tendenzen der

Agende hatte .
Es iſt hier nicht der Ort , auf den Agendenſtreit näher einzu⸗

gehen. Die Karlsruher Gemeinde bewahrte auch in dieſer Frage
den Standpunkt einer allem extremen Vorgehen widerſtrebenden

Mäßigung . Von den evangeliſchen Geiſtlichen der Stadt trat nur

einer mit großem Eifer den Widerſachern des neuen Kirchenbuches

entgegen . Es war der im Jahre 1856 aus Trier nach Karlsruhe

berufene Hofprediger Willibald Beyſchlag , der insbeſondere in

ſehr heftiger Weiſe die von Ludwig Häuſſer mit einem Vorwort

veröffentlichte Heidelberger Vorſtellung gegen das neue Kirchenbuch

bekämpfte und auch in eine weitere Polemik mit dem ſtreitbaren Heidel —

berger Profeſſor eintrat , in welcher beide Teile ihre Sache mit

großer Leidenſchaftlichkeit verfochten .

Beyſchlag hatte in der Schloßkirche alsbald die Reſponſorien
des neuen Kirchenbuches eingeführt , wie er ſelbſt in ſeinen Erinner⸗

ungen ſagt , „ohne Schwierigkeit und Argernis . Die Gemeinde ſang

ſie pünktlich und lebhaft , und auch liberale Leute fanden dieſe Weiſe

erbaulich und ſchön . “ Der Karlsruher Kirchenvorſtand hatte dagegen

für die übrigen Kirchen dieſe Reſponſorien abgelehnt und gebrauchte
nur die neuen Gebete und Formulare .

Damit war der Entſcheidung entſprochen , die im Dezember 1858

der Großherzog , der bei der Einführung der neuen Gottesdienſtord⸗

nung die Anwendung jeglichen Zwanges ausgeſchloſſen ſehen wollte ,

getroffen hatte .
Die Angelegenheit der Gottesdienſtordnung kam auf der General⸗

ſynode von 1861 “ ) auch zur Sprache . Auf dieſer war Karlsruhe

) Vgl . oben S . 54 . über die Generalſynoden von 1867 und 1871

vgl . oben S . 135 und 194 , außerdem die „ Verhandlungen der Generalſynoden
von 1861 und 1867 “ . Karlsruhe 1862 und 1867 .
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durch Oberkirchenrat , Pfarrer Heintz von Meiſenheim als geiſtliches
und Geheimerat von Stoeſſer als weltliches Mitglied vertreten .

Außerdem waren von Karlsruhern Mitglieder der Synode Ober —

kirchenrats - Aſſeſſor Doll und Geh. Referendär Dietz . Dieſer war

Mitglied der Kommiſſion zur Vorberatung der Vorlage über die

Agende . Nachdem die Gottesdienſtordnung in einem Teile der

evangeliſchen Gemeinden nur unter den oben angeführten Modifi⸗
cationen ins Leben getreten war , glaubte die Synode in dieſer
Beziehung keine Anderung beantragen zu ſollen und richtete dem —

gemäß an den Großherzog die Bitte , dafür Sorge zu tragen , daß
in etwa vorkommenden Fällen im Geiſte und nach den Grundſätzen
der Verordnung vom 20 . Dezember 1858 verfahren werde , bis eine

neue Generalſynode die ganze Gottesdienſtordnungsangelegenheit neu
ordne . Dieſer Bitte wurde durch eine Entſchließung des Großherzogs
vom 16 . November 1861 entſprochen .

Der wichtigſte Beratungsgegenſtand , mit dem ſich dieſe General⸗

ſynode zu beſchäftigen hatte , war der Entwurf einer neuen Kirchen —
verfaſſung , die durch das Geſetz vom 9. September 1860 über
die Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate notwendig
geworden war . Von den Abgeordneten , die ihren Wohnſitz in Karls —

ruhe hatten , gehörten der zur Prüfung dieſer Vorlage gebildeten
Kommiſſion Dietz und v. Stoeſſer an .

Für das Leben der Kirchengemeinde wurde durch dieſe Ver⸗

faſſung als ein Neues die Gemeindevertretung geſchaffen , welche
zwiſchen die Geſamtheit der Gemeindeangehörigen und den Kirchen⸗
gemeinderat eingeſchoben wurde , um das Recht der Gemeinde auszu —⸗
üben . Neu war ferner die Wahl der Kirchengemeinderäte auf ſechs
Jahre, die ausſchließliche Berechtigung der ein Pfarramt bekleidenden

Geiſtlichen als einzige geiſtliche Vertreter der Gemeinden zum
Erſcheinen auf den Dibceſanſynoden , die Gleichzahl der geiſtlichen und

weltlichen Abgeordneten bei denſelben und die Wahl des Dekans

durch die Diöceſanſynode . Ferner die Gleichzahl der geiſtlichen und

weltlichen Mitglieder der Generalſynode und die Wahl der welt —⸗

lichen aus den dreißigjährigen ſelbſtändigen Kirchenmitgliedern , nicht
nur , wie bisher , aus den Kirchenvorſtänden , endlich die bedingte Wahl
der Pfarrer durch die Gemeinden aus drei vom Oberkirchenrat
bezeichneten Bewerbern .
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Auf Grund dieſer Beſtimmungen der neuen Kirchenverfaſſung ,
die am 5. September 1861 die oberbiſchöfliche Sanction des Groß⸗
herzogs erhielt , nahm von nun an die evangeliſche Gemeinde

der Reſidenzſtadt eine für Kirche und Staat gleich ſegensreiche Ent⸗

wicklung .
Über mehr oder weniger im Gemeindeleben hervortretende

Meinungsverſchiedenheiten der in der Gemeinde vertretenen Parteien
zu berichten , iſt hier nicht der Ort . Wir beſchränken uns darauf ,
hier die Namen der Männer aufzuführen , welche in den Kirchen —
ämtern die Führer und Leiter der Kirchengemeinde waren ?) .

Im Oberkirchenrat trat an Stelle des Prälaten Dr . Karl

Ullmann 1861 Dr . Karl Julius Holtzmann , ihm gehörten in

dieſem Zeitabſchnitt außer den ſchon früher genannten Dr . Karl

Chriſtian Bähr und Julius Ludwig Heintz , ferner als geiſtliche
Mitglieder an : Dr . Karl Auguſt Mühlhäußer , Karl Wilhelm
Doll , Adolf Hausrath , Karl Heinrich von Langsdorff ,
Guſtav Faißt , Georg Jakob Gilg , Karl Heinrich Schellenberg ,
als weltliche : die Direktoren Wilhelm Freiherr von Wöllwarth ,
N. Stephani , der Präſident Staatsrat Auguſt Nüßlin , und

die Räte Heinrich Friedrich Muth , Georg Spohn , Felix

Behaghel , Karl Helm , Friedrich Ströbe .

Die Stadtgemeinde war in 3 ( Hofpfarrei , obere und untere

Pfarrei ) , ſeit 1872 in 5 Pfarrbezirke geteilt , die Schloßpfarrei ,
die Pfarreien der kleinen Kirche, der Stadtkirche , der Neuſtadt und

der Augartenvorſtadt . Stadtpfarrer waren in den Jahren
1852 —1874 die Hofprediger . Ludwig Friedrich Deimling , Willi⸗

bald Beyſchlag , Karl Wilhelm Doll , ferner Theodor Roth ,
Karl Joſeph Zimmermann , Emil Frommel , Johann Georg
Längin , Emil Zittel . Dazu kamen die Militärpfarrer Karl

Wilhelm Cnefelius ( Zittel , Längin ) , Albert Lindenmeier

und Friedrich Wilhelm Schmidt ( Militäroberpfarrer ) .

) Vgl . Stocker , Schematismus der evang . - proteſt . Kirche im Groß⸗
herzogtum Baden . Heilbronn 1878 S . 8 und 117 ff. Über die kirchlichen
Angelegenheiten und die mit der Kirche zuſammenhängende Vereinsthätigkeit
u. ſ. f. der evangeliſchen Gemeinde vgl . den Kirchenkalender , herausgegeben
von dem Kirchengemeinderat 1866 - 1873 .
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Die Verwaltung des Vermögens und der Stiftungen der

katholiſchen Pfarrgemeinde zu St . Stephan ) lag auf Grund

der Stiftungs - und Verſicherungsurkunde des Kurfürſten Karl Friedrich

vom 28 . März 1804 in den Händen der 6 Kirchſpielsvorſteher ,

von denen der Kurfürſt ſich vorbehielt , 3 aus der katholiſchen Diener —

ſchaft (d. h. den Beamten ) der Reſidenzſtadt zu ernennen , während

die übrigen 3 zwar zum erſtenmal ebenfalls vom Kurfürſten ernannt

wurden , künftighin aber ihre Ernennung durch Stimmenmehrheit dem

Vorſtehercolleg , deſſen Haupt der Pfarrer war , überlaſſen wurde ,

wobei im Falle der Stimmengleichheit der Oberpfarrer (einer der⸗

geiſtlichen Räte der katholiſchen Kirchenkommiſſion in Bruchſal ) den

Obmann zu machen hatte . In Folge von Unzuträglichkeiten , die

ſich aus unberechtigten Anſprüchen des Stadtpfarrers Huber ergaben ,

wurde indes durch Entſchließung des Geheimerats - Collegiums vom

6. April 1807 dem Kirchen - und Stiftungsvorſtand ein

landesherrlicher Kommiſſär vorgeſetzt .

Durch eine Verordnung vom 21 . November 1820 wurde die

Verwaltung der örtlichen kirchlichen wie weltlichen katholiſchen

Stiftungen durch die Kirchenvorſtände unter Oberaufſicht der katho⸗

liſchen Kirchenſektioun und ſpäter des katholiſchen Oberkirchenrates

geregelt . Dieſe Kirchenvorſtände beſtanden aus dem katholiſchen Orts⸗

pfarrer , dem erſten weltlichen katholiſchen Ortsvorſteher und dann ,

je nach Größe der Gemeinde und Beträchtlichkeit der kirchlichen

Stiftungen , aus 4 bis 6 katholiſchen Gemeindegliedern . Letztere

wurden von der Kirchengemeinde des Ortes gewählt und von dem

Amt beſtätigt . Den Vorſitz führte der Pfarrer , doch konnte unter

beſonderen Verhältniſſen der Vorſitz einem eigens hiefür ernannten

Regierungskommiſſär übertragen werden . Die Verfügungen des

Kirchenvorſtandes hatte der Pfarrer und ein weltliches Vorſtands⸗

mitglied zu unterzeichnen .

Durch dieſe Verordnung wurde zunächſt die Stellung des Karls⸗

ruher katholiſchen Kirchen - und Stiftungsvorſtandes nicht berührt ,
für dieſen blieben vielmehr auch weiterhin die Beſtimmungen der Erricht⸗

) Akten des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts , des⸗

Bezirksamts , des katholiſchen Oberſtiftungsrates , des katholiſchen Stiftungrats -

zu St . Stephan und des General - Landesarchivs .
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ungsurkunde der Pfarrei zu St . Stephan in Kraft . Als im Dezember 1831

der damalige landesherrliche Kommiſſär , Geh . Rat Dühmig , um Ent⸗

hebung von dieſer Stellung nachſuchte , wurde gleichzeitig mit der

Genehmigung dieſes Geſuches am 3. Januar 1832 vom Großh .

Miniſterium des Innern verfügt , daß von Ernennung eines neuen

Kommiſſärs Umgang zu nehmen und die Direktion des Kirchenvor⸗

ſtandes dem jeweiligen Pfarrer zu übertragen ſei. Durch Erlaß der

katholiſchen Kirchenſektion , der das Weitere zu verfügen überlaſſen

blieb , wurde Oberreviſor Kirſchbaum , als älteſtes Mitglied des

katholiſchen Kirchen - und Stiftungsvorſtandes in Karlsruhe beauf⸗

tragt , den Dekan und Stadtpfarrer Gäßler in dieſe Direktionsführung
einzuweiſen , welcher dieſe Direktion nach Maßgabe der Pfarrerricht⸗
ungsurkunde von 1804 und nach weiterer Anleitung der Inſtruktiv⸗

verordnung vom 21 . November 1820 über das Stiftungs⸗ , Ver⸗

waltungs - und Rechnungsweſen zu führen verpflichtet wurde . Indes

machte die katholiſche Kirchenſektion als Oberaufſichtsbehörde bald

die unangenehme Erfahrung , daß es bei Behandlung der Geſchäfte
dieſes Kirchen - und Stiftungsvorſtandes an der nötigen Umſicht und

Energie fehle und darum der nachteilige Einfluß auf die Verwaltung
eines in 80000 fl. beſtehenden Kapitalvermögens , auf welchem
bedeutende Kirchen - , Pfarr - und Schulhausbaulaſten ruhten , nicht

zu verkennen ſei. Sie erbat ſich deßhalb vom Miniſterium des

Innern die Ermächtigung , wieder einen Regierungskommiſſär aufzu —
ſtellen , der die Geſchäfte des katholiſchen Kirchen - und Stiftungs —
vorſtandes in Karlsruhe zu leiten habe. Das Miniſterium genehmigte
dieſen Antrag und überließ die Ernennung des Kommiſſärs der

Kirchenſektion . Dieſe ernannte zu dieſer Funktion im März 1833

den penſionierten Oberamtmann , Hofrat Hinterfad . Im gleichen
Jahre übertrug das Miniſterium des Innern die bisherige unmittel —

bare Aufſicht über die Verwaltung des katholiſchen Kirchen - , Pfarr —
und Schulfonds in Karlsruhe von der katholiſchen Kirchenſektion
an die Regierung des Mittelrheinkreiſes , alſo an eine nichteonfeſſionelle
Behörde und Verwaltungs - Mittelſtelle , die Oberaufſicht aber wurde

dem katholiſchen Oberkirchenrat übertragen .
Im Dezember 1836 legte Hofrat Hinterfad ſeine Funktion als

Regierungskommiſſär nieder . Da der Karlsruher Kirchenfond mit

Übertragung der Oberaufſicht auf die Regierung des Mittelrhein —
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kreiſes aufgehört hatte , ein unmittelbarer Fond zu ſein, und nur noch
den Charakter einer Lokalſtiftung beſaß , glaubte das Stadtamt , daß

die Stelle nicht mehr zu beſetzen ſei. Die Kreisregierung dagegen

hielt es trotzdem für wünſchenswert , wieder ein rechtsgelehrtes Mit —

glied des Kirchen - und Stiſtungsvorſtandes zu ernennen und nahm

hierzu den penſionierten Oberamtmann Keller in Ausſicht . Da

dieſer jedoch in Rückſicht auf ſein vorgerücktes Alter Bedenken trug ,
die ihm zugedachte Stelle anzunehmen , entſchloß ſich die Kreis —

regierung , von ihrem Vorhaben abzuſtehen und übertrug das

Präſidium am 17 . Februar 1837 dem Dekan und Stadtpfarrer
Valentin Gaß . Dieſer war nach der Verſetzung des Stadtpfarrers
Gäßler nach Weingarten bei Offenburg am 13 . Mai 1835 zum

Stadtpfarrer bei St . Stephan ernannt und am 26 . Juli inveſtiert
worden . Er war ohne Zweifel eine Perſönlichkeit , welcher die

Leitung des Kirchen - und Stiftungsvorſtandes ohne Bedenken über - ⸗

tragen werden konnte .

Inzwiſchen hatte am 24 . Juni 1836 die katholiſche Miniſterial —

ſektion einen beſonderen katholiſchen Schulvorſtand mit 8 Mitgliedern

eingeſetzt , den jedoch der katholiſche Oberkirchenrat am 8. April 1846

wieder aufhob , beziehungsweiſe mit dem katholiſchen Kirchen - und

Schulſtiftungsvorſtand vereinigte , ſo daß dieſer auf 11 Mitglieder

anwuchs , aber mit der Auflage , daß keine Neuwahl ſtattfinden dürfe ,
bis eine Ergänzung der ſtiftungsmäßigen Zahl 6 bezw. 7 nötig

werde .

Durch das Geſetz vom 9. Oktober 1860 über die rechtliche

Stellung der Kirchen im Staate wurde auch die Grundlage , auf

welcher bis dahin der Beſtand dieſer Behörde beruhte , verändert .

Durch die Errichtungsurkunde von 1804 war die Einrichtung eines

öffentlichen katholiſchen Gottesdienſtes in hieſiger Stadt durch einen

Akt landesfürſtlicher Gnade zugeſtanden worden , während nunmehr
den beiden Hauptkirchen das Recht der öffentlichen Gottesverehrung

geſetzlich gewährleiſtet war . Demgemäß konnte die Zuſammenſetzung
des örtlichen Verwaltungsorgans für das Kirchenvermögen nicht

mehr durch fürſtliche Ernennung (die übrigens längſt durch die

vorgeſetzte Staatsbehörde erfolgt war ) geſchehen . Sie mußte viel⸗

mehr , entſprechend den Beſtimmungen der zum Vollzug des §S 10

des erwähnten Geſetzes am 20 . November 1861 erlaſſenen Verord —
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nung über die Zuſammenſetzung der Stiftungskommiſſionen (wie⸗
dieſe Organe nunmehr hießen ) erfolgen , nämlich ſo, daß die Mitglieder
der Stiftungskommiſſion zur Verwaltung des örtlichen Kirchenver⸗
mögens von den Katholiken der Pfarrei unter Leitung des geiſtlichen
Vorſtandes auf einen Zeitraum von 6 Jahren gewählt werden

ſollten . Da über die Frage , ob nicht dennoch die Beſtimmungen
der Errichtungsurkunde , als eines ſpeziellen Stiftungsgeſetzes , das

durch generelle noch folgende Verordnungen nicht abgeändert werden

könne , weiterhin aufrecht zu erhalten ſeien und der oben dargelegten
Rechtsanſchauung eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem katho—⸗
liſchen Oberkirchenrat und der Kreisregierung entſtanden war , erwirkte

das Miniſterium des Innern eine am 24 . Januar 1862 erlaſſene
Entſchließung des Großherzogs , in der ausgeſprochen wurde , daß
die Beſtimmungen der Verordnung vom 20 . November 1861 künftig
auch bei der Zuſammenſetzung des hieſigen Stiftungsvorſtandes zu

beobachten ſeien.
Da im November 1861 der durch die Anordnung des Ober —

kirchenrates vom 8. April 1846 vorausgeſetzte Fall eingetreten
war , nachdem im Laufe des Jahres 1861 drei bürgerliche Mit —

glieder , Vergolder Bilger , Maurermeiſter Weber und Gasdirektor

Spreng , geſtorben und außer dem Stadtpfarrer nur noch Ober —

rechnungsrat Diez , Geh. Finanzrat Glockner , Hofrat Schunggart
und Baurat Berckmüller ( der bei ſeiner Ernennung noch Bürger
war und daher noch als ſolcher zählte ) von den früher Gewählten
übrig geblieben waren , hatte der katholiſche Kirchenſtiftungs - und

Schulvorſtand die bürgerliche Wahl vorgenommen , welche auf Kauf —
mann Konradin Haagel und den ohue Staatsdienerrecht angeſtellten
Bürger , Militärbauconducteur Joſef Vochatzer , gefallen war .

Nach der oben angezogenen Entſchließung des Großherzogs
konnte dieſe Wahl nicht als giltig anerkannt und daher micht beſtätigt
werden . Doch wurde von einer vollſtändigen Erneuerung der katho —
liſchen Stiftungskommiſſion abgeſehen . In dieſer hatte nun auf
Grund der Verordnung vom 21 . November 1820 der Bürgermeiſter
oder , wenn dieſer nicht Katholik wäre , das dienſtälteſte katholiſche
Mitglied des Gemeinderates , daher in Karlsruhe , wo der erſte

Bürgermeiſter Malſch katholiſch war , dieſer neben dem Stadtpfarrer
und den drei von früher übrig gebliebenen Mitgliedern ſeinen Platz
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einzunehmen . So war nur noch die Wahl eines Mitgliedes erfor —

derlich .
Am 8. Mai 1862 lud der Stadtpfarrer , Geiſtliche Rat Gaß ,

die Katholiken der St . Stephanspfarrei zur Vornahme dieſer Wahl

ein mit der Bemerkung , daß ein mit dem Bauweſen und den dadurch

nötig werdenden Rechnungsprüfungen Vertrauter zunächſt Bedürfnis

wäre . Er gab ferner bekannt , daß , wer ſich bei der Wahl beteiligen

wolle , ſeinen Wahlzettel in Gegenwart der Wahlkommiſſion in der

Sakriſtei der Pfarrkirche am 19. , 20 . oder 21 . Mai von ½11 bis 12

oder im katholiſchen Schulhaus im unteren 6. Schulſaal Sonntag ,
den 25 . Mai von 11 bis ½1 Uhr ſchreiben müſſe . Die Wahl fiel

auf Bauconducteur Vochatzer . Im Jahre 1870 wurde nach dem

Rücktritt des Oberbürgermeiſters Malſch , da der neue Oberbürger —

meiſter Lauter proteſtantiſch war , als Vertreter des Gemeinderates

Zimmermeiſter Simon Mees in die Stiftungskommiſſion entſandt .

Durch das Geſetz über die Aufſichtsbehörden für die Volks —

ſchulen vom 20 . Juli 1864 ward mit der Aufſicht über die Volks —

ſchulen auch die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens der

Stiftungskommiſſion abgenommen und dem katholiſchen Oberſchulrat

übertragen worden .

Als im November 1874 eine Erneuerungswahl für die Stif⸗

tungskommiſſion — es waren 3 Mitglieder zu wählen — vorge —

nommen werden mußte , waren im kirchlichen Leben Verhältniſſe

eingetreten , welche auf dieſe Wahl nicht ohne Einfluß blieben . Die

Verkündigung der Beſchlüſſe des vatikaniſchen Concils im erzbiſchöf —

lichen Anzeiger durch den Bistumsverweſer Dr . Kübel hatte die

Regierung mit der amtlichen Erklärung beantwortet , daß jenen

Beſchlüſſen , ſofern ſie mittelbar oder unmittelbar in bürgerliche Ver —

hältniſſe eingreifen , eine rechtliche Wirkung nicht zukomme. Die

Stellung der einzelnen Katholiken zu den vatikaniſchen Beſchlüſſen
konnte daher Angeſichts dieſer Rechtsanſchauung der Regierung keinen

Einfluß auf die Ausübung der ihnen rechtlich zuſtehenden Beteiligung

an der Verwaltung des Kirchenvermögens ausüben . Das aktive wie

das paſſive Wahlrecht bei der Bildung der Stiftungskommiſſionen
konnte ſolchen Katholiken darum nicht aberkannt werden , auch dann

nicht , wenn ſie ſich zu eigenen Gemeinſchaften zuſammengeſchloſſen

hatten , wie das in Karlsruhe der Fall war .

ö
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Bei der am 30 . November 1874 vorgenommenen Wahl von

3 Mitgliedern der katholiſchen Stiftungskommiſſion fielen von 38

abgegebenen Stimmen 30 auf den Altoberbürgermeiſter Malſch , den

Direktor des Verwaltungshofes Schwarzmann und den Kreis - und

Hofgerichtspräſidenten Hildebrand . Die zwei Erſtgenannten gehörten
der Gemeinſchaft der „ Altkatholiken “ an . In der Sitzung der

Stiftungskommiſſion vom 3. Dezember wurde von 3 Mitgliedern gegen
die Giltigkeit der Wahl Einſprache erhoben , die ſich , da der gegen

Malſch und Schwarzmann geltend gemachte Ablehnungsgrund nicht

auch auf Hildebrand angewendet werden konnte , noch auf andere

Vorgänge bei der Wahl bezog , und deren Beanſtandung beantragt .
In ſeinem Bericht an den Oberſtiftungsrat beantragte Stadtpfarrer
Joſef Benz , der an Stelle des am 25 . Januar 1871 verſtorbenen

Geiſtlichen Rates Gaß am 26 . September die Inveſtitur als Stadtpfarrer
zu St . Stephan erhalten hatte , im Einvernehmen mit 2 Mitgliedern
der Stiftungskommiſſion , die Wahl zu genehmigen , was durch die

Verwerfung der erhobenen Beanſtandung mittels Mehrheitsbeſchluſſes
des katholiſchen Oberſtiftungsrates vom 15 . Januar 1875 geſchah.
Die Frage hatte einen heftigen Zeitungsſteit hervorgerufen , weshalb
der Stadtpfarrer in ſeinem Bericht für den Antrag auf Genehmigung
auch den Wunſch , weitere Spaltungen in der Pfarrgemeinde hintan —
zuhalten , geltend machte .

Im Jahre 1873 erkannte die Großh . Regierung den in Preußen
zum Biſchof über diejenigen Katholiken , welche ſich den vatikaniſchen
Beſchlüſſen nicht unterwarfen , ernannten Profeſſor Hubert Reinkens

als altkatholiſchen Biſchof für Baden an , dieſer leiſtete am 22 . November

d. J . den die Auerkennung der Staatsgeſetze enthaltenden Eid in die

Hände des Staatsminiſters Jolly und erließ an die altkatholiſchen
Vereine Badens im Januar 1874 die Aufforderung zur Bildung
von Pfarrgemeinden und zu Vorſchlägen von Geiſtlichen . Schon

vorher hatte Biſchof Reinkens , entſprechend einem von den „ſeiner
biſchöflichen Leitung unterſtehenden Katholiken in Karlsruhe “ an ihn
gerichteten Anſuchen , am 23 . Dezember 1873 an das Staats⸗

miniſterium die Bitte gerichtet , für die hier wohnenden Altkatholiken
die Errichtung einer Pfarrei zu erwirken und für den von ihnen
erwählten Prieſter Anton Hamp aus Allmanshofen in Bayern
die Beſtätigung als Pfarrverwalter zu erteilen . Der Vorſtand des
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altkatholiſchen Vereins , Karl Graf von Enzenberg ſtellte , unter

Berufung auf dieſes Schreiben , am 31 . Dezember an das Miniſterium
des Innern das Erſuchen , für den Fall , daß dieſe Angelegenheit nicht

ſofort erledigt werden könnte , „einſtweilen dem Pfarrverwalter Hamp
eine Legitimation zum Anfange des Religionsunterrichts zu erteilen “,

beſonders da der Konfirmationsunterricht bald beginnen ſolle . Das

Miniſterium verfügte darauf am 2. Januar 1874 , daß es „nichts

dagegen zu erinnern habe , daß Pfarrer Anton Hamp denjenigen

katholiſchen Schülern an Mittel - und Volksſchulen , deren Eltern oder

ſonſtige geſetzlichen Vertreter dieſes wünſchen , den Religions - und

Konfirmationsunterricht erteile “ .

Die Rechtsverhältniſſe der Altkatholiken erhielten durch

das Geſetz vom 15 . Juni 1874 eine feſtere Geſtaltung . Auf Grund der

behufs Ausführung dieſes Geſetzes am 27 . Juni erlaſſenen Verordnung

hatten die Karlsruher Altkatholiken am 25 . Juli die Geneh —

migung zur Bildung einer Gemeinſchaft im Sinne der Art .2 und 3

des obigen Geſetzes nachgeſucht , gleichzeitig auch Anträge wegen

Mitbenützung der katholiſchen Stadtkirche , des katholiſchen Pfarr⸗

hauſes dahier und Ueberlaſſung eines Beneficiums geſtellt . Auf

ergangene Aufforderung ſeitens des Bezirksamtes wurde ſodann durch

den Vorſtand des Vereins der Altkatholiken am 4. Dezember eine

Beurkundung vorgelegt, nach welcher ſich 311 Mitglieder des Vereins

durch eigenhändige Unterſchrift verpflichtet haben , während fünf

Jahren die in dem Mitgliederverzeichnis aufgeführten freiwilligen

Jahresbeiträge zu bezahlen . Weitere Schritte zu einer altkatholiſchen

Gemeindebildung erfolgten erſt im folgenden Jahre . Inzwiſchen

feierten die Altkatholiken ihre Gottesdienſte in einem ihnen im Bahn⸗

hofſtadtteil zur Verfügung geſtellten Betſaale , wo am 2. Juli 1874

durch Pfarrer Hamp die erſte von Angehörigen ihrer Ge —

meinſchaft ſtattfand .

In der israelitiſchen Gemeinde “ ) war ſchon ſeit dem Jahre
1818 das Bedürfnis lebhaft gefühlt worden , die alte Synagoge

umzubauen bezw. zu erweitern, zu welcher am 10. Mai 1798 der

) Mitteilungen vom Sekretariat des Synagogenrates und vom Rabbiner

der Israelitiſchen Religiousgeſellſchaft Herrn Pr . Schiffer .
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Grundſtein gelegt und deren Bau nach dem Plan von Weinbrenner

im Jahre 1810 durch Aufführung des Portals vollendet worden

war . Die von den jeweiligen Gemeindevorſtänden zu verſchiedenen
Zeiten deshalb geführten Beratungen und gefaßten Beſchlüſſe hatten
aber zu keinem Ergebniſſe geführt , weil im Schoße der Gemeinde

weder über die Art des Baues noch über die in der umzubauenden
Synagoge einzuführende Form des Gottesdienſtes eine Verſtändigung
erreicht werden konntek ) . Im Jahre 1860 trat der Synagogenrat , .
deſſen Mehrheit dem religiöſen Fortſchritte huldigte , der Frage des

Synagogenbaues neuerdings und mit Entſchiedenheit näher und ließ ,

nach Beendigung der Vorarbeiten , im November 1862 eine gedruckte
Anſprache an die Gemeindemitglieder verteilen , in welcher auf das

dringende Bedürfnis des Neubaus hingewieſen , die Art deſſelben
dargelegt und der Koſtenaufwand auf 60000 fl. veranſchlagt wurde .

Dieſen Vorſchlägen und einem vorgelegten Plane entſprechend , beſchloß
eine Gemeindeverſammlung mit geringer Stimmenmehrheit den Neubau .

Auf die von einer Anzahl meiſt der konſervativen Richtung angehörenden

Gemeindemitglieder gegen dieſen Beſchluß eingelegte Verwahrung und

beim Oberrat der Israeliten wie beim Miniſterium des Innern

eingereichte Beſchwerde wurde der Gemeindebeſchluß zwar für giltig ,
aber zur Zeit nicht für vollziehbar erklärt , weil die zur Ausführung
des Baues erforderlichen Geldmittel nicht ausdrücklich bewilligt worden

waren . Von den Widerſtrebenden war ein kleiner Teil von der

Abneigung gegen eine Erhöhung der Beſteuerung geleitet , die Mehr —
zahl befürchtete , daß der Neubau der Synagoge eine ihren religiöſen

Anſchauungen nicht entſprechende Neuerung in der Form des Gottes —

dienſtes zur Folge haben würde . Bei der Wahl eines neuen

Synagogenrates im Jahre 1865 vereinigten ſich die beiden extremen

Parteien der Konſervativen und der Ultrareformer und erreichten die

Wahl von Männeru , welche den Vorſchlag machten , die alte Synagoge ,

nach kleinen unbedeutenden räumlichen Abänderungen in ihrem Innern

und unter Beibehaltung der bisherigen Gottesdienſtform , den Konſer⸗
vativen zu überlaſſen und für die Reformfreunde auf Gemeindekoſten
einen neuen Betſaal zu erbauen , in welchem ein moderner Gottes⸗

dienſt nach Art des im Berliner Reformverein beſtehenden , unter

) Vgl . Bd . 2, Seite 420 .

27
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Anſtellung eines beſonderen Predigers und Religionslehrers der

Jugend , eingeführt werden ſolle . Dieſer Vorſchlag erwies ſich jedoch

alsbald ſchon aus finanziellen Gründen für eine nur aus 150 —160

Steuerpflichtigen beſtehende Gemeinde als unausführbar , abgeſehen

von dem Rechtsanſpruch der zwiſchen Konſervativen und Ultra⸗

reformern ſtehenden Mittelpartei , ebenfalls auf Gemeindekoſten eine

ihren Anſchauungen entſprechende Synagoge und Gottesdienſtform zu

erhalten .
Wir übergehen die Einzelheiten des zwiſchen den in der

israelitiſchen Gemeinde vertretenen Meinungen in den nächſten Jahren

weitergeführten Kampfes , der ſchließlich im Jahre 1869 zu dem

Ergebniſſe führte , daß etwa 25 der konſervativen Richtung angehörende

Gemeindemitglieder , an ihrer Spitze Kaufmann Baruch Hayum

Wornſer , ihren Austritt aus dem israelitiſchen Gemeindeverbande
und die Gründung einer beſonderen Religionsgemeinſchaft erklärten ,

nachdem ſie vergebens gegen die Beſchlüſſe der Mehrheit , eine völlige

Anderung des altüberlieferten Gottesdienſtes herbeizuführen , als

gegen einen Eingriff in die Gewiſſensfreiheit der Einzelnen , proteſtiert

hatten . Der gleichzeitige Austritt zweier dieſer Richtung angehörenden

Synagogenräte und ihr Erſatz durch Reformfreunde machte im

Juli 1869 die Berufung einer Gemeindeverſammlung möglich , welche

mit Stimmenmehrheit dem Synagogenrat die Ermächtigung erteilte ,

die Synagoge zum Zwecke eines Umbaues abreißen zu laſſen und in der

umgebauten Synagoge die in der Stadt Mannheim übliche Gottes⸗

dienſtform einzuführen . Doch ermangelte dieſer Beſchluß der Rechts⸗

kraft , da infolge Wegbleibens der Konſervativen und anderer Gegner

des Baues in der Verſammlung die genügende Zahl der Gemeinde —⸗

mitglieder nicht anweſend geweſen war .

Als die aus der Gemeinde Ausgetretenen demnächſt die Zahlung

von Umlagen an die Gemeinde verweigerten , erhob der Synagogenrat

Klage und begehrte deren Verurteilung zur Anerkennung ihrer

Zahlungspflicht an die Gemeinde . Der Bezirksrat Karlsruhe entſchied

am 30 . Juli 1869 nach dem klägeriſchen Begehren , aber der Ver —⸗

waltungsgerichtshof wies , auf Berufung der Beklagten , die Klage

ab , weil aus dem Inhalte der Austrittserklärung die Abſicht derſelben

hervorgehe , nicht nur aus der isreelitiſchen Gemeinde Karlsruhe ,

ſondern aus dem Verbande des ganzen badiſchen Judentumes aus⸗



zutreten , eine Abſicht , die durch die ergänzende Erklärung der

Ausgetretenen vom 4. November 1869 ausdrücklich beſtätigt wor⸗

den ſei.
Da der Synagogenrat befürchtete , daß die im Falle des Umbaues

der Synagoge notwendige Erhöhung der Gemeindeſteuer noch andere

Gemeindemitglieder zur Abgabe der gleichen Erklärung veranlaſſen

könnte , um ſich der Steuerpflicht zu entziehen , wurde der Umbau

abermals verſchoben .
Unerwartet fand dieſe , ſeit ſo langer Zeit die Gemüter der

israelitiſchen Gemeinde bewegende Frage ihre Löſung , als in der

Nacht vom 29 . zum 30. Mai ( Pfingſtmontag auf Dienstag ) 1871

in zwei der alten von Holz erbauten Häuſern der Kronenſtraße ein

Brand ausbrach , der den neben ihnen ſtehenden Teil der Synagoge

ergriff und dieſen — während die eng zuſammengebauten Häuſer in

der Kronenſtraße niederbrannten — ſowie auch den Dachſtuhl des

Vorderbaues der Synagoge völlig zerſtörte . Es war einer der

größten Brände , welche Karlsruhe heimſuchten , und nur der andauern⸗

den Thätigkeit der Feuerwehr war es zu verdanken , daß er nicht

einen noch größeren Umfang annahm . Der Großherzoͤg erſchien

ſelbſt auf der Brandſtätte , ermunterte das Löſchperſonal und gab

durch ſein Ausharren ein erhebendes Beiſpiel echter Nächſtenliebe .

Wenn auch der Brand noch vor Tagesanbruch bewältigt war , ſo

konnte er doch erſt am Dienſtag Nachmittag als völlig beendet ange —

ſehen werden .

Nachdem für die einſtweilige Abhaltung der Gottesdienſte ( an

den Werk - und Samstagen im oberen Saale des israelitiſchen Kranken⸗

hauſes , an hohen Feiertagen im Saale der Geſellſchaft Eintracht )

Sorge getragen war , leitete der im Januar 1871 gewählte neue

Synagogenrat , deſſen Vorſteher Hofbuchhändler Adolf Bielefeld war ,

alsbald vorbereitende Schritte zur Erbauung eines würdigen Gottes⸗

hauſes ein . Mehrere Architekten wurden zur Einſendung von Bau⸗

plänen und Koſtenüberſchlägen aufgefordert und nach deren Prüfung
der Plan des Profeſſors Joſef Durm zur Ausführung genehmigt .

Durch die am 24 . März 1872 zuſammengetretene Gemeindeverſamm⸗

lung wurde ſodann einſtimmig der Neubau der Synagoge

beſchloſſen . Die Opferwilligkeit der durch den Austritt vieler Mit⸗

glieder in ihrer Steuerkraft geſchädigten Gemeinde bewährte ſich
27 *



dabei durch die Bewilligung eines Baukapitals von über 100000 fl .

in glänzender Weiſe .
Am 26 . März 1872 wurde der erſte Spatenſtich für das neu

zu erbauende Wohnhaus gethan , am 2. Mai wurde das Grundſtein —
mauerwerk für die Synagoge begonnen . Auf Anſuchen des Synagogen —
rates und den entſprechenden Antrag des Gemeinderates genehmigte ,

nachdem der Bau zum größten Teile vollendet war , der Bürger —

ausſchuß im Juli 1874 die Bewilligung der Bauprämie für den

Neubau der Synagoge und das dazu gehörige Gebäude in der Kronen —

ſtraße und ſtellte die gleiche Bewilligung bei Abbruch des Eckhauſes⸗
der Langen - und Kronenſtraße und Neuaufbau in gleicher Weiſe und

zwar noch im Laufe dieſes Jahres in Ausſicht .

Vorgreifend ſei hier noch bemerkt , daß die Einweihung der

Synagoge durch den Gemeinderabbiner in Gegenwart des Großherzogs ,
der Großherzogin , der Prinzeſſin Wilhelm , der Fürſtin zu Hohen —

lohe - Langenburg und der Spitzen der Civil - und Militärbehörden

ſtattfand , wobei Rabbiner Dr . Adolf Schwarz aus Breslau die

Predigt hielt .
Rabbiner der Gemeinde war der ſeit November 1842 einſtweilig

und ſeit Mai 1847 endgiltig zum Bezirks⸗ und Orts - Rabbiner von .

Karlsruhe ernannte Herr Benjamin Willſtätter .
Die aus dem Verbande der badiſchen Judenſchaft Ausgeſchiedenen ,

welche ſich unter dem Namen IJsraelitiſche Religionsgemein⸗

ſchaft neu conſtituiert hatten , erwarben zur Abhaltung des Gottes —⸗

dienſtes und Erteilung des Religionsunterrichtes das Haus Ritter —

ſtraße 2 , deſſen Räume ſich aber infolge beträchtlichen Anwachſens
der Mitgliederzahl bald als unzulänglich erwieſen . Als der Israe —

litiſchen Religionsgemeinſchaft die Benützung des bisherigen israelitiſchen ,

Begräbnisortes verſagt wurde , erwarb ſie am 8. Mai 1872 ein

größes Ackerfeld zur Anlage eines eigenen Friedhofes .

Nach dem am 1. Juli 1872 erfolgten Hintritt des Herrn .
B . H. Wormſer wurde Herr J . H. Ettlinger zum Vorſteher

gewählt . Als Kultusbeamter ( Lehrer , Vorbeter und Schächter ) war

ſeit 1872 Herr Würzburger thätig . Die Rabbinatsgeſchäfte der

Israelitiſchen Religionsgemeinſchaft hatten vom Tage ihrer Gründung

an die beiden Stiftsrabbiner Nathanael Weil und Gumpel Thal —⸗

mann verwaltet . Allein das ſchnelle Wachstum der Gemeinde
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machte es wünſchenswert , daß eine junge friſche Kraft , die den

Schwierigkeiten einer unter ſo eigenartigen Verhältniſſen geſchaffenen
Stellung vermöge ihrer Energie und akademiſchen Bildung gewachſen
ſei , berufen würde . Die Wahl fiel auf Rabbiner Dr . H. Ehr⸗
mann aus Michelſtadt , der ſeine Thätigkeit im September 1874

begann .

Staatliches und ſtädtiſches Schulweſen .
Die erſte der in Karlsruhe beſtehenden Schulen , die Poly —

techniſche Schule ! ) , wie ſie hieß , bis ihr im Jahre 1885 die

Bezeichnung „Techniſche Hochſchule “ verliehen wurde , hatte ſchon
geraume Zeit vorher den Charakter einer Hochſchule an ſich getragen ,

zuerſt in Bezug auf ihre Profeſſoren , mit der Zeit auch inſofern die

zuerſt mehr ſchulmäßige Behandlung der ſie beſuchenden jungen Leute

nach und nach in die akademiſchen Bahnen einlenkte . Von größter
Bedeutung für ſie war das neue Organiſationsinſtitut vom 20 . Januar
1865 .

Bei dem Tode Redtenbachers , des ausgezeichneten Lehrers und

Direktors “ ) ( im Frühjahr 1863 ) befürchteten Viele den Eintritt eines

Verfalles der Anſtalt . Zu der gedrückten Stimmung , welche ſich über

die ganze Anſtalt verbreitete , traten Gegenſätze in dem Lehrkörper ,
welche den Abgang zweier beliebten Lehrkräfte in Ausſicht ſtellten .
Solche Wahrnehmungen veranlaßten die Regierung , alles aufzubieten ,

um die Anſtalt noch über ihre Leiſtungsfähigkeit in den beſten Jahren
hinaus zu heben. Zur Erreichung dieſes Zieles wurde beſchloſſen ,
die Lehrkräfte zu vermehren und der Anſtalt einesteils eine mehr ein —

heitliche Lehraufgabe zu ſtellen , andernteils den Charakter einer
Hochſchule zu verleihen . Zunächſt wurden die Einrichtungen zur

beſonderen Vorbereitung für den eigentlichen polytechniſchen Unterricht
vollſtändig von der Polytechniſchen Schule abgetrennt , die zweiklaſſige
Vorſchule und die erſte der ( früher drei ) mathematiſchen Klaſſen
ſamt dem „Kalligraphiſchen Unterricht “ u. dergl . wurden aufgehoben .
Durch die Errichtnng der höheren Bürgerſchule in Karlsruhe , die ein

) Karlsruher Zeitung 1865 Nr . 27 und in der Feſtſchrift zum Jubiläum
der 40 jährigen Regierung des Großherzogs Friedrich der Aufſatz : Entwicklung
der Techniſchen Hochſchule von 1825 —1892 .

* ) Vgl . Bd . 2, S . 422 .
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Muſter für die ähnlichen Landesanſtalten werden und den Zwiſchen⸗

raum zwiſchen der Volksſchule und der Polytechniſchen Hochſchule

ausfüllen ſollte , wurde es erſt möglich , das Aufnahmealter der

Schüler auf das vollendete 17 . Lebensjahr zu erhöhen . Gleichzeitig

wurde der Wegfall der Poſtſchule und der Handelsſchule vom Herbſt

1865 an in Ausſicht genommen , dagegen die Errichtung einer

landwirtſchaftlichen Fachſchule und einer volkswirtſchaftlichen Profeſſur

beſchloſſen .

Fortan war Leitung und Verwaltung der Anſtalt dem

jährlich vom Großherzog zu ernennenden Direktor , dem kleinen und

dem großen Rat , dem Reſpicienten in Verwaltungsſachen , dem Beirat

in Rechtsſachen , dem Sekretariat und der Verrechnung unterſtellt ,

nachdem der frühere Verwaltungsrat ſchon im Jahre 1859 aufgehoben,
worden war . 1868 wurde das Inſtitut der Privatdocenten ein —

geführt , ſeit 1865 fanden in vorläufiger , ſeit 1867 in endgiltiger Weiſe

Prüfungen zur Erlangung von Diplomen und Zeugniſſen in ab⸗

gegrenzten wiſſenſchaftlichen Gebieten ſtatt . 1873 trat an die Stelle

des bisherigen Schuljahres die Semeſtereinteilung .

Die Zahl der Studierenden vermehrte ſich von Jahr zu

Jahr , wenn auch zuweilen eine vorübergehende Abnahme zu ver⸗

zeichnen war . Im Studienjahre 1852/53 waren 391 Studierende
eingezeichnet , 1873/74 im Winterſemeſter 644 , im Sommerſemeſter
604 . Die höchſte Zahl ( 876 ) finden wir im Jahre 1860/61 , die

niederſte ( 331 ) im Kriegsjahre 1870/71 . In den übrigen Jahren
blieb die Schülerzahl nur noch einmal unter 400 , 6 mal bewegte

ſie ſich zwiſchen 400 und 500 , 4 mal zwiſchen 500 und 600 , 3 mal

zwiſchen 600 und 700 , 1 mal zwiſchen 700 und 800 , über 800 ,

außer 1860/61 noch in 3 anderen Jahren .

Das Bedürfnis einer Raumerweiterung zeigte ſich zuerſt

beim chemiſchen Laboratorium , welches 1857 erweitert wurde . 1859

erhielt die Maſchinenbauſchule ein eigenes Gebäude , 1864 wurde das

Hauptgebäude in der Richtung der Kaiſerſtraße durch Oberbaurat

Fiſcher vergrößert , für den Vorſtand des chemiſchen Laboratoriums

wurde 1875 eine Dienſtwohnung , für den Unterricht in der chemiſchen

und mechaniſchen Technologie 1881 ein zweiſtöckiges Gebäude mit

Arbeitsräumen im Souterrain erſtellt .
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In der Abteilung für Mathematik und Naturwiſſen⸗

ſchaften lehrten in der Zeit von 1852 —1874 auf dem Gebiete

der reinen Mathematik : Ladomus , Spitz , Dienger , Clebſch und Schell ,

auf jenem der darſtellenden Geometrie : Wiener , die Geodäten Jordan ,

Haid und Doll , die Phyſiker Eiſenlohr , Wiedemann , Sohncke und

Meidinger , die Mineralogen und Geologen Sandberger , Zittel und

Knop , die Botaniker Seubert und Juſt , der Zoologe Nüßlin ; in der

Abteilung für Ingenieurweſen : Keller , Becker , Sternberg ,

Engeſſer , Sayer , Honſell und Drach ; in der Abteilung für

Maſchinenweſen : Redtenbacher , Grashof , Hart und Keller ; in

der Abteilung für Architektur : Hübſch , Fiſcher , Eiſenlohr , Hoch—

ſtetter , Lang , Durm und Warth ; Unterricht im Freihand —

zeichnen und Landſchaftszeichnen erteilten an der Bauſchule :
Koopmann , Schrödter , Viſcher , Meichelt , Krabbes und Knorr , das

Fach der Kunſtgeſchichte vertraten Woltmann und Brundo Meyer ;

in der Abteilung für Chemie ſehen wir als Lehrer Weltzien , Karl

Seubert , Lothar Meyer und Birnbaum ; in jener für Forſtweſen

Klauprecht , Dengler , Vonhauſen und Schuberg . Neben den Vertretern

der eigentlichen Fachwiſſenſchaften war auch auf dem Gebiete all⸗

gemein bildender Unterrichtsgegenſtände eine Reihe von

Lehrern thätig . Den Unterricht in der deutſchen Sprache und Litteratur

erteilte bis 1863 bezw. 1865 Löhlein , den franzöſiſchen Sprach⸗

unterricht Varnier , Gerſtner und Leber , den engliſchen Gratz . Für

Geſchichte und Litteratun wurde 1860 Baumgarten berufen , dem

1872 David Müller folgte .

Volkswirtſchaftliche Vorleſungen hielten vorübergehend von

1864 bis 1865 die Heidelberger Privatdozenten Pickford und Dietzel ,

die 1865 errichtete Profeſſur wurde Emminghaus übertragen , dem

1873 Lehr folgte . Rechtswiſſenſchaftliche Vorträge hielt bis

1854 Miniſterialrat Küßwieder , von da bis 1859 Domänenrat

Eberlein , von 1859 an Miniſterialrat Trefurt . Eine Landwirt⸗

ſchaftsſchule wurde 1864 errichtet und zu deren Vorſtand Stengel
aus Tharand berufen . An derſelben waren Mitglieder der land —

wirtſchaftlichen Zentralſtelle mit Lehraufträgen betraut und verſchiedene

Profeſſoren anderer Abteilungen und Staatsbeamte thätig . 1872

wurde indes dieſe Schule , obwohl ſich auch der Gemeinderat der

Reſidenzſtadt in einer Eingabe an das Miniſterium des Innern ſehr



warm für ihr Verbleiben in Karlsruhe verwandte , an die Univerſität
Heidelberg verlegt , jedoch erhielt Profeſſor Stengel , der mit ihr
dorthin überſiedelte , den Auftrag, ſeine Vorleſungen über landwirt⸗

ſchaftliche Encyklopädie in Karlsruhe fortzuſetzen .
Wenn auch nicht in organiſcher Verbindung mit der Polytechniſchen

Schule , ſo doch durch deren Profeſſoren in jeder Hinſicht gefördert ,
war die permanente Ausſtellung landwirtſchaftlicher Lehr —
mittel , zu deren Kuſtos Dr . C. Weigelt ernannt wurde , während
ihre Leitung einem Kuratorium von 11 Profeſſoren anvertraut wars ) .

Das Karlsruher Lyceum ! “ ) ) leitete noch in den erſten drei Jahren
dieſes Abſchnittes Ernſt Kärcherf ) , der ſeit 1837 das Amt des

Direktors inne gehabt hatte und wenige Wochen nach der Feier
ſeines vierzigjährigen Dienſtjubiläums am 12 . April 1855 ſtarb .
Sein Nachfolger war Karl Friedrich Vierordt , der nur ein Jahr
ſpäter ebenfalls das gleiche Jubiläum feiern konnte und ſchon 1860

die Direktion an Chriſtian Friedrich Gockel abtrat . Ihm folgte im

Herbſt 1867 Guſtav Wendt , bis dahin Direktor des Gymnaſiums
in Hamm , der noch heute, hochbetagt , doch jugendfriſch dem Karls —

ruher Gymnaſium rühmlichſt vorſteht f5).
Von Kärcher wird gerühmt , daß ſeinem lebendigen , geiſtes⸗

friſchen Unterricht eine ungemeine Anregung eigen war und daß ſeine
Direktion ſich hauptſächlich durch Ordnung und kräftige Handhabung
der Schulzucht auszeichnete . Von Vierordt ſagt ſein Biograph ,
es ſei ſeiner Direktionsführung gewiſſenhafteſte Unparteilichkeit und

ſtrenge Ordnung nachzurühmen , und ſeine Amtsgenoſſen hätten in ihm
den wohlwollendſten Direktor verehrt . Der nämliche betont , indem

er von Gockels Wirkſamkeit in der Schule ſpricht , am meiſten ſeine
gediegene Pflege des Studiums unſerer Mutterſprache und der vater⸗

ländiſchen Litteratur .

) Vgl . Karlsruher Nachrichten 1871 Nro . 80 .

**) Vierordt , Geſchichte der 1586 zu Durlach eröffneten und 1724 nach
Karlsruhe verpflanzten Mittelſchule . Karlsruhe 1859 . Feſtſchrift zur 300jährigen

Jubelfeier des Großh , Gymnaſiums in Karlsruhe . 22 . November 1886 . Karls⸗
ruhe 1886 . Darin Überblick der Geſchichte des Gymnaſiums don Direktor
Wendt .

1) Vgl . Bd . 2, S . 423 .

1 ) Ein Verzeichnis des ſeit 1859 an der Anſtalt beſchäftigten Lehrer⸗
perſonales iſt auf S . 33 —35 der obigen Feſtſchrift abgedruckt .
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Von den Profeſſoren , welche von 1852 bis 1874 dem Lehr⸗

körper des Lyceums ( Gymnaſiums ) während längerer Zeit angehörten ,

ſeien hier — abgeſehen von den Direktoren , die , mit Ausnahme von

Dr . Wendt , ſämtlich aus der Mitte dieſes Lehrkörpers hervor⸗

gegangen waren , und den ſchon in dem vorhergehenden Abſchnitt ge⸗

nannten — nur als die bekannteſten folgende angeführt : Chriſtian

Friedrich Platz , Dr . Adolf Hauſer , Eduard Eiſen , Dr . Adolf Böhringer ,
Dr . Andreas Heingärtner , Dr . Jakob Lamey , Dr . Theodor Löhlein ,

Joſef Peter Treutlein , Karl v. Langsdorff , Karl Biſſinger , Hermann

Schiller , Dr . Ernſt Böckel , Dr . Karl Deimling , Franz Kuntze , Real⸗

oberlehrer Ludwig Beck , Lyceumslehrer Dreher . Den Religions —

unterricht für die proteſtantiſchen Schüler erteilten Pfarrer Emil

Frommel , Stadtvikar Albert Helbing , Stadtpfarrer Georg Längin ,

für die katholiſchen Beneficiat Kiefer . Als Zeichenlehrer wirkte nach

Steinbachs Abgang Karl Miller , als Turnlehrer Karl Gerth . In

der Vorſchule waren die Lehrer Albert Räuber , Georg Maurer und

Jakob Scherer thätig .
Die Schülerzahl betrug im Schuljahr 1853/54 : 440 ( Vor⸗

ſchule 221 ) , 1863/64 : 457 ( Vorſchule 176 ) , 1873/74 : 388 ( Vor —

ſchule 200) .
Das Jahr 1869 brachte eine neue Schulordnung , nachdem

die erheblichen Mängel des Lehrplanes von 1837 ſchon in den 1840er

Jahren zur Erwägung einer Umgeſtaltung desſelben , aber während

mehr als 20 Jahren zu keinem Ergebnis geführt hatten . Die poli⸗

tiſchen Ereigniſſe der 1860 er Jahre ließen den Wunſch hervortreten ,

daß der Bildungsgang der Gymnaſien aller deutſchen Bundesſtaaten

im Großen und Ganzen das gleiche Ziel verfolge . Obwohl dieſer

Gedanke auch bei dem Erlaß der neuen Schulordnung nicht außer

Acht gelaſſen wurde , zeigte ſie dennoch manche Abweichungen von den

anderen Schulordnungen , namentlich von jenen des preußiſchen Staates .

Daß inzwiſchen auch der preußiſche Lehrplan umgeſtaltet wurde und

ſich dem badiſchen in mehr als einem Punkte angenähert hat , zeigt ,

daß man 1869 in Baden doch gut beraten war . Im Jahre 1871
wurde der Name Lyceum wieder aufgegeben und auf den alten Namen

Gymnaſium zurückgegriffen , auch die Bezeichnung der Klaſſen in der

Weiſe geändert , daß die oberſte Prima , die unterſte Sexta heißt .

Dem entſprechend wurden auch die drei Klaſſen der Vorſchule bezeichnet .
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Durch die Einführung neuer Beſtimmungen für die ſchon im

18 . Jahrhundert beſtandene Abiturientenprüfung erlangten die badiſchen

Reifezeugniſſe überall im Vaterlande Giltigkeit .
Die ſchon ſeit geraumer Zeit empfundenen Mißſtände , welche ſich

aus der Lage und dem Umfang des Lyceums - bezw. Gymna —

ſiums gebäudes ergaben : der Mangel an genügenden Räumen , an

nötigem Lichte und friſcher Luft , das Fehlen eines Spielplatzes zur

Benützung der Schüler in den Zwiſchenſtunden , nicht zum mindeſten

auch die Störungen des Unterrichts durch den Straßen - und Markt —

verkehr , führten gegen Ende der 1860er Jahre zu dem Entſchluſſe ,

eine Verlegung der Anſtalt in Ausſicht zu nehmen . Zuerſt ( 1869 )

dachte man das ehemalige Kadettenhaus zu dieſem Zwecke umzubauen ,

aber bald wurde dieſer Gedanke wieder verlaſſen und die Errichtung

eines Neubaues in der damaligen Grünwinklerallee , jetzigen Bismarck —

ſtraße ins Auge gefaßt . Wie in allen ähnlichen Fällen war die

Bürger⸗ und Einwohnerſchaft in zwei Parteien geteilt , von denen die

eine , an Zahl erheblich ſtärkere , ſich mit allen Kräften gegen die

Verlegung an die Hardtwaldgrenze ſträubte . Den Anſchauungen

dieſer Partei trat auch der Gemeinderat bei , deſſen Vorſitzender ,

wie ſchon an anderer Stelle ausgeführt wurde ? ) , überhaupt gegen

jede Bebauung des vorerſt noch außerhalb der ſtädtiſchen Gemarkung

gelegenen Geländes im Weſten der Stadt Stellung nahm . Es fanden

Bürgerverſammlungen ſtatt , welche für Erhaltung des Lyceums in

der Mitte der Stadt ſich ausſprachen , an das Miniſterium wurden

Adreſſen gerichtet , dem Großherzog wurde ein Bittgeſuch überreicht .

Selbſt in der Zweiten Kammer des Landtags erhoben ſich Stimmen

zu Gunſten des alten , durch die Überlieferung ehrwürdigen Baues .

Da aber die Regierung bei ihren wohlerwogenen Entſchlüſſen beharrte ,

mußte die Oppoſition unterliegen , und heute wird wohl Niemand

mehr glauben , daß dieſe im Recht geweſen ſei. Durch den Ausbruch

des deutſch - franzöſiſchen Krieges wurde der Beginn des Neubaues

verſchoben , bald nach dem Friedensſchluſſe im Jahre 1871 begann

er , und im Jahre 1874 wurde er vollendet . Am 3. Oktober fand

die Einweihung und feierliche Übergabe des neuen Gymnaſiums⸗

gebäudes an den Direktor ſtatt . Einigen von Schülern vorgetragenen

) Vergl . oben S . 231 f. und 314 .
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Liedern und Gedichten folgte die Einweihungsrede des Staatsminiſters
Dr . Jolly , auf welche der Direktor erwiderte . Ein Feſtmahl ver —

einigte am Nachmittag Vertreter der Staatsbehörden , den Lehrkörper
und Gäſte aus der Reſidenzſtadt und von auswärtigen Gymnaſien .
Wie bei der amtlichen Feier am Vormittag wurden der weiteren

ſegens - und erfolgreichen Geſtaltung der Anſtalt in den ſchönen neuen

Räumen die herzlichſten Wünſche geweiht .

Der Errichtung einer höheren Bürgerſchule , die man

ſchon lange Jahre ins Auge gefaßt hatte “) , trat endlich im Jahre
1859 die Gemeindeverwaltung näher . Eine im Oktober vom Ge —

werbeverein an den Gemeinderat gerichtete Denkſchrift fand ein geneigtes

Gehör . Nachdem verſchiedene Erhebungen über die Organiſation der

Schule und deren Unterbringung gemacht worden waren , wurde auf

Antrag des Gemeinderates in der Sitzung des großen Bürgeraus —
ſchuſſes vom 22 . Oktober 1860 die Errichtung einer höheren Bürger —

ſchule und die Aufführung eines Schulgebäudes im vorderen Zirkel

einſtimmig angenommen . Zu dieſem Zwecke wurde das v. Holle ' ſche

Haus im vorderen Zirkel angekauft , nach deſſen Abbruch der Bau

im Herbſt 1861 beginnen und in Jahresfriſt vollendet ſein ſollte .
Das Haus der höheren Bürgerſchule ſollte zugleich auch die Gewerbe —

ſchule aufnehmen und mehrere Lehrerwohnungen enthalten , doch

erfuhr der Plan verſchiedene zum Teil ſehr erhebliche Veränderungen .

Im Herbſt 1863 war das ſtattliche Gebäude fertiggeſtellt ; die Bau⸗

koſten betrugen 70000 fl.

Vom Gemeinderat war eine beſondere Kommiſſion gebildet worden ,

die , unter dem Vorſitz des Oberbürgermeiſters Malſch , aus den Hofbuch —

händlern Bielefeld , Knittel und Müller , dem Buchdruckereibeſitzer
Vogel , dem Gemeinderat Roos und dem Medicinalrat Robert Volz

beſtand und alle auf den Bau , die Einrichtung und die Organiſation
der neuen Schule bezüglichen Geſchäfte zu erledigen hatte . Zu deren

Direktor war der Vorſtand der höheren Bürgerſchule in Baden ,

Profeſſor Gruber , einer der tüchtigſten Pädagogen des Landes , in

Ausſicht genommen worden . Durch deſſen Ernennung zum Mitglied
des neugegründeten Oberſchulrates im Beginn des Jahres 1862

wurde die Wahl einer anderen Perſönlichkeit erforderlich , die auf

) Vgl . Bd . 2, Seite 424 .
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Dr . Karl Auguſt Mayer , Profeſſor an der höheren Bürgerſchule in

Mannheim , fiel. Nachdem im Auguſt 1863 Miniſterialrat Turban

durch das Miniſterium des Innern zum Inſpektor dieſer Schule er —

nannt worden war , löſte ſich die Gemeinde - Kommiſſion auf , und es

trat auf Anordnung des Oberſchulrats ein Schulaufſichtsrat
zuſammen , welcher aus dem Inſpektor als Vorſitzendem, dem Vorſtand
der Schule , dem erſten Bürgermeiſter und je einem Mitgliede des
Gemeinderates und des Kleinen Ausſchuſſes beſtand .

Mit Einſchluß des Direktors ſetzte ſich die Lehrerſchaft der

ſiebenklaſſigen höheren Bürgerſchule aus 7 theoretiſch und praktiſch
gebildeten Lehrern , von denen ſich 6 eine wiſſenſchaftliche Bildung
angeeignet haben mußten , zuſammen . Nachdem dieſe und die Hilfs -
lehrer ernannt und 270 Schüler eingeſchrieben und geprüft worden

waren , konnte am 19 . Oktober 1863 die Eröffnung der höheren
Bürgerſchule erfolgen . Nach den Eröffnungsworten des Oberbürger⸗
meiſters Malſch ſprach Direktor Mayer über die Bedeutung der

neuen Schule und begrüßte Lehrer und Schüler mit dem Wappenwort
der Stadt Karlsruhe —Fidelitas . Die Anſtalt gedieh ſichtlich , ſchon
im erſten Schuliahre mußten Parallelklaſſen gebildet werden , bald

war auch eine Vermehrung der Zahl der Lehrer erforderlich . Die

Schülerzahl betrug im Schuljahre 1864/65 : 369 , in den folgenden
Jahren 366 , 350 , 380 .

Am Schluſſe des 5. Jahresberichts über das Jahr 1867/68
konnte der Direktor für den Herbſt 1868 die Gründung eines
Realgymnaſiums ankündigen , welches zunächſt in unmittelbarer

Verbindung mit der höheren Bürgerſchule gebildet werden ſollte . In
der That erfolgte die Errichtung des Karlsruher Realgymnaſiums
auf Antrag der Stadtgemeinde durch Verfügung des Miniſteriums
des Innern vom 3. Oktober 1868 . Die bisherige ſiebenklaſſige
höhere Bürgerſchule , die in ihren A Abteilungen Latein gelehrt und

dasſelbe auch durch die Oberklaſſen ( V- VII ) , in welchen nicht zwei
Abteilungen beſtanden , fortgeſetzt hatte , konnte leicht in die neue

Organiſation eintreten , für die eine VIII . Klaſſe geſchaffen wurde .

Die Nichtlateiner dieſer Klaſſen mußten fortan als Gäſte gelten . Die

lateinloſen B- Abteilungen der Klaſſen IIV blieben höhere Bürger⸗
ſchule und bildeten eine Lehranſtalt für ſich, wohlgeeignet für Schüler ,
die mehr , als die Volksſchule bieten kann , verlangen , aber doch mit

—
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dem Konfirmationsalter ausſcheiden wollen . Der Direktor der bis⸗

herigen höheren Bürgerſchule , K. A. Mayer , wurde am 24 . Dezember
1868 zum Direktor der beiden Schulen ernannt . Die Zahl der

Lehrkräfte wurde erheblich erhöht , wozu Staat und Stadt ent⸗

ſprechende Beiträge bewilligten . Die Schülerzahl des Realgymnaſiums

betrug im Jahre 1868/69 : 222 , in den folgenden zwei Jahren 265

bezw. 254 , die der höheren Bürgerſchule 167 , 158 , 148 . Die

Räumlichkeiten in dem 1863 erbauten Schulgebäude , in welchem
beide Anſtalten vereinigt waren , waren bald zu klein geworden und

die Entwicklung beider konnte ſich nicht ſo ausdehnen , wie es zu

ſelbſtändigem Schaffen und Gedeihen nötig war . Es fand daher mit

dem Schuljahre 1871/72 eine völlige Trennung der höheren Bürger —⸗

ſchule von dem Realgymnaſium ſtatt . Dieſes , mit 8 Klaſſen und

durchgängigem Latein nahm ſeine Stellung gewiſſermaßen zwiſchen

höherer Bürgerſchule und Lyceum und konnte , da es keine ſogenannten

deutſchen (d. h. lateinloſen ) Schüler hatte , ſein Ziel ſchärfer als

bisher ins Auge faſſen . Direktor K. A. Mayer wurde nunmehr

Direktor des Realgymnaſiums . Die Klaſſen erhielten die gleichen

Bezeichnungen wie im humaniſtiſchen Gymnaſium , die achte Klaſſe
wurde Prima u. ſ. f. bis zur erſten Klaſſe , welche Sexta hieß.

Die Zahl der Schüler betrug im Jahre 1871/72 : 244 und in den

zwei folgenden Schuljahren 270 bezw. 340 .

Im Schuljahr 1872/73 wurde der bisherige Miniſterialrat

Turban aus Anlaß ſeiner Ernennung zum Präſidenten des Handels —

miniſteriums als Inſpektor des Realgymaſiums durch den Verwaltungs⸗

gerichtsrat Schwarzmann erſetzt und der Direktor K. A. Mayer auf

ſein Anſuchen in den Ruheſtand verſetzt . Sein Nachfolger war

Profeſſor Karl Kappes .
Die feierliche Eröffnung der vom Realgymnaſium getrennten

ſechsklaſſigen höheren Bürgerſchule , auf deren ſelbſtändige Geſtaltung ,

die Bürgerſchaft gedrungen hatte , fand am 12 . Oktober 1871 ſtatt .

Nach den Einführungsworten des Oberbürgermeiſters Lauter und der

Eröffnungsrede des Oberſchulrats Blatz ſprach der neu ernannte

Direktor , Profeſſor Damm , zu Lehrern und Schülern über die Auf —

gabe der Anſtalt . Die Schülerzahl betrug im Jahre 1871/72 ;

225 , in den beiden folgenden Jahren 232 , bezw. 282 . Auch hier

wurde Herr Turban als Inſpektor durch Herrn Schwarzmann erſfetzt.
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Während das Realgymnaſium in den urſprünglich für die höhere

Bürgerſchule erbauten und ſeit 1868 mit dieſer gemeinſam benützten

Räumen an der Ecke des vorderen Zirkels und der Kreuzſtraße ver —

blieb , wurden für die neuorganiſierte höhere Bürgerſchule im Jahre
1871 die ehemaligen Räume der höheren Töchterſchule in der Ritter —

ſtraße zu vorübergehendem Gebrauche neu hergerichtet . Noch im

gleichen Jahre erkaufte der Gemeinderat zur Unterbringung dieſer

Anſtalt das Freiherrl . v. Gayling ' ſche Haus , Waldhornſtraße 9, zum

Preiſe von 34000 fl . In dem zu dieſem Hauſe , in welchem Lehrer —

wohnungen eingerichtet wurden , gehörigen großen Garten und in

einem von der Hofverwaltung käuflich abgetretenen Teile des Forſt —

nutzungsgartens wurde in den Jahreu 1872 —73 ein ſchön ausge⸗

ſtattetes neues Gebäude errichtet und zum Teile ſchon im Oktober

1873 bezogen . Am 7. Mai 1874 fand die feierliche Einweihung
des Neubaues ſtatt . Auf die Anrede des Oberbürgermeiſters Lauter

antwortete , in Vertretung des erkrankten Direktors Damm , Profeſſor
Dr . Firnhaber “) .

Die höhere Töchterſchule , ſchon im Jahre 1826 durch
die Staatsbehörde begründet , wobei der Großherzog ſelbſt die Haupt⸗

lehrer ernannte , das Miniſterium des Innern die Mitglieder der die

Stelle des Schulvorſtandes vertretenden Kommiſſion beſtimmte , die

Stadt die Bürgſchaft übernahm , inſoweit die Schule ſich nicht ſelbſt

erhalten könnte , hatte 1827 das Schulhaus in der Ritterſtraße

bezogen , in dem ſie ſich bis zum Jahre 1870 befand . 1828 belief ſich
die Zahl der Schülerinnen ſchon auf 128 . Der erſte Direktor war

Profeſſor Kärcher , vorher Pfarrer in Rüppurr . 1838 war ſie zu

einer ſtädtiſchen Anſtalt erklärt und der Großherzoglichen Oberſchul⸗

konferenz als oberſter Behörde unterſtellt worden . Die Zahl der

Schülerinnen bewegte ſich in dieſer Zeit zwiſchen 150 und 200 mit

vielfachen Schwankungen nach oben und unten . Im Schuljahr

1848/49 beſorgte nach Kärchers Tod Dekan Cuefelius vorübergehend
die Direktion , welche im April 1849 Pfarrer Stolz von Blankenloch

) Vgl . Einweihung und Beſchreibung der höheren Bürgerſchule zu Karls⸗

ruhe von Dr . Firnhaber , Karlsruhe 1874 und den Artikel „ Schulen “ in dem

Werke „ Die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Karlsruhe in ihren Maßregeln für

Geſundheitspflege und Rettungsweſen “ . 1876 J. Abteilung S . 71 ff.
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übernahm . Als dieſer 1852 evangeliſcher Stadtpfarrer in Baden wurde ,

trat Pfarrer Moßdorff von Kleinkems an ſeine Stelle , in deſſen

Händen während einer langen Reihe von Jahren die Leitung der

Schule verblieb . Im Jahre 1852 belief ſich die Zahl der Schüler⸗
innen auf 175 , 1853 waren ihrer 204 , und es erhob ſich, in beſtändigem

Wachſen , die Schülerinnenzahl bis auf 358 bezw. 356 in den Jahren

1860/61 . Dann verminderte ſie ſich plötzlich im Jahre 1862 auf
311 . Dieſe Verminderung hatte ihren Grund in der Errichtung

einer Kloſterſchule in einem Hauſe der Waldhornſtraße , welche fortan

von den Töchtern vieler katholiſchen Familien beſucht wurde . Die

Abnahme der Schülerinnenzahl ſetzte ſich bis 1865 ( mit 256 Mädchen )

fort . Dann begann ſie von neuem zu wachſen , ſchon 1866 auf 273

und nun ſo weiter in den folgenden Jahren 1867 bis 1874

( 278 , 296, 322, 383, 395 , 397, 442, 536).
Die Zahl der Lehrerinnen , die 1852 nur 11 betragen hatte ,

wurde bald auf 15 und zuletzt auf 22 erhöht . Die urſprüngliche

Zahl von 5 Klaſſen wurde 1865 auf 6, 1866 auf 7, 1867 auf 8,

1870 auf 9 erhöht , 1874 erhielten die Klaſſen III bis VII Parallelklaſſen
wie ſie, je nach der Stärke des Schulbeſuches , für die drei unterſten

Klaſſen auch ſchon früher beſtanden hatten .

Zuerſt im Jahre 1866 wurde im Programm der höheren Töchter —

ſchule der Schulinſpektor , Kreisſchulrat Alt und die Kommiſſion auf⸗

geführt . Dieſer gehörten der Stadtdirektor , 1 evangeliſcher und 1

katholiſcher Geiſtlicher , der Direktor , der Oberbürgermeiſter und 2

Gemeinderäte an . Seit Beginn des Schuljahres 1871/72 trat , zufolge
der Beſtimmungen des Schulgeſetzes , an Stelle der bisherigen Kom —

miſſion ein Aufſichtsrat . Dieſer beſtand aus 1 evangeliſchen und

1 katholiſchen Geiſtlichen , dem Stadt - und Bezirksrabbiner , dem

Oberbürgermeiſter , dem Direktor der Schule, 1 von dem evangeliſchen

und 1 von dem katholiſchen Ortsſchulrat ſowie 1 durch die verhei⸗

rateten und verwitweten Israeliten gewählten Mitglied und 2 von

dem Aufſichtsrat aus dem Gemeinderat gewählten Mitgliedern .

Im Dezember 1869 wurde von der Lehrerkonferenz eine von

der Kommiſſion genehmigte Schulordnung für die höhere Töchter —

ſchule erlaſſen .
Das Schullokal erhielt im Schuljahre 1856/57 durch einen

Anbau eine ſehr erwünſchte Erweiterung , die ſich aber im Laufe der



Zeit doch nicht als ausreichend erwies . Es wurde daher im Jahre
1867 das Haus Nr . 15 der Kreuzſtraße um den Preis von 28000fl .

zum Zweck der Errichtung eines Neubaues für die höhere Töchter —

ſchule vom Gemeinderat unter Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes

angekauft und 1868 für den Neubau ſelbſt ein Kredit von 60000fl .

bewilligt⸗
Am 24 . Oktober 1870 wurde das neue Schulgebüinde feierlich

eingeweiht . Der Direktor Moßdorf hielt die Eröffnungsrede , in

welcher er hervorhob , daß man ſchon nach den Sommerferien gehofft
habe, dieſes Haus beziehen zu können . Es ſei aber der Krieg dazwiſchen
getreten , in Folge deſſen dieſes Haus zu Kriegszwecken verwendet

werden mußte . Nun ſei der Einzug in dasſelbe doch möglich gemacht
worden , um darin mitten im Kriege ein Feſt des Friedens zu feiern .
Die Großherzogin war mit Prinzeſſin Viktoria anweſend . Das von

dem Architekten , früheren Stadtbaumeiſter Müller , aufgeführte Gebäude

enthielt neben den Dienſtwohnungen und Geſchäftszimmern 12 Unter⸗

richtsräume . Die Geſamtbaukoſten nach Abrechnung der Bauzinſen

betrugen 80 263 fl.
Die urſprünglichen Satzungen der höheren Töchterſchule nannten

dieſe eine Erziehungsanſtalt für Töchter der gebildeten Stände ,

erklärten aber , daß Mädchen der⸗chriſtlichen Bekenntniſſe ohne Unter —

ſchied des Standes aufgenommen werden ſollten , indem man über —

zeugt war , daß Solche, für welche eine ausgedehnte Bildung ganz

überflüſſig ſei , durch die Verhältniſſe und eigene Einſicht veranlaßt ,

größtenteils ihre Kinder anderen Schulen von ſelbſt übergeben

würden , wie es auch wirklich der Fall wars ) . Dieſen Charakter

bewahrte die Anſtalt immer . Mit der Zeit wurden auch Töchter

israelitiſcher Eltern aufgenommen , was nicht hinderte , daß die Schule
und ihre Lehrkräfte durchaus auf chriſtlichem Boden ſtanden . Aber

die höhere Töchterſchule mit ihren evangeliſchen und katholiſchen

Lehrern und Lehrerinnen war nie eine Konfeſſionsſchule , ſondern
eine gemiſchte Schule . Konfeſſioneller Hader blieb dieſer Schule fern ,
nur in den Religionsſtunden trennten

ſich
die Schülerinnen nach

ihren Bekenntniſſen “ s ) . “

) Vgl . Programm von 1858 , S . 11 .

, Vgl . Programm von 1862 , S . 7 f.
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Katholiſche Geiſtliche , wie die Kapläne Boulanger und Höll und

Stadtpfarrer Gaß wirkten in ungetrübter Eintracht mit evangeliſchen
Geiſtlichen , wie Dekan Cnefelius und den Kirchenräten Katz und Roth , zu⸗
ſammen , und entſprechend war auch die Kommiſſion zuſammengeſetzt .

Als durch das neue Schulgeſetz eine grundſätzliche Feſtſtellung
der bisher mehr gewohnheitsmäßigen Organiſation der Anſtalt erfolgte ,
beſchloß der große Bürgerausſchuß bezüglich der höheren Töchterſchule ,
dieſe in ihrer bisherigen Einrichtung als eine Anſtalt mit erweitertem

Lehrplan ohne konfeſſionelle Unterſcheidung zu belaſſen und das ſeither
beſtandene Verhältnis bezüglich der Anſtellung der Lehrer in Hinſicht
auf ihre Konfeſſion auch künftig beizubehalten , wobei jedoch nicht
ausgeſchloſſen ſein ſolle , daß unter entſprechenden Umſtänden auch ein

israelitiſcher Lehrer ſolle angeſtellt werden können .

Für die Karlsruher Volksſchulen waren zwei Akte der Ge —

ſetzgebung von großer Wichtigkeit , das Geſetz vom 8. März 1868 ,

welches die Errichtung gemiſchter Schulen geſtattete , und das

Geſetz vom 18 . September 1876 , welches die Einführung der ge —

miſchten Schulen für verbindlich erklärte . Der Erlaß dieſes Ge⸗

ſetzes fällt zwar nicht mehr in den durch das Jahr 1874 begrenzten
Rahmen vorliegenden Abſchnittes unſerer Stadtgeſchichte . Es dürfte
aber zweckmäßig ſein , die Mitteilungen über unſer Volksſchulweſen
bis zu dieſer bedeutungsvollen Neugeſtaltung weiterzuführen ?) .

Bei der I . evangeliſchen Stadtknabenſchule iſt der

Lehrer Johann Weeber zu erwähnen , der , ſchon ſeit 1832 an

dieſer Schule thätig , noch als 77jähriger Greis die oberſte Klaſſe
leitete . Er ſtarb nach 35jähriger Dienſtzeit im Jahre 1865 . Als

zweiter Lehrer ſtand neben dieſem Auguſtin Rampmeyer , der 1871

ſtarb und neben ſeinem Schuldienſt die Kantorſtelle , aushilfsweiſe
auch die Organiſtenſtelle der evangeliſchen Stadtkirche bekleidete . Ferner

lehrten an dieſer Stelle Alexander Autenrieth , B. Beideck und ſeit
1876 K. Fr . Reuther und Konrad Fiſcher . Die Schule war in

einem Hauſe an der Ecke der Spital - und Kreuzſtraße untergebracht .

) Vgl . Band 2. , S . 425 ff. u. Geſchichte des Volksſchulweſens der

Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Karlsruhe , von Hauptlehrer B. Beideck , Karls —

ruhe 1890 .

28
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In der J . evangeliſchen Stadtmädchenſchule wirkten bis 1866 die

gleichzeitig verſtorbenen Hauptlehrer Ernſt Kayſer und Ludwig

Reuther , denen im Amte Chr . Fr . Fuchs und Reinh . Reitzel folgten .

Fuchs war unermüdlich thätig , den an der Schule beſtehenden Miß —

ſtänden abzuhelfen . Sein Andringen hatte die Folge , daß in den

an Überfüllung leidenden Klaſſen Abteilungsunterricht eingeführt und

auch für Vermehrung der Lehrkräfte und Beſchaffung weiterer Schul⸗

zimmer geſorgt wurde . Nachdem anfangs der 1870er Jahre die

Zahl der Unterlehrer vermehrt worden war , wurden 1876 auch ein

3. und 4. Hauptlehrer , Karl Linder und Lukas Jäger angeſtellt .
Die J . evangeliſche Mädchenſchule hatte ihre Räume in dem

gleichen Hauſe wie die I . evangeliſche Knabenſchule , bis ſie von da

in das Schulhaus in der Lindenſtraße , jetzt Kriegſtraße , überſiedelte .

In der Schule , die bis 1838 als Schule von Klein —⸗

Karlsruhe und von da an als II . evangeliſche Stadt⸗
ſchule beſtand , trat neben Ignaz Hirn als zweiter Hauptlehrer
Andreas Wolf und nach Hirns Tode Chr . Fr . Fuchs und, als dieſer

in die Stadtmädchenſchule verſetzt wurde , Ludwig Idler . Nach Wolfs

Tode trat noch Friedrich Philipp und ſpäter Chriſtian Gerhard hinzu .

Seit 1853 war dieſe Schule in dem neu erbauten Schulgebäude

Spitalſtraße 28 untergebracht . — Die katholiſche Stadtſchule

war von Hauptlehrer Wilhelm Malſch vortrefflich geleitet , in gleicher

Weiſe nach deſſen Ableben von Hauptlehrer Mattes . Neben ihnen

waren Ludwig Neff, Peter Jäckel , Otto Schnorr , Anton Diebold ,

Vinzenz Tröſch , Martin Gedemer , Joſef Langenbach , Andreas Sickinger
und Ignaz German , von denen die älteren allmählich vorrückten ,

thätig . Seit 1875 beſtanden an dieſer Schule 8 Hauptlehrerſtellen .
An der Garniſonſchule , in dem ärariſchen Hauſe Ecke der Adler —

und Spitalſtraße , jetzt Gaſthaus zum Nußbaum , war auch noch in

dieſen Jahren der greiſe Lehrer Fr . Hanſult im Amte . 1856 beging
er ſein 50jähriges Dienſtjubiläum . Mit ſeiner Zuruheſetzung im Jahre
1861 fiel die Auflöſung der Schule zuſammen . Er ſtarb 1869 ,

82 Jahre alt . Bis zu ſeinem Tode hatte er die Kantorſtelle an der

evangeliſchen Stadtkirche inne .

Die israelitiſche Schule , von ihrer Gründung im Jahre
1822 bis 1828 eine Privatſchule , in dieſem Jahre als öffentliche

Volksſchule anerkannt , ging 1861 wegen zu geringer Schülerzahl
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ein . Den langjährigen Lehrern Nelſon und Roſenfeld bewilligte die

israelitiſche Gemeinde den vollen Gehalt bis an ihr Lebensende .

Die Fortbildungsſchule “ ) friſtete ihr Daſein bis zu ihrer
den Lehrern ſehr erwünſchten Aufhebung im Jahre 1868 . Durch
ein Geſetz vom 18 . Februar 1874 wurde der Fortbildungsunterricht
neu organiſiert . Für die Stadt Karlsruhe beſchloß der Gemeinderat

Trennung der Fortbildungsſchulen von der Volksſchule, Einſetzung
einer beſonderen Aufſichtsbehörde , beſtehend aus dem Aufſichtsrat der
höheren Töchterſchule und dem Vorſitzenden der beiden Ortsſchulräte ,
Fortdauer des Unterrichts durch das ganze Jahr , mit den gewöhn⸗
lichen Ferienzeiten , hindurch an je zwei Wochentagen zwei Stunden .
Nach der Zahl der an Oſtern 1874 aus den Volksſchulen entlaſſenen
Knaben ( 91 ) und Mädchen ( 117) wurden 2 Knaben - und 3 Mädchen⸗ —
fortbildungsſchulen errichtet ; der Unterricht für die Knaben wurde im

katholiſchen Schulhauſe , jener für die Mädchen in der I . und II .

evangeliſchen Stadtſchule erteiklt . Zum Beſuche der Fortbildungs⸗
ſchule wurden durch das Geſetz die Knaben noch 2 Jahre , die Mädchen
1 Jahr nach Zurücklegung des ſchulpflichtigen Alters angehalten .
Der Unterricht beſchränkte ſich auf Leſen , Uebungen im mündlichen
und ſchriftlichen Ausdruck , im Rechnen , überhaupt auf die in der

Volksſchule behandelten Wiſſensgebiete . Der Beſuch der Gewerbe —

ſchule oder der höheren öffentlichen Bildungsanſtalt durch Knaben ,
der höheren Töchterſchule und ähnlicher Inſtitute , ſowie der Nachweis
entſprechenden Privatunterrichts befreite vom Beſuch der Fortbildungs⸗
ſchule.

Die Induſtrieſchulen waren mit den beſtehenden Mädchen⸗
ſchulen verbunden . In denſelben unterrichteten 8 Lehrerinnen in

wöchentlich 12 —16 Stunden . Der Unterricht war kein methodiſcher ,
und wegen Überfüllung der Klaſſen und Unregelmäßigkeit des Beſuches
der Arbeitsſtunden war die in dieſer Schule erlangte Fertigkeit der

Schülerinnen eine überaus ungleiche .

Die erſte gemiſchte Volksſchule war die Augartenſchule ,
welche im Jahre 1873 gegründet wurde . Um ein wenn auch nur

ſehr ungenügendes Schulhaus zu erhalten , wurde das auf dem

) Vgl . Band 2, Seite 26.
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Eckplatz der Bahnhof - und Rüppurrer Landſtraße ſtehende Glock' ſche

Magazin - Gebäude umgebaut ; dadurch gewann man 10 Schulzimmer .

Dieſe Schule , am 12 . Mai 1873 durch Kreisſchulrat Alt mit einer

Anſprache feierlich eröffnet , war nach Lehrplan und Unterrichtszeit eine

erweiterte Schule , an der Knaben und Mädchen getrennt unterrichtet
wurden . Als Hauptlehrer wirkten zunächſt an dieſer Schule Joſ . Laub ,

Phil . Wendling und Konr . Schäfer . Neben ihnen waren einige

Unterlehrer thätig .

Zur Unterſtützung bedürftiger Schüler beſteht eine Anzahl von Schul⸗

ſtiftungen . Die älteſte iſt die aus dem Jahre 1796 ſtammende von

Palm ' ſche Stiftung , mit einem urſprünglichen Kapital von 67 fl. 40 kr. ,

Zinſen für die arme katholiſche Schuljugend zu verwenden , die Geheimrat

Michael Pfeiffer ' ſche Stiftung ( 1825 ) zur Anſchaffung von Kleidungs —

ſtücken für arme Waiſenkinder , ev. zu Beiträgen an arme Knaben zur Er - ⸗

lernung eines Handwerkes und an arme Mädchen zur Ausbildung in den ge⸗

wöhnlichen weiblichen Arbeiten ; die Geheimerat Hauber ' ſche Stiftung .

( 1821 ) , Kapital 13533 fl . , Zinſen , hälftig für evangeliſche Militärkinder ( ehemalige

Schüler und Schülerinnen der Garniſonſchule ) und für fleißige und ſittſame

evangeliſche Mädchen der Volksſchulen ; Oberreviſor Kirſchbaum ' ſche⸗

Stiftung ( 1834 ) , Zinſen zum Ankauf von Büchern und Schreibmaterialien für

katholiſche Schulkinder ; Geheimerat Vierordt⸗Stiftung ( 1834 ) , Kapital

350 fl . , Zuſtiftungen 2000 fl . , Zinſen für Schüler der Real - oder Polytechniſchen

Schule ; Hofbankkontrolleur Jakob Meßmer ' ſche Stiftung ( 1836 ) ,

Kapital 200 fl . , Zinſen für die katholiſche arme Schuljugend ; Bäckermeiſter

Vorholz ' ſche Stiftung ( 1843 ) , Kapital 25 fl. ( Erlös aus dem Druck ſeiner

Gedichte ) , Zinſen zur Verteilung von Jugendſchriften oder auch Schulbüchern

an arme Schüler der Stadtknabenſchule ; Gemeinderat Bautzü ' ſche

Stiftung ( 1850 von deſſen Freunden und Verehrern geſtiftet ) , Kapital 100 fl . ,

Zinſen zu Prämien für Schüler und Schülerinnen der II . Stadtſchule ;

Winter⸗Stiftung ( 1856 ) , Kapital 6000 fl . ( Reſt aus der Sammlung für⸗

das Winterdenkmal ) , Zinſen zur Unterſtützung von Schülern der Polytechniſchen

Schule aus dem Großherzogtum Baden ; Gemeinderat J . Hoffmann⸗

Stiftung ( 1866 ) , Kapital 1200 fl . , Zinſen zur Beſtreitung des Schulgeldes an

der höheren Bürgerſchule ( Realſchulanſtalten ) für Söhne hieſiger unbemittelter

Einwohner ; Oberbürgermeiſter Malſch⸗Stiftung ( 1872 ) , Kapital

3000 Mk , Zinſen zur Zahlung des Honorars für arme , brave und talentvolle

Knaben in Realſchulanſtalten und im Realgymnaſium , ev. auch zur Anſchaffung

von Lehrbüchern ; Gräfl . v. Langenſtein ' ſche Stiftung ( geſtiftet von deſſen

Neffen Graf Wikhelm v. Douglas 1873 ) , Kapital 7000 fl . , je hälftig für Real⸗

gymnaſium und Realſchulanſtalten ; Geheimerat v. Schmittburg⸗Stiftung

( 1873 ) , Kapital 1000 fl . , Zinſen zu Gunſten der höheren Töchterſchule .

Die Zahl der Schüler in den Volksſchulen , die 1860 ſich
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auf 1408 belief , ſank im Jahre 1865 auf 1304 , und erhob ſich von
da allmählich bis auf 1887 im Jahre 1873 . 1874 betrug ſie 2393 .

Die Zahl der Lehrer ( zur Hälfte Haupt⸗, zur Hälfte Unterlehrer )
blieb ſich von 1860 bis 1872 gleich, es waren ihrer 20 ; 1873 erhob
ſie ſich auf ( 10 ＋ 14, ) 24 , 1874 auf ( 17 ＋ 18) 35 .

Die Beaufſichtigung und Leitung des Schul - und

Unterrichtsweſens führten bis 1862 die beiden Oberkirchenbehörden ,
der evangeliſche und der katholiſche Oberkirchenrat , während die

mittlere und untere Aufſicht im Auftrage des Staates von Geiſtlichen
( den Ortspfarrern als Ortsſchulinſpektoren und Bezirks - Schul⸗
viſitatoren , die aus den Geiſtlichen des Bezirks gewählt werden

mußten ) geführt wurde . Nachdem durch die landesherrliche Verordnung
vom 12 . Auguſt 1862 die Befugniſſe der oberſten Kirchenbehörden
an den neu errichteten Oberſchulrat übergegangen waren , wurden

durch das Geſetz vom 29 . Juli 1864 Kreisſchulräte zur Beauf⸗
ſichtigung einer größeren Anzahl von Schulen ernannt und die

örtliche Aufſicht über die konfeſſionellen Volksſchulen einem Orts⸗

ſchulrat überlaſſen , der aus dem Ortspfarrer , dem Bürgermeiſter ,
dem erſten Lehrer jeder Volksſchule und aus einer Anzahl teils von
der Gemeindebehörde ernannten , teils von den verheirateten und

verwitweten Männern der Schulgemeinde gewählten Mitgliedern
beſtand 3). ̃ 5

In Karlsruhe waren die letzten Bezirksſchulviſitatoren der evange⸗

liſche Stadtpfarrer , Dekan Roth , und der katholiſche Stadtpfarrer ,
Geiſtlicher Rath Gaß . Die erſten Vorſitzenden des evangeliſchen
Ortsſchulrates waren von 1864 —1870 Miniſterialrat Turban ,
18701876 Miniſterialrat Spohn ; im katholiſchen Ortsſchulrat führte
bis 1870 Miniſterialrat Walli ( vorübergehend Oberbürgermeiſter
Malſch ) , ſodann Oberbaurat und Profeſſor Lang den Vorſitz . Kreis⸗

ſchulrat Alt war in dem ganzen Zeitabſchnitte hier thätig .

Bezüglich der Anſtellung der Lehrer , welche bis dahin
Sache der jeweiligen Schulaufſichtsbehörden war , räumte das Gefetz
vom Jahre 1868 den Gemeinden für die erweiterten und aus

Gemeindemitteln unterhaltenen Volksſchulen das Präſentationsrecht

) Vgl . oben S . 87 und 91 .



— 438 —

ein . Der erſte auf Grund der Präſentation durch die Gemeinde —

behörde angeſtellte Lehrer war Hauptlehrer Schnorr .

Im Dezember 1871 beſchloß der Gemeinderat , auf Vorlage von

Gutachten der Direktion der höheren Bürgerſchule und des Vorſtandes
der Handelskammer und auf Vortrag des Oberbürgermeiſters , ein —

ſtimmig einen Fortbildungskurs für angehende Kaufleute

zu errichten , ſich hierwegen mit dem Vorſtand der genannten Schule ,

Profeſſor Damm , ins Benehmen zu ſetzen und die erforderlichen
Mittel im Budget für 1872 vorzuſehen , ſoweit die Koſten nicht durch—
die zugeſicherten Beiträge der Handelskammer und den Ertrag des —

Schulgeldes von jährlich 21 fl . von jedem Schüler ausreichen würden .

Die Schulräume ( im Gebäude der höheren Bürgerſchule ) , Beleuchtung .
und Beheizung übernahm die Stadt .

Am 10 . April 1872 begann der Unterricht in der Handels —

ſchule , wie ſie fortan hieß. Als Lehrer wurden zunächſt Profeſſor
Dr . Firnhaber , zugleich Vorſtand , Reallehrer Tritſcheler und Kauf⸗
mann Stempf angeſtellt . Lehrgegenſtände waren deutſche , engliſche
und franzöſiſche Sprache , Handelscorreſpondenz , kaufmänniſches Rechnen .
und Buchführung , Geographie . Die Schule wurde in drei Klaſſen
von 160 ( 43, 57 und 60 ) jungen Leuten beſucht , der Unterricht
wurde in den Abendſtunden dreier Wochentage von 8 bis 10 Uhr—

erteilt , ſo daß in jedem der 6 Unterrichtsfächer wöchentlich eine

Stunde gegeben wurde . Der Beſuch der Schule nahm auch in den

folgenden Jahren ſtändig zu . Im ganzen beſuchten ſie im Jahre⸗

1872/73 113, 1874/75 157 Schüler , von denen allerdings im Laufe
des erſten Schuljahres 29 , des zweiten 53 austraten , ſo daß am

Schluſſe des Jahres 1872/73 nur noch 84 , 1874/75 104 übrig
blieben . Im Schuljahre 1874/75 mußte die dritte Klaſſe in zwei

Abteilungen getrennt werden . Nach Einführung der Spezialfächer
wurde das Schulgeld auf jährlich 25 Mark feſtgeſetzt und für neu

eintretende Schüler eine Aufnahmegebühr von 2 Mk . eingeführt . In

den Lehrkörper trat 1874 Profeſſor Adam neu ein . Für die Handels⸗

ſchule wurde auch ein Aufſichtsrat beſtellt , dem die Gemeinderäte⸗

Leichtlin ( als Vorſitzender ) und Morſtadt , der Vorſtand der Handels —

kammer , Krämer , und der jeweilige Vorſtand der Anſtalt ange⸗

hörten .
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Die Gewerbeſchule ſtand unter der unmittelbaren Leitung
und Aufſicht des Gewerbeſchul - Vorſtandes , welchem der Oberbürger⸗
meiſter und zwei weitere Mitglieder des Gemeinderates , je ein Geiſt⸗
licher der verſchiedenen Bekenntniſſe , ein techniſcher Beamter , Ver —

treter des Lehrerſtandes und der Gewerbevereine angehörten . Gemäß
landesherrlicher Verordnung vom 16 . Juli 1868 hatte er fortan den

Namen Gewerbeſchulrat zu führen . Die Zahl der Lehrer , welche

bis 1869 drei betrug ( Hauptlehrer Egetmeyer , Zeichenlehrer Schuh —

mann , 1863 Zeichenlehrer Moeſt , 1865 Architekt Miller , 1871

Maler J . B. Tuttine , Bildhauer Meyerhuber , 1872 Meyerhuber
Sohn ) , wurde 1869 auf fünf erhöht (zu den vorigen : Hauptlehrer
Buhlinger und Mehlwagverwalter Feigler , an des letzteren Stelle

1872 Kaufmann Stempf ) . Die Zahl der Schüler , die 1859/60
276 betrug , ſtieg in den nächſten Jahren auf 330 , um von da

1865/66 auf 190 , 1866/67 auf 127 , 1867/58 auf 113 herabzu⸗
ſinken ; nachdem ſie ſich in den folgenden Jahren wieder bis auf
155 gehoben hatte , betrug ſie 1873/74 nur 107 . In den meiſten

Jahresberichten kehren die Klagen wieder , daß eine große Zahl
weiterer Bildung bedürftiger junger Leute des Gewerbeſtandes dem

Beſuche der Gewerbeſchule entzogen werde . In den letzten Jahren

hegte man die Hoffnung , daß dieſer Mißſtand durch die bevorſtehende

Neugeſtaltung der Gewerbeſchule verſchwinden werde .

Von hohem Wert für die körperliche Ausbildung der heran —

wachſenden Jugend war die Verpflichtung der Schüler zu Beteiligung
am Turnunterrichte . In der großen Turnhalle , die im Jahre
1870 in der Grünwinkler Allee , der jetzigen Bismarckſtraße , mit

einem Aufwande von 40000 fl. erbaut und einem hervorragenden

Fachmanne auf dem Gebiete des Turnunterrichtes , Direktor Maul ,

unterſtellt wurde , turnten etwa 700 Schüler der hieſigen Volks - und

Mittelſchulen im Lebensalter von 9 bis 20 Jahren und außerdem

zwei Vereine von Polytechnikern .

Für die evangeliſche Schullehrerbildungsanſtalt , oder — wie

der Name ſeit 1856 lautete — das evangeliſche Schullehrer —
ſeminar wurde in den Jahren 1868 bis 1870 ein neues ſtattliches
Gebäude in der Grünwinkler Allee errichtet . Zu den Baukoſten
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leiſtete die Stadt einen Zuſchuß von 10000 fl. und verpflichtete ſich,
nach Vollendung des Baues eine Zugangsſtraße von der Stephanien⸗
ſtraße zur Grünwinkler Allee herzuſtellen und dieſelbe bis zur Mühl —
burger Allee fortzuführen “) . Bei der Einweihung , am 15 . Juni ,
erinnerte der Feſtredner , der Vorſtand des Seminars , Ferdinand Leutz,
daran , daß vor nahezu 98 Jahren , am 4. November 1768 , zur Er —⸗

ziehung geſchickter Schullehrer bei dem hieſigen Gymnaſium illuſtre
unter Direktion des Kirchenrats Sachs ein evangeliſches Schullehrer —
ſeminar errichtet worden ſei. Es wurde 1769 eröffnet , und bei der

zweihundertjährigen Jubelfeier des Gymnaſiums , am 21 . November

1786 , erwähnte Profeſſor Böckmann in ſeiner Feſtrede , daß ſchon
mehr als 100 wackere Lehrer aus dieſem Seminar hervorgegangen
ſeien. Im Jahre 1814 hörte dieſe Verbindung auf und es währte
volle zehn Jahre bis ein neues evangeliſches Seminar errichtet wurde .

Für deſſen Leitung war der Diaconus Wilhelm Stern in Gernsbach
gewonnen worden , und in dem Lehrer Joſef Gersbach von Säckingen
hatte man einen vortrefflichen Muſiklehrer gefunden , während das

Direktorium dem Kirchenrat Katz übertragen worden war . Das neue

Seminar wurde mit 20 Zöglingen in dem 2. und 3. Stock des dem

Lyceumsfond gehörigen Weylöhnerſchen Hauſes eröffnet , doch erwieſen
ſich dieſe Räume bald zu eng ; es wurde im Jahre 1828 das

dem Zimmermeiſter Weinbrenner gehörige Haus an der Ecke der

Akademieſtraße gekauft und durch Baumeiſter Hübſch ein Neubau

für die beiden Lehrſäle , die Schlafſältk und die Räume für die

Seminarſchule angefügt . In dieſe Räumlichkeiten wurde das Seminar

im Jahre 1829 verlegt und verblieb dort bis 1870 . Bis zum

Schluſſe des Schuljahres 1865/66 ſtand das Seminar unter der

Leitung ſeines erſten Vorſtandes , des Direktors Stern , an deſſen
Stelle der noch heute ſeines Amtes waltende Kreisſchulrat Leutz in

Heidelberg trat . Neben den beiden Direktoren erteilten in dieſen
Jahren den Unterricht die Seminarlehrer Gersbach , Schweickert , Rudolf ,
Lohrer , Kramm , Kiefer und Profeſſor Schmidt .

Der erſte uns vorliegende gedruckte Jahresbericht aus dem Jahre
1846/47 zählt in den zwei Klaſſen 80 Zöglinge auf , dieſe Zahl
blieb ſich in den nächſten Jahren ziemlich gleich, die höchſte Ziffer

) Siehe oben Seite 234 .
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erreichte ſie mit 90 Zöglingen im Schuljahr 1859/60 , die niedrigſte
ſehen wir 1867/68 , nämlich 57 , dann ſteigt ſie wieder , bis auf 133

im Jahre 1872/73 . 1869 trat zu den bisherigen noch eine dritte

Klaſſe hinzu . Unter den Zöglingen befanden ſich regelmäßig eine

Anzahl von Ifſraeliten , meiſtens auch einige Ausländer .

Die mit dem Schullehrerſeminar verbundene Knabenſ chule
zählte in drei Klaſſen ( Knaben im Alter von 6 —8 , 8 —10 u. 10 —14

Jahren ) im Jahre 1847/48 114 Schüler , deren Zahl ſich bald ver —

mehrte , 1853/54 auf 168 anwuchs , dann 1855/56 auf 153 zurück⸗
ging , 1859/60 die Höhe von 195 erreichte und nach verſchiedenen
Schwankungen ſich 1873/74 bis auf 269 erhob . Im Jahre 1868

war auch in dieſer Knabenſchule die Zahl der Klaſſen von 3 auf 4

vermehrt worden ( Knaben von 6 —7 , 7 —8 , 8 —10 und 10 —14

Jahren . ) Die Zahl der in dieſen Klaſſen nach und nach unterrichtenden
Lehrer iſt zu groß , um ſie einzeln aufführen zu können .

Neben den öffentlichen Schulen beſtanden in der Haupt⸗ und

Reſidenzſtadt eine Reihe von Privatſchulen , der größere Teil

für Mädchen , einige für Knaben “) .
Das ſeit 1818 von N. Lafontaine geleitete Mädcheninſtitut

übernahm 1837 Emilie Schmidt , welcher ihre Schweſter Adele

Schmidt und dieſer im Jahre 1868 Andreas Längle , der bis dahin
an einer Privatſchule in Achern gewirkt hatte , in der Leitung der

Anſtalt folgten , die jedoch bald einging .
Eine Privatlehranſtalt für Mädchen hatten im Jahre 1841 die

Schweſtern Sophie und Henriette Sonntag gegründet . 1845

erhielt Margarethe Donak die Erlaubnis der Behörde , dieſe Anſtalt
zu übernehmen . Als ſie aus Geſundheitsrückſichten am Ende des

Jahres 1864 zurücktrat , übernahm Barbara Arnold das Inſtitut .
Nach deren Ableben im Jahre 1870 ging dasſelbe an Marie

Widenhorn und , als dieſe im Jahre 1875 ſich verehelichte , an

Anna Derndinger über . Als dieſe 1880 aus dem Leben ſchied,
entſchloß ſich Großherzogin Luiſe , dieſes Inſtitut zu über⸗

nehmen , dem ſie zu Ehren ihrer Tochter , der Prinzeſſin Victoria ,
die ſich bald darauf mit dem Kronprinzen von Schweden und
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) Akten des Großh . Oberſchulrats .



Norwegen vermählte , den Namen Viktoriaſchule beilegte. Die

fürſtliche Frau übertrug die Oberleitung dieſer Schule einem

Kuratorium , deſſen Vorſitz Hofprediger Helbing führte , während
weitere Mitglieder Stadtpfarrer Benz , Hoffinanzrat Kreidel , Hof —
buchhändler Müller und die Geh. Hofräte Tenner und Wagner
waren , und ernannte Anna Schneemann zur Vorſteherin .

Nachdem ſchon im Jahre 1858 in einer Verſammlung des

katholiſchen Vereins für die hieſige katholiſche Gemeinde , die damals

etwa 10000 Seelen zählte , die Errichtung einer Filiale des weiblichen

Lehr - und Erziehungsinſtitutes in Offenburg zur Erteilung des Schul —

unterrichts an katholiſche Mädchen angeſtrebt worden war , wurde im

Jahre 1861 im Hauſe Waldhornſtraße 3 eine ſolche Privatſchule ,

gemeinhin Kloſterſchule genannt , errichtet , in welcher drei Lehr —

frauen aus Offenburg den Unterricht erteilten . Nur Mädchen , aber

ohne Rückſicht auf das Bekenntnis , konnten an dieſem Unterricht

teilnehmen , doch wurde nur an die katholiſchen Mädchen Religions —
unterricht erteilt . Bei einer amtlichen Erhebung im Jahre 1870

ergab ſich, daß die Zahl der Mädchen im ſchulpflichtigen Alter 165 ,

jener , welche dieſes Alter überſchritten hatten , 11 betrug . Die Auf —

ſicht über die Schule war dem Geh. Referendär Walli übertragen ;

das Lehrperſonal beſtand nun aus der Vorſteherin und vier Lehrer—⸗
innen aus dem Offenburger Inſtitut , den Religionsunterricht erteilte

Kaplan Birk . Im Laufe der nächſten drei Jahre ſtieg die Schüler⸗

innenzahl auf 200 , die dem Alter und den Unterrichtsgegenſtänden

nach allen acht Schuljahren angehörten . Im April 1873 wurde

dieſe Schule geſchloſſen . Das Lehr - und Erziehungsinſtitut in

Offenburg gab als Grund an , daß mehrere Sterbfälle und Erkrank —⸗

ungen unter den Lehrfrauen die Fortführung des Unterrichtes nicht

geſtatteten , vielmehr ſämtliche zur Zeit verfügbaren Lehrkräfte für

Schule und Penſionat in Offenburg in Anſpruch genommen werden

müßten . Die Mehrzahl der Schülerinnen trat in die höhere Töchter —

ſchule , der Reſt in die katholiſche Stadtſchule über .

Ebenfalls im Jahre 1861 eröffnete Roſalie Friedländer aus

Brüſſel eine Privatlehranſtalt für erwachſene , nicht mehr ſchul —

pflichtige Mädchen ohne Unterſchied des Bekenntniſſes , mit welcher
ein Internat verbunden war . 1867 wurde das Inſtitut Friedländer
den für die Privatſchulen der Reſidenz zu Inſpektoren ernannten
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Verwaltungsgerichtsrat Schwarzmann und Geh. Rat Dr . Gockel

unterſtellt , 1868 erhielt die Anſtalt die Genehmigung , auch ſchul —
pflichtige Kinder aufzunehmen .

In den Jahren 1861 bis 1866 leitete Chevalley - Barreau
aus Denezy in der franzöſiſchen Schweiz eine Privat - Lehr - und

Erziehungsanſtalt für Mädchen , welche 1866 Dr . Joſef Fritz aus

Frankfurt , der dort ſchon längere Zeit hindurch Lehrer geweſen war ,

übernahm . Nach deſſen 1867 erfolgtem Tode trat an ſeine Stelle

Roſine Margarethe Wittner aus Frankfurt , die jedoch aus Geſund⸗

heitsrückſichten noch im gleichen Jahre zurücktrat und die Leitung der

Schule dem Privatlehrer Wilhelm Zutavern aus Wiesloch über —⸗

gab. Als dieſer 1868 eine Anſtellung im Auslande annahm , hörte
die Anſtalt auf zu beſtehen .

Eine Privat - Lehr - und Erziehungsanſtalt für Mädchen begründete
1871 Klotilde Horſt . Wegen Kränklichkeit dieſer Dame ging die

Anſtalt 1874 an Ida Strauß über .

Von Privatſchulen für Knaben wurde im Jahre 1868 die

Lehranſtalt geſchloſſen , welche Auguſt Lafontaine 1846 als

Vorbereitungsſchule für Lyeeum , Polytechniſche und Militär - Schule
gegründet hatte , da dieſer wegen geſchwächter Geſundheit derſelben
nicht mehr vorzuſtehen vermochte . Eine ähnliche Anſtalt rief im

Jahre 1871 Dr . Andreas Baumeiſter ins Leben .

Im Jahre 1863 verlegte Pr . H. Plato das israelitiſche Lehr —
inſtitut , das er in Weinheim geleitet hatte , nach Karlsruhe , eine

Bildungsanſtalt für israelitiſche Lehrer in Verbindung mit einer

israelitiſchen Knabenſchule . Oberrat Altmann fungierte als Inſpektor
der Schule .

Die einzige öffentliche Anſtalt , die ſich die Pflege der Muſik
zur Aufgabe ſtellte , war auch in dieſem Zeitabſchnitte noch die 1837

gegründete Muſikbildungsanſtalts ) . Seit dem Jahre 1845 beſtand in

derſelben eine ſyſtematiſche Folge vollſtändiger Unterrichtskurſe . In
einer Vorſchule wurde vorbereitende Unterweiſung in den erſten
Elementen der Muſik , insbeſondere des Geſanges erteilt . Ihr
ſchloſſen ſich an die Geſangſchule in 3 Kurſen , die Inſtrumental —

) VBgl. Band 2, Seite 431f .
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ſchule , je 2 bis 3 Schüler zuſammen , für Streichinſtrumente in 3,

für Blasinſtrumente in 2 Kurſen und die Klavierſchule in 3 Kurſen .

Alle dieſe Kurſe waren zweijährig .

Mit der erhöhten Leiſtungsfähigkeit und damit auch dem Be —

dürfnis der Schule nach voller Selbſtändigkeit war die Fortdauer des

Verhältniſſes zum Cäcilienverein nicht mehr förderlich , und dieſe Ver⸗

bindung wurde daher im Jahre 1869 gelöſts ) . Damals beſtand der

Vorſtand aus dem Präfidenten , Geh. Legationsrat Freiherrn von Ungern⸗

Sternberg , dem muſikaliſchen Direktor , Konzertmeiſter Will , einem

Kaſſier , einem Sekretär , einem Vertreter der Stadt und 4 Beiſitzern .

Im Mai 1870 wurden die neuen Satzungen mit einem ausführlichen

Lehrplan und einer Schulordnung endgiltig feſtgeſtellt . Nunmehr be⸗

ſtand das Inſtitut unter dem Namen „ Allgemeine Muſik —

bildungsanſtalt “ als ſelbſtändiges Unternehmen und unterhielt

wie bisher eine Geſang⸗, bezw. Theorieſchule , die Inſtrumentalſchulen

und ferner noch neugebildet zwei Fortbildungsklaſſen für Chorgeſang

und Orcheſter . Im Jahre 1874 wurde das Schulgeld, deſſen Sätze

bis dahin noch bemeſſen waren wie in den früheren Zeiten , ebenſo

wie die Honorare der Lehrer entſprechend erhöht . Da die bisherigen

Schulräume — in der Eintracht , im Rathaus , in dem Gebäude der

Hofapotheke, Langeſtraße 124 und nochmals in der Eintracht — nicht

ausreichend oder auf die Dauer nicht erhältlich waren , wurden durch

die Bemühungen des Freiherrn von Ungern⸗Sternberg im Oktober

1871 von der Domänendirektion Räume im ſüdlichen Pavillon des

Gartens bei dem ehemaligen Palais der Großherzogin Sophie in

der Herrenſtraße der Anſtalt zur Benützung überlaſſen . Dieſe ver⸗

tauſchte ſie im Mai 1873 mit einem Teile der Räumlichkeiten des

Schlößchens im Erbprinzengarten ( Eingang Ritterſtraße ) , welche der

Großherzog huldvoll zur Verfügung ſtellte und damit die durch die

Schwierigkeit, geeignete Räume ausfindig zu machen , für den Fort⸗

beſtand der Anſtalt beſtehende Gefahr beſeitigte .

In der Theorie - und Geſangſchule trat , als der ſeit 1846 thätige

Oberlehrer Zeuner im Jahre 1868 wegen Kränklichkeit ſein Lehramt

niederlegte , an ſeine Stelle bis 1871 Lyceumslehrer Dreher und

) VBgl- Muſikbildungsanſtalt Karlsruhe . Feſtgabe zur 60 . Wiederkehr

des Gründungsjahres . Karlsruhe 1897 .
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ſodann der Tonkünſtler C. v. Radecki , bis auch dieſen 1874 Ge —
ſundheitsrückſichten an der Erteilung des Unterrichts hinderten . Dann
übernahm Konzertmeiſter Will den Unterricht in dieſer Abteilung ,
neben der allgemeinen muſikaliſchen Direktion . Der 1845 eingeführte
Unterricht zur Erlernung der Streichinſtrumente wurde von Mit⸗
gliedern des Hoforcheſters erteilt , von denen Orcheſterdirektor Witzen⸗
mann und die Hofmuſiker Pfeiffer , Ritter , Pechatſchek , Freiberg ,
Mittermayr , Schmidt , Bühlmann , Fritſche und Lindner genannt
ſeien. Klavierunterricht erteilten die Damen Hoffmann , Erb , Freiberg ,Segiſſer und Mittermayer .

Das geiſtige Leben in der Haupt - und Reſidenzſtadt .

Preſſe und Buchhandel .
Zu den politiſchen Blättern , die im Jahre 1852 erſchienen ,

der halbamtlichen „Karlsruher Zeitung “ und der liberalen „Badiſchen
Landeszeitung “, welche ſeit Beginn der Zwiſtigkeiten auf kirchlichem
Gebiete , ſowohl ſoweit die evangeliſche ( Agende, Kirchenverfaſſung)
als auch die katholiſche Kirche ( Konkordat ) in Betracht kam, die Vor⸗
kämpferin wie des politiſchen , ſo auch des kirchlichen Liberalismus
war , traten im Laufe der 1860er und 1870er Jahre der „Badiſche
Beobachter “, der eben ſo energiſch die Anſprüche der katholiſchen Kirche
vertrat , wie die Landeszeitung ſie bekämpfte , die 1874 eingegangene
„Badiſche Volkszeitung “ mit gemäßigt und der „Badiſche Landesbote “
mit ausgeſprochen demokratiſcher Färbung und die in politiſchen
Fragen konſervative , in kirchlichen auf poſitiv evangeliſchem Boden
ſtehende „Deutſche Warte “ . Zu ihnen kamen 1870 die „ Karlsruher
Nachrichten “, ein Blatt , das ſich in erſter Reihe mit den örtlichen
Angelegenheiten beſchäftigte und dabei vor einer , zuweilen ſogar recht
ſcharfen Bekämpfung der ſtädtiſchen Verwaltung nicht zurückſchreckte.
Ihr gab ihr Verleger , Drucker und Redakteur , Friedrich Gutſch , ein
ganz eigenartiges Gepräge . Die humoriſtiſchen Berichte in Karls —
ruher Mundart erwarben ſich bald große Beliebtheit in dem Leſer⸗
kreiſe des Blattes und die ſehr anziehenden Mitteilungen aus Karls —⸗
ruhes Vergangenheit waren Beiträge wohlunterrichteter Verfaſſer ,
denen ein bleibender Wert zuerkannt werden muß . Durch einen

Straßenanzeiger , welcher den in den „Nachrichten “ veröffentlichten
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Anzeigen in Form großer Bogen , die an den Straßenecken an⸗

geſchlagen wurden , eine erhebliche Verbreitung gab, wurde in Karls —

ruhe eine willkommene Neuerung eingeführt . Dadurch erlitt jedoch

das alte „Karlsruher Tageblatt “ keinen Nachteil , welches nach wie

vor in den Familie und Haus , Kirche und Schule , Nahrung und

Kleidung , Vergnügungen aller Art , den öffentlichen Verkehr u. ſ. f—

betreffenden Angelegenheiten der unentbehrliche Wegweiſer und Rat⸗

geber der Karlsruher Bevölkerung aller Stände blieb .

Abgeſehen von den amtlichen Verordnungs - und Verkündigungs⸗

blättern ſind von Zeitſchriften , die den verſchiedenſten Zwecken dienten ,

noch zu nennen : die „Badiſche Gewerbezeitung “, das „Badiſche Militär⸗

vereinsblatt “ , der die Diakoniſſenſache vertretende „Krankenfreund “,
der proteſtantiſche „Reichsgottes - Bote“, das „ Monatsblatt des badi⸗

ſchen Vereins für Geflügelzucht “, die „Rheiniſche Gartenſchrift “,

Hauptorgan des Verbandes Rheiniſcher Gartenbauvereine , das „ Wochen —

blatt des landwirtſchaftlichen Vereins im Großherzogtum Baden “ .

Dazu traten endlich einige wiſſenſchaftliche Zeitſchriften :

die „Arztlichen “ und die „Tierärztlichen Mitteilungen “, die „ Studien

der evangeliſchen Geiſtlichen Badens “ , die „Zeitſchrift für die Geſchichte

des Oberrheins “.
Die Zahl der Buch⸗, Kunſt⸗ und Muſikalienhandlungen war im

Jahre 1874 nahezu eben ſo groß als 1852 , die Firmen Gerbracht ,

Giehne , Herder , Holtzmann , Roth , Nöldecke waren erloſchen , dagegen

Creuzbauer , Hasper , Müller & Gräff , Ulrici neu hinzugekommen .

Die 1852 beſtehenden 8 Buchdruckereien waren durch Krapf und

Glück , Rodrian und die Aktiengeſellſchaft Badenia auf 11 erhöht

worden .
‚

Unter den buchhändleriſchen Unternehmungen wurde in der Ein⸗

wohnerſchaft Karlsruhes beſonders lebhaft die Herausgabe eines

Adreßkalenders in einer bisher nicht erreichten , ja wohl auch

kaum angeſtrebten Vollſtändigkeit begrüßt , welche im Jahre 1873

Hofbuchhändler Joſef Bielefeld jr . übernahm . Es iſt für die immer

noch engen wirtſchaftlichen Verhältniſſe Karlsruhes bezeichnend , daß

in dem Bericht über die Sitzung des Gemeinderates , in welcher dieſer

Antrag des Verlegers angenommen wurde , beſonders hervorgehoben

ward , daß dieſer erſte und die folgenden Adreßkalender ohne Zuſchuß

aus der Gemeindekaſſe erſcheinen und auch Geſchäftsanzeigen hieſiger
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Geſchäftsleute enthalten werden . Der erſte Adreßkalender dieſer neuen

Reihe , der am 1. Juli 1873 ausgegeben wurde , war im Oktober

gänzlich vergriffen , ſchon im November mußte ein Nachtrag heraus⸗

gegeben werden .

Litteratur .

Kürzere oder längere Zeit beherbergte Karlsruhe auch in dieſem

Zeitabſchnitte eine Reihe namhafter Schriftſteller . Keiner iſt bekannter

als Joſef Viktor von Scheffel , deſſen Ruhm hier zu verkünden

Eulen nach Athen tragen hieße. Wer nicht nur ſeine Dichtungen , ſondern

auch die Geſchichte ſeines Lebens kennt , weiß , daß ſeine Mutter , Frau

Major Scheffel , mit einem dichteriſchen Talent begabt war , deſſen Früchte

oft und in der anmutigſten Weiſe die Geſelligkeit der badiſchen Haupt⸗
ſtadt belebten und verſchönten . Ludwig Eichrodt gebot über eine
nicht geringe Begabung , feine, ſinnige und derbe , humoriſtiſche Ge⸗

danken in ſchönen Verſen zum Ausdruck zu bringen . Friedrich

Gutſch hatte die Fähigkeit , die Karlsruher Mundart in Proſa und

Verſen gewandt zu handhaben und ebenſo ernſte wie komiſche Vor —

gänge durch ſeine anſpruchsloſen Dichtungen ſeinen Mitbürgern in

erfreulicher Weiſe vorzuführen . Eduard Brauer errang ſich als

Lyriker und Balladenſänger durch ſeine „Gedichte “ und „Badiſchen

Sagenbilder “ einen wohlverdienten Namen . Waren dieſe vier von

Geburt Karlsruher Kinder , ſo hatte Albert Bürklin in Offenburg
das Licht der Welt erblickt , aber ſeine höhere Schulbildung in Karls⸗

ruhe genoſſen , wo er auch ſpäter in amtlicher Stellung und im Ruhe —

ſtand lebte und ſtarb . Er machte keine Verſe , aber er beſaß ein

großes Talent in echt volkstümlicher Weiſe zu ſchreiben , und ſeine

Erzählungen , mit denen er teilweiſe in Hebels Fußſtapfen trat , feſſelten
ein großes Leſepublikum . Ein badiſches Landeskind war auch

Heinrich Goll , der eine Reihe von Jahren hindurch die „ Karls —

ruher Zeitung “ redigierte ; er ſchrieb verſchiedene Novellen , die zum

Teil unter einem anderen Namen erſchienen , zwei kleine gern ge⸗

ſehene Luſtſpiele „Hypochondrie und Liebe “ und „ des Hausfreunds
Ferienreiſe “, und manches ſeiner ungedruckt gebliebenen Gedichte er —

freute durch markigen Ausdruck und echten Humor einen engeren

Freundeskreis . Die beiden Vorſtände der Hofbühne , Generaldirektor

Eduard Devrient und Generalintendant Guſtav zu Putlitz
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(dieſer erſt ſeit 1873 in Karlsruhe wirkend ) , genoſſen wie als Bühnen⸗
leiter , ſo auch als Schriftſteller einen hervorragenden Ruf , Devrient

hat ſich durch ſeine „Geſchichte der Schauſpielkunſt “ auch ehrenvoll
unter die Hiſtoriker eingereiht . Wie dieſe beiden aus dem deutſchen
Norden in unſere Stadt gekommen und in dieſer heimiſch geworden ,
hat der Hofſchauſpieler Rudolf Otto Conſentius , allerdings nicht
mit dem gleichen Erfolg , aber ſehr begabt und voll ernſten Strebens ,

hier viele dichteriſche Werke geſchaffen , die ſich freilich beim großen
Publikum nicht einzubürgern vermochten .

Zu den in einem früheren Abſchnitte der Stadtgeſchichte genannten
Männern ) , die ſich eifrig mit der Landesgeſchichte beſchäftigen , traten

jüngere Gelehrte hinzu , im General - Landesarchiv der Direktor Freiherr
Roth von Schreckenſtein , die Archivräte v. Weech und

Gmelin , die Regiſtratoren Trenkle und Vetter , als Kunſt⸗
hiſtoriker Alfred Woltmann , als Litterarhiſtoriker Wendt und

Längin . Der Badiſche Altertumsverein , deſſen Leitung mit der

Überſiedelung ſeines Vorſtandes , Auguſt von Bayer , nach Karlsruhe
hierher verlegt worden war , pflegte eifrig die Kunde der älteſten

Vergangenheit des Landes . An größere Leſerkreiſe wandten ſich neben

ihren fachwiſſenſchaftlichen Arbeiten die Theologen Hausrath und

Zittel , als juriſtiſche Schriftſteller ſeien Trefurt , Jung —

hanns , v. Freydorf , Wielandt , als Botaniker Johann
Chriſtof Döll genannt . Wir führen die anſehnliche Zahl der

hervorragenden Lehrer und Gelehrten hier nicht an , welche am

Polytechnikum und am Gymnaſium thätig waren , da ihre Werke

doch zum größten Teile ausſchließlich für ein fachmäßig geſchultes
Publikum beſtimmt waren .

Doch auch des gefeiertſten und beliebteſten Dichters früherer
Tage , Johann Peter Hebels , vergaßen die Nachfahren nicht .
Im Jahre 1856 wurde von Gymnaſiumsdirektor Vierordt mit ſehr

gutem Erfolg eine Sammlung für Hebels Grabdenkmal in Schwetzingen
eröffnet , auch der „Liederkranz “ ſäumte nicht, für den löblichen Zweck
ein Konzert zu veranſtalten . Am hundertſten Geburtstag Hebels , am

10 . Mai 1860 wurde des Dichters Standbild im Schloßgarten feſt⸗

lich geſchmückt ; im Lyceum , in welchem er 34 Jahre lang gelehrt

*) Vgl . Band 2, S . 438 f.
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hatte , fand ein Schulfeſt ſtatt , Direktor Gockel hielt die Feſtrede ,
Deklamation und Geſang Hebel' ſcher Gedichte folgten , auch andere

Schulen feierten den Dichter . Am Abend des Feſttages ſprach Frau

Lange im Hoftheater einen von Profeſſor Löhlein gedichteten Prolog ,
ſechs lebende Bilder , verbunden durch Mendelsſohn ' ſche Lieder ohne
Worte , für Orcheſter bearbeitet , wurden von Mitgliedern der Hof —
bühne geſtellt , nach der Feſtouverture von Rietz folgte Goethes erſte
Walpurgisnacht mit Muſik von Mendelsſohn in ſzeniſcher Bearbeitung ,
Frau Hauſer und die Herren Hauſer , Stolzenberg und Brulliot ſangen
die Soli . Im gleichen Jahre wurde , im Anſchluß an die Hundert⸗
jahrfeier des Geburtstages Friedrich Schillers , hier ein Zweigverein
der deutſchen Schillerſtiftung gegründet .

Im Jahre 1864 entſtand ein Litterariſcher Verein

auf Eduard Devrients Anregung , und dieſer übernahm auch die

Vorſtandſchaft . Die Mitglieder , die auf eine kleine Anzahl beſchränkt
blieben , beſtanden der Mehrzahl nach aus „alten Akademikern und

Profeſſoren des Polytechnikums “. „ Der Verein “ — ſagt Adolf Haus⸗
rath “) , der ſelbſt eine der Stützen desſelben war und die Mitglieder —
ſchaft , wie vorſteht , kennzeichnet — „ bot immer am Montag Abend

einen Vortrag mit oft recht belebten Diskuſſionen , deren Unkoſten
zumeiſt Baumgarten , v. Weech, Otto Devrient , Levi , die Gebrüder

Zittel , Nokk u. a. beſtritten . “ Es hat aber doch auch eine größere
Zahl anderer Mitglieder ſich eifrig an den Vorträgen beteiligt , be —

ſonders ſpäter , als der Kreis derſelben ſich erweiterte und , noch mehr
als von Anfang an , auch Angehörige anderer Berufsſtellungen ,
namentlich auch bildende Künſtler dem Vereine beitraten , der aber doch
nie die Eigenſchaft einer geſchloſſenen Geſellſchaft verlor . Zuweilen
erſchienen Fremde , die vorübergehend ſich in Karlsruhe aufhielten
und belebten anregend den geſelligen Teil der Abende . Einmal in

jedem Jahre nahmen an einer Sitzung die Frauen der Mitglieder
teil . Dann wurde ein für dieſe Zuhörerinnen beſonders geeigneter
Vortragsſtoff gewählt , die Tafel feſtlich gedeckt , und einer der Künſtler

legte eine Handzeichnung als Feſtgabe nieder , die durch das Los

einer der Teilnehmerinnen zufiel .
Die Sitzungen des ſchon 1839 gegründeten Naturwiſſen —

) Zur Erinnerung an Julius Jolly , Leipzig 1899 , S . 104 .
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ſchaftlichen Vereins ) , bei denen ebenfalls regelmäßig Vorleſungen

ſtattfanden , wurden während des ganzen Winters abgehalten.
Die Altertumsſammlung , die dem Großherzoglichen

Hausfideikommiſſe zugehört und unter anderen alle in Baden - Baden

gefundenen Altertümer enthielt , wurde im nördlichen Pavillon des

Erbprinzengartens aufgeſtellt , im Jahre 1859 wurde die Aufſtellung

vollendet und mit ihrem Konſervator , Hofmaler von Bayer , dem

Miniſterium des Innern untergeordnet . Jeden Sonntag und Donnerſtag

hatte das Publikum zu dieſen Sammlungen Zutritt , bis der Pavillon

bei der Neugeſtaltung des Friedrichsplatzes abgebrochen und ſein

Inhalt vorläufig im Erdgeſchoſſe der Kunſthalle untergebracht wurde .

Eine Verſammlung von Freunden der badiſchen Geſchichte

und Topographie , welche im März 1863 berufen worden war ,

um einen Verein zu gründen , der beſonders Ortsbeſchreibungen

fördern und veröffentlichen ſollte , beſchloß , die von Archivrat Dr .

Bader herausgegebene Zeitſchrift „ Badenia “ zu ihrem Organ zu

erklären , doch fanden ihre Beſtrebungen nur geringen Anklang .

Sffentliche Vorträge .

Wie in Karlsruhe ſeit langer Zeit viele öffentliche Vorträge

gehalten wurden , ſo war dieſes auch in den Jahren 1852 bis 1874

der Fall , doch müſſen wir uns auf die Erwähnung der durch die

Perſon der Vortragenden oder durch die Gegenſtände , über welche

dieſe ſprachen , hervorragenderen beſchränken .
Der herrſchenden politiſchen Strömung im Beginne der 1850 er

Jahre entſprach es , daß ein Privatdozent Dr . Chowanetz , Vorträge
über Weltgeſchichte vom katholiſchen und konſervativen Standpunkte

aus ankündigte , wie gegen Ende der 1850 er Jahre der Wechſel dieſer

Strömung nach der liberalen und nationalen Seite hin die Ver⸗

anſtaltung von Vorträgen dieſer Richtung begünſtigte . Auf Befehl des

Großherzogs kam Profeſſor Ludwig Häuſſer von Heidelberg herüber ,
um einen Abriß der GeſchichteFriedrichs des Großen vorzutragen .

Im darauf folgenden Winter erweiterte Häuſſer ſeine Vorleſungen ,

indem er über Friedrich den Großen und ſeine Zeit ſprach ; mit ihm

abwechſelnd ſprach Profeſſor Wilhelm Eifenlohr über die Lehre von

) Vgl . Band 2, S . 440 .



der Elektrizität nebſt verwandten Erſcheinungen . Daran anſchließend
wurde dann , unter dem Protektorat des Großherzogs und unter Eiſen —
lohrs Vorſitz , ein Verein von wiſſenſchaftlichen Männern aus Freiburg ,
Heidelberg und Karlsruhe gebildet , die ſich verpflichteten , jährlich 14

bis 16 Vorleſungen im Muſeumsſaale zu halten , wo auch die früheren
Vorträge ſtattgefunden hatten . Neben einzelnen Vorträgen wurden

auch Reihenfolgen von Vorleſungen über den gleichen Gegenſtand
gehalten . Dieſe wiſſenſchaftlichen Vorleſungen waren während der

Wintermonate bis in die Mitte der 1860er Jahre ein Haupt⸗
anziehungspunkt für die beſten Geſellſchaftskreiſe der Reſidenzſtadt . In

der Regel wohnten ihnen auch Großherzog und Großherzogin und

die in Karlsruhe anweſenden Prinzen und Prinzeſſinnen bei . An

dieſen Vorträgen beteiligten ſich von der Univerſität Freiburg de Bary ,

Baumgärtner , Ecker , Knies , v. Weech , von der Univerſität Heidelberg
Dietzel , Häuſſer , Hausrath , Helmholtz , Jolly , Knapp , Nohl , Pagen⸗
ſtecher , Stark , Weyl , vom Polytechnikum und Gymnaſium in Karls —

ruhe Eiſenlohr , Löhlein , Sandberger , Volz , von Mannheim Deimling
und Schönfeld , von Darmſtadt Zimmermann , von Baſel Wiedemann .

Von einzelnen Vorträgen erwähnen wir die in virtuoſer Weiſe
vorgetragene Nibelungendichtung Wilhelm Jordans , die Vorleſungen
von Michael Bernays über Klopſtock , Schiller und Goethe , die Vor —⸗

träge des Profeſſors Ludwig Eckardt über Weltgeſchichte der Kunſt
und über Aeſthetik . Auf Veranlaſſung des Gewerbevereins ſprach
Julius Faucher über Gewerbegeſetzgebung , Heimatgeſetzgebung , Kredit —

und Aſſociationsweſen , über Steuern und Zölle ; auf Anſuchen der

Aerzte hielt im chemiſchen Laboratorium der Polytechniſchen Schule
Hofrat Weltzien Vorträge über die geſchichtliche Entwicklung der Grund⸗

züge der gegenwärtigen Chemie ; auf Anregung der Handelskammer
erläuterte Hofgerichtsdirektor a. D . Chriſt das neue Handelsgeſetzbuch ;
zu Gunſten des Badiſchen Frauenvereins verbanden ſich zu Vorleſungen
die hieſigen Herren Armbruſter , Devrient , Dietz , Doll , Gruber , Hein —
gärtner , Längin , Löhlein , Mayer , Pflüger und Zittel .

Bildende Kunſt .

Den Mittelpunkt des künſtleriſchen Lebens der Reſidenzſtadt
bildete vom Jahre 1854 an die vom Großherzog Friedrich noch als

Prinzregent gegründete Kunſtſchule . Als ihr erſter Direktor wurde

29
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Friedrich Wilhelm Schirmer aus Düſſeldorf nach Karlsruhe berufen .

Die Schule , die in ihren erſten kleinen Anfängen ihren Sitz im Ge —

bäude des Miniſteriums des Großh . Hauſes und des Auswärtigen

in der Erbprinzenſtraße hatte , wurde am 19 . Dezember 1854 feierlich

eröffnet . Der Jutendant der Großh . Hofdomänen , von Kettner , der

Oberbürgermeiſter Malſch , der Gemeinderat , höhere Beamte , Kunſt —

notabilitäten und Kunſtfreunde waren anweſend . Nach einleitendem

Geſang des Liederkranzes ſprachen Direktor Schirmer und Oberbürger⸗

meiſter Malſch , der den Dank gegen den Regenten in einem Hoch aus⸗

klingen ließ und hierauf eine aus Anlaß der Errichtung der Kunſt⸗

ſchule auf Koſten der Stadt geprägte Medaille vorzeigte , die ſpäter

an eine größere Zahl von Perſonen verteilt wurde . Münzrat Kachel

trug ein Weihegedicht vor , worauf ein Geſang des Liederkranzes die⸗

einfache Feier ſchloß . Nach ihrer Beendigung begab ſich eine Abord⸗

nung der Karlsruher Bürgerſchaft zum Regenten , um ihm perſönlich

den Dank der Stadt auszuſprechen und die Medaille zu überreichen .

Der Regent ſprach ſeinen Dank in beredten Worten aus , in denen

er ſeiner Stellung zur bildenden Kunſt und deren Förderung Aus —

druck verlieh ) . Abends fand im Goldenen Kreuz ein Bankett ſtatt ,

bei welchem in vielen Reden die Bedeutung des Tages gefeiert wurde .

Im Hofe des Miniſteriums wurden zwei große Atelierſäle für

die Landſchafterſchule aufgebaut , in demſelben Gebäude ward ſodann

ein Zimmer zum Gypszeichnen eingerichtet und Schirmer eine Amts⸗

wohnung eingeräumt “ ) . Als Inſpektor , Lehrer der Perſpektive und

der Elementarklaſſe wurde ein Schüler Schirmers , Vollweider ,

angeſtellt . In der Stephanienſtraße wurden bald darauf die Häuſer

Nr . 80 und 82 angekauft und für die Zwecke der Kunſtſchule umge⸗

baut . In dem bis zur ſpäteren Bismarckſtraße ziehenden Garten

erbaute Bauinſpektor Serger ein Ateliergebäude , auf welches im Jahre⸗

1864 noch ein neuer Dachſtuhl für Malerateliers aufgeſetzt wurde .

Im Jahre 1874 wurde ſchräg gegenüber noch ein zweites Atelier⸗

gebäude errichtet .

Die Kunſtſchule konnte am 8. Juli 1856 bezogen werden . Ihr

„) Großherzog Friedrich von Baden . Reden und Kundgebungen . Frei⸗
burg 1901 . S . 18 .

19) Dieſes und das Folgende auf Grund amtlicher Mitteilungen .
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Lehrkörper beſtand aus dem Profeſſor für Landſchafts - und Genre⸗

malerei , Wilhelm Schirmer , der bis zu ſeinem Tode , im Jahre
1863 der Schule als Direktor vorſtand , dem Profeſſor für Hiſtorien⸗
und Porträtmalerei , Ludwig Des Coudres , der 1863 auch mit

der geſchäftlichen Leitung der Kunſtſchule und vorübergehend mit

dem Vorſitz des Lehrerkollegiums betraut wurde , und dem ( zugleich
mit der Beſorgung der Inſpektorats - und Sekretariatsgeſchäfte
betrauten ) Lehrer für Perſpektive , Landſchaftsmaler Jakob Voll⸗

weider . Zu dieſem traten weiter hinzu im Jahre 1859 Maler

Karl Roux als Lehrer für den Unterricht in der Anatomie des

Menſchen , der im Oktober 1867 nach München überſiedelte , 1862

Hiſtorienmaler Karl Schick , Hilfslehrer , von 1867 an auch mit

dem Anatomieunterricht beauftragt , Galeriedirektor Karl Friedrich
Leſſing “) , nach Schirmers Tode vom Septbr . 1863 bis Mai 1864

mit der einſtweiligen Leitung der Landſchaftsſchule und bis Mai 1866

mit der Leitung der Kunſtſchule in techniſchen Fragen betraut , 1863

Karl Steinhäuſer als Profeſſor der Bildhauerkunſt , 1873/74

Vorſitzender des Lehrerkollegiums , 1864 Feodor Dietz , als

Profeſſor der Hiſtorienmalerei , 1868/69 und 1870 bis zu ſeinem
Ableben am 18 . Dezember d. J . “ *) Vorſitzender , im gleichen Jahre

Hans Gude als Profeſſor der Landſchaftsmalerei , 1866 —68 und

1869/70 Vorſitzender , 1870 Wilhelm Riefſtahl als Profeſſor für
Genremalerei , 1871/73 Vorſitzender , der im Jahre 1873 aus dem

Lehrkörper ausſchied , aber ſpäter 1875/78 abermals an der Kunſt⸗

ſchule wirkte , im nämlichen Jahre Ferdinand Keller als Lehrer ,

ſeit 1873 Profeſſor der Geſchichtsmalerei , Profeſſor Eduard Will —

mann als Lehrer der Radierkunſt , 1872 Eduard Tenner als

Lehrer der Perſpektive , ſeit 1874 zugleich Inſpektor der Kunſtſchule ,
1874 bis 1875 Karl Guſſow als Profeſſor für Figurenmalerei
und Vorſitzender des Lehrerkollegiums .

Nur , wie oben erwähnt , vorübergehend an der Kunſtſchule thätig ,
aber doch von bedeutendem Einfluß auf das Kunſtleben der Reſidenz —⸗

ſtadt waren zwei , wie Schirmer aus Düſſeldorf hierher berufene

Künſtler , Karl Friedrich Leſſing und Adolf Schrödter . Im

*) ſ. unten .

* ) ſ. oben Seite 183 .
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Jahre 1858 trat nach 28jähriger Thätigkeit der Galeriedirektor

Karl Ludwig Frommel in den Ruheſtand und an ſeine Stelle

kam Leſſing . Die Jahre größter künſtleriſcher Fruchtbarkeit hatte

er ja wohl hinter ſich , aber doch gehören der Karlsruher Zeit zwei

ſeiner bedeutendſten Geſchichtsbilder „Pilger in der Wüſte “ und „ Die

Disputation Luthers mit Dr . Eck “ und eine Anzahl ganz hervor⸗

ragender Landſchaften an . Von ſeinem Wirken in Karlsruhe ſagt

Alfred Woltmann “ ) : „ Auch hier , wie früher in Düſſeldorf , war ſein

Einfluß auf das Kunſtleben ein bedeutender und ſchwer wiegender .

Sein berühmter Name gab dem ganzen Dichten und Trachten der

Künſtlerſchaar kräftige Impulſe und ſeine imponierende Perſönlichkeit

war wie ein blanker Schild , den das raſch aufblühende Inſtitut

Feinden und Neidern entgegenhielt . “ Das trat ganz beſonders hervor ,

als im Jahre 1868 man in Düſſeldorf den Verſuch machte , den ge —

feierten Meiſter wieder an die dortige Akademie zurückzurufen ; es

gelang , Leſſing , der in dieſen zehn Jahren in Karlsruhe ganz heimiſch

geworden war , in ſeiner hieſigen Stellung zu erhalten , und ein großer

Kreis ſeiner Freunde und Verehrer veranſtaltete , um ihrer Freude

über ſein Bleiben Ausdruck zu geben , am 29 . April im großen

Muſeumsſaale ein Feſt . Den mit ſeiner Gattin eintretenden Meiſter

empfing Geſang des Philharmoniſchen Vereines , während des Feſt—⸗

mahls wurde eine große Zahl von Trinkſprüchen ausgebracht ( nur

keiner von dem ſchweigſamen Künſtler , der ſein Leben lang nie öffent⸗

lich geſprochen hat ) , und zum Schluſſe erfreute ſich die Jugend ( mit

ſehr ausgedehnter Altersgrenze ) am Tanze .

Adolf Schrödter wurde 1859 als Lehrer des Freihand⸗

zeichnens und der Aquarellmalerei berufen . Aber neben dieſer amtlichen⸗

Lehrthätigkeit hat Schrödter auf kunſtgewerblichem Gebiet , beſonders

durch ſein umfaſſendes Ornamentenwerk und andere Muſterzeichnungen
und Illuſtrationen einen weitwirkenden Einfluß ausgeübt , neben ihm

ſeine Gattin , Alwine Schrödter , deren vielbewunderten , reizenden

Werke in die weiteſten Kreiſe drangen und die auch eine ſehr be⸗

deutende Lehrthätigkeit ausübte .

Im Gründungsjahre , vom November 1854 bis Oktober 1855

zählte die Kunſtſchule 21 Schüler , deren Zahl ſich in den nächſten

) Badiſche Biographien Bd . 3, S . 79.



Jahren auf 35 , 46 , 52 erhob . Dieſes war bis 1874/75 die höchſte
Ziffer , von da an finden wir in den aktenmäßigen Zufammenſtellungen
Schwankungen zwiſchen 21 als geringſte und 42 als höchſte Zahl ,
wobei wir ( wie auch bei der nachfolgenden Berechnung ) das Kriegs⸗
jahr 1870/71 mit nur 15 Schülern nicht mitzählen . Die Durch⸗

ſchnittszaahl für die Zeit von 1854 bis 1875 beläuft ſich auf 33,5 .
Unter den Schülern befanden ſich in verſchiedenen Jahren Hoſpitanten
für Perſpektive , Modell - und beſonders Aktmodellzeichnen .

Zu der kleineren Schar von Künſtlern , die ſchon früher hier
gewirkt hatten ) , traten nun unter dem anregenden Einfluſſe , der von

der Kunſtſchule ausging , manche neue hinzu , die auf längere oder

kürzere Zeit ſich hier niederließen ; auch einer und der andere der

Kunſtſchüler blieb , angezogen durch die hervorragenden Männer , welche

des Großherzogs Ruf hierher geladen hatte , in Karlsruhe , nachdem
die Lehrjahre hinter ihm lagen . Von ſolchen älteren und jüngeren
Künſtlern ſeien hier einige Namen genannt : Ludwig Obermüller ,
Karl Velten , Ernſt Richard , dem die Stelle eines Inſpektors an der

Gemäldegalerie übertragen wurde , Anſelm Feuerbach , der ſich hier
nur kurze Zeit aufhielt , aber im Auftrage des Großherzogs in Italien

einige ſeiner hervorragendſten Werke ſchuf , die zu den Zierden der

Karlsruher Galerie gehören , Ludwig Kachel, deſſen „ Minne “ eine zu

den höchſten Erwartungen verratende Begabung verriet , der aber

leider in der Blüte der Jahre vom Tode ereilt wurde , Amalie

Kärcher , die ſchöne Stillleben malte , die talentvollen Landſchafter

Ludwig Fahrbach , Auguſt Hörter , Theodor Kotſch , Voßberg , Ferdinand

Aders , der geiſtvolle Portraitmaler Haus Canon , Rudolf Gleichauf und

Wilhelm Kloſe , in denen die Überlieferungen der beſten Zeit der

Münchner Schule fortlebten , der Geſchichtsmaler Auguſt Viſcher,
Karl Weißer , der ſich mit liebenswürdiger Pflege des Details als

Schilderer alter Schlöſſer und Städte hervorthat , die Blumenmalerin

Mathilde Kopp, Marie Schenk , die ſich der kirchlichen Malerei wid —

mete , Anton von Werner , der in Karlsruhe den Grund zu ſpäterer
Berühmtheit legte.

Dem Kunſtverein , deſſen Präſident während einer langen Reihe

) Vgl . Band 2 S . 441 .
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von Jahren der feinſinnige Münzrat Ludwig Kachel war , neben dem

Geh. Referendär von Gulat - Wellenburg und Miniſterialrat Küß⸗
wieder als Vizepräſidenten an der Vereinsleitung teilnahmen , wurde

durch ſeinen Protektor , den Großherzog , für ſeine fortwährende Aus⸗

ſtellung im Jahre 1864 der Porphyrſaal des Botaniſchen Gartens

zur Verfügung geſtellt , ſpäter ſiedelte er in die unteren Räume der

Kunſthalle über . Der im Jahre 1859 gegründete „ Verein von Kunſt⸗
freunden “, der unter der Vorſtandſchaft des Kunſthändlers Holtzmann ,
als ſeinen Zweck den Ankauf von Bildern bei hier wohnenden Künſtlern
und ihre Verloſung bezeichnete , veranſtaltete im Hauſe Waldſtraße 12

ebenfalls eine ſtändige Ausſtellung , zu welcher der Eintritt frei war .

Die Mitgliedſchaft wurde durch jährliche Erwerbung von 10 Loſen
zum Preiſe von 24 kr . für jedes erworben . Loſe wurden auch an

das Publikum verkauft . Zur erſten Verloſung konnten 10 Gemälde

angekauft werden . Der Verein löſte ſich bald wieder auf. Die mit

dem Badiſchen Kunſtverein in Verbindung ſtehende Ausſtellung des

Rheiniſchen Kunſtvereines fand regelmäßig in der Orangerie ſtatt .

Theater und Konzerte .

Nur ein Jahr nach dem Regierungsantritte des Großherzogs
Friedrich begann für die Karlsruher Hofbühne das Werk einer Neu⸗

geſtaltung , welches ſie aus einem Zuſtande des Verfalles ) einer

neuen glänzenden Entwickelung entgegenführte ““) .
Unter der ſachverſtändigen Leitung eines Mannes , der ſelbſt bis

dahin in hervorragender Stellung der Bühne angehört hatte , Eduard

Devrient , eines Künſtlers , welcher die Aufgaben des Theaters
von den höchſten Geſichtspunkten aus betrachtete und mit feſter Hand
ſein Ideal eines dentſchen Theaters , getragen von dem Vertrauen

eines kunſtſinnigen Fürſten , in der badiſchen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt

zu verwirklichen mit Ernſt anſtrebte und mit Erfolg erreichte , erwarb

ſich das Karlsruher Hoftheater wohlbegründeten Ruhm und eine

bleibende ehrenvolle Stelle in der Theatergeſchichte des 19 . Jahr⸗
hunderts .

Noch wurde in dem nach dem Brande von 1847 errichteten

) Vgl . Band 2 S . 448 .
**) Eugen Kiliain , Beiträge zur Geſchichte des Karlsruher Hoſtheaters

unter Eduard Devrient , Karlsruhe 1893 .
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Hoftheater geſpielt , wo Devrient zuerſt die Schauſpieler und Sänger
kennen lernte , denen er neue Bahnen weiſen ſollte “), als er am

23 . Auguſt 1852 zum Großherzoglichen Hoftheaterdirektor ernannt

wurde . Aber erſt als am 17 . Mai 1853 das neu erbaute Hof —
theater eröffnet wurde , trat erin ſeine eigentliche öffentlich angekündigte
Amtsverantwortlichkeit . Seine Ernennung bedeutete einen Bruch mit

den alten Überlieferungen , die Leitung des Hoftheaters ſollte nicht
mehr lediglich als ein Hofamt angeſehen werden , eine künſtleriſche
Verwaltung trat an die Stelle einer höfiſchen , bureaukratiſchen , dilet —⸗

tantiſchen .

Schon ſeit dem 25 . Oktober 1852 , da er auf der Bühne des

Nottheaters durch den Intendanten der Hofdomänen , von Kettner ,
dem Geſamtperſonale vorgeſtellt worden war , hatte er ſich eingehend
mit den Angelegenheiten der Kuͤnſtanſtalt , insbeſondere mit deren

inneren Organiſation und den Vorbereitungen zur würdigen Eröffnung
des neuen Hauſes beſchäftigt .

Dieſe erfolgte durch ein von Devrient gedichtetes Feſtſpiel mit

Muſik von J . Strauß und eine ſorgfältig einſtudierte Darſtellung
der „ Jungfrau von Orleans “ .

Die muſikaliſche Leitung der Oper lag in den Händen des

Hofkapellmeiſters Joſepth Strauß und des Muſik - und Chor⸗
direktors Friedrich Krug , die ſzeniſche Leitung des Schauſpiels

beſorgte vorübergehend Wilhelm Vogel , vom 15 . Oktober 1852 an

und fortan während der ganzen Devrient ' ſchen Zeit Karl Fiſcher ,

jene der Oper Karl Oberhoffer . An der Spitze des Ballets

ſtand Balletmeiſter Alfred Beauval und als erſte Solotänzerin
Amalie Mayerhofer .

Im Verlaufe der Devrient ' ſchen Zeit ging die muſikaliſche Leitung
der Oper im Jahre 1864 auf die Kapellmeiſter Wilhelm Kalliwoda

(ſeit 1853 ſchon als Muſikdirektor thätig ) und Hermann Levi über .

Die ſzeniſche Leitung übernahm 1855 der Schauſpieler Adolf Rudolph ,

nach deſſen Tode 1859 Karl Brulliot ( und als deſſen Stellvertreter

wieder Oberhoffer ) , 1869 Otto Devrient .

) Eduard Devrients Berufung an das Karlsruher Hoftheater . Aus

deſſen handſchriftlichen Aufzeichnungen , mitgeteilt von Otto Devrient . Der

II . Abſchnitt der oben angeführten Schrift von Kilian .
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Von den Mitgliedern des Schauſpiels zur Zeit , als Devrient

Hoftheaterdirektor wurde , ſeien hier als beſonders tüchtige Kräfte

genannt die Herren Joſef Denk , Friedrich Haaſe , Alexander Hock,

Ludwig Morgenweg , Karl Schönfeld , die Damen Amalie Baldenecker ,

Laura Ernſt , Johanna Reichel , Luiſe Schönfeld , Wilhelmine Thöne ,

von den Mitgliedern der Oper : die Herren Heinrich Eberius , Joſef

Hauſer , Frau Mayerhofer , Karl Oberhoffer , die Damen Beatrix

Fiſcher , Lucrezia Rutſchmaun , Sophie Strauß , Henriette Wabel .

Im Schauſpiel wie in der Oper mußten nach Devrients Über⸗

nahme der Theaterleitung bald vielfache Veränderungen und Ergänz —

ungen in dem Perſonal vorgenommen werden . Wir nennen hier im

Schauſpiel im Fache der jugendlichen Liebhaber 1853 Theodor und

nach deſſen Abgang 1857 Karl Wilke , ſodann 1860 Karl Koberſtein ,

Fritz Kraſtel , 1865 Wilhelm Gröſſer , in charakteriſtiſchen Liebhaber —
und jugendlichen Charakterrollen 1863 Otto Devrient , im Fache

jugendlicher Humoriſten und charakteriſtiſcher Liebhaber ſchon 1852

Rudolf Lange , der ſpäter das Charakterfach in ſeinem ganzen Um⸗

fange vertrat , für das Fach der jugendlichen Helden trat 1853

Heinrich Schneider , als Heldenvater 1854 Aldolf Rudolph ein . Die

empfindliche Lücke , die im Schauſpiel durch den Mangel einer ent —⸗

ſprechenden tragiſchen Liebhaberin beſtand , wurde 1855 durch Johanna

Scherzer ( ſpäter Frau Lange ) ausgefüllt , auf die alsbald das jugend⸗

liche tragiſche Fach in ſeinem ganzen Umfang , ſpäter das ganze Fach
der Tragödin überging . Im Väterfach wurden Franz Mayerhofer

und Alexander Hock durch Eduard Nebe ( 1862 ) und Oskar Höcker

( 1866 ) erſetzt. Für das Fach der Heldenmütter wurde 1863 Luiſe

Rönnenkamp gewonnen . Als muntere und naive Liebhaberinnen ſind
1861 —66 Auguſte Chriſten und als ihre Nachfolgerin Ida Boſt

( ſpäter Frau Gröſſer ) zu nennen , in die jugendlich - ſentimentalen Rollen

trat Luiſe Bender ein .

In der Oper wurde noch Ende 1852 für das Koloraturfach

Clementine Howitz⸗Steinau gewonnen , als Altiſtin wurde bald darauf

Magdalene Grashey ( ſpäter Frau Hauſer ) verpflichtet , für jugendliche

Partien verſchiedener Art trat 1853 Mathilde Fomm ein , die ſich

mit Rudolf Lange vermählte , aber ſchon 1856 ſtarb , als erſter

ſeriöſer Baß , ebenfalls 1853 , Karl Brulliot , der auch im Schauſpiel ,
in den 1860er Jahren vielfach in bedeutenden Rollen auf dem Ge⸗
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biete der Heldenväter wirkte . Als Karl Oberhoffer nach und nach

in das Baßbuffofach überging , ſang Joſef Hauſer alle erſten Bari⸗

tonpartien . Nachfolgerin von Beatrix Fiſcher wurde 1854 Mathilde

Garrigues , als Heldentenor Adolf Grimminger gewonnen . An ſeine
Stelle trat , als er 1858 nach Hannover berufen wurde , Ludwig
Schnorr von Carolsfeld , der ſchon ſeit 1854 in zweiten Tenor⸗

partien beſchäftigt war . Er verließ mit ſeiner Gattin , Mathilde

Garrigues , 1860 einem Rufe nach Dresden folgend , die Karlsruher

Hofbühne . Ihn erſetzte 1861 Wilhelm Brandes . Heinrich Eberius ,

der von 1859 an auf die Buffopartien beſchränkt blieb , folgte als

lyriſcher Tenor Benno Stolzenberg . Neben ihnen wirkte als zweiter

Tenor Benedikt Kürner , der 1867 nach Penſionierung von Eberius

deſſen Nachfolger im Buffofache wurde . Mathilde Garrigues - Schnorr

erſetzte als dramatiſche Sängerin Amalie Boni , für das jugendlich —

dramatiſche Fach trat Karoline Erhartt ein . An die Stelle von

Clementine Howitz trat als Koloraturſängerin 1864 Anna Braun —

hofer , als dieſe die Bühne 1869 verließ , Magdalene Murjahn .
Dem Perſonale des Schauſpiels und der Oper trat Eduard

Devrient zwar mit freundlichem Wohlwollen , aber ſtets gemeſſen und

förmlich , wo es nötig war , unnachſichtlich ſtreng gegenüber . Er ver⸗

langte unbedingte Unterordnung unter die künſtleriſchen und perſön —

lichen Anordnungen des Direktors und geduldete nichts , was die An —

gehörigen der Kunſtanſtalt in den Augen des Publikums herabzufetzen
im Stande geweſen wäre . Auf ſolche Weiſe gelang es ihm, nicht
nur eine zu den höchſten Leiſtungen auf der Bühne befähigte und

dem vornehm aufgefaßten Beruf ſich mit Eifer und Hingebung widmende

Kunſtgenoſſenſchaft heranzubilden , ſondern auch dieſer in der gebildeten

Geſellſchaft der Reſidenzſtadt eine angeſehene und gleichberechtigte

Stellung zu erringen .
Größere Schwierigkeiten traten Devrient in der Mißgunſt einzelner

Kreiſe des Publikums entgegen , welche mit der Bevorzugung klaſſiſcher

Stücke und mit den vielen Wiederholungen unzufrieden waren . Er

aber beharrte , unterſtützt von dem einſichtigen Wohlwollen des Groß —

herzogs , deſſen er unter allen Umſtänden ſicher war , ruhig und ent —

ſchieden bei den Grundſätzen , von denen er ſich in der Verwaltung

ſeines Amtes leiten ließ , unbeirrt von Widerwärtigkeiten , die man

ihm in den Weg legte , und ſchritt unerſchüttert , durch die Anfeindungen
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wie durch die Gleichgiltigkeit eines Teiles der Theaterbeſucher , in der

Richtung fort , die er eingeſchlagen hatte .
So gewann Devrient der Karlsruher Bühne einen klaſſiſchen

Spielplan , ſo bedeutend und reichhaltig , wie ihn kaum ein

anderes deutſches Theater beſaß . Shakeſpeare , Leſſing , Schiller und

Goethe waren mit allen ihren Hauptwerken , in der Spielzeit 1864

bis 1865 und 1865 - 66 beſonders anziehend und feſſelnd durch

Vorführung je eines Cyklus , vertreten , aber auch die namhafteſten
Dramatiker der nachſchiller ' ſchen Zeit fehlten nicht ; Kleiſt und Grill —

parzer , Hebbel und Otto Ludwig , Geibel und Heyſe , Freytag und

Putlitz , von den neueſten Albert Lindner — um hier nur die

bedeutendſten Namen zu nennen — wurden in ihren wertvollſten und

beliebteſten Werken dem Karlsruher Publikum vorgeführt . Wir

finden aber auch Halm , Griepenkerl , Moſenthal , Laube , Brachvogel ,

Gutzkow, Redwitz , Gottſchall , Conſentius auf dem Spielplan auf —

geführt . Es wurde wohl auch der Verſuch gemacht , ältere Dramen

neu zu beleben , von Immermann , Uhland , Tieck u. a. Von aus⸗

ländiſchen Klaſſikern wurden Molière , Calderon , Moreto , Holberg

berückſichtigt , auch Sophokles ' Antigone mit der Muſik von Mendels —

ſohn errang großen Erfolg . Im bürgerlichen Schauſpiel und im

modernen Luſtſpiel ſehen wir , neben den Veteranen Benedix und

Charlotte Birch - Pfeiffer , Bauernfeld , Eduard Devrient ſelbſt , Görner ,

Putlitz , Wilbrandt , Hackländer , Wickert , Moſer und Roſen , neben

den in ihrer Eigenart klaſſiſchen Dichtungen Ferdinand Raymunds ,

Poſſen von Neſtroy , Plötz , Pohl . Von franzöſiſchen Verfaſſern

waren nur Scribe , Augier , Barrière , Feuillet , Dumanoir , Souveſtre ,

Picard zugelaſſen .
Auch auf dem Gebiete der Oper legte Devrient Wert Naf

im Spielplan den klaſſiſchen Werken zu ihrem Recht zu verhelfen .
Eine Gluck' ſche Oper erſchien zum erſten Male , wenige Tage nach

Eröffnung des neuen Theaters , vor dem Karlsruher Publikum , die

zweite Vorſtellung in dieſem war Armida ; es folgten Aleeſte ,

Orpheus und Eurydike , die beiden Iphigenien . Mozart , Beethoven ,
Weber bildeten feſte Säulen des Spielplanes , auch Spohr fehlte

nicht . Richard Wagner feierte mit die erſten Triumphe in Deutſch⸗
land auf der Karlsruher Bühne . Am 28 . Januar 1855 war die

erſte Aufführung des „ Tannhäuſer “ . 1856 folgte „Lohengrin “, 1857
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„ Der fliegende Holländer “, nur ein halbes Jahr nach der erſten
Bühnenaufführung in München gingen hier im Februar 1869 „ Die

Meiſterſinger von Nürnberg “ in Szene . Daneben ließ man das

Publikum auch an den großen Opern von Meyerbeer ſich erfreuen .
Sehr gern ſah man hier ſtets die Lortzing ' ſchen Werke . Gegen

Neuheiten der deutſchen Oper ſchloß Devrient ſich keineswegs ab —

Marſchner , Franz Lachner , Schubert , Hiller , Abert , Flotow waren

mit ihren namhafteſten Werken auf dem Spielplan vertreten .

Schumanns „ Genoveva “ , Mendelsſohns Loreley - Finale , eine ſzeniſche
Darſtellung des von Mendelsſohn komponierten Goethe ' ſchen Gedichtes
„ Die erſte Walpurgisnacht “ , auch Mendelsſohns Singſpiel „ Die

Heimkehr aus der Fremde “ hatte Devrient für die Bühne gewonnen .
Von den Italienern waren Donizetti , Roſſini und Bellini am meiſten ,

ſeltener Verdi , Cherubini und Spontini , von den Franzoſen Auber ,

Möéhul , Adam , Boieldieu , Halévy vertreten . Von Gounod fand
„ Romeo und Julie “ großen Beifall , aber dem Verlangen des

Publikums , auch „Fauſt “ zu hören , ſetzte Devrient unüberwindlichen
Widerſtand entgegen . Er betrachtete dieſen welſchen Fauſt als ein

Zerrbild des größten deutſchen Dichterwerkes , und daß man die Oper
unter dem Namen „ Margarete “ einſchmuggeln wollte , empörte ihn
womöglich noch mehr.

Sein eifrigſtes Beſtreben ging dahin , ein ſtilvolles und har—⸗
moniſches Zuſammenſpiel zu ſchaffen . In einer von befreundeter und

kundiger Hand geſchriebenen Biographie Devrients heißt es hierüber :

„ Den Karlsruher Künſtlern wurde die nachdrückliche Wahrung des

Maßes , welche er durchführte , die ſtete Unterordnung unter die Zwecke
der dramatiſchen Dichtung ein wahrer Segen . Hierdurch gelang es ,

manches ſchöne Talent zu derjenigen Ausbildung zu fördern , welche
ihm überhaupt möglich war . Gerade darauf richtete ſich Devrients

ſtete Fürſorge , und dieſer Rückſicht wußte er die Auswahl des jedes⸗
maligen Repertoires anzupaſſen . Wer ins Karlsruher Theater kam,
der empfand ſofort , wie bei den Aufführungen alles in einander griff .
Auch die Statiſten , auch die Chorſänger der Oper fühlten und be—⸗

währten ſich als verſtändnisvoll teilnehmende Glieder des Ganzen —
Das Ohr wurde nicht durch inkorrekte Ausſprache beleidigt , die Auf—
führung nicht durch falſche Betonungen verwirrt ; in der Oper verſtand
man die Sänger auch ohne Textbuch . “ Häufigen Gaſtſpielen war er
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darum abgeneigt und das eigentliche Virtuoſentum hielt er ſeiner

Bühne fern. Aber hervorragende Künſtler ließ er doch, wenn auch

nur in großen Zwiſchenräumen zu , ſo daß ſie immer nur als Aus⸗

nahme erſchienen . Emil und Karl Devrient , Marie Seebach , Bogu —

mil Daviſon , Theodor Döring , Friederike Goßmann , Ludwig Deſſoir ,

Heinrich Marr wurden zu Gaſtſpielen eingeladen , auch Adelaide

Riſtori mit ihrer italieniſchenGeſellſchaft entzückte das Karlsruher

Publikum ; den ſchwarzen Mimen Ira Aldridge mit ſeiner engliſchen

Geſellſchaft vom Coventgarden - Theatre in London hätte er wohl kaum

zugelaſſen , dieſer ſtellte ſich unmittelbar , bevor Devrient die Bühnen⸗

leitung übernahm , den Karlsruhern vor . Auch in der Oper erſchienen

namhafte Künſtler als Gäſte , wir nennen nur Namen wie Roger ,

Tichatſcheck , Beck , Niemann , Sontheim , Stockhauſen , die Viardot

Garcia , Johanna Wagner , Sophie Stehle u. a.

Das Ballet betrachtete Devrient doch immer nur als eine nicht

zu entbehrende Zuthat zur großen Oper und er hielt darauf , daß es

ſich dabei , von dem Balletmeiſter gut geſchult , mit Anſtand ſehen

laſſen konnte ; wenn kleinere Ballete auch für ſich, allein zur Aufführung

kamen , ſo geſchah es mehr , um dem Perſonal Gelegenheit zu geben,

ſich dem Publikum zu zeigen , als weil er für ſolche Vorführungen

eine Vorliebe gehabt hätte . Doch durften die Karlsruher Theater —

beſucher ſich im Jahre 1855 eines Gaſtſpieles der ſpaniſchen Tänzerin
Sennora Pepita de Oliva erfreuen .

Es ſteht im Einklang mit der ganzen Auffaſſung ſeiner künſt⸗

leriſchen Aufgabe , daß Devrient die ſzeniſche Ausſtattung nie ſo in

den Vordergrund der Aufführungen treten ließ , daß ſie das Intereſſe

an dem Kunſtwerk ſelbſt , dem ſie doch nur als Folie dienen ſollte ,

in den Hintergrund zu drängen vermochten . Doch war er ſtets be⸗

ſtrebt , den Werken des Schauſpiels und der Oper , die er zur Dar⸗

ſtellung brachte , eine würdige Ausſtattung zu geben. Zur Herſtellung

der Dekorationen verfügte er in den Malern Barnſtedt , Slevogt und

Dittweiler über ſehr tüchtige Künſtler .
Wenn es ihm auch nie ganz an Widerſachern fehlte , fand Devrient

dennoch im Laufe der Zeit immer wärmere Teilnahme und ent⸗

ſchiedenere Unterſtützung bei den wahrhaft gebildeten Kreiſen des

Karlsruher Publikums . Schon im Jahre 1859 wurde unter großer

Beteiligung das 40jährige Jubiläum ſeiner theatraliſchen Wirkſamkeit
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( am 25 . April 1819 hatte er als Maſetto im „ Don Juan “ zum

erſten Male die Bühne betreten ) gefeiert . Ein von Krug kompo⸗
nierter Feſtgeſang begrüßte am 23 . April den Jubilar , hierauf
wurden ihm ein Feſtgeſchenk der Berliner Kollegen durch den Opern —
regiſſeur Rudolph , eine kalligraphiſch ausgeführte Votivtafel der

Dresdner Kollegen durch Schauſpielregiſſeur Fiſcher überreicht und

Namens der hieſigen Kunſtgenoſſen ein ſchöner Pokal gewidmet . Ein

Feſtmahl im Muſeum verſammelte Künſtler und Kunſtfreunde um

den Meiſter . Zehn Jahre ſpäter feierte man ſein 50 jähriges
Jubiläum . Ein Feſtakt im Hoftheater , ein Feſtmahl im Mufeum
gab am 24 . April 1869 den Mitgliedern des Hoftheaters und

einer großen Zahl auswärtiger Kollegen und Kunſtgenoſſen , die

ſich teils ſelbſt hier eingefunden , teils ihren Gefühlen durch Glück⸗

wunſchſchreiben und Geſchenke Ausdruck gegeben hatten , ein vom

litterariſchen Verein veranſtaltetes Feſteſſen im Vereinslokal , dem

Gaſthof „ zur Roſe “ , am nächſten Tage Freunden und Verehrern aus

allen Kreiſen der Karlsruher Geſellſchaft Gelegenheit , dem greiſen
Devrient ihre Verehrung zu bezeugen . Mehrere Fürſten zeichneten
ihn durch hohe Orden aus . Im gleichen Jahre wurde eine „ General —
direktion des Großh . Hoftheaters “ errichtet , indem die obere Leitung der

Hoftheaterangelegenheiten und der Verwaltungsgeſchäfte mit der un⸗

mittelbaren techniſchen Bühnenleitung verbunden ward .

In der neuen Würde eines Generaldirektors ſollte Eduard

Devrient nicht mehr lange ſeinem Amte vorſtehen . Arztlicher Rat

gebot ſeiner Thätigkeit Einhalt . Er erbat und erhielt ſeine Zuruhe —
ſetzung , verabſchiedete ſich am 1. Februar 1870 mit einer Anſprache
von dem Perſonal des Hoftheaters und ſtellte in dem aus Hannover
hierher berufenen Direktor Wilhelm Kaiſer ſeinen Nachfolger vor —

Dieſer , ein tüchtiger und gebildeter Künſtler , aber ohne die geiſtige
Bedeutung und die gebietende Perſönlichkeit Devrients , wurde im

Laufe des Jahres 1872 auf ſein Anſuchen ſeiner Stellung wieder

enthoben . Man ſah ihn ohne Bedauern ſcheiden, er hatte weder

unter den Künſtlern noch beim Publikum ſich das Anſehen zu er —

werben verſtanden , welches ſein Vorgänger in ſo hohem Maße be —

ſeſſen hatte . Um ſo lebhafter war das Bedauern über den Abgang
des Hofkapellmeiſters Hermann Levi , der einem Rufe an das K.

Hoftheater in München folgte . Eine ganze Juniwoche war erforder —
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lich , um es der großen Zahl ſeiner Verehrer und Verehrerinnen

möglich zu machen , durch Veranſtaltung der verſchiedenſten Feſtlich⸗

keiten dem genialen Künſtler und geiſtvollen , liebenswürdigen Manne

den Beweis zu geben, wie hoch man ihn geſchätzt habe, wie ungern

man ihn ſcheiden ſehe und wie ſchmerzlich man ihn vermiſſen

werde . 35
Die Theaterleitung übernahm für kurze Zeit ein vorübergehend

mit der Geſchäftsführung beauftragter Direktionsausſchuß , bis im

Oktober die Ernennung des Schriftſtellers Dr . Georg Köberle

zum Vorſtand der Generaldirektion des Hoftheaters mit dem Titel

Direktor erfolgte . Dieſer wurde am 1. Oktober 1872 dem geſamten

Bühnenperſonale durch den Vorſtand des Direktionsausſchuſſes,

Regiſſeur Brulliot , vorgeſtellt und gab in einer längeren Anſprache

dem Reformprogramm Ausdruck , das er der Bühnenleitung zu Grund

zu legen beabſichtige . Er erwies ſich indes bald als einunpraktiſcher

Theoretiker , dem bei allem guten Willen und vielſeitigen Wiſſen die

Erfahrung mangelte , die für den Leiter eines großen Theaters unent⸗

behrlich iſt , und entfeſſelte einen Sturm von Angriffen aus der Mitte

des Publikums und eine hochgradige Unzufriedenheit der Bühnen⸗

mitglieder . Er war auch wenig glücklich in der Verpflichtung neuer

Mitglieder , ebenſo eines neuen Kapellmeiſters , Max Zenger aus

München , der , obgleich ein tüchtiger und ernſter Muſiker , Levi in

keiner Weiſe erſetzen konnte .

Schon im erſten Vierteljahr 1873 wurde Direktor Köberle ſeines

Amtes enthoben und an ſeine Stelle trat als General - Intendant des

Hoftheaters der frühere Leiter der Schweriner Hofbühne , Guſtav

Gans Edler Herr zu Putlitz , welcher am 23 . April durch

Oberregiſſeur Fiſcher dem Hoftheaterperſonal vorgeſtellt wurde . Mit

ſeinem Amtsantritt im Auguſt 1873 traten auf der Karlsruher Hof —

bühne wieder normale Verhältniſſe in Wirkſamkeit , und der liebens⸗

würdige Dichter und erfahrene Bühnenleiter gewann in Bälde das

Vertrauen und die Liebe ſeiner Untergebenen und die Sympathien

des Publikums .
Mit Dr . Köberle war auch Kapellmeiſter Zenger wieder von der

Bildfläche verſchwunden und zunächſt durch Kapellmeiſter Ruczek

erſetzt worden , bis es im Herbſt 1874 gelang , in dem Wiener Hof⸗

kapellmeiſter Deſſoff einen ſeinen beſten Vorgängern ebenbürtigen
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Leiter der Oper und der Konzerte zu gewinnen , der allerdings erſt
im Jahre 1875 in den Verband des Karlsruher Hoftheaters eintrat .

Von Eduard Devrients Abgang bis zum Schluſſe des Jahres 1874

fanden in Schauſpiel und Oper mancherlei Veränderungen ſtatt , von

denen hier nur diejenigen erwähnt ſeien , welche namhafte Mitglieder
betrafen .

In der Regie des Schauſpiels erhielt der hochbetagte Ober⸗

regiſſeur Karl Fiſcher eine Unterſtützung durch Ernennung des Hof —
ſchauſpielers Eduard Nebe zum Regiſſeur , in der Oper war vorüber⸗

gehend Otto Devrient , nachher wieder von neuem Karl Brulliot

als Regiſſeur thätig , nur kurze Zeit führte Emil Fiſcher die Regie
an deſſen Stelle dann Auguſt Harlacher trat . Als Stellvertreter er⸗

ſcheint während der ganzen Zeit Karl Oberhoffer .
Von namhaften Mitgliedern des Schauſpiels verließ Fräulein

Bender die hieſige Hofbühne , um einem Rufe nach Braunſchweig zu

folgen , das Ehepaar Schönfeldt nahm ein Engagement in Wien an ,

Joſef Denk und Frau Strauß ſtarben . Als neue Mitglieder des

Schauſpiels erwähnen wir das Ehepaar Weiſer , die Herren Hanſen ,
Eylert und Schilling . Erheblich ſtärker war Ab - und Zugang unter

den Mitgliedern der Oper . Frau Hauſer und Herr Brandes ver —

ließen wegen Krankheit die Bühne und ſchieden bald darauf aus dem

Leben . Frau Boni wurde penſioniert , Fräulein Murjahn trat aus dem

Verbande der Kunſtgenoſſen , um dem Bankier Robert Koelle zum Altare

zu folgen , Herr Brulliot verpflichtete ſich nach München . Von neuen

Mitgliedern ſeien erwähnt Fräulein Schneider , Fräulein Johanna

Schwarz und Bianca Schwarz , Fräulein Rudolff , Fräulein Walter ,

Fräulein Kindermann und Frau Krone , die Herren Ferenzy , Har⸗

lacher , Holdampf und Staudigl . Die Damen Bianca Schwarz und

Kindermann und Herr Ferenzy ſchieden nach kurzer Zeit wieder aus ,

Herr Speigler , der 1872 ſich nach Amerika begeben hatte , wurde

1873 wieder in den Verband der Hofbühne aufgenommen . Im Jahre
1874 wurden auch der Veteran des Hoftheaters , Hofſchauſpieler Fiſcher ,
der langjährige Oberregiſſeur , und der gleichfalls hochbetagte Hof—

theatermaler Barnſtedt in den Ruheſtand verſetzt .

Das vortreffliche Hoforcheſter entfaltete neben ſeiner künſt —

leriſchen Thätigkeit in der Oper ein von dem Karlsruher Publikum
warm begrüßtes Wirken in den Abonnementskonzerten , die

30
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nunmehr regelmäßig im großen Saale der Muſeumsgeſellſchaft ſtatt⸗

fanden . Wenn in denſelben auch vorwiegend die Werke der muſika⸗

liſchen Klaſſiker zur Aufführung gelangten , ſo waren von ihnen doch

die Kompoſitionen neuerer Meiſter keineswegs ausgeſchloſſen . Unter

Levi ' s muſikaliſcher Leitung wurden namentlich die Werke von

Johannes Brahms in Karlsruhe eingebürgert , wo der Meiſter ſelbſt

ein oft und gern geſehener Gaſt war . Große Tonwerke wurden ſtets

auch am Palmſonntag im Hoftheater vorgeführt . Die geiſtliche Mufik
war durch öftere Aufführungen der Paſſionswerke von Johann

Sebaſtian Bach in den von der Hofkapelle und dem Hoftheater⸗

chor unter Mitwirkung von gut ausgebildeten Dilettanten veran⸗

ſtalteten Konzerten vertreten . Dazwiſchen fanden auch , wie ſchon
früher , muſikaliſche Darbietungen im Foyer des Hoftheaters ſtatt ,
Werke der Kammermuſik und Geſangſoli , welch letztere ebenſo

wie Inſtrumentalſoli neben den Symphonien und Chorwerken

auch in den Abonnementskonzerten der Hofkapelle⸗ nicht fehlten .

Auch dieſe Foyerkonzerte wurden von Mitgliedern der Hofkapelle ver⸗

anſtaltet . 5

Der Cäcilienverein , unter der ausgezeichneten Leitung

des Muſikdirektors Giehne , fuhr fort , bedeutende Chorwerke mit

Solopartien ſeinen Mitgliedern vorzuführen ; aus Rückſicht auf den

Koſtenpunkt mußte meiſtens auf Mitwirkung eines Orcheſters ver⸗

zichtet werden und an deſſen Stelle Klavierbegleitung treten . Neben

dem Cäcilienverein widmete ſich auch der im Anfang der 1860er

Jahre gegründete Philharmoniſche Verein , unter der muſi⸗

kaliſchen Leitung des Hofkapellmeiſters Kalliwoda , erfolgreich der

Pflege des gemiſchten Chorgeſanges . Im Jahre 1863 wurde ein

Inſtrumentalverein gegründet , der größtenteils aus Poly⸗

technikern beſtand und von Herrn Grevs geleitet wurde . Es

fanden auch viele Konzerte hervorragender Künſtler und Künſtler⸗

innen ſtatt , von denen wohl die namhafteſtennicht unterließen , ſich

dem als kunſtſinnig bekannten Karlsruher Publikum vorzuſtellen . Es

ſoll wenigſtens mit Nennung der Namen Klara Schumann , Hans

von Bülow , Joſef Joachim , Anton Rubinſtein der Hervorragendſten

Erwähnung geſchehen . Von beſonderer Bedeutung war das große

Konzert , welches am 14 . November 1863 unter perſönlicher Leitung

Richard Wagners im Hoftheater ſtattfand . Das Vorſpiel



und das Finale aus „Triſtan und Iſolde “ , einzelne Teile aus den

„Meiſterſingern “, der „ Walküre “ und „Siegfried “ wurden von dem

Perſonal der Hofoper und dem Hoforcheſter trefflich ausgeführt . Der

Beifall war ſo groß und anhaltend , daß Richard Wagner ſich zu

einer Wiederholung des Konzertes am 19 . November entſchloß . In

dieſem Jahre war längere Zeit hindurch die Rede davon , daß der

Meiſter ſeinen dauernden Wohnſitz in Karlsruhe nehmen werde .

Doch haben Verhandlungen , die in Bezug auf dieſen Plan geführt
wurden , zu keinem Ergebnis geführt .

Nicht zu den Größen erſten Ranges gehörend , aber ſehr gut

aufgenommen in Karlsruhe , ihrer Vaterſtadt , veranſtaltete die k. han⸗

nover ' ſche Kammerſängerin Wilhelmine Steinmüller , geborene Schrickel ,
im Jahre 1853 im Saale der „Eintracht “ ein Konzert , nachdem ſie
—obwohl ſeit 1851 der Bühne nicht mehr angehörend — auch im

Hoftheater einige Gaſtrollen gegeben hatte . Später ſchlug Frau

Steinmüller ihren Wohnſitz in Karlsruhe auf und erteilte von 1864

bis 1875 Geſangsunterricht .
Daß die zwei großen Männergeſangvereine „Liederhalle “

und „Liederkranz “, die im Jahre 1874 118 bezw. 100 ausübende Mit⸗

glieder zählten und ſich immer mehrin ihren künſtleriſchen Leiſtungen

vervollkommneten , häufig auch außerhalb ihrer Vereinskreiſe ein

größeres Publikum durch ihre Vorträge erfreuten , insbeſondere zur

Verſchönerung aller vaterländiſchen Feſte bereitwillig beitrugen , ſei

nicht vergeſſen . Außer ihnen und den früher ſchon angeführten be —

ſtanden im Jahre 1874 noch acht Vereine für Muſik und Geſang .

Im Januar 1873 beſchloß der Stadtrat auf Antrag des Ober —⸗

bürgermeiſters , die Gründung eines Stadtorcheſters unter Leitung

des Kapellmeiſters Bauer , das außer dieſem , der zugleich Soliſt war ,

aus 21 Muſikern beſtehen und in den Sommermonaten im Sallen⸗

wäldchen bei der Badeanſtalt Morgens von 7 — 8 Uhr und an den

theaterfreien Abenden bei guter Witterung auf dem Friedrichs⸗ oder

Mühlburgerthorplatze ſpielen ſollte . Dem Kapellmeiſter ſollte vorerſt

für ein Jahr eine Unterſtützung von 2 400 fl. in Ausſicht geſtellt

und hierzu die Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes eingeholt werden .

Im Bürgerausſchuß wurde der Antrag des Stadtrates von mehreren

Mitgliedern bekämpft , aber ſchließlich mit 59 gegen ? Stimmen zum

Beſchluſſe erhoben . Anfangs Mai war das Orcheſter gebildet und

30 *



ſpielte zum erſten Mal bei einem Bankett , welches der Oberbürger⸗

meiſter zu Ehren dieſer Gründung am 3. Mai im Eintrachtſaale

veranſtaltete . Von da an fanden dann die vorgeſehenen Muſikauf⸗

führungen im Sallenwäldchen und auf dem Friedrichsplatze , im Hoch—

ſommer auch jeden Mittwoch und Freitag Abend von 6 Uhr bis zu

einbrechender Dunkelheit im Sallenwäldchen ſtatt . Es ſtellte ſich aber

bald heraus , daß der ſtädtiſche Beitrag von jährlich 2 400 fl. zur Er⸗

haltung des Stadtorcheſters nicht ausreichend ſei, und es erging daher⸗
im Auguſt 1872 ein von 30 Bürgern unterzeichneter Aufruf an die

Einwohnerſchaft , zu dieſem Zweck freiwillige Beiträge , zunächſt für
ein Jahr , zu zeichnen . Der Erfolg entſprach aber dieſen Bemühungen

nicht , ohne Zweifel weil das Bedürfnis uach einem ſolchen Orcheſter
kein dringendes war , und ſo mußte denn im November gemeldet werden ,

daß Herr Bauer mit ſeinem Orcheſter nach Stuttgart übergeſiedelt ſei
und dort ein beſſeres Fortkommen als in Karlsruhe zu finden hoffe .

Geſelligkeit und Vereinsleben .

Es war , natürlich , daß der Hof des Regenten und nach deſſen

Vermählung des Großherzogs und der jugendlichen Großherzogin
im Reſidenzſchloſſe eine lebhaftere Geſelligkeit entfaltete , als es in den

letzten Regierungsjahren des Großherzogs Leopold der Fall geweſen

war . Auch das Palais des Prinzen Wilhelm und ſeiner ,

jungen Gemahlin öffnete nun häufig der Hofgeſellſchaft ſeine gaſt —

lichen Räume , im Markgräflichen Palais verſammelte Markgraf

Max während der Wintermonate ſehr oft Gäſte zur Tafel , und

nach dem Ableben des Markgrafen und der Markgräfin Wilhelm
blieb Prinzeſſin Eliſabeth den gaſtfreien Überlieferungen ihrer

hohen Eltern treu , wie auch ihre Schweſter , die Fürſtin zu Hohen —

lohe - Langenburg , die mit ihrem Gemahl und ihren Kindern

mehrere Jahre hier ihren Wohnſitz nahm , vorübergehend auch die

Fürſtin zu Leiningen , geb . Prinzeſſin Marie von Baden .

Die höheren Kreiſe der Geſellſchaft erwieſen ſich, dem Beiſpiele
des Hofes folgend , ebenfalls geſelliger als in den Jahren , in denen

die Revolution und die Zeit der Abſpannung und finanziellen De —

preſſion ſich lähmend und dem Frohſinn und einer gewiſſen Prachtent⸗

faltung ungünſtig gezeigt hatten . Die Miniſter von Stabel und

von Freydorf , denen die officielle Repräſentation oblag , entledigten
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ſich dieſer Aufgabe in einer Weiſe , welche die Salons in dem Gebäude

des Miniſteriums des Großh . Hauſes und der Auswärtigen Angelegen⸗
heiten zu einem willkommenen Vereinigungsort für alle Perſonen , die

zu dem großen Kreiſe der Einzuladenden gehörten , machte. Mit der

Feierlichkeit der amtlichen Veranſtaltung wußten die Miniſter und ihre
Gemahlinnen ſtets einen anmutigen Verkehr zwiſchen ihren Gäſten

anzuregen , der vielfach den in Süddeutſchland den Meiſten erwünſchten
Charakter einer familiären Geſelligkeit an ſich trug . Im kleineren

Kreiſe waren es beſonders die Häuſer der Miniſter Mathy und

Jolly , in denen Viele heimiſch wurden , auch Fremde , welche Karls —

ruhe beſuchten , ſich gern bewegten . Indem Guſtav Freytag in ſeiner

Biographie Karl Mathy ' s von dem „ Verband tüchtiger Menſchen ,
geſcheidter Männer und guter Frauen “ ſpricht , die er in dem Mathy ' ſchen
Hauſe kennen lernte , fügt er bei : „ Die Deutſchen wiſſen gar nicht ,

welchen Reichtum an wohlthuenden Kreiſen gebildeter Menſchen ſie
in dem vielgeteilten Vaterlande beſitzen . “ In dem diplomatiſchen
Corps war ſtets eine Anzahl hervorragender Perſönlichkeiten beſtrebt ,
die Gefelligkeit in vielgeſtaltigRer Weiſe zu beleben . Eine Reihe von

Jahren hindurch war es beſonders das Haus des preußiſchen Ge —

ſandten , Grafen Flemming , welches einen Mittelpunkt bildete , an

dem die engere Hofgeſellſchaft und die Diplomaten mehr als anderswo

mit den Kreiſen der Künſtler und Beamten in Berührung traten .

Der Graf war ſehr muſikaliſch und beherrſchte das Cello mit einer

den Dilettantismus weit überragenden Meiſterſchaft . Jeden Sonntag
Vormittag vereinigte er in ſeinem Hauſe einige tüchtige Orcheſter —
mitglieder zu gemeinſamem Muſizieren , dem wohl auch ein kleiner

intimer Kreis befreundeter Perſonen beiwohnte . Auch in ſeinen
großen Geſellſchaften nahm er zur Freude der Gäſte mit ſeinem
Cello den Platz am Muſikpulte ein . Die Gräfin , geborene von

Arnim , eine Tochter der Bettina , eine Dame von hoher Begabung
und originellem Geiſte , umgab ein Hauch der Romantik , die ſie als

eine teuere Erbſchaft ihres Vaterhauſes pflegte .
Ein reges geſelliges Leben entwickelte ſich in den Kreiſen der

Künſtler . Die Düſſeldorfer brachten die Überlieferungen des Mal —

kaſtens mit nach Karlsruhe . Das Leſſing ' ſche Haus , in dem an der

Seite des ſchlichten und wortkargen Meiſters ſeine überaus lebhafte
Frau in liebenswürdigſter Weiſe der rheinländiſchen Gaſtlichkeit in
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Karlsruhe eine Stätte bereitete , verſammelte nicht nur einen großen
Freundeskreis in den behaglichen Räumen des Galeriegebäudes um

ſich, ſondern es kam wohl kaum ein Fremder von Auszeichnung in

die badiſche Hauptſtadt , der nicht dieſes gaſtliche Haus aufſuchte .
Frau Ida Leſſings Schweſter , Frau Alwine Schrödter ,
machte nicht minder ihre Häuslichkeit Vielen , beſonders auch der

jungen Welt lieb , und Adolf Schrödter mit ſeinem nie ver —

ſagenden Humor war ein gar freundlicher und heiterer Wirt . So

waren auch die Häuſer der anderen Maler , Gude , Des Coudres , Rief -
ſtahl u. a. den Befreundeten ſtets zu anmutiger Geſelligkeit geöffnet .
Es war noch nicht die Zeit luxuriöſer Diners und Soupers in dieſen

Kreiſen , aber bei einfacher Bewirtung , der doch in dieſen rheiniſchen
Häuſern ein guter Tropfen Weines und die beliebte Bowle nie fehlte ,
fand man ſich fröhlich und ohne ſteifes Ceremoniell zuſammen , und

dazu kam die Würze anregender Geſpräche und erfreulicher Haus —
muſik. So vereinigte auch Eduard Devrient gern Männer

und Frauen bei ſich, die ſich dann wohl an auserleſenen dramatiſchen
Werken erfreuen durften , in deren Vortrag er ein anerkannter

Meiſter war .

Eine größere Anzahl von Familien aus den Kreiſen der Künſtler ,

Gelehrten und höheren Beamten that ſich im Anfang der 1860er
Jahre zu der ſogenannten Samstagsgeſellſchaft zuſammen , die

während der Wintermonate ſich an jedem Samstag Abend im großen
Muſeumsſaale und den anſtoßenden Räumen — wie es in dem be —

kannten Studentenlied heißt — „ zu löblichem Thun “ verſammelte .
Jedes Familienhaupt hatte an einem dieſer Abende die Verpflichtung ,
für die Unterhaltung der Geſellſchaft Sorge zu tragen , und da wurden

dann in buntem Wechſel Vorträge , kleine theatraliſche und muſikaliſche
Aufführungen , lebende Bilder , in der Faſtnachtszeit wohl auch allerlei

fröhlicher Mummenſchanz veranſtaltet , in ſpäterer Stunde wurde ein

frugales Mahl eingenommen , welches heitere Trinkſprüche würzten ,
und zuweilen ſorgte die Jugend , zu der auch die Söhne des Mars

ein anſehnliches Contingent ſtellten , dafür , daß von den neun Muſen
auch Terpſichore dieſem frohſinnigen Treiben nicht fehlte . Die Koſten
dieſer Veranſtaltungen trugen natürlich in erſter Reihe die bildenden

und darſtellenden Künſtler , aber auch unter den andern Teilnehmern
waren nicht wenige , die durch Vorträge in gebundener und unge —



bundener Rede und durch ernſte wie humoriſtiſche Trinkſprüche bei⸗

trugen , die löblichen Ziele der Samstagsgeſellſchaft zu fördern . Nicht

der Geringſte unter ihnen war der Münzrat Ludwig Kachel , der

als liebenswürdiger Geſellſchafter durch die Gabe der Rede , durch

ernſte Dichtung und raſche , glückliche Improviſation ſeine Umgebung

ſtets in anmutiger Weiſe zu erfreuen und zu erheitern wußte . Im

Sommer pflegte , unter Führung des Leſſing ' ſchen Ehepaares , die Ge⸗

ſellſchaft an den Sonntag⸗Nachmittagen in den Wildpark zu ziehen,

wo ihr durch fürſtliche Huld geſtattet war , ſich unter den uralten

Eichen zu lagern und an Speiſe und Trank zu laben . Manchmal

zog die heitere Schar erſt in ſpäter Abendſtunde bei Mondſchein

oder bei flackerndem Fackellicht zur Stadt zurück.

Es herrſchte eben damals in Karlsruhe nach allen Richtungen

hin ein friſches , frohes , jeder Engherzigkeit und Philiſterhaftigkeit
bares , aber ebenſo von Kaſtengeiſt , Luxus und Prahlerei gänzlich

unberührtes Leben und Treiben , das auch in politiſcher Beziehung

von dem Wehen des Geiſtes einer neuen Aera belebt und durch —

drungen war .

Die Künſtler , die , wenn der Ausdruck geſtattet iſt , in den

verſchiedenen Geſellſchaftskreiſen gewiſſermaßen den Sauerteig dar⸗

ſtellten , der die weniger beweglichen Elemente in wohlthätige Gährung

zu bringen verſtand , führten auch in der engeren Vereinigung , zu

der ſie ſich untereinander verbanden , dabei aber auch Perſonen anderer

Berufsklaſſen , die Sinn und Verſtändnis für fröhliche Geſelligkeit

und gelegentlich auch Ausgelaſſenheit beſaßen , den Anſchluß verſtatteten ,

ein harmlos fröhliches Daſein , in das wohl auch aus des Tages

ernſter Arbeit ſchöne Akkorde herüberklangen .
Mit der Ausgeſtaltung des Polytechnikums zu einer Hochſchule

nahm auch das Leben der Polytechniker allmählich den Typus der

Univerſitätsſtudenten in ihren Fechtübungen , Menſuren und dem

Kneipceomment an , und auch dieſe akademiſche Jugend ſonderte ſich

nicht ſtreng von anderen geſelligen Kreiſen ab, ſondern — gebend

und nehmend — verband ſie ſich kameradſchaftlich wohl auch mit

anderen lebensfrohen jungen Leuten von anſtändiger Lebensführung .

Mit der männlichen Jugend vereinigte ſich, nachdem Feinde

jeder Neuerung allmählich ihre Einſprache hatten verſtummen laſſen

müſſen , auch die weibliche Jugend zu einem die Geſundheit und
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jugendliche Kraft ſtählenden Vergnügen auf glatter Eisfläche, an dem

ſehr häufig auch ältere Männer teilnahmen , die ſich in die glücklichen
Jugendtage zurückverſetzt ſahen , wenn ſie die in der neueren Zeit
ſo ſehr vervollkommneten Schlittſchuhe an den Füßen befeſtigt hatten .
Es gab aber auch wohl nur wenige Städte in Deutſchland , die eine

ſo herrliche , beneidenswerte Eisfläche beſaßen wie die große Karlsruher
Schießwieſe , die ſich nach Norden bis zu dem Schienengeleiſe
der Eiſenbahn erſtreckte , während nach Süden ihr Gebiet bis gegen
Beiertheim hin ſich ausdehnte , ihr Horizont durch die Ausläufer
des Schwarzwaldes begrenzt war . Ein von Herrn Iffland im

Jahre 1869 gegründeter Schlittſchuhelub zählte binnen kurzem 300

Mitglieder . Das Ausdehnungsbedürfnis der größer werdenden

Reſidenzſtadt ſchränkte , zum Bedauern vieler Freunde des Eisſportes ,
mit der Zeit die große Wieſenfläche ein , die im Winter eine ſo vorzüg⸗
liche Eisbahn anzulegen geſtattete .

Von den alten Karlsruher Geſellſchaften blieb auch in dieſen
Jahren das Muſeum die zahlreichſte und vornehmſte . Ihren Bällen

wurde häufig die Ehre des Beſuches des Großherzogs und der

Großherzogin , der Prinzen und Prinzeſſinnen des Großherzoglichen
Hauſes wie fürſtlicher Gäſte des Hofes zuteil . Hier trat auch die

militäriſche und ſtudierende Jugend in freundliche Berührung , und ein

großer Teil der Adels - , Offiziers - und Beamtenfamilien vereinigte
ſich in dem ſchönen 9086n Muſeumsſaale während des Karnevals

ſehr häufig zu Bällen und Tanzunterhaltungen .

In jener , jetzt etwa 50 bis 30 Jahre hinter uns liegenden Zeit
wurden die Standesunterſchiede , wenn ſie auch auf dem Gebiete der

Politik keine Geltung mehr hatten ,
915

in geſellſchaftlicher Beziehung
noch ſtreng aufrecht erhalten .

Die Kreiſe , welche im Muſeum verkehrten , 195 ſich ziemlich
ſcharf von den erſten bürgerlichen Kreiſen ab , deren Verſammlungsort
die Säle der Geſellſchaft „ ,Cintracht “ waren , und dieſe hinwiederum

von jenen , als deren Vereinigungspunkte die „ Harmonie “ und der

„ Bürgerverein “ galten . Es lag dieſer Sonderbündelei nicht
eigentlich ein perſönlicher Hochmut oder gar Dünkel zu Grunde ,
ſondern dieſe geſellſchaftlichen Abſtufungen waren von Alters her⸗
gebracht und hatten gewiſſermaßen gewohnheitsrechtliche Geltung .
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Neben den genannten Geſellſchaften ſind noch weiter anzuführen
der Bärenzwinger , eine Geſellſchaft , die unter dem Wahlſpruch
„Freundſchaft und Humor “ einen großen Kreis von Männern des

Beamten - und Bürgerſtandes vereinigte , einmal im Jahre aber auch
Frauen und Töchter für die Abweſenheit der Gatten und Väker an

ſo vielen Abenden des Jahres durch einen großen Ball entſchädigte ,
der zu den beliebteſten Veranſtaltungen in der Reihe der Winter⸗

vergnügungen zählte . Eine Anzahl jüngerer Männer , vielfach ſchon
durch Schulfreundſchaft ſeit längerer Zeit verbunden , den verſchiedenſten
Berufsklaſſen angehörend , war unter dem Namen „Wurſtonia“
zuſammengetreten , und es galt für neue Ankömmlinge als eine vielfach
angeſtrebte , aber nicht leicht geſpendete Gunſt , in dieſen Kreis Zutritt
zu erhalten .

Das Adreßbuch führt dann noch den katholiſchen Verein „ Con —

ſtantia “ und den katholiſchen Geſellenverein , das „Storchenneſt “, den

Thiergartenverein und den Schachklub als Vereine auf , die für

geſellige Zwecke gegründet waren .

Ein Vereinigungspunkt , an dem ſich alle Kreiſe trafen , waren

die großen Maskenbälle , die während einiger Jahre , zuerſt im

Faſching 1861 , die Generaldirektion der Großh . Kunſtanſtalten
im Hoftheater veranſtaltete . Die Bühne und der Zuſchauerraum
wurden zu einem großen Saale vereinigt , in dem ſich ein reges

Maskentreiben entfaltete . Später fanden Maskenbälle , zu denen

jedermann Zutritt hatte , in den Räumen der Muſeumsgeſellſchaft
ſtatt , ſie arteten aber mit der Zeit in einer Weiſe aus , die ihr
Auſbbren herbeiführte . Auch in der Eintracht und im Bürgerverein
wurden Maskenbälle abgehalten , nicht zu gedenken der vielen kleineren

Veranſtaltungen in anderen Geſellſchaftsräumen und Gaſthöfen , ſowie
der Beluſtigungen der unteren Volksſchichten , an denen Dienſtboten
und Soldaten ſich mit beſonderer Vorliebe betheiligten .

Die „ Fulder “ zeichneten ſich bei ihren Feſten durch prächtige
Koſtüme und anziehende Schauſtellungen aus , 1862 ſtellten ſie die

Belagerung von Weinsberg mit den tapferen , 055 Männer rettenden

Frauen dar .

In manchen Jahren wurde auch wieder , was früher , als die

Stadt kleiner war , beſſer gelang , verſucht , nach Art der rheiniſchen
Städte die Faſchingsluſt während der letzten Tage vor Beginn der



Faſtenzeit auf Straßen und Plätzen ſich entwickeln zu laſſen .

Die Polytechniker , die Fulder , die Turner veranſtalteten Maskenzüge ,

ſtellten eine größere Zahl von Wagen , zumteil mit großartigem ,

phantaſiereichem Aufbau und grotesker Ausſtattung zuſammen , denen

ſich däzu wohl einzelne Masken anſchloſſen . Die Geſellſchaft der

Zipfelkappen trieb allerlei Schwänke , die Naricykla der Fulder

erwies ſich als beſonders heiter und witzig.

Aber auch außerhalb des Bannes dieſer närriſchen Zeit ver⸗

ſtanden die Karlsruher ſich in ſinniger Art zu unterhalten . Eine

durchaus originelle Beluſtigung , die während kurzer Zeit jährlich

wiederkehrte , war das St . Gallus - Feſt der ehemaligen

böſen Buben aus dem Pfannenſtiel “ ) . Die Ortlichkeit, die

dieſen Namen führte , war , „ als Anhängſel der fächerförmigen Figur

der Altſtadt Karlsruhe , der Teil vom Durlacher Thor bis zur Sonne

einerſeits und bis zum ſogenannten Scharfen Eck anderſeits und von

da bis an das Heckengäßchen gegen den Friedhof und anderſeits

von der Sonne bis zu des Baudirektors Müller Haus “ , und man

konnte ſich vorſtellen , daß die dadurch gebildete Figur einen langen

Stiel mit zwei ungleichen Seiten darſtelle , den man Pfannenſtiel

nennen mochte, wenn die runde Figur der Stadt einer Pfanne gleichen

ſollte . Es gab aber noch eine andere Etymologie des Namens ,

welche an die Schwemme ( damals „die Wette “ genannt ) anknüpft .

In dieſe wurden an den Sommerabenden von Dienern und Haus⸗

knechten die Pferde geritten , wobei die böſen Buben der Gegend

von der Mauer des Steinplatzes ins Waſſer ſprangen und ſich mit

jenen bei den Pferden zu ſchaffen machten . Von einem der Knechte

wurde erzählt , er habe , wenn er Abends im Scharfen Eck in die

Wette ritt , auf Anrufen geſagt , er reite „in die Pfanne “ , und wenn

er ſich beim Tränken ſeiner Pferde zu lange aufhielt , habe ſein Herr

geſagt , wenn er nicht bald nach Hauſe komme , mache er der Pfanne noch

einen „ Stiel “ . Davon habe zunächſt der Dienſtherr dieſes Knechtes

den Beinamen „ Herr Pfannenſtiel “ erhalten , und dieſer ſei ſpäter

auf die ganze oben beſchriebene Brtlichkeit angewendet worden . Der

) Beſchrieben von einem Pfannenſtieler Kind , das in dem letzten Viertel

des vorigen Jahrhunderts das Licht der Welt erblickte . Karlsruhe im Verlag

der Franz Nöldeke ' ſchen Buchhandlung . 1858 .
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„ Stiel “ aber wurde ſpäter durch die Herſtellung der Faſanenſtraße
in der Mitte entzweigebrochen .

Dieſe Sage lebte bis in die neueren Zeiten fort , und ihre
Erzählung beim Nachmittagskaffee in der Geſellſchaft „Eintracht “
im Jahre 1857 rief den Plan hervor , die alten Pfannenſtieler einmal

irgendwo zuſammenzurufen , um ſich ihre Jugendſtreiche , die ſie als

böſe Buben verübt hatten , wieder mitzuteilen . Dies geſchah zum

erſten Mal an Sankt Gallus - Abend ( 15. Oktober ) 1857 im „ Roten

Haus , bei ' s Hofgärtners Louis “ , und die Zuſammenkunft hatte
ſolchen Erfolg , daß ſie 1858 an St . Gallus - Tag ( 16. Oktober ) „auf
eigenem Boden “ , im Gaſthaus zum „ Weißen Löwen “ wiederholt
wurde . Abermals fand im Jahre 1859 am 30 . Oktober ein ſolch

„ſolennes Feſt “ im gleichen Gaſthauſe ſtatt . Da wurde gegeſſen und

getrunken , geredet und geſungen , in ſpäter Stunde auch getanzt , die

Anweſenden ſchmückte ein ſchon 1858 geſtifteter Orden „ zur Pfannen —
ſtiels Treue “ , mit den ehemaligen „böſen Buben “ nahmen nun auch
ehemalige „böſe Mädchen “ aus dem Pfannenſtiel an dem Feſte teil .

Es herrſchte bei der trefflichen Bewirtung des Gaſtgebers Seyfried
große Heiterkeit , Erinnerungen an das Jugendleben auf der Straße ,

zu Hauſe und in der Schule wurden ausgetauſcht . Wie ein Zeitungs⸗
bericht ſagt , nahmen „auch höherſtehende Perſönlichkeiten an dem

Feſte teil und hochgelehrte Mäuner miſchten ſich unter ſchlichte Bürger
und ärmſte Arbeiter “ . Der guten altkarlsruher Überlieferung treu

vergaß man auch nicht , dem Großherzog und ſeinem Hauſe den

Zoll der Verehrung und Anhänglichkeit in warm empfundenen und

begeiſtert aufgenommenen Trinkſprüchen darzubringen . Ob eine

weitere Fortſetzung dieſer heiteren Zuſammenkünfte ſtattgefunden habe,
konnten wir nicht feſtſtellen . Vielleicht waren die ernſteren politiſchen

Vorgänge der folgenden Jahre der harmloſen Wiederbelebung alt —⸗

karlsruher Treibens nicht günſtig .

Londesbbblfofbel
Kuriaruſe
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